
Akademie für Naturschutz 
und Landschaftspflege

Laufen/Salzach

Naturschutzpolitik und Landwirtschaft





Naturschutzpolitik und Landwirtschaft

Referate-Sammlung 
folgender ANL-Seminare:

"Naturschutzpolitik und Landwirtschaft"
7. - 9. Nov. 1986 Grünberg (Hessen)

Seminarleitung:
Dr. Wolfgang Zielonkowski,
Direktor der ANL

"Flächenumwidmung in der Agrarlandschaft - 
Chancen für Gesellschaft, Landwirtschaft und 
Naturschutz"
21. - 23. Sept. 1987 Laufen 

Seminarleitung:
Wolfgang Maucksch, Bauoberrat, ANL

Herausgeber:

Akademie für Naturschutz und Landschaftspflege 
D-8229 Laufen a.d. Salzach, Postf. 1261, Tel. 08682/7097



LAUFENER SEMINARBEITRÄGE 3/87 - April 1989

Akademie für Naturschutz und Landschaftspflege 
ISSN 0175-0852 
ISBN 3-924374-41-4

Schriftleitung: Dr. Notker Mallach Redaktion: Mallach/Maucksch 

Für die Einzelbeiträge zeichnen die jeweiligen Referenten verantwortlich.
Die Herstellung von Vervielfältigungen - auch auszugsweise - aus den Veröffentlichungen der Akademie für Naturschutz und 
Landschaftspflege sowie deren Benutzungzur Herstellung anderer Veröffentlichungen bedürfen der schriftlichen Genehmigung.



Inhalt Seite

"Naturschutzpolitik und Landwirtschaft"
7. - 9. November 1986 Grünberg (Hessen) 
S eminar ergebnis

Manfred FUCHS 
Oberreg.-Rat, ANL

5

"Flächenumwidmung in der Agrarlandschaft - 
Chancen für Gesellschaft, Landwirtschaft und Na­
turschutz"
21. - 23. September 1987 Laufen a.d. Salzach 
Seminarergebnis / Einführungsreferat

Wolfgang MAUCKSCH 
Bauoberrat, ANL

7

Neuorientierung der Landwirtschaft im Blick auf 
die Umsetzung von Naturschutzzielen

Karl GROENEN 
Senator,
Bayer. Bauernverband

15

Naturschutzfachliche Programme unter Beteili­
gung der Landwirtschaft

Werner BÜCHNER 
Min.-Dir. Dr., BayStMLU, 
München

21

Umsetzung von Naturschutzzielen in der Landwirt­
schaft

Georg GALLUS 
Staatssekretär, 
BMELF, Bonn

28

Praktische Umsetzung naturschutzpolitischer Vor­
gaben in der Landwirtschaft

Norbert KNAUER 
Prof. Dr.; Chr.-A.-Univ., 
Kiel

34

Naturschutzfachlicher Flächenanspruch und Land­
wirtschaft

Johann SCHREINER 
Oberreg.-Rat, ANL

45

Konzept des Naturschutzes zur Flächennutzung Klaus HEIDENREICH 
Min.-Rat, Dr., BayStMLU, 
München

52

Volks- und betriebswirtschaftliche Kosten des Na­
turschutzes in der Landwirtschaft und Möglichkei­
ten der Finanzierung

Ulrich HAMPICKE 
Prof. Dr.; Gesamt­
hochschule Kassel

60

Gesetzliche sowie steuerliche und Marktordnungs- 
Möglichkeiten zur verstärkten Berücksichtigung 
des Naturschutzes in der Landwirtschaft

Ernst WIRTHENSOHN
Dipl.-Agraring.,
BN-Bayern

85

Landwirtschaft unter besonderer Berücksichtigung 
der Belange des Naturschutzes

Josef PFROGNER 
Ltd. Landw.-Dir., Dr., 
Landesamt f. Bodenkultur 
u. Pflanzenbau, München

87

Flächenumwidmungen für nachwachsende Roh­
stoffe?

Werner PHILIPP 
Dipl.-Landwirt, 
Lehrstuhl f. Forstpolitik 
u. Forstgeschichte,
Univ. München

94



Inhalt Seite

Möglichkeiten der Flurbereinigung zur verstärkten 
Berücksichtigung des Naturschutzes

Rolf MANGER 
Min.-Rat, BayStMELF, 
München

102

"Freizeit und Erholung" - Chancen für Naturschutz 
und Landwirtschaft

Rüdiger HOSCH 
Ltd. Min.-Rat, 
BayStMLU, München

107

Berücksichtigung des Naturschutzes bei Planungen 
und Maßnahmen der städtebaulichen Siedlung, 
des Verkehrs und der Wasserwirtschaft

Lothar SCHULTZ-PERNICE 
Min.-Rat., Oberste Baubehörde 
im BayStMI, München

111

Bibliographie:
Naturschutzpolitik und Landwirtschaft 
(Stand: 5. Febr. 1987)

Hannelore VOGEL 
Dipl.-Biologin,
Bonn

119



Seminarergebnis:
Naturschutzpolitik und Landwirtschaft

Seminar am 7. - 9. November 1986 in Grünberg (Hessen) in 
Zusammenarbeit mit der Bundesforschungsanstalt für Natur­
schutz und Landschaftsökologie (BFANL), Bonn

In der jüngsten Zeit häufen sich die Wortmeldun­
gen zum Thema "Naturschutz und Landwirtschaft" 
oder auch "Landwirtschaft und Naturschutz", was 
auf aktuelle Sensibilisierung beider Bereiche deu­
tet.
Als auslösende Faktoren sind agrarpolitische Er­
kenntnisse und ein allgemein gestiegendes Um­
weltbewußtsein zu nennen. Während von land­
wirtschaftlicher und politischer Seite Thesen, Po­
sitionen und Modelle reichlich zur Diskussion ge­
stellt werden, verhält sich der Naturschutz in 
konkreten Fachfragen zurückhaltend, verunsi­
chert, ja konzeptlos.
Bestenfalls greift die Landwirtschaft selbst im 
Rahmen ihrer Vorschlagspalette fachliche Über­
legungen des Naturschutzes auf.
Für den Naturschutz scheint dies eine völlig neu­
artige Situation zu sein, daß nicht nur rückblickend 
kritische Analysen, sondern zukunftsorientierte 
Fachkonzepte naturschutzpolitischer Art verlangt 
werden.
Solche Konzepte erfordern die eingehende Be­
schäftigung mit Fragen der Landwirtschaft, das 
Einfühlungsvermögen in Sorgen und Nöte einer 
von der Landnutzung lebenden Bevölkerung und 
nicht zuletzt eine eigene klare Zielbestimmung des 
Naturschutzes.

Wenn heute von Umweltbewußtsein der Land­
wirtschaft, von Flächenstillegung, Einkommenssi­
cherung, Neuorientierung der Agrarpolitik usw. 
gesprochen wird, ist der Naturschutz gefordert, 
seine Überlegungen partnerschaftlich einzubrin­
gen. So definierte der Direktor der Akademie für 
Naturschutz und Landschaftspflege, Dr. Wolf­
gang ZIELONKOWSKI, als Ziel des Seminars die 
Notwendigkeit, konkrete Lösungsansätze des Na­
turschutzes vorzustellen, um naturschutzpoliti­
sche Wirksamkeit erreichen zu können.
Vor dem Hintergrund dieses Appells erarbeiteten 
Fachleute des Naturschutzes und der Landwirt­
schaft, Wissenschaftler, Politiker ünd Vertreter 
der Verbände aus der gesamten Bundesrepublik 
die Grundzüge einer eigenständigen Naturschutz­
politik zur Durchsetzung naturschutzfachlicher 
Ziele in der Agrarlandschaft.

"Die gegenwärtige Situation der Landwirtschaft ist 
eine Jahrhundertchance für den Naturschutz!" Mit 
diesem Zitat des Staatssekretärs des Bayerischen 
Staatsministeriums für Landesentwicklung und 
Umweltfragen eröffnete der Ministerialdirektor 
dieses Hauses, Dr. Werner BÜCHNER, sein 
Referat zum Thema ‘Naturschutzfachliche Pro­
gramme unter Beteiligung der Landwirtschaft’.

Auch Dr. BÜCHNER sah innerhalb des Natur­
schutzes eine gewisse Verunsicherung. Er führte 
als Gründe die ständigen Niederlagen, die fehlen­
de Lobby und mangelnde theoretische Grundla­
gen an. Dem sei nur zu begegnen, wenn es dem 
Naturschutz gelingt, von sektoralen zu kumulati­
ven Ansätzen, von punktueller zu flächiger Wirk­
samkeit, von langsamen zu schnellem Handeln zu 
kommen. Das Mittel der Wahl sei hierbei das Ko­
operationsprinzip, d.h. konkrekt, daß naturschutz­
politische Ziele mit Hilfe der Landwirtschaft 
durchgesetzt werden sollten. Vergleichbare Situa­
tionen würden im Bereich der Industrie schon vor 
dem Greifen gesetzlicher Regelungen durch frei­
willige Absprachen gelöst. Die Lage des Natur­
schutzes und der Landwirtschaft sei so schwierig, 
daß auch das Verfassungsrecht im Hinblick auf die 
Sozialpflichtigkeit neu überdacht werden sollte. 
Kooperative "Ansätze", wie sie sich etwa im Be­
reich des Wasserrechtes in Baden-Württemberg 
abzeichnen, seien in jedem Fall Vorrang einzuräu­
men. Daß auch hoheitliche Mittel eingesetzt wer­
den müssen und erfolgreich eingesetzt werden 
können, zeige der Artikel 6d (1) des Bayerischen 
Naturschutzgesetzes zum Schutz der Feucht- und 
Trockenstandorte. Dr. Werner BÜCHNER stell­
te in diesem Zusammenhang die naturschutzfach­
lichen Programme des Bayerischen Umweltmi­
nisteriums vor. Der Ansatz flächenbezogener Aus­
gleichszahlungen für Fachprogramme des Natur­
schutzes in der Agrarlandschaft sei wichtig und 
richtig. 16,7 Millionen DM seien in Bayern bisher 
für Landschaftspflege-, Wiesenbrüter-, Acker­
randstreifen-Programme und Erschwernisaus­
gleich bereitgestellt worden. Falsch sei die Frage, 
was kostet der Naturschutz; richtig sei zu fragen, 
was es kostet, wenn kein Naturschutz betrieben 
würde. Auf dem Weg zu einer echten Partner­
schaft zwischen Naturschutz und Landwirtschaft 
seien verstärkt Möglichkeiten zu nutzen in den Be­
reichen Förderung extensiver Nutzungsformen, 
Schaffung von Pufferzonen zu Schutzgebieten, 
Aufbau eines Systems von Gewässerrandstreifen, 
Rückumwandlung von Ackerland und Grünland, 
Einbindung der Landwirtschaft in Gestaltungs­
und Pflegemaßnahmen.

Der Senator Karl GROENEN vom Bayerischen 
Bauernverband betonte ebenfalls die Notwendig­
keit zur Kooperation und forderte eine Neuorien­
tierung der Landwirtschaft im Hinblick auf die 
Umsetzung von Zielen des Naturschutzes. Ausge­
hend von einer Situationsbeschreibung der be­
drückenden Lage der bäuerlichen Landwirtschaft, 
die gekennzeichnet sei durch Einkommenskrise 
und Verdrängungswettbewerb, müsse die Agrar­
politik verstärkt ökonomische und ökologische 
Belange berücksichtigen. Die Hauptforderungen 
seien Bestandsobergrenzen mit dem Grundsatz 
flächenbezogener Tierhaltung, Lenkung des tech­
nischen Fortschritts, Vergütungen für die Wohl­
fahrtsleistungen der Landwirtschaft durch Pro­
duktion, Erhaltung funktionsfähiger Räume und

5



Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen. Die 
Finanzierung dieser Forderungen könne über eine 
Anhebung der Mehrwertsteuer auf Nahrungsmit­
tel, Ausdehnung der sog. ’benachteiligten Gebiete’ 
und durch die Schaffung finanzieller Anreize - 
etwa im Rahmen von Grünbrachemodellen - vor­
genommen werden. Voraussetzung sei allerdings, 
daß die Landwirte ein Eigeninteresse bekunden 
und eine umweltschonende Bewirtschaftung stets 
im Einvernehmen zwischen Naturschutz und 
Landwirtschaft erfolge.

Naturschutzfachliche und ökologische Kriterien, 
Vorgaben und Anforderungen an die Landwirt­
schaft definierte Prof. Dr. Wolfgang ERZ von der 
Bundesforschungsanstalt für Naturschutz und 
Landschaftsökologie in Bonn. Prof. ERZ gab ein­
gangs einen kurzen Abriß der Geschichte des Na­
turschutzes. Verbunden mit E. Rodorff sei ab 1880 
eine 1. Agrarkritik als Reaktion auf die Flurberei­
nigung geäußert worden. Mit R. Carson habe es ab 
1962 eine Pestizid-Kritik als 2. Agrarkritik gege­
ben. Ab 1975 sei eine ökologisch motivierte 3. 
Agrarkritik feststellbar, die mit den Begriffen Ver- 
inselung und Vernetzung charakterisiert werden 
könne und die Forderung nach Extensivierungs- 
programmen auf der gesamten landwirtschaftli­
chen Nutzfläche. Naturschutzpolitik habe sich 
deshalb an ökologischen Systemen zu orientieren 
und hieraus Meßkriterien zur Effektivität des Na­
turschutzes abzuleiten. Relevant seien deshalb 
nicht Angaben über abgerufene Finanzmittel oder 
Naturschutzgebietsstatistiken. Prof. ERZ äußerte 
in diesem Zusammenhang Kritik an den laufenden 
Agrarprogrammen, die nur die Raumstruktur be­
rücksichtigen würden und nur sektoral wirken. Sie 
seien aufgelegt für die Steuerung der Produktion, 
der Bodenpreise und für die Sozialstruktur. Öko­
logische Kriterien wären Flächenzahl, Flächen­
größe und Flächenauswahl im Rahmen natur­
schutzfachlicher Wertungen. Vorrang müsse einer 
Umweltpolitik eingeräumt werden, die zur Siche­
rung der Lebensgrundlagen ihre inhaltlichen und 
instrumenteilen Ziele definiert. Inhaltliche Ziele 
ließen sich z.B. in bezug auf Emissionen oder Res­
sourcen, instrumentelle Ziele auf Kostenträger 
(Verursacherprinzip) oder Entscheidungsprozes­
se (Kooperationsprinzip) formulieren. Eine voll­
ständige Ausformulierung dieser Ziele sei aller­
dings mangels ausreichenden Naturschutzperso­
nals derzeit nicht möglich, geschweige denn könne 
von effektiver Durchführung und von effektivem 
Vollzug gesprochen werden.

Eine präzise Analyse der Kosten-Nutzenanalyse 
einer naturschutzorientierten Landwirtschaft gab 
Prof. Dr. Ulrich HAMPICKE von der Gesamt­
hochschule Kassel. Auszugehen sei von der Not­
wendigkeit großflächiger Maßnahmen. Der Be­
griff "ökologische Zelle" assoziiere eher "Strafvoll­
zug" als Naturschutz. Allein aus Gründen der zeit­
lichen Priorität müsse das Segretationsprinzip ver­
folgt werden, d.h. es seien großflächige Extensiv-

Gebiete zu schaffen. Aus volkswirtschaftlicher 
Sicht sei die Lösung einfach. Nützlich sei, wofür 
bezahlt wird. Kosten seien entgangener Nutzen. 
Die Kosten einer naturverträglichen Landwirt­
schaft seien somit der der Landwirtschaft entgan­
gene Nutzen. Da zu hohe Produktion und Res- 
sourcen-Fehlleitung ökonomisch sinnlos sind, 
müßten bis zum Jahre 2000 etwa 25 % der land­
wirtschaftlichen Nutzfläche der BRD aus der Pro­
duktion genommen werden, um ein Gleichgewicht 
des Marktes zu erreichen. Durch Verzicht auf 
Überproduktion ließen sich als Ausgleich privaten 
Nachteils durchschnittliche Betriebseinkommen 
in Höhe von 1.500,- DM pro Hektar garantieren. 
Voraussetzung sei jedoch ein Wandel des Berufs­
bildes Landwirtschaft in die Richtung integrierte 
Dienstleistung.

Der Staatssekretär des Bundesministeriums für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Georg 
GALLUS, referierte zur Umsetzung von Natur­
schutzzielen in der Landwirtschaft. Einleitend be- 
zeichnete er die Landwirtschaft als Opfer, 
Sündiger und Schützer; als Opfer mangelnden 
Umweltschutzes, als Sündiger, da sie den Natur­
haushalt gefährde, als Schützer wegen ihrer Lei­
stungen zur Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit, 
der Landschaft, der Artenvielfalt. Es gelte somit 
nicht, die Landwirtschaft zu verdrängen, sondern 
die negativen Auswirkungen zu beseitigen. Der 
Staatssekretär Georg GALLUS sah ebenfalls 
einen Handlungszwang durch die Agrarüber­
schüsse als gegeben. Eine Rückführung sei zwin­
gend. Dies sei über den Preis jedoch agrarpolitisch 
nicht zu verantworten. Hingegen sei die Reduk­
tion des technischen Fortschrittes eine geeignete 
Alternative. Flächenstillegung aus agrarpoliti­
schen Gründen sei für Naturschutzziele nutzbar. 
Extensivierungen in Wasserschutzgebieten und 
Naturschutzgebieten gegen Ausgleichszahlungen 
ebenfalls. Mit gebotener Vorsicht sollten die Pro­
gramme für nachwachsende Rohstoffe getestet 
werden, der integrierte Pflanzenschutz nach dem 
Schadschwellenprinzip zu fördern. Deutliche Un­
terstützung gab Staatssekretär Georg GALLUS 
für die Forderung nach 1 Million Hektar für Na­
turschutzzwecke. Diese Forderung sei agrarpoli­
tisch und naturschutzpolitisch sinnvoll und zudem 
finanzierbar.

Johann SCHREINER von der Naturschutzakade­
mie stellte eine theoretische Berechnung des na­
turschutzfachlichen Flächenanspruchs zur Reali­
sierung des Arten- und Biotopschutzes vor. Ziel 
sei eine Vereinigung der häufig andiskutierten 
Prinzipien von Segregation und Integration. Unter 
Berücksichtigung der Kriterien der Zahl der Flä­
chen nach ihrer Repräsentanz, Mindestgröße, Flä­
chenbedarf für Pufferzonen, Verbindungslinien 
und Trittsteine würden 10 - 15 % der Landesflä­
che benötigt für den Arten- und Biotopschutz. Zu­
sätzlich fallen mindestens 12 % an zum Schutz der 
Naturgüter Boden und Wasser. Johann SCHREI -
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NER betonte auch, daß darüber hinaus auf der ge­
samten landwirtschaftlichen Nutzfläche in Eigen­
verantwortung der Landwirtschaft Naturschutz­
belange zu berücksichtigen seien.

In diesem Zusammenhang betonte Prof. Norbert 
KNAUER von der Christian-Albrecht-Universi- 
tät in Kiel die Notwendigkeit von Fachprogram­
men zur Schaffung eines Biotopverbundsystems. 
Er legte jedoch auch Wert auf die Feststellung, 
daß der Naturschutz über diese Teilprogramme 
hinaus die Extensivierung der gesamten Nutzflä­
che anstreben müsse. In seinem Referat zur prak­
tischen Umsetzung naturschutzpolitischer Vor­
gaben in der Landwirtschaft beklagte Prof. 
KNAUER das Fehlen eines fundierten Natur­
schutzprogrammes für die Agrarlandschaft. Das 
Hauptziel der laufenden Extensivierungspro- 
gramme sei die Nicht-Produktion von Nahrungs­
mitteln. Nachteilig wirke sich aus, daß sie nur von 
begrenzter Bindungsdauer und vorzeitig kündbar 
seien. Nicht übersehen werden dürfe, daß jahr­
zehntelang gezielt Ödland und Streuwiesen in 
Hochleistungsgrünland verwandelt wurde und die 
Techniken zur Rück-Umwandlung noch nicht ver­
fügbar sind. Notwendig seien die Ermittlung der 
Kosten für die Bedürfnisse des Naturschutzes in 
großen Landschaftsräumen und die Umwandlung 
von bäuerlichen Betrieben in Naturschutz- und 
Landschaftspflegebetriebe mit dem Produktions­
ziel Naturschutz.

Starke Kritik an der Agrarpolitik übte Dipl.-Ing. 
Hubert WEIGER vom Bund Naturschutz Nord­
bayern. Er nannte diese Politik verbraucherfeind­
lich. Gleichzeitig sei jedoch in der Landwirtschaft 
eine Kluft feststellbar zwischen Agrarfabriken und 
bäuerlichen Betrieben. Vehement wandte sich 
WEIGER gegen Flächenstillegungen, die er als 
Betriebsvernichtung ansehe. Stattdessen müßten 
nationale Quoten nach Bedarf festgesetzt, die 
Viehhaltung an die Fläche gebunden werden. Der 
Bauer müsse als Landschaftspfleger honoriert 
werden. Bauern und Natur Schützer hätten eine ge­
meinsame Zukunft.

Im Rückblick auf den Seminarverlauf läßt sich 
feststellen, daß in der Beurteilung der gegenwär­
tigen Situation allgemeiner Konsens gegeben war. 
Aufhorchen ließ die Kritik und die Warnung der 
Fachleute des Naturschutzes vor einer Überbe­
wertung der Extensivierungsprogramme, die ge­
genwärtig noch weit davon entfernt seien, als 
Naturschutzprogramme angesehen zu werden. 
Hier sei in erster Linie der fachliche Naturschutz 
gefordert, die Grundlagen zu definieren und im 
politischen Umfeld durchzusetzen. Die Aufgabe 
sollte jedoch lösbar sein, da in der Frage der Flä­
chenbereitstellung seitens der Landwirtschaftspo­
litik deutliches Entgegenkommen signalisiert wur­
de.

Manfred Fuchs, ANL

Seminarergebnis:
Flächenumwidmungen in der Agrarländschaft - 
Chancen für Gesellschaft, Landwirtschaft und 
Naturschutz

Seminar vom 21. - 23.09.1987 in Laufen a.d. Salzach

Zweck der Tagung war es, solche Wege und Mög­
lichkeiten von Flächenumwidmungen aufzuzeigen 
und zu diskutieren, die sowohl volkswirtschaftlich 
akzeptabel sind als auch den Interessen der Land­
wirtschaft und des Naturschutzes gerecht werden 
können.

Vor 50 Teilnehmern legte Ministerialrat Dr. Klaus 
HEIDENREICH vom Bayer. Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen die flä­
chenbezogenen Naturschutzkonzepte seines Hau­
ses dar. Erbetonte, daß Naturschutz grundsätzlich 
Ansprüche an die gesamte Landesfläche habe. 
Vorrangig zu erhalten seien solche Flächen, die als 
unersetzbare Lebensräume für bedrohte Tier- und 
Pflanzenarten eine besondere Bedeutung besit­
zen. Daneben würden Puffer- und Vernetzungs­
flächen sowie zahlreiche Flächen für Sonder­
funktionen wie zur Wiedervernässung oder zur 
Biotopbereicherung benötigt. Insgesamt sollten 
jedoch alle Flächen möglichst "naturschutzge­
recht" genutzt werden. HEIDENREICH betonte, 
daß ein finanzieller staatlicher Kraftakt erforder­
lich sei, um die u.a. im Arten- und Biotopschutz- 
Programm und im Landschaftspflege-Programm 
dargelegten Zielvorstellungen des Naturschutzes 
umzusetzen.

Leitender Landwirtschaftsdirektor Dr. Josef 
PFROGNER von der Bayerischen Landesan­
stalt für Bodenkultur und Pflanzenbau wies auf die 
als selbstverständlich von der Gesellschaft entge­
gengenommenen "ökologischen und ästhetischen 
Leistungen" der Landwirtschaft hin. Bewirtschaf­
tungsentgelte hierfür würden mit der Zeit immer 
dringender. Die Landwirtschaft sei zu einem wohl­
überlegten Randzonenmanagement und zu Rota­
tionsbrachen bereit. Auch könnten Auffangbe­
triebe gebildet werden, um ungeregeltes Brachfal­
len zu vermeiden. Eine flächenbezogene Tren­
nung: hier Landwirtschaft dort Naturschutz, 
müsse unbedingt vermieden werden.

Dipl.-Landwirt Werner PHILIPP vom Lehrstuhl 
für Forstpolitik und Forstgeschichte der Universi­
tät München legte dar, daß jede zusätzliche Inten­
sivierung der Agrarnutzung die Naturgüter Boden 
und Wasser, aber auch wildlebende Tier- und 
Pflanzenarten beeinträchtige. Daher gäbe es 
grundsätzliche Naturschutzbedenken gegen inten­
siv genutzte Energiewälder mit kurzen Umtriebs­
zeiten, aber auch gegen die Biosprit-Produktion. 
Nachwachsende Rohstoffe könnten wirtschaftlich 
nur auf guten Böden angebaut werden und würden 
daher die Nahrungsmittelproduktion von diesen 
guten Agrarlagen verdrängen. Es sei zu befürch­
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ten, daß dann verstärkt Nahrungsmittel auf bisher 
weniger intensiv genutzten Flächen angebaut 
werden.

In eine ähnliche Richtung ging das Referat von 
Dipl.-Landwirt Ernst WIRTENSOHN vom Bund 
Naturschutz, der forderte, daß die agrarische 
Überproduktion durch landesweiten, gleichmäßig 
verteilten Rückgang der Intensität abgeschafft 
werden solle. Dieses Ziel müsse mit der "Erhal­
tung aller Bauernhöfe", mit der Schaffung ver­
netzter Lebensräume und mit der Förderung des 
ökologischen Landbaus verknüpft werden. WIR­
TENSOHN warnte dringend davor, Geldmittel 
unter dem Etikett "Erhaltung der bäuerlichen 
Landwirtschaft" an diesem Stand vorbei in andere 
Branchen fließen zu lassen.

Prof. Dr. Ulrich HAMPICKE von der Gesamt­
hochschule Kassel legte dar, daß Artenschutzzie­
le wirtschaftlicher erreicht werden könnten, wenn 
Einzelflächen stärker extensiviert würden, anstel­
le einer geringen Extensivierung auf der gesamten 
Agrarfläche. Es dürfe auch nicht vergessen wer­
den, daß Flächenforderungen des Artenschutzes 
mit Flächenforderungen des Erosionsschutzes 
und des Gewässerschutzes grundsätzlich kolli­
dierten. Wenn das allgemeine Ernährungsverhal­
ten so geändert würde, daß der Mensch seinen 
Energiebedarf mehr durch pflanzliche Lebensmit­
tel und weniger durch tierische befriedigt, wäre die 
Agrarüberproduktion noch höher.

Daß Konflikte bei der Landnutzung oft das Ergeb­
nis falscher Rahmenbedingungen seien, betonte 
Johann SCHREINER von der Akademie für Na­
turschutz und Landschaftspflege Laufen. Um die 
Naturschutzziele "Artenschutz" und "Schutz von 
Boden, Wasser und Luft" zu erreichen, sei es er­
forderlich, daß ca. 33 % der Landesfläche mit 
einer besonderen Vorgabe zur Sicherung der Na­
turgüter genutzt würden. Diese Flächen gliedern 
sich wie folgt auf: Für den Artenschutz forderte 
SCHREINER ca. 1 630 staatseigene Einzelflä­
chen mit je 200 ha, in denen der Naturschutz allen 
anderen Funktionen vorzugehen habe. Zu diesen 
4,6 % der bayerischen Staatsfläche seien 2,2 % für 
Pufferflächen und 4,1 % für Vernetzungsflächen 
erforderlich. Außerdem benötigten Gewässer­
schutz 4 %, Erosionsschutz ca. 13 % und der 
Schutz vorhandener wertvoller Ökosysteme 5 % 
der Landesfläche.

Die Landschaftsplanung in der Flurbereinigung 
erläuterte Ministerialrat Rolf MANGER von der 
Flurbereinigungs-Abteilung des Bayer. Landwirt­
schaftsministeriums. Durch Bestandsaufnahmen, 
Planungen und Sicherungsmaßnahmen könne die 
Flurbereinigung umfassender und aktiver als 
andere öffentliche Träger den Naturschutzzielen 
dienen. Sowohl die Landwirtschaft als auch der 
Naturschutz sollten das vertrauenswürdige Zu­
sammenwirken suchen, das allein befriedigende

Ergebnisse erwarten läßt. Eine Akzeptanzerhö­
hung des Naturschutzes durch die Grundeigentü­
mer, die aktive Mitwirkung der Naturschutz­
verwaltung in Flurbereinigungsverfahren und 
auch das Beantragen von naturschutzbezogenen 
Flurbereinigungs-Sonderverfahren durch die Na­
turschutzbehörden könne die Effizienz erhöhen.

Die hohe Bedeutung der Erholungssicherung für 
die Volksgesundheit und die Wichtigkeit der Frei­
zeit als sozialem Faktor betonte Leitender Mini­
sterialrat Rüdiger HOSCH vom Bayer. Staats­
ministerium für Landesentwicklung und Umwelt­
fragen. 75 % der menschlichen Gesundheitsschä­
den seien Zivilisations-, und zwar weitgehend 
Bewegungsschäden. Die Förderungsmittel für 
Freizeit und Erholung würden zu ca. 90 % für in­
nerörtliche Maßnahmen und nur zu ca. 10 % für 
Maßnahmen in der freien Landschaft ausgegeben. 
Bereits jetzt werden naturschutzrechtliche Belan­
ge der Erholungssicherung mit dem Artenschutz 
verbunden. So würden Wanderwege und Loipen 
die Erholungsnutzung in der freien Flur bündeln 
und damit Naturstörungen minimieren; eine Bezu­
schussung dieser Maßnahmen würde von der Zu­
stimmung der Naturschutzverwaltung abhängig 
gemacht, um Beeinträchtigungen wildlebender 
Tier- und Pflanzenarten wirksam verringern zu 
können.

Ministerialrat Lothar SCHULTZ-PERNICE von 
der Obersten Baubehörde im Bayerischen Staats­
ministerium des Innern hob hervor, daß Flächen­
forderungen für Ausgleichs- und Ersatzmaß­
nahmen bei Straßenbauten grundsätzlich zu La­
sten der Landwirtschaft gingen. Beeinträchtigun­
gen der Landwirtschaft durch Bauflächenaus­
weisungen könnten durch Flächenrecycling, durch 
Baulückenschließung und Gebäudeumnutzung 
verringert werden. Naturschutzbelange würden im 
Straßenbau durch die Umweltverträglichkeitsprü- 
fung behandelt, die materiell bisher bereits be­
rücksichtigt würde, und zwar durch stufenförmige 
Verfahren, die in die Planungs- und Rechtsverfah­
ren integriert seien.

Als Zusammenfassung der Referate und vor allem 
der intensiven und vielseitigen, offenen Diskussio­
nen sind folgende Punkte festzuhalten:

1. Im Gegensatz zu Einzelsparten des technischen 
Umweltschutzes (z.B. Verbesserung der Gewäs­
sergüte im Landesdurchschnitt) ist im Arten­
schutz noch keine Trendwende spürbar.

2. Bei Planungsabwägungen müssen die komple­
xen Belange des Naturschutzes noch mehr Ge­
wicht erhalten.

3. Unabhängig davon, ob und wie weit die Nut­
zungsintensität auf der Gesamtagrarfläche zu­
rückzunehmen ist, sind Vorrangflächen für den 
Artenschutz erforderlich.
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4. Diese Vorrangflächen sind durch Pufferflächen 
zu schützen und durch Trittsteine und/oder Kor­
ridore zu verbinden.

5. Flächenumwidmung für den Naturschutz be­
deutet in der Regel keinen Rückzug der Landwirt­
schaft, stets aber eine gesicherte Berücksichtigung 
von Naturschutzbelangen bei der Landbewirt­
schaftung.

6. Der Schutz nutzungsabhängiger Tier- und 
Pflanzenarten der freien Landschaft kann nur 
durch die bäuerliche Landwirtschaft erreicht wer­
den.

7. Da Artenschutz ohne Landwirtschaft nicht mög­
lich ist, muß der Naturschutz eine stärkere Akzep­
tanz des Artenschutzes bei der Landwirtschaft an­
streben.

8. Jede weitere Intensivierung und damit auch fast 
jede weitere Einführung neuer chemie- und tech­
nikintensiver Agrarprodukte beeinträchtigt den 
Naturhaushalt.

9. Mittel, die zur Erhaltung der bäuerlichen Land­
wirtschaft ausgegeben werden, sollten zu einem 
höheren Anteil denjenigen Landwirten zugute 
kommen, die tatsächlich naturschonend wirtschaf­
ten.

10. Allein aus sozialen Gründen sind die bäuerli­
chen Betriebe stärker an Pflegemaßnahmen des 
Naturschutzes zu beteiligen.

11. Die Länder sollten die finanziellen Anreize, die 
die EG-Effizienzverordnung von 1985 für natur­
schutzbezogene Maßnahmen bringt, voll ausnut­
zen.

12. Naturschutzbehörden sollten mehr Flächen­
schutzverordnungen erlassen, die Planungsvorga­
ben für Dritte sind.

13. Größere Anerkennung der Naturschutzbelan­
ge steigert deren Durchsetzung bei öffentlichen 
Planungen. Damit sinkt eventueller späterer Re­
paratur- und Nachbesserungsbedarf.

14. Die Naturschutzverwaltung kann Flurbereini­
gungs-Sonderverfahren für Naturschutzzwecke 
beantragen.

15. Die Bezuschussung von Freizeitmaßnahmen 
sollte direkt dem Naturschutz dienen, aber auch 
indirekt durch eine naturbezogene Bewußtseins­
bildung.

Wolfgang Maucksch ANL
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Einführungsreferat:
Flächenumwidmungen in der Agrarlandschaft 
bieten Chancen für die Gesellschaft, die Land­
wirtschaft und den Naturschutz

Wolfgang Maucksch

1. Dieses Thema ist seit Jahren aktuell und wird 
wohl immer aktueller. Denn erstens wollen Teile 
der Gesellschaft die Subventionierung der agrari­
schen Überproduktion beendet sehen; zweitens 
sehen Teile der Gesellschaft negative Folgen der 
Landwirtschaft auf die Naturgüter, z.B. auf das 
Grundwasser; drittens erweist sich die Landwirt­
schaft absolut gesehen als Hauptverursacher des 
Artenschwundes; und viertens bleibt das Pro- 
Kopf-Einkommen der in der Landwirtschaft Be­
schäftigten immer weiter zurück. Aus diesen und 
anderen Gründen werden die bisherige Agrar- 
und die Naturschutzpolitik immer mehr in Frage 
gestellt.

Die Landwirtschaft darf aber nicht zum alleinigen 
Sündenbock abgestem pelt werden. Nach 
SUKOPP nutzt die Land- und Forstwirtschaft 
zwar knapp 90 % der Staatsfläche, verursacht 
jedoch "nur" 60 % des Artenschwundes (siehe 
auch Abbildung 1). Der Artenrückgang ist also auf 
nicht land- und forstwirtschaftlich genutzten 
Flächen pro genutzter Flächeneinheit etwa fünf­
mal so groß

2. Eine teilweise Umstrukturierung der Landnut­
zung muß langfristig geplant und sozial und öko­
logisch verträglich sein. Das Wort ’Umwidmung’ 
beinhaltet bereits eine langfristige Zielsetzung

ohne absehbares Ende. Nach dem Bedeutungs- 
Duden heißt Widmung: Schenkung, Zueignung; 
nach dem Etymologie-Duden kommt dieses Wort 
aus der Kirchensprache und heißt, daß z.B. eine 
Kirche oder eine Braut "mit einer Schenkung aus­
gestattet" wird. Im Straßenrecht bedeutet Wid­
mung die Zuordnung einer Straße zu bestimmten 
Nutzerkreisen und zu bestimmten Baulastträgern. 
Im österreichischen Baurecht wird der Begriff 
"Flächenwidmungsplan" synonym mit dem deut­
schen "Flächennutzungsplan" verwendet.

Flächenumwidmung ist also die zielgerichtete, 
langfristig angelegte Zuordnung einer Fläche für 
eine bestimmte Nutzung, Nichtnutzung, Lasten­
tragung usw.
Derartige Langzeitwirkungen sind zweckmäßig, 
damit

-  sich mit der Umwidmung verbundene Investi­
tionen lohnen (z.B. Siedlungsbau),

-  Werte, die nach der Umwidmung allmählich 
erwachsen, nicht wieder zerstört werden (z.B. 
WSG, NSG, Erholungslandschaft).

Flächenumwidmungen haben nicht unbedingt 
sachlich umfassende Wirkungen und beabsichti­
gen nicht stets totale Nutzungsänderungen. Wenn 
die Belange des Naturschutzes im Kielwasser an­
derer naturschutzgerechter Nutzungen erfüllt 
werden, müssen sie bei naturschutzbezogenen Flä­
chenumwidmungen nicht unbedingt vorherr­
schen, aber berücksichtigt werden.

3. Bei Flächenumwidmungen können sich agrar- 
politische und naturschutzpolitische Ziele ergän­
zen. So sagte der damalige Umweltstaatssekretär 
GLÜCK am 21. Mai 1987 in Ansbach: "Für den 
Naturschutz könnten Flächenumwidmungen 
eine Jahrhundertchance sein. Das vordringlichste 
Ziel des Naturschutzes ist es, dem galoppierenden 
Artenschwund entgegenzuwirken. Dies ist nur 
durch einen höheren Anteil sehr extensiv oder gar 
nicht genutzter Flächen möglich. Nur ein Netz von 
entsprechend naturnahen Flächen ermöglicht 
letztendlich die Artenvielfalt, die für die Stabilität 
und Lebenskraft des Naturhaushaltes unerläßlich 
is t ... Mit einer Flächenreserve kann dann u.a. ein 
ökologisches Gitternetz aufgebaut werden".

Über das Maß und die Art dieses ökologischen 
Gitternetzes streiten sich die Geister. Als Faust­
zahl wird von Naturschützern oft 10 % der Fläche 
gehandelt. Diese Zahl soll noch vom Alt-Land­
schaftspfleger SEIFERT stammen, aus einer Zeit 
also, als der staatliche Zugriff auf private Flächen 
höher als heute war. Dabei ist zu bedenken, daß 
allein nach der Biotopkartierung in Bayern der 
Anteil ökologisch wertvoller Fläche 4,3 % aus­
macht.

Eine Spruchweisheit lautet:
Nicht nur der Herrscher verlangt den Zehnten,
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(sonst sorgt er dafür, daß der Bauer nicht ord­
nungsgemäß ernten kann), sondern auch die Na­
tur.
Der genannte 10 %ige Agrarflächenanteil und 
Teile des Subventionsbedarfes von 45 Mrd. DM 
allein 1986 durch die EG-Landwirtschaft werden 
oft als Dispositionsmasse angesehen, die es gilt, im 
Sinne des Naturschutzes (- nicht unbedingt aus­
schließlich für den Naturschutz -) zu verwenden. 
Umwidmungen könnten auch im Zusammenhang 
Naturschutz-unterstützender Freizeiteinrichtun­
gen, überörtlicher und örtlicher Baumaßnahmen 
oder Aufforstungen erfolgen.

4. Umwidmungen müssen nicht nur ökologisch, 
sondern auch sozial- und regionalpolitisch ver­
träglich ablaufen. Flächenumwidmungen sind oft 
mit Tätigkeits-Umwidmungen oder gar mit Wohn­
ortswechsel der Betroffenen verbunden. Da es je­
doch zu den Grundbedürfnissen der meisten Men­
schen gehört, sich möglichst selten Änderungen 
ihrer Tätigkeiten und ihres Wohnortes auszuset­
zen, und da auf dieses Grundbedürfnis freiwillig 
oft nur bei Verringerung des Arbeitsvolumens, bei 
Verbesserung des Einkommens oder des Sozial­
prestiges verzichtet wird, kosten solche Umwid­
mungen die Gesellschaft viel Geld, wenn sie nicht 
gegen die Betroffenen durchgesetzt werden so­
llen. Durch Flächenumwidmungen können zusätz­
liche landwirtschaftliche Arbeitskräfte gebunden 
werden, (z.B. Biozidverbot in Bachufer-Nähe för­
dert dort Heckenaufwuchs und damit den Hek-

kenpflegeaufwand, verringert jedoch Umsatz in 
der chemischen Industrie).

5. Flächenumwidmungen können auch sachlich 
und/oder örtlich begrenzt sein. Viele Nutzungen 
schließen einander aus (z.B. Schafbeweidung und 
Brachvogel- Lebensraum im Frühjahr), andere 
können durch rechtlich festgeschriebene Mehr­
fachnutzungen sinnvoll kombiniert werden (z.B. 
Wandern durch Wälder). Viele Nutzungen sollten 
örtlich getrennt werden, aber ineinander verwo­
ben sein (z.B. Heckensystem in Agrarlandschaft).

6. Einzelne sektorale Flächenumwidmungen für 
den Naturschutz durch Verträge und Verwal­
tungsakte sind grundsätzlich nur Krücken für den 
Fall, daß pauschal wirkende Umwidmungen im 
Sinne des Naturschutzes nicht ausreichend grei­
fen. Solche pauschal wirkenden Maßnahmen wä­
ren:

-  Markt- und Preispolitik für Agrarprodukte
-  Änderung der Preise für Energie, Biozide, Im­

portfutter, Stickstoffdünger usw.
-  Änderung der naturschutzrechtlichen Ein­

griffsschwellen, (z.B. Einbeziehung von Immis­
sionen)

-  Wirkungsvoller Emissionsschutz
-  Werte- und Bewußtseinswandel.

(siehe auch Abbildung 2!)

Milderung 
durch :

Information,
Flächenschutz,
Markt-,
Preis-,
Steuer-,
Politik.......

Abbildung 2
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7. Im Reichsnaturschutzgesetz vom 26. Juni 1935 
(in einzelnen Bundesländern gültig bis 1976) wird 
bereits die große Bedeutung des Bewußtseinswan­
dels und der Einstellungsänderung betont, wenn 
es dort in der Präambel heißt: "Erst die Umgestal­
tung des deutschen Menschen schuf die Vorbedin­
gungen für wirksamen Naturschutz".

8. Das Ziel "mehr Naturschutz" kann außer durch 
Bewußtseinsänderungen auch durch laufende 
Förderungen und durch Änderungen wirtschaftli­
cher, rechtlicher und technischer Strukturen er­
reicht werden. Grundsätzlich bestehen dabei die 
beiden Alternativen,

-  den Landnutzer in seinen Rechten und Mög­
lichkeiten so zu beschneiden, daß er nicht na­
turschutzfeindlich wirtschaften kann, oder

-  dem Landnutzer solche Rahmenbedingungen 
vorzugeben, daß er Anreiz verspürt, natur­
schutzgerecht zu wirtschaften.

(Siehe auch Abbildungen 3 und "Übersicht" mit 
der Gegenüberstellung der Folgen der Leistungs­
und der Hoheitsverwaltung im Naturschutz).

Am nachhaltigsten sind Bewußtseinsänderungen; 
diese können durch (allgemeine) Aus-, Fort- und 
Weiterbildung und durch (konkrete) Beratung er­
reicht werden. Mittel dazu sind Erziehung, Infor­
mation, Öffentlichkeitsarbeit und das Vermitteln 
besonders einprägsamer Erlebnisse. 
Naturschutzgerechte Fördermaßnahmen können 
durch alle am Naturschutz interessierten Staatsor­
gane, Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechtes, Verbände und Einzel­
personen erfolgen. Förderungen können als Ziel­
richtung generell den Naturschutz als umfas­
sendes Ziel haben oder auch andere Ziele, die mit 
Naturschutzzielen verknüpft sind. Naturschutz­
förderungen können auch nur partielle Natur­
schutzziele, wie spezielle Artenschutzziele, zum 
Inhalt haben.
Regelmäßige Förderungen auf freiwilliger Basis 
können gut individuell gestaltet werden, sind beim 
Landwirt meist direkt einkommenswirksam (er­
höhen damit das Bruttosozialprodukt), sind je­
doch von regelmäßigem Verwaltungshandeln, von 
regelmäßigen Zustimmungen der Betroffenen 
und von regelmäßigen Bereitstellungen von Mit­
teln abhängig. Solche Förderungen belasten den 
anonymen, ortsfernen Steuerzahler, verursachen 
vor Ort wenig Probleme, sind beim Förderungs-

Behördliche Einflussmöglichkeiten im Naturschutz

Motivierung
durch

ohne direkte  
Auszahlung

flächenbezogene Förderungen Förderung von  
e inm a ligen Pflanz-, 
Bau-, Unterhalts­
m assnahmen

regelmässige
Zahlung

e inm alige
Zahlung

Erziehung,
In formation

(allgemeine) 
Aus- und  
Fortb ildung, 
(konkrete) 
Beratung

2 3

Unterstützung  
bei P lanung  
und Ausführung

4

Anreiz,
Vere inbarung
(Leistungs­
verwa ltung)

Belob igungen

5

Pachtähnliche
Nutzungs­
vereinbarungen,
Förderungen
naturschutz­
gerechter
Nutzungen

6

Kauf,
Tausch,
D ienstbarkeit

7

M itfinanzierung,
F lächenbereit­
ste llung

8

Zwang
(Hoheits­
verwaltung)

E inwendungen, 
Versagung einer 
Genehm igung, 
Flächen- und  
Objektschutz, 
Bussgelderlass ^ 10

Ente ignung,
ente ignende
Naturschutz­
geb ie ts­
verordnung

11 12

Abbildung 3
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Übersicht

G egenüberstellung der Folgen von Verw altungsm itteln im Naturschutz

Förderungen hoheitliche M ittel

individuell pauschal, g lobal

einkom m ensw irksam oft einkom m ensschädlich

bruttosozialproduktsteigernd oft bruttosozialprodukt­
schädlich

belastet anonym en,ortsfernen  
Steuerzahler

belastet Betroffenen

i.d.R. wenig politischer 
W iderstand

kann Härten erzeugen

verw altungsaufwendig i.d.R. wenig  
verw altungsaufw endig

i.d.R. zeitlich begrenzt 
wirksam

langfristig angelegt

bei Betroffenen oft 
w illkom m en

beim  Betroffenen oft 
unw illkom m en

empfänger oft hochwillkommen und heben bei 
ihm das Ansehen des Fördernden. Diese Förde­
rungen können beim Empfänger gewünschte und 
ungewünschte Böwußtseinsänderungen bewirken 
und beim Steuerzahler Animositäten gegen den 
Förderungsempfänger. Für den Naturschutz kön­
nen sich solche Förderungen dann als uneffektiv 
heraussteilen, wenn sich z.B. wegen kurzer Lauf­
zeit auf naturschutzfachlich wertvollen Flächen 
nicht die erwarteten Biozönosen entwickeln kön­
nen.
Im Gegensatz dazu wirken hoheitliche Mittel
i.d.R. ohne absehbare zeitliche Begrenzung, so 
daß Störungen sich entwickelnder naturschutz­
fachlich wertvoller Ökosysteme nicht zu erwarten 
sind. Hoheitliche Mittel wirken jedoch bisweilen 
örtlich und sachlich recht pauschal, belasten un­
terschiedlich stark die Betroffenen (und erhöhen 
selten das Bruttosozialprodukt). Solche Mittel 
entlasten auf Dauer die Verwaltungen, sind jedoch 
oft beim Betroffenen nicht willkommen.

9. Die Abklärung der naturschutzbezogenen För­
derungen in diesem Seminar kann als ein kleiner 
Baustein zur Lösung eines zentralen Problèmes 
des Naturschutzes dienen. Die zentrale Frage

lautet: Wie müssen die wirtschaftlichen, wie die 
preis-, abgaben- und steuermäßigen Strukturen, 
wie müssen die agrotechnischen, agrochemischen 
und agrogenetischen Verhältnisse, wie müssen die 
Eigentums- und die Rechtsstrukturen, und wie 
müssen die Förderungsrichtlinien aussehen, damit 
die Landwirtschaft langfristig leben, die Ernäh­
rung der Bevölkerung sichern kann und dabei 
weitgehend naturschutzgerecht wirtschaftet?

10. Zweck des Seminars soll es sein, für einige 
derzeit noch für Lebensmittelproduktion verwen­
dete Flächen Nutzungsvorschläge zu machen, die

-  sozial und ökologisch vertretbar und
-  volkswirtschaftlich akzeptabel sind.

Von den 3 Mitteln zur Durchsetzung des Natur­
schutzes

-  Information
-  Anreiz
-  Zwang

sollte im Zweifel das erste vorgezogen und das 
letzte vermieden werden.
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Neuorientierung der Landwirtschaft im Blick auf die 
Umsetzung von Naturschutzzielen
Karl Groenen*

1. Anrede

Für die Einladung zum Seminar "Naturschutzpo­
litik und Landwirtschaft" hier in Grünberg und für 
die Gelegenheit, zur Neuorientierung der Land­
wirtschaft im Blick auf die Umsetzung von Natur­
schutzzielen aus der Sicht des Bayerischen Bau­
ernverbandes Stellung zu beziehen, sage ich Ihnen 
herzlichen Dank.
Ich begrüße diese Veranstaltung außerordentlich, 
da ich zum einen der festen Überzeugung bin, daß 
derartige Gespräche dazu dienen können, das 
Verhältnis zwischen Landwirtschaft und Natur­
schutz zu verbessern, zum anderen dem vorgege­
benen Thema im Hinblick auf die notwendige 
grundlegende Neuausrichtung der Agrarpolitik 
eine ganz entscheidende Bedeutung zukommt; 
dies insbesondere deswegen, weil einhergehend 
mit einer Überproduktion an Nahrungsmitteln in 
der Europäischen Gemeinschaft und einer gewan­
delten Wertevorstellung in unserer Gesellschaft, 
Natur- und Umweltgesichtspunkte zunehmend in 
den Mittelpunkt des menschlichen Bewußtseins 
geschoben werden.

2. Die Land- und Forstwirtschaft ist auf die Ein­
haltung ökologischer Grundregeln angewie­
sen

Gestatten Sie mir vorweg eine grundsätzliche Be­
merkung: Der Schutz unserer natürlichen Lebens­
grundlagen, der Schutz seltener Tier- und Pflan­
zenarten, die Erhaltung eines funktionierenden 
Ökosystems wird auch seitens der Land- und 
Forstwirtschaft, allein schon aus ethisch-morali­
schen Gründen, als notwendig anerkannt. So heißt 
es auch in der Satzung des Bayerischen Bauernver­
bandes: "Er stellt sich in den Dienst der Erhaltung 
und Pflege der land- und forstwirtschaftlichen 
Kulturlandschaft und bejaht notwendige Maßnah­
men zum Schutz von Natur, Landschaft und Um­
welt".
Unsere Bauern sind sich sehr wohl ihrer großen 
Verantwortung gegenüber der Umwelt bewußt. 
Und sie wissen auch sehr genau, daß nicht alles, 
was heute machbar, ihnen morgen zum Guten ge­
reicht. Wir stehen in der Verantwortung gegen­
über den künftigen Generationen, deren Lebens­
grundlagen wir nicht aus Selbstsucht und Kurz­
sichtigkeit zerstören wollen und dürfen.
Und ich frage, wie sähe unsere Kulturlandschaft

heute aus, würden nicht die Bauern Tag um Tag 
der Bewirtschaftung ihrer Felder nachgehen. 
Aber wie bei so manchen drängenden Problemen 
unserer Gesellschaft, die es zu meistern gilt, ist 
auch beim Natur- und Umweltschutz mit Lippen­
bekenntnissen und Sonntagsreden nichts zu errei­
chen, sondern was gilt und unsere Landschaft 
erhält, ist ein entschiedenes und vor allem soforti­
ges Handeln.
Ich wiederhole mich, wenn ich sage, niemand kann 
die Notwendigkeit eines wirksamen Umwelt- und 
Naturschutzes bis hin zu einem effektiven Arten­
schutz bestreiten.
Aber wer ernsthaft um die Erhaltung unserer na­
türlichen Lebensgrundlagen bemüht ist, kann und 
darf den Gesamtzusammenhang nicht aus dem 
Auge verlieren, in dem auch die Umwelt- und Na­
turschutzpolitik eingebettet ist. Das heißt, Um­
weltschutz darf in unserem Falle nicht bedeuten, 
daß einerseits das Ziel, die Bevölkerung ausrei­
chend mit gesunden und qualitativ hochwertigen 
Nahrungsmitteln zu angemessenen Preisen zu ver­
sorgen, bejaht wird, aber andererseits das Recht 
der Landwirtschaft, an der allgemeinen Einkom­
mensentwicklung teilzuhaben, von vielen in Frage 
gestellt wird.
Der Kernreaktorunfall von Tschernobyl hat viele 
unserer Mitbürger veranlaßt, wieder einmal über 
den Wert einer gesunden und krisensicheren Nah­
rungsmittelversorgung nachzudenken. Und vor 
allem unserer jüngeren Generation wurde vielfach 
bewußt, daß volle Regale in den Lebensmittellä­
den nicht als etwas Selbstverständliches anzuse­
hen sind.

3. Deutsche und europäische Landwirtschaft 
steckt in ihrer bislang schwersten Krise der 
Nachkriegszeit

Während die Wirtschaft in unserem Land einen 
anhaltenden Aufschwung erlebt, mit einem kräfti­
gen realen Wirtschaftswachstum, mit der niedrig­
sten Inflationsrate seit fast 20 Jahren, befindet sich 
die bayerische und deutsche Land- und Forstwirt­
schaft in einer noch nicht dagewesenen Einkom­
menskrise:

-  Die Verkaufserlöse der deutschen Landwirt­
schaft sanken im vergangenen Wirtschaftsjahr 
1985/86, das am 30. Juni zu Ende ging, nach 
ersten Berechnungen des Bundeslandwirt-

Referat anläßlich des Seminars "Naturschutzpolitik und Landwirtschaft" vom 7. - 9. Nov. 1986 in Grünberg/Hessen
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Schaftsministeriums um 3,5 %.
Zwar gingen auch die Aufwendungen für Be­
triebsmittel um 2,5 % zurück, aber die Netto­
wertschöpfung sank um rund 6 % auf 19,2 Mrd. 
DM. Je landwirtschaftliche Arbeitskraft betrug 
sie 20.600 DM, das waren 5 % weniger als im 
Jahr vorher - das ist nominal kaum mehr als vor 
10 Jahren.

-  Ursache dafür sind die niedrigen und weiter 
unter Druck stehenden Preise. Sie lagen im 
Durchschnitt aller Produkte im Wirtschaftsjahr 
1985/86 um ganze 4,2 % - einschließlich der er­
höhten Vorsteuerpauschale - höher als 1976, 
während sich seit dieser Zeit die landwirt­
schaftlichen Betriebsmittelpreise um 25 % und 
die allgemeine Lebenshaltung um 40 % verteu­
erten.

-  Die Getreidepreise hegen so niedrig wie vor 30 
Jahren, auch wenn wir nun wegen der überall 
in der Europäischen Gemeinschaft geringeren 
Ernteerträge ein leichtes Anziehen der Preise 
erwarten.

-  Die Rinderpreise sind existenzbedrohend. Sie 
decken selbst in den Spitzenbetrieben nicht 
einmal mehr die Kosten. Von einer Vergütung 
für die eingesetzte Arbeit und das eingesetzte 
Kapital ganz zu schweigen.

-  Ähnlich sieht die Situation auf den Schweine­
märkten aus. Die Preise sind erdrutschartig in­
nerhalb weniger Monate in den Keller gestürzt. 
Zwar sind auch die Futtermittelpreise zurück­
gegangen, aber das nutzt unseren Bauern, die 
mit selbsterzeugtem Getreide wirtschaften, 
wenig - davon profitieren vor allem die boden­
unabhängig produzierenden, auf Zukaufsfut­
termittel angewiesenen Veredelungsbetriebe. 
Welch eine Schizophrenie!

Ich habe diesen kurzen Überblick über die kata­
strophale Situation auf den landwirtschaftlichen 
Märkten und in den bäuerlichen Betrieben be­
stimmt nicht deshalb aufgeführt, um erneut ein 
Klagelied der Bauern vom Zaun zu brechen. Jam­
mern hilft nicht und löst vor allem keine argrarpo­
litischen Probleme, die sich auch zunehmend in 
negativen Auswirkungen auf unser Ökosystem 
zeigen.
Wir dürfen uns keiner Illusion hingeben, geht 
diese Entwicklung so weiter, werden die agrarpo­
litischen Rahmenbedingungen nicht geändert, 
werden sich für die Land- und Forstwirtschaft ins­
besondere folgende fatale Wirkungen ergeben:

1. Die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
werden weiter versuchen, ihre Einkommensan­
sprüche durch Intensivierung und Spezialisierung 
der einzelnen Betriebszweige zu realisieren.

2. Der Verdrängungswettbewerb in der Landwirt­
schaft verschärft sich weiter. Ausscheiden werden 
zunächst kleine und mittlere Betriebe, vor allem in 
benachteiligten Gebieten mit der Folge einer Ent­
leerung des ländlichen Raumes und einer Vergrö­

ßerung der Arbeitslosigkeit.
3. Übrig bleiben in diesem Prozeß Tier- und 
Agrarfabriken mit Intensivproduktion und zuneh­
mender Belastung für Natur und Umwelt.

Was wir deshalb brauchen, ist eine grundlegende 
Neuorientierung der Agrarpolitik, die den Bau­
ern wieder in die Lage versetzt, ökonomischen und 
ökologischen Erfordernissen gleichermaßen ge­
recht zu werden.

Der Bayerische Bauernverband fordert seit lan­
gem eine konsequente Kurskorrektur zugunsten 
einer bäuerlichen Landwirtschaft mit einer 
Höchstzahl selbständiger Betriebe im partner­
schaftlichen Miteinander von Voll-, Zu- und Ne­
benerwerbslandwirten. Ich bin der festen Über­
zeugung, daß diese bäuerliche Form der Landbe­
wirtschaftung auch die derzeitigen Probleme im 
Verhältnis Landwirtschaft und Naturschutz lösbar 
macht.

Hierbei müßten wir, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, auch ein hohes Potential an Gemein­
samkeiten haben. Dieses Potential könnte in der 
Unterstützung all der Forderungen bestehen, die 
nicht zur Produktionsausweitung führen, die dem­
gegenüber die Betriebe finanziell entlasten und so 
den Produktionsdruck von ihnen nehmen.
Hier besteht ein echter Berührungspunkt der In­
teressen des Naturschutzes und derer der Land­
wirtschaft. Wenn wir uns schon so ein großes ge­
meinsames Ziel, die Erhaltung der bäuerlichen 
Landwirtschaft, gesetzt haben, dann sollten wir 
uns auch künftig nicht davor scheuen, Berührungs­
ängste abzubauen, und uns zu einer vertrauensvol­
len Form und partnerschaftlichen Zusammen­
arbeit von Naturschutz und Landschaftsschutz 
aufraffen.

4. Konkrete Vorschläge des Bayerischen Bau­
ernverbandes zur Kurskorrektur der Agrar­
politik zugunsten einer bäuerlichen Landwirt­
schaft

Der Bayerische Bauernverband hat in seinem 
Agrarpolitischen Programm konkrete Vorschläge 
entwickelt, welche Maßnahmen er für die Kurs­
korrektur zugunsten einer bäuerlichen Landwirt­
schaft für erforderlich hält.

Im Gegensatz vor allem zu den Vorstellungen der 
Europäischen Kommission sind wir der festen 
Überzeugung: Für die Erhaltung der bäuerlichen 
Landwirtschaft ist entscheidend, daß die Betriebe 
ein ausreichendes Einkommen erzielen. Die 
Schlüsselfunktion hat also nach wie vor die Ein­
kommenspolitik. Das heißt aber auch eine Ein­
kommenspolitik nicht nur für benachteiligte 
Gebiete und einkommensschwache Betriebe, son­
dern vielmehr für die Verbesserung der Einkom­
men der gesamten Land- und Forstwirtschaft.
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Dies muß durch die Markt-, Preis- und Handels­
politik gewährleistet werden.
Aus Zeitgründen möchte ich es bei diesen wenigen 
Worten zur herausragenden Bedeutung der Preis- 
und Einkommenspolitik belassen und mich im fol­
genden denjenigen Instrumenten zuwenden, die 
im direkten Bezug zu dem mir gestellten Thema 
stehen.

4.1 Einführung von Bestandsobergrenzen mit 
Flächenbindung

Die Konzentration in der Tierhaltung hat in den 
letzten Jahren in besorgniserregendem Ausmaß 
zugenommen. Beispielsweise lag in der Bundesre­
publik der Anteil der Schweine in Beständen von 
über 1.000 Tieren 1979 bei 3 %, heute beträgt er 
bereits 6 %. Will man diese Entwicklung zu immer 
größeren Tierbeständen und letztlich zu "Tierfa­
briken" verhindern, ist eine Einführung von Be­
standsobergrenzen in der Tierproduktion drin­
gend notwendig.
Tierfabriken sind aus mehreren Gründen äußerst 
negativ zu beurteilen: Jede neue Tierfabrik ent­
steht auf Kosten der Substanz, der Markt- und 
Entwicklungschancen einer Vielzahl bäuerlicher 
Betriebe. Tierfabriken fördern bedenkliche Kon­
zentrationsprozesse in der Landwirtschaft. 
Schließlich sind Tierfabriken potentielle Beiaster 
der Umwelt und ziehen die Kritik weiter Kreise 
der Öffentlichkeit auf sich. Der Bayerische Bau­
ernverband will keine Tierfabriken, er will die tie­
rische Veredelung als Produktions- und Einkom­
mensmöglichkeit für die bäuerlichen Betriebe er­
halten.
Kernpunkt unserer Forderung nach einem Schutz 
der tierischen Veredelung ist die Verbindung der 
absoluten Bestandsobergrenzen mit dem Grund­
satz einer flächenbezogenen Tierhaltung. Durch 
einen Flächenbezug würden wir nicht nur ein aus­
gewogenes Verhältnis zwischen Tierbestand und 
vorhandener Betriebsfläche erreichen, sondern 
würde auch die Umwelt durch eine sinnvolle Ver­
wertung der anfallenden tierischen Exkremente 
entlastet.

42  Neuorientierung des technischen Fort­
schritts

Als ein weiteres wichtiges Instrument, die Ein­
kommenslage der Bauern zu verbessern und 
gleichzeitig bodenschonendere Bewirtschaftungs­
formen zu erreichen, sehen wir die Lenkung des 
technischen Fortschritts an. Diese Forderung mag 
auf den ersten Blick schockierend wirken, hat 
doch gerade in den letzten Jahren der technische 
Fortschritt eine steigende Produktivität, erhebli­
che Arbeitserleichterungen und neue Absatzwege 
in der Landwirtschaft geschaffen.
Wir stellen jedoch heute fest, daß sich die schein­
bar ungehemmte und ungelenkte Entwicklung des

technischen Fortschritts mehr und mehr gegen die 
Interessen einer bäuerlichen Landwirtschaft rich­
tet. Warum ist das so? Weil sich der technische 
Fortschritt bisher fast ausschließlich an ökonomi­
schen Rahmendaten, d.h. an Preis- und Kostenre­
lationen orientiert hat. Das Hauptziel war die 
Steigerung der Produktivität in der pflanzlichen 
und tierischen Erzeugung. Das ist heute bei uns 
nicht mehr sinnvoll: Es muß deshalb versucht 
werden, die Entwicklung des technischen Fort­
schritts so zu beeinflussen, daß sie den Ansprü­
chen der heutigen Zeit wieder gerecht wird. Der 
technische Fortschritt muß dazu beitragen, die 
bäuerliche Landwirtschaft langfristig zu erhalten 
und das Einkommen der Bauern zu sichern, an­
statt sie zu zerstören.
Mit unserer Forderung nach Neuorientierung des 
technischen Fortschritts in der Land- und Forst­
wirtschaft befinden wir uns in Übereinstimmung 
mit den ethischen Wertvorstellungen der christli­
chen Kirchen und mit den Überlegungen vieler 
namhafter Persönlichkeiten, die der Meinung 
sind, daß Problemlösungen in der Agrarpolitik 
nicht mehr isoliert und unkoordiniert, sondern nur 
unter Berücksichtigung von Systemzusammen­
hängen möglich sind.

43 Bewirtschaftungsprämie

Zu denjenigen Maßnahmen, für deren Verwirkli­
chung der Verband sich jetzt vorrangig einsetzen 
wird, zählt die Vergütung der sogenannten Wohl­
fahrtsleistungen, die die Landwirtschaft für die 
gesamte Gesellschaft erbringt.

Von den drei Hauptfunktionen der bäuerlichen 
Landwirtschaft

-  Agrarproduktion zur bestmöglichen Versor­
gung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln

-  Erhaltung funktionsfähiger ländlicher Räume 
und

-  Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen

wird nur die Produktion von landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen vergütet.

Eine gewisse Ausnahme gilt für die Landwirt­
schaft in den benachteiligten Gebieten mit der 
Ausgleichszulage im Rahmen des EG-Bergbau- 
ernprogramms. Es galt bisher als selbstverständli­
che Annahme, daß im Preis für die Agrarprodukte 
auch eine Vergütung für die beiden anderen 
Hauptfunktionen, d.h. für die Wohlfahrtsleistun­
gen, enthalten sei. Dies trifft aber weiterhin nicht 
mehr zu, weil der Preisdruck der EG-Agrarpolitik 
die Erzeugerpreise und -einkommen der Bauern 
real senkt und in den bäuerlichen Betrieben keine 
Kostendeckung ermöglicht. Die Betriebe sind ge­
zwungen, entweder zu wachsen oder zu weichen; 
beides führt dazu, daß die Wohlfahrtsleistungen 
entfallen können.
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Gleichzeitig werden aber diese Leistungen unent­
behrlicher und auch von der Gesellschaft immer 
mehr verlangt - im Unterschied zur Agrarproduk­
tion, deren Überschüsse und steigende Intensität 
weiterhin kritisiert werden.
Da die Wohlfahrtsleistungen der bäuerlichen 
Landwirtschaft am Markt nicht vergütet werden, 
müssen sie von der Gesellschaft, die darauf immer 
größeren Wert legt, vergütet werden.
Das führt zu folgender Forderung: Als Leistungs­
ausgleich für die bäuerliche Landwirtschaft ist 
eine flächenbezogene, nach der Betriebsgröße de­
gressiv gestaffelte Bewirtschaftungsprämie einzu­
führen. Diese Bewirtschaftungsprämie ist keine 
"Subvention", sondern ein Entgelt für die von der 
bäuerlichen Landwirtschaft erbrachten Wohl­
fahrtsleistungen. Zur Finanzierung der Bewirt­
schaftungsprämie fordert der BBV eine Anhe­
bung der Mehrwertsteuer auf Nahrungsmittel. 
Eine 1 %ige Anhebung der Mehrwertsteuer auf 
Nahrungsmittel würde einen 4 Personen-Haushalt 
monatlich mit nur 5 DM belasten. Das ist lediglich 
die Hälfte von dem, was dieser Haushalt allein im 
Jahr 1985 durch den geringen Anstieg der Lebens­
mittelkosten einsparen konnte.

4.4 Hilfen für benachteiligte Gebiete

Die Ausgleichszulage im Rahmen des Bergbau­
ernprogramms stellt für den Bayerischen Bauern­
verband nicht nur eine Stützung der landwirt­
schaftlichen Einkommen in Gebieten mit unter­
durchschnittlicher Ertragsdauer dar, sondern sie 
sichert zudem die Weiterbewirtschaftung auch un­
günstiger Standorte. Damit kann dem unter den 
gegebenen agrarpolitischen Rahmenbedingungen 
sonst zu erwartenden Brachliegen größerer Land­
striche in klimatisch und geologisch bedingt er­
tragsschwachen Gebieten in nicht unerheblichem 
Maße entgegengewirkt werden. Dies kommt dem 
Naturschutz zugute. Mit der mit Wirkung vom 1. 
Januar 1986 erfolgten Ausdehnung der benachtei­
ligten und zulageberechtigten Gebiete in Bayern 
von 1,56 Mio. ha auf 2 Mio. ha wurde einer lang ge­
äußerten Forderung des Bayerischen Bauernver­
bandes entsprochen. Jedoch müssen nun endlich 
auch die Schweinehalter in den Genuß der Aus­
gleichszulage kommen, da auch sie zweifelsfrei mit 
wesentlich unter dem Durchschnitt liegenden Er­
trägen genauso benachteiligt sind wie die Rinder­
halter.
Eine weitere Forderung, die der schnellen Ver­
wirklichung bedarf, ist die Einbeziehung sämtli­
cher außerhalb der benachteiligten Gebiete lie­
genden Gemarkungen und einzelner Betriebe mit 
unterdurchschnittlichen Ertragsverhältnissen. 
Diese Betriebe bzw. Gemarkungen müssen so ge­
stellt werden, als lägen sie in den benachteiligten 
Gebieten.
Die Absicht der EG, die Höchstbeiträge der 
Zulagen von bisher 240 auf ca. 290 DM/ha zu 
erhöhen und bei extensiver Nutzung der Flächen

die Beträge um weitere 50 % aufzustocken, ent­
spricht voll den agrarpolitischen Vorstellungen 
des Bayerischen Bauernverbandes und dient zu­
gleich den Zielen des Naturschutzes.

4.5 Naturschutzprogramme

Wie enge Partnerschaft zwischen Landwirtschaft 
und Naturschutz praktiziert werden kann, zeigen 
die in Bayern laufenden Naturschutzprogramme. 
Ich meine damit u.a. das Ackerrandstreifenpro­
gramm und das Wiesenbrüterprogramm. Die stei­
genden Zahlen der abgeschlossenen Verträge in 
den letzten Jahren sind ein eindeutiger Beweis für 
die Aufgeschlossenheit der Bauern gegenüber na­
turschutzfachlichen Zielen. Ich bin überzeugt, die­
se Programme sind ein erster Schritt in die richtige 
Richtung, der überdies freiwillig, praktikabel, 
preiswert und von hoher Effizienz für unsere na­
türlichen Lebensgrundlagen ist. Der Bayerische 
Bauernverband befürwortet ohne Wenn und Aber 
die Schaffung weiterer finanzieller Anreize zur 
Extensivierung landwirtschaftlich genutzter Flä­
chen. Wir denken hierbei vor allem an ein Pro­
gramm zur Erhaltung von Grünland in ökologisch 
besonders sensiblen Gebieten wie z.B. auf ero­
sionsgefährdeten Standorten, in Landschafts­
schutz- und Naturschutzgebieten oder auch in 
Talauen. Auch die Arbeitsgemeinschaft der Ne­
benerwerbslandwirte innerhalb des Bayerischen 
Bauernverbandes hat Vorschläge für die Extensi­
vierung von landwirtschaftlichen Nutzflächen 
gemacht. So fordert sie ein vorgezogenes Alters­
geld, wenn der Landwirt seinen landwirtschaftli­
chen Betrieb stillegt, die Pflege der Flächen aber 
weiterführt oder wenn er bei Grünland keine 
Milchkühe mehr hält und auf den übrigen Flächen 
um mindestens 20 % weniger erzeugt.

Es gibt eine Vielzahl von Vorschlägen zur Exten­
sivierung der landwirtschaftlichen Bewirtschaf­
tung. Wir sollten sie alle sorgfältig untersuchen 
und auf ihre Praktikabilität, Effektivität und vor 
allem auch auf ihre möglichen positiven und nega­
tiven Auswirkungen auf die gesamte Landwirt­
schaft überprüfen. Auf drei Punkte möchte ich 
jedoch bei allen Bemühungen um einen Einklang 
der ökologischen und ökonomischen Belange 
durch Extensivierung oder Flächenstillegung klar 
und deutlich hinweisen:

1. Alle Anstrengungen, durch Produktionsein­
schränkungen oder Flächenstillegung die Über­
schüsse zu verringern, werden zunichte gemacht, 
wenn nicht durch politische Entscheidungen die 
ungehinderten Einfuhren von Futter- und Nah­
rungsmittel in die Europäische Gemeinschaft ge­
stoppt werden.
2. Ein alleiniger deutscher Beitrag zum Abbau der 
Agrarüberschüsse in der EG ist zum Scheitern ver­
urteilt, denn dieses Problem kann nur unter Betei­
ligung aller EG-Mitgliedstaaten gelöst werden.
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3. Konzepte zur Flächenstillegung dürfen auf gar 
keinen Fall zu einer Entvölkerung insbesondere 
der benachteiligten Gebiete führen. Dies hätte 
nicht nur katastrophale Folgen hinsichtlich der 
Wirtschaftskraft dieser Gebiete, sondern würde 
auch die Anziehungskraft und den Erholungswert 
unserer Kulturlandschaft enorm schmälern.

Lassen Sie mich im Rahmen von Extensivierungs- 
vorschlägen auch das "Grünbrache"-Modellvorha- 
ben erwähnen. Wir stehen diesem Modell auf­
geschlossen gegenüber. Der Bayerische Bauern­
verband hat sich bemüht, daß auch Bayern in 
dieses Programm mit einbezogen wird. Obwohl in 
Niedersachsen bisher lediglich Anträge im Um­
fang von rd. 30 Mio. DM eingegangen sind, der 
Gesamtetat für dieses Pilotprojekt jedoch 120 
Mio. beträgt, hat man sich bisher nicht entschlie­
ßen können, entsprechende Mittel auch für an­
dere Bundesländer bereitzustellen. Wir bedauern 
das sehr.

Auch für die Erhöhung des Erschwernisausglei­
ches, den der Bauer für arbeitswirtschaftliche Er­
schwernisse bei der Bewirtschaftung der unter 
einem pauschalen Schutz stehenden Feuchtflä­
chen gemäß BayNatSchG erhält, hat sich der 
Bayerische Bauernverband seit langem eingesetzt. 
Er begrüßt es, daß nunmehr der Regelsatz von 
bisher 200 DM auf 300 DM/ha und der Höchstsatz 
von bisher 300 auf 500 DM/ha angehoben wurden.

5. Die Ausweisung von Naturschutz- und Land­
schaftsschutzgebieten

Gestatten Sie mir im Zusammenhang mit der Neu­
orientierung der Landwirtschaft ein paar Worte 
zur Ausweisung von Naturschutz- und Land­
schaftsschutzgebieten oder zur Schaffung von 
Landschaftsplänen. Bei aller Euphorie, Schutzge­
biete auszuweisen und Landschaftspläne aufzu­
stellen, sollten wir uns davor hüten, planerische 
Vorgaben anhand detaillierter Bodenkarten und 
ausgefeilter Schutzgebietsverordnungen an die 
Stelle des Sachverstandes und der Einsicht der 
hauptsächlich berührten Landwirte zu setzen, die 
selbst daran interessiert sein müssen, ihre Exi­
stenzgrundlage zu bewahren. Unterschutzstellun- 
gen dienen nur dann ihrem selbstgesteckten Ziel, 
wenn sie von den Grundstückseigentümern und 
allgemein von der Bevölkerung mitgetragen wer­
den.

Ich halte wenig davon, wenn im Grundsatzpapier 
des Naturschutzbeirates des Bayerischen Staats­
ministeriums für Landesentwicklung und Umwelt­
fragen zur Festsetzung von Naturschutzgebieten 
z.B. gefordert wird:

1. Die Verwendung von Pflanzenschutz- und 
Düngemitteln soll in Naturschutzgebieten grund­
sätzlich verboten werden.

2. Die Beseitigung von Totholz soll verboten 
werden.

Bei solchen Forderungen wird völlig übersehen, 
daß zum einen die Erhaltung oder gar Vergröße­
rung von Altholzbeständen privaten Waldbesit­
zern, deren Wald zur Einkommenssicherung und 
vielfach eine unverzichtbare Reserve und Sparkas­
se darstellt, keineswegs zuzumuten ist. Im übrigen 
bleibt unbeachtet, daß durch die generelle Bela­
stung abgestorbener Bäume ein unakzeptables 
Forstschutzrisiko für benachbarte Bestände her­
vorgerufen wird. Hierbei denke ich vor allem an 
die enorme Ausbreitungsgefahr des Borkenkä­
fers.
In gleicher Weise stößt die Forderung des Natur­
schutzbeirates nach einer eigenen Pufferzonenre­
gelung um Naturschutzgebiete auf entschiedenen 
Widerstand der Berufsvertretung. Laufen wir da­
mit nicht Gefahr, daß der Bauer durch Anlegen 
von Pufferzonen, die wohl häufig nur auf den 
bislang von ihm bewirtschafteten Flächen errich­
tet werden können, den dadurch bedingten Er­
tragsausfall durch eine weitere Intensivierung der 
verbleibenden Flächen kompensiert, mit der Fol­
ge einer daraus wiederum resultierenden, unver­
hältnismäßig starken Beeinträchtigung der an­
grenzenden Ökosysteme? Die Verwirklichung 
dieser und ähnlicher Forderungen kann nur dazu 
führen, die existenziellen Schwierigkeiten der 
Landwirte noch zu vergrößern und damit den 
Strukturwandel weiter anzuheizen. Mit jedem 
Bauernhof, den wir verlieren, geht auch ein Stück 
der vielfältig gewachsenen Strukturen unserer 
Kulturlandschaft und damit auch ein wertvolles 
Stück ökologischer Stabilität verloren. Diese Ent­
wicklung liegt auch nicht im Interesse derjenigen, 
die sich für die Erfordernisse des Naturschutzes 
einsetzen.

Wir dürfen nicht dem Fehler verfallen, in der land­
wirtschaftlichen Umweltpolitik die gleichen Prin­
zipien anzuwenden, wie im industriellen Bereich. 
Die Struktur der land- und forstwirtschaftlichen 
Produktion ist völlig anders. Auf übervollen Märk­
ten lassen sich die Kosten von Umweltauflagen 
nun einmal nicht auf die Preise überwälzen. Sie 
gehen voll zu Lasten des Einkommens der Produ­
zenten, das im Vergleich zu anderen Wirtschafts­
zweigen ohnehin gering ist. Deshalb können wir 
auch von unserer Forderung nicht ablassen, daß 
die in vielen Bereichen durchaus gerechtfertigten 
ökologischen Forderungen der Allgemeinheit an 
den einzelnen von dieser Allgemeinheit dem ein­
zelnen gegenüber entschädigt werden. Es ist näm­
lich wirklich nicht leicht, einzusehen, daß einzelne 
in unserer Gesellschaft wirtschaftliche Opfer eines 
solchen Ausmaßes im Interesse der Allgemeinheit 
tragen sollen.

Im Bereich des Gewässerschutzes wurde mit der 
Novellierung des Wasserhaushaltsgesetzes ein 
entscheidender Schritt in die richtige Richtung
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getan. Erstmals müssen demnach umweltschutz­
bedingte Erschwernisse einer ordnungsgemäßen 
Landbewirtschaftung finanziell ausgeglichen wer­
den. Sachlich notwendig und gerechtfertigt ist die­
ser Ausgleichsanspruch zum einen, um nicht ver­
tretbare Wettbewerbsnachteile gegenüber Land­
wirten außerhalb von Schutzgebieten zu verhin­
dern. Zum andern, weil die Bauern durch entspre­
chend scharfe Anordnungen nicht für die Ein­
haltung der Qualitätsanforderungen des Grund­
wassers nach den jeweiligen Vorschriften der 
Trinkwasserverordnung verantwortlich gemacht 
werden können.

Die finanzielle Entschädigung von Nutzungsbe­
schränkungen in Wasserschutzgebieten stellt ein 
entscheidendes agrar- und umweltpolitisches In­
strumentarium für die Zukunft dar. Nun kommt es 
im Rahmen der Novelle des Bayerischen Wasser­
gesetzes darauf an, daß dieser Nachteilsausgleich 
nicht zu einer Härtefallregelung degradiert wird. 
Im übrigen - gestatten Sie mir diese Frage hier - 
welche sachlichen Argumente bestehen, eine ähn­
liche Ausgleichsregelung auch für Bewirtschaf­
tungsauflagen in Naturschutzgebieten zu schaf­
fen?

6. Grundsätzliches zum Verhältnis "Landwirt­
schaft und Naturschutz"

Ein weiterer Punkt zum Verhältnis "Landwirt­
schaft und Naturschutz" darf in Zusammenhang 
mit der Schaffung von Naturschutzprogrammen 
und der Ausweisung von Schutzgebieten nicht un­
berücksichtigt bleiben.

Für den Bayerischen Bauernverband stellt sich zu­
nehmend die Frage, ob er auch künftig auf Ver­
ständnis bei seinen Mitgliedern stößt, wenn er die

in Bayern laufenden Naturschutzprogramme mit­
trägt, zugleich aber grundsätzliche Belange der 
Bauern bei der Erstellung von Verordnungsent­
würfen im Rahmen der Ausweisung von Natur­
schutzgebieten mißachtet werden. Es wird mittel- 
und langfristig wohl kaum zur Vertrauensbildung 
des Landwirts gegenüber dem Naturschutz beitra­
gen, wenn er einerseits auf freiwilliger Basis die 
Nutzung seiner landwirtschaftlichen Flächen ge­
gen Entgelt einschränken soll, andererseits aber 
durch überzogene Forderungen von seiten des Na­
turschutzes verunsichert wird.

Dies soll kein Vorwurf sein! Ich habe dies so deut­
lich deswegen angesprochen, weil ich ernsthaft 
Sorge trage, daß durch für die Bauern nicht akzep­
table Forderungen, wie sie auch der Sachverstän­
digenrat in seinem Sondergutachten zum Thema 
Umweltprobleme in der Landwirtschaft formu­
liert hat, die zweifelsohne vorhandene Bereit­
schaft der Bauern, sich aktiv an der Erhaltung 
unserer Kulturlandschaft zu beteiligen, sehr 
schnell abnehmen wird.
Ich bin der festen Überzeugung, umweltschonen­
de Bewirtschaftung von Agrarlandschaften läßt 
sich nicht gegen den Willen der Bauern, sondern 
nur im Einvernehmen mit ihnen durchsetzen. 
Deshalb sollten nicht nur Fensterreden gehalten 
werden, sondern Worten Taten folgen!

Anschrift des Verfassers:
Senator Karl Groenen
Präsident des Bayer. Bauernverbandes
- Bezirksverband Unterfranken -
Friedrich-Ebert-Ring 32
Postfach 5320
D-8700 Würzburg 1
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Naturschutzfachliche Programme unter Beteiligung 
der Landwirtschaft
Werner Büchner*

Ausgangssituation

Im Rahmen der z.Zt. auf den verschiedensten 
Ebenen geführten Diskussionen um den Problem­
bereich Naturschutz und Landwirtschaft, die von 
der agrarpolitischen Neuorientierung über finanz- 
und betriebswirtschaftliche Überlegungen bis zu 
naturschutzpolitischen Forderungen reicht und 
sich auch in den unterschiedlichen Referaten 
dieser Veranstaltung widerspiegelt, obliegt mir die 
Aufgabe, den Einstieg nicht theoretisch, sondern 
konkret mit den in Bayern bereits laufenden staat­
lichen Progammen zu machen. Solche Programme 
des Staates haben meist zwei Aufgaben: Sie sind 
einmal Reaktion auf einen bestehenden nicht be­
friedigenden Zustand, sie sollen zum anderen zu­
kunftsweisend den Weg zur Verbesserung des 
Zustandes aufzeigen. Diese Gesichtspunkte wa­
ren auch die Leitlinien für die bisherigen Bemü­
hungen der Bayerischen Staatsregierung, natur­
schutzpolitische Zielsetzungen mit Hilfe der 
Landwirtschaft durchzusetzen.

Die Ausgangssituation ist bekannt: Technischer 
Fortschritt, Bevölkerungsentwicklung und Nut­
zungsansprüche haben zu einer fortschreitenden 
Zerstörung bzw. Beeinträchtigung von Lebens­
räumen und davon abhängigen Tier- und Pflan­
zenarten geführt, noch dazu innerhalb eines im 
Laufe der Erdgeschichte bisher nicht zu beobach­
tenden kürzesten Zeitraumes. So stehen wir heute 
vor der Tatsache, daß von der Gesamtfläche der 
Bundesrepublik Deutschland allenfalls noch 3 % 
als natürlich oder naturnah bezeichnet werden 
können, während es sich im übrigen um rd. 55 % 
landwirtschaftliche, 30 % forstwirtschaftliche und 
12 % für Infrastruktur genutzte Fläche handelt. 
Nun ist es sicherlich eines der vorrangigen Natur­
schutzziele, zumindest die wenigen noch vorhan­
denen intakten natürlichen oder naturnahen 
Landschaftsbestandteile dauerhaft zu sichern. 
Deshalb werden wir auch weiterhin die zur Verfü­
gung stehenden hoheitlichen Mittel einsetzen 
müssen, weshalb wir z.B. erst vor kurzem ergän­
zend zum bereits bestehenden gesetzlichen Bio­
topschutz für ökologisch besonders wertvolle 
Naß- und Feuchtflächen einen gleichartigen 
Schutz für wertvolle Mager- und Trockenstandor­
te gesetzlich verankert haben. Ebenso müssen die 
Bemühungen um die Ausweisung von Schutzge­
bieten fortgesetzt werden, wobei wir in Bayern

mittlerweile auf weit über 300 Naturschutzgebiete 
verweisen können. Diese Maßnahmen können 
jedoch allenfalls in den dringendsten Bereichen 
den Status-quo erhalten, werden aber immer nur 
einen verschwindend kleinen Bruchteil der gesam­
ten Landesfläche ausmachen (z.B. umfassen alle 
unsere bayerischen Naturschutzgebiete derzeit le­
diglich 1,7 % der Landesfläche).
Diese Bemühungen reichen jedoch naturschutz­
fachlich bei weitem nicht aus, um dem Auftrag der 
Naturschutzgesetze gerecht zu werden, der nicht 
nur den Schutz, die Pflege und die Entwicklung 
von Natur und Landschaft, sondern insgesamt 
auch einen leistungsfähigen Naturhaushalt letzt­
lich als Lebensgrundlage des Menschen fordert. 
Dies bedeutet zum einen, daß sich Naturschutz 
nicht auf Restflächen abspielen kann, sondern sich 
auf den gesamten besiedelten wie unbesiedelten 
Bereich erstrecken muß. Zum anderen kann aber 
der Gesamtzustand des Naturhaushalts nur dann 
verbessert werden, wenn auch bewirtschaftete 
Biotopflächen miteinbezogen und zusätzlich 
Nutzflächen zur Biotopgestaltung zur Verfügung 
gestellt werden. Die Bereitstellung eines ausrei­
chenden Flächenanteils für die Erfüllung der Na­
turschutzzwecke ist wesentliche Voraussetzung 
für eine Beendigung des fortschreitenden Arten- 
und Biotopverlustes. Nur wenn es gelingt, ausrei­
chende Flächen für Biotope zur Sicherung der 
Artenvielfalt und zur Aufrechterhaltung des Na­
turhaushaltes bereitzustellen, kann eine positive 
Entwicklung im Sinne der Errichtung eines Bio­
topverbundsystems erwartet werden. Nach Auf­
fassung von Sachverständigen ist hierfür ein 
durchschnittlicher Flächenbedarf von 10 bis 15 % 
der agrarischen Kulturlandschaft (ausgenom­
men Wald und Siedlung) gegeben, der je nach na­
turräumlichen Gegebenheiten und Schutzwür­
digkeit schwanken kann. Dabei ist - um vielfachen 
Mißverständnissen vorzubeugen - klarzustellen, 
daß ein solcher Flächenanspruch keinesfalls 
immer eine völlige Stillegung der Flächen bedeu­
tet, sondern vielfach nur eine der Zielsetzung des 
Naturschutzes entsprechende Bewirtschaftung 
beinhaltet.

Arten- und Biotopschutzprogramme; 
Landschaftspflegekonzept

Eine auf diese Zielsetzungen abgestellte Natur­
schutzpolitik setzt voraus, daß ihr ein fachliches

Rede anläßlich des Seminars "Naturschutzpolitik und Landwirtschaft" der Akademie für Naturschutz und Landschafts­
pflege, gehalten am 7. Nov. 1986 in Grünberg/Hessen
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Konzept zugrundeliegt, das die Grundlage für alle 
Bemühungen zur Sicherung, Pflege und Entwick­
lung des anzustrebenden Biotopverbundsystems 
enthält. Diese Aufgabe soll in Bayern das derzeit 
in Bearbeitung befindliche Arten- und Biotop­
schutzprogramm erfüllen, das durch ein Land­
schaftspflegekonzept ergänzt wird. Dieses lan­
desweite Konzept soll den Gesamtrahmen aller 
Arten- und Biotopschutzbemühungen sowie land­
schaftspflegerischer Maßnahmen bilden und Ziel­
vorgaben enthalten, an denen sich die konkreten 
Einzelmaßnahmen orientieren können.

So ist es Ziel des Arten- und Biotopschutzpro­
grammes, auf der Grundlage der erfaßten Daten 
über Pflanzen- und Tierarten, ihrer Standorte und 
Lebensansprüche ein daraus abzuleitendes fachli­
ches Schutz- und Entwicklungskonzept zu erarbei­
ten, durch das die vielfältigen Arten- und Bio­
topschutzmaßnahmen - angefangen von hoheitli­
chen Schutzanordnungen über Schutz- und Pfle­
gemaßnahmen und privatrechtliche Sicherungs­
möglichkeiten bishin zu notwendigen Ausgleichs­
und Ersatzmaßnahmen - integriert und koordi­
niert werden sollen. Es baut auf den Gegeben­
heiten des jeweiligen Naturraumes auf, wird je­
doch wegen der verwaltungsmäßigen Umsetzung 
der vorzuschlagenden Maßnahmen landkreisbe­
zogen erarbeitet, weshalb beabsichtigt ist, das Ar­
ten- und Biotopschutzprogramm in Bayern neben 
einem allgemeinen landesweit gültigen Band in 
Form von Landkreisbänden für jeden bayerischen 
Landkreis herauszugeben. Nach dem derzeitigen 
Arbeitsstand kann mit der Fertigstellung der er­
sten Bände im Laufe des Jahres 1987 gerechnet 
werden. Dabei kann ein solches Programm nur 
eine erste fachliche Grundlage auf der Basis der 
gegenwärtig vorhandenen Erkenntnisse sein, so 
daß es immer ergänzungsbedürftig sein wird und 
laufend fortgeschrieben werden muß. Dem Land­
schaftspflegekonzept hegt die Überlegung zu­
grunde, daß die Lebensräume vieler heute in ihrer 
Existenzbedrohter Tier- und Pflanzenarten durch 
extensive land- und forstwirtschaftliche Nutzun­
gen entstanden sind. Da die meisten dieser über­
kommenen Nutzungen inzwischen aufgege­
ben wurden bzw. die Aufgabe in Bälde zu erwar­
ten ist, muß der schutzwürdige Zustand durch 
Pflegemaßnahmen oder durch die Fortführung 
der traditionellen Nutzung erhalten werden. Für 
die Durchführung fachlich notwendiger Pflege­
maßnahmen sind deshalb landesweit einheitliche 
Beurteilungskriterien und wissenschaftlich be­
gründete Vorgaben erforderlich. Das Land­
schaftspflegekonzept soll deshalb fachliche Aus­
sagen über die Notwendigkeit von Pflegemaß­
nahmen, Art und Häufigkeit von Pflegemaßnah­
men, Notwendigkeit von sog. Pufferzonen um Bio­
tope sowie die Neuanlage von Biotopen treffen. 
Auch hier sollen in Bälde Sofortmaßnahmen zur 
Pflege und Neuschaffung von Biotopen vorgelegt 
werden.
Dieses fachliche Konzept des Naturschutzes ist

jedoch zum Scheitern verurteilt, wenn es nicht 
gelingt, die zur Umsetzung erforderlichen Siche­
rungs-, Pflege- und Gestaltungsmaßnahmen auf 
den hierfür notwendigen Flächen zu verwirkli­
chen. Eine solche flächenbezogene Naturschutz­
politik kann nur mit der gesellschaftlichen Gruppe 
verwirklicht werden, die in großem Umfang über 
solche Flächen verfügt, d.h. mit der Landwirt­
schaft. Auch wenn insgesamt auf das hoheitliche 
Instrumentarium nicht verzichtet werden kann, so 
ist dieses in vielen Fällen zur Erreichung des Ge­
samtzieles nicht geeignet. Die weitgehenden Flä­
chenansprüche des Naturschutzes verlangen des­
halb neue praktikable und wirksame Wege, die 
primär auf die freiwillige Mitwirkung der Betrof­
fenen abstellen und Lösungen im Rahmen der lei­
stungsgewährenden Verwaltung durch privat­
rechtliche Vereinbarungen suchen. Solche Wege 
können allerdings nur beschritten werden, wenn 
entsprechende finanzielle Mittel zur Verfügung 
stehen. Dies wiederum setzt die Einsicht voraus, 
daß die Verwirklichung der naturschutzfachlichen 
Ziele einen erheblichen finanziellen Aufwand er­
fordert. Dieser Aufwand ist jedoch gerechtfertigt, 
wenn man bedenkt, daß mit allen Maßnahmen zur 
Erhaltung der heimischen Artenvielfalt und der 
dafür erforderlichen Lebensräume zugleich auch 
ein wesentlicher Beitrag zur Erhaltung unserer 
eigenen Lebensgrundlagen geleistet wird.

In Bayern waren wir deshalb bemüht, Möglichkei­
ten aufzuzeigen, wie auf diesem neuartigen Wege 
erfolgreich Ziele des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege verwirklicht werden können. Ich 
möchte Sie kurz über die wichtigsten derzeit vom 
Bayerischen Staatsministerium für Landesent­
wicklung und Umweltfragen als oberster Natur­
schutzbehörde durchgeführten Programme in­
formieren und Sie über unsere bisherigen Erfah­
rungen unterrichten.

1. Erschwernisausgleich

Im Zusammenhang mit der bereits erwähnten Ein­
führung des Feuchtgebietsschutzes in Art. 6 d des 
Bayerischen Naturschutzgesetzes wurde in Art. 
36a gleichzeitig auch der Erschwernisausgleich 
eingeführt. Ausgangspunkt hierfür war, daß nach 
der gesetzlichen Regelung Maßnahmen, die zu 
einer Zerstörung, Beschädigung, nachhaltigen 
Störung oder Veränderung des charakteristischen 
Zustandes der in einer Anlage zum Gesetz näher 
bezeichneten ökologisch besondes wertvollen 
Naß- und Feuchtflächen grundsätzlich einer Er- 
laubsnispflicht unterworfen wurden. Kommt die 
Behörde zum Ergebnis, daß solche Maßnahmen 
wegen ihrer Auswirkungen auf den Standort und 
der dort lebenden Tier- und Pflanzenwelt zu un­
tersagen sind, soll nun mit dem Erschwernisaus­
gleich dem Eigentümer oder Nutzungsberechtig­
ten einer solchen Feuchtfläche ein angemessener 
finanzieller Ausgleich für die arbeitswirtschaftli-
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che Erschwernis gewährt werden, wenn er auf­
grund der Untersagung seine bisherige natur­
schonende extensive Bewirtschaftung beibehält. 
Gleiches gilt für den Fall, daß sich ein Betroffener 
freiwillig zur Fortführung dieser Bewirtschaftung 
bereiterklärt. Der Erschwernisausgleich wird so­
mit gewährt, wenn

-  eine Maßnahme, die zu einer Beeinträchtigung 
des Feuchtsgebiets führen kann, behördlich un­
tersagt wird oder der Betroffene sich freiwillig 
zur Unterlassung einer solchen Maßnahme 
verpflichtet,

-  die Fortführung der bestehenden landwirt­
schaftlichen Bewirtschaftung einen wesentli­
chen arbeitswirtschaftlichen Mehraufwand er­
forderlich macht,

-  die bestehende Bewirtschaftung im Interesse 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
hegt und in Art und Umfang wie bisher weiter­
geführt wird.

Die Höhe des Erschwernisausgleiches lag bisher 
bei 20,- DM je 1.000 m2 . Abhängig vom jeweili­
gen Grad der Erschwernis konnte dieser Betrag 
auf die Hälfte vermindert oder auf das 1 l/2fache 
erhöht werden, so daß neben dem Regelsatz von 
200,— DM pro ha der Ausgleich zwischen 100,- 
und 300,— DM pro ha sich bewegte.

Aufgrund dieses finanziellen Ausgleichs hat die 
Bereitschaft der Landwirte, Feuchtflächen natur­
schonend zu bewirtschaften, in den Jahren 1984 
und 1985 erheblich zugenommen. So erhöhte sich 
von 1984 auf 1985

-  die Zahl der Anträge um 75 %,
-  die Fläche um 67 %
-  der Auszahlungsbetrag um 68 %.

In Zahlen ausgedrückt bedeutet dies, daß nach an­
fänglichen Startschwierigkeiten (1983: 301 An­
träge) im Jahr 1984 1.788 Anträge gestellt wurden, 
die sich 1985 auf 3.120 Anträge erhöhten. Flächen­
mäßig bedeutet dies nach dem Start 1983 (895 ha) 
eine Zunahme von 3.248 ha (1984) auf inzwischen 
5.425 ha (1985). Entsprechend sind natürlich auch 
die finanziellen Aufwendungen gestiegen: von 
1983 rd. 197.000,- DM auf rd. 695.000,- DM im 
Jahr 1984 und auf rd. 1,17 Mio. DM im Jahr 1985.

Inzwischen ist es gelungen, eine der Arbeitser­
schwernis angemessene wesentliche Erhöhung 
des Erschwernisausgleiches zu erreichen, so daß 
ab 01.07.86 nunmehr der Regelsatz bei 300,- DM 
pro ha liegt und je nach Erschwernis vom Mindest­
satz von 150,- DM pro ha bis zum Höchstsatz von 
600,— DM pro ha schwanken kann.

Durch eine intensive Öffentlichkeitsarbeit 
(Feuchtgebietsbroschüre) sowie in Zusammenar­
beit mit der Landwirtschaftsverwaltung und dem 
Bayerischen Bauernverband ist es in relativ kurzer

Zeit gelungen, die Inanspruchnahme des Er­
schwernisausgleichs zu steigern und damit mög­
lichst viele Feuchtflächen zu erhalten. Das In­
teresse nimmt weiter zu,so daß wir für das Jahr 
1986 mit einer weiteren Steigerung rechnen kön­
nen.

2. Wiesenbrüterprogramm

Neben dem Schutz der besonders wertvollen 
Feuchtflächen sieht das Bayerische Naturschutz­
gesetz in Art. 6 d Abs. 2 auch für die sog. wechsel­
feuchten Wirtschaftswiesen, die gleichfalls wich­
tige Lebensräume für seltene Tier- und Pflanzen­
arten darstellen, einen besonderen Schutz vor. 
Der Gesetzgeber hat dabei den Auftrag erteilt, 
daß "die Sicherung von Brut-, Nahrungs- und Auf­
zuchtbiotopen wiesenbrütender Vogelarten 
(Brachvogel, Uferschnepfe, Rotschenkel, Bekas­
sine, Weißstorch und Wachtelkönig) in geeigneter 
Weise, insbesondere durch privatrechtliche Ver­
einbarungen, angestrebt werden soll".
Zur Sicherung dieser Flächen, von denen es in 
Bayern noch rd. 63.000 ha gibt, wurde 1983 das sog. 
"Wiesenbrüterprogramm", ein Artenhilfspro­
gramm zum Schutz für wiesenbrütende Vogelar­
ten, eingeführt. Ausgangspunkt hierfür war die 
Tatsache, daß die Umwandlung von Grünland in 
andere Nutzungsarten, insbesondere in Acker­
land, sowie die intensive Nutzung der noch vor­
handenen wechselfeuchten Wirtschaftswiesen zu 
einer Gefährdung jener Arten geführt haben, die 
auf diesen Biotoptyp spezialisiert sind. Am mei­
sten betroffen davon sind die im Gesetz ausdrück­
lich genannten wiesenbrütenden Vogelarten, die 
solche Feuchtwiesen als Brut- und Aufzuchtbioto­
pe benötigen oder dort ihre Nahrung finden. Das 
Programm geht auf einen Beschluß des Bayeri­
schen Landtags vom 07.07.82 zurück, der als Ziel 
die Förderung von Maßnahmen zur Sicherung und 
Verbesserung von Brutbiotopen sowie die Infor­
mation der Bevölkerung, insbesondere der Land­
wirte und der Erholungsuchenden, nennt.

Auf der Grundlage eines fachlichen Gutachtens 
zur Bestandssituation der Wiesenbrüter in Bayern 
hat das StMLU das Wiesenbrüterprogramm aus­
gearbeitet mit dem Ziel,

-  geeignete Lebensräume zu erhalten oder wie­
derherzustellen

-  in den Brutgebieten die Wiesennutzung auf­
rechtzuerhalten

-  innerhalb der Brutgebiete sog. Kernzonen als 
optimale Lebensräume für die Wiesenbrüter 
einzurichten.

Die hierfür erforderlichen Maßnahmen werden 
durch Bewirtschaftungsvereinbarungen festge­
legt, die von den Naturschutzbehörden mit den 
Grundstückseigentümern und Nutzungsberech­
tigten abgeschlossen werden. Sie beinhalten z.B.
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-  Verzicht auf Entwässerungsmaßnahmen
-  Verzicht auf Umbruch von Wiesen
-  Beibehaltung der gegebenen Oberflächen­

struktur
-  Unterlassen des Düngens und des Einsatzes 

von Pflanzenbehandlungsmitteln in der Zeit 
vom 20.03. bis zum 20.06, möglichst jedoch 
ganzjährig

-  Abschleppen, Walzen und Mähen nur außer­
halb der Zeit vom 20.03. bis 20.06

-  Verzicht auf Beweidung in der Zeit vom 20.03. 
bis 20.06.

Als Gegenleistung wird in der Bewirtschaftungs­
vereinbarung eine Ausgleichszahlung festgelegt. 
Zur Höhe der Ausgleichszahlung nehmen die 
Landwirtschaftsämter gegenüber den Natur­
schutzbehörden gutachtlich Stellung. Die Höhe 
der Ausgleichszahlung richtet sich nach Art und 
Umfang der gebotenen Bewirtschaftungsbe­
schränkungen.
Auch hier konnte nach anfänglichen Startschwie­
rigkeiten (1983 lediglich 30 Vereinbarungen über 
114 ha mit einem Finanzaufwand von rd. 25.000,— 
DM) in den folgenden Jahren eine erhebliche Zu­
nahme verzeichnet werden. So stieg 1984 die Zahl 
der Vereinbarungen auf 872, womit eine Fläche 
von rd. 1.400 ha vertraglich gesichert werden 
konnte bei einem Finanzaufwand von rd. 520.000,- 
DM. 1985 hatten wir bereits über 2.200 Verträge 
mit einer Vertragsfläche von rd. 3.700 ha und 
einem finanziellen Aufwand von über 1,5 Mio. 
DM. Für 1986 hegen die Daten noch nicht vor, die 
weitere Steigerung läßt sich jedoch bereits aus 
dem bisherigen Finanzaufwand absehen, der 1986 
2,7 Mio. DM betrug. Der Umfang der Ausgleichs­
zahlungen reicht ungefähr von 100,- DM bis 900,- 
DM/ha, je nach Lage der Nutzfläche und Inhalt 
der Vereinbarung, und betrug im Durchschnitt rd. 
375,- DM pro ha. Daneben wurden aus Mitteln 
des Programms in den Jahren 1983 bis 1985 rd. 120 
ha Grund durch Kauf erworben; hierfür wurden 
Förderungen in Höhe von insgesamt 2,5 Mio. DM 
gewährt.
Auch dieses Programm wurde von Anfang an im 
Zusammenwirken mit der Landwirtschaftsverwal­
tung und unter Beteiligung der Verbände des Na­
turschutzes und der Landwirtschaft durchgeführt 
und von intensiver Öffentlichkeitsarbeit (Wiesen­
brüter-Merkblatt) begleitet.
Mit dem Programm verfolgt das Ministerium das 
Ziel, die Bestände der wiesenbrütenden Vogelar­
ten zu stabilisieren und zu ihrer langfristigen Si­
cherung möglichst eine Zunahme der Bestände zu 
erreichen. Dies erfordert allerdings auch eine 
langfristige Anlage des Programms, worüber in 
den jeweiligen Haushaltsverhandlungen zu ent­
scheiden ist.

3. Acker-und Wiesenrandstreifenprojekt

Das Staatsministerium für Landesentwicklung 
und Umweltfragen hat 1984 mit einer Aktion zum

Schutz der Ackerwildkräuter im Rahmen eines Pi- 
lotprojektes in Oberfranken begonnen. Ziel dieses 
fachlich vom Bayerischen Landesamt für Umwelt­
schutz betreuten Projekts ist die Erhaltung und 
Entwicklung von Standorten der Ackerwildkräu­
ter, die in den letzten Jahrzehnten drastisch zu­
rückgegangen sind und mit rd. 30 ihrer Arten 
bereits auf der Roten Liste der gefährdeten Farn- 
und Blütenpflanzen Bayerns stehen. Zugleich 
können damit die auf diese Pflanzen angewiesenen 
Tierarten, z.B. seltene Insekten, gefördert werden. 
Voraussetzung hierfür ist, daß entsprechend brei­
te Acker- und Wiesenrandstreifen nicht mit Her­
biziden und Düngemitteln behandelt werden, so 
daß wieder artenreiche Streifen als wertvolle 
Rückzugsgebiete in unserer vielfach strukturar­
men Kulturlandschaft entstehen können. Untersu­
chungen haben gezeigt, daß sich bei derartiger Be­
handlung bereits in kurzer Zeit wieder gefährde­
te, teilweise sogar verschollene Wildkräuter und 
davon abhängige Tierarten ansiedeln.

Auch hier werden den mitwirkungsbereiten Land­
wirten Vereinbarungen von den Naturschutzbe­
hörden imgeboten, in denen die Einzelheiten der 
Bewirtschaftung sowie die Höhe der Ausgleichs­
zahlung festgelegt werden. Die Aktion wurde sehr 
bald von den Landwirten mit großem Interesse 
aufgegriffen. Bereits 1985 konnten 242 Landwirte 
dafür gewonnen werden, die ca. 400 Flächen zur 
Verfügung gestellt haben, wobei die erfaßten Ak- 
kerrandstreifen zwischen 2 bis 12 m breit und ins­
gesamt rd. 88 km lang waren. Als Ausgleichs­
leistung werden durchschnittlich 10 Pfennige pro 
Quadratmeter gezahlt .Während für die Anfangs­
phase 1985 nur knapp 40.000,— DM benötigt 
wurden, nahm das Interesse 1986 sprunghaft zu. 
Die ursprünglich vorgesehenen 120.000,— DM 
waren in kürzester Zeit verbraucht, so daß weitere 
Mittel zur Verfügung gestellt werden mußten. 
Zwar hegt auch hier eine vollständige Bilanz für 
1986 noch nicht vor, insgesamt wurden heuer je­
doch rd. 385.000,— DM für solche Acker- und 
Wiesenrandstreifen ausgegeben.

4. Landschaftspflege-Programm

Für Maßnahmen zur Pflege, Erhaltung und Ent­
wicklung geschützter und schutzwürdiger Flächen 
und Einzelbestandteile der Natur gewährt das 
StMLU unter bestimmten Voraussetzungen finan­
zielle Zuwendungen. Dadurch sollen nichtstaatli­
che Maßnahmeträger zur Durchführung land­
schaftspflegerischer Maßnahmen angeregt wer­
den.

Mit den Landschaftspflege-Richtlinien des 
StMLU wurde ein staatliches Förderprogramm 
geschaffen, aus dem Grundstückseigentümer und 
damit insbesondere auch Landwirte, ferner Natur­
schutzverbände, Gemeinden und Landkreise für 
landschaftspflegerische Maßnahmen Fördermit­
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tel erhalten. Ziel der Förderung ist es, geschützte 
oder schützenswerte Flächen zu pflegen und in 
ihrem ökologischen Wert zu verbessern sowie Le­
bensräume insbesondere gefährdeter Tier- und 
Pflanzenarten zu sichern und neu zu schaffen.

Förderfähige Maßnahmen sind z.B.

-  die Mahd bzw. die Entbuschung ehemals exten­
siv landwirtschaftlich genutzter Flächen wie 
Trocken- und Halbtrockenrasen oder Streu­
wiesen

-  die Anpflanzung von Hecken und Feldgehöl­
zen vor allem in intensiv agrarisch genutzten 
Landschaften

-  die Neuschaffung von Biotopen vor allem in 
Bereichen, in denen naturnahe Lebensräume 
aufgrund vielfältiger Nutzungsansprüche stark 
zurückgegangen sind.

Voraussetzung für die Förderung ist u.a., daß der 
mit der Maßnahme verfolgte Zweck nachhaltig ge­
sichert ist, z.B. durch Auflagen im Förderbescheid 
bei Maßnahmen aufgrund von Landschaftsplänen. 
Der Umfang der Förderung richtet sich nach den 
zur Verfügung stehenden Haushaltsmitteln, dem 
jeweiligen Vorhaben, der finanziellen Leistungs­
kraft des Zuwendungsempfängers, den Finanzie­
rungsbeteiligungen Dritter und etwaigen be­
sonderen Erschwernissen. Der Höchstsatz beträgt 
70 % der förderfähigen Gesamtkosten. In Ausnah­
mefällen, z.B. bei M aßnahmen zur Erhal­
tung stark gefährdeter Tier- und Pflanzenarten 
und ihrer Lebensräume oder bei Maßnahmen in 
Naturschutzgebieten, können auch höhere Zu­
wendungen gewährt werden.

Seit Inkrafttreten der Richtlinien sind die Zahl der 
jährlich geförderten Landschaftspflegemaßnah­
men und der Auszahlungsbetrag von Jahr zu Jahr 
deutlich gewachsen. So nahm von 1984 auf 1985 
die Zahl der Anträge um 280 %, der Auszahlungs­
betrag um 300 % zu. In Zahlen bedeutet dies, daß 
im Jahr 1984 129 Maßnahmen mit einem Betrag 
von knapp 580.000,-- DM gefördert werden 
konnten, während 1985 bereits 360 Maßnahmen 
mit einem Förderbetrag von rd. 1,7 Mio. DM rea­
lisiert werden konnten. In diesem Jahr stehen für 
die Förderung landschaftspflegerischer Maßnah­
men rd. 2,5 Mio. DM zur Verfügung.
Durch eine bereits in Angriff genommene Über­
arbeitung der Landschaftspflege-Richtlinien sol­
len künftig im Rahmen des Landschaftspflege­
programms auch Ausgleichszahlungen für Bewirt­
schaftungsbeschränkungen auf ökologisch wertvol­
len Mager- und Trockenstandorten vorgesehen 
werden. Damit soll auch für diese Biotope ähnlich 
wie bei den Feuchtgebieten für Bewirtschaftungs­
beschränkungen ein finanzieller Ausgleich ge­
währt werden. Ziel der gegenwärtigen Überar­
beitung der Richtlinien ist es, ein möglichst einfa­
ches und praktikables Verfahren bei der Abwick­
lung der Ausgleichszahlungen einzuführen.

Positive Erfahrungen in Bayern

Bei einer Bewertung dieser Programme kann all­
gemein festgestellt werden, daß sie mit ihrem 
Ansatz der flächenbezogenen Ausgleichszahlung 
einen wichtigen neuen Beitrag für das Verhältnis 
von Landwirtschaft und Naturschutz geleistet ha­
ben. Erstmals wurden aktive Leistungen der Land­
wirtschaft für den Naturschutz und die Land­
schaftspflege von der Allgemeinheit honoriert, 
damit auch der Zwang der Intensivierung um je­
den Preis von den Landwirten genommen und eine 
naturschonende Landbewirtschaftung unter­
stützt.
Nach anfänglicher Zurückhaltung kann nunmehr 
ständig steigendes Interesse festgestellt werden, 
wobei sich auch die Zusammenarbeit zwischen der 
Landwirtschafts- und der Naturschutzverwaltung, 
aber auch mit dem Bayerischen Bauernverband 
und den Naturschutzverbänden ständig verbessert 
hat. Die Abhaltung gemeinsamer Informations­
veranstaltungen bzw. die Teilnahme oder Ein­
schaltung eines landwirtschaftlichen Vertreters 
haben sich ebenso bewährt wie die intensive Öf­
fentlichkeitsarbeit. Andererseits ist nicht zu leug­
nen, daß sich diese Programme als sehr personal- 
und zeitintensiv erweisen, was zugleich ein begren­
zender Faktor in der Nutzbarkeit der Programme 
war.
Insgesamt aber hat Bayern mit den genannten na­
turschutzpolitischen Instrumentarien positive Er­
fahrungen gesammelt und ist daher gerne bereit, 
diese in die Gesamtdiskussion Naturschutz und 
Landwirtschaft einzubringen. Die Programme fu­
ßen letztlich auf der Erkenntnis, daß Landwirt­
schaft und Naturschutz aufeinander angewiesen 
sind. So wie der Landwirt selbst Interesse an na­
turschonendem Wirtschaften haben muß, weil 
langfristig landwirtschaftliche Nutzung ohne in­
takten Naturhaushalt nicht möglich ist, so kann 
seinerseits Naturschutz ohne Mitwirkung der 
Landwirtschaft nicht wirksam genug betrieben 
werden.
In diesem Bereich sind noch keineswegs alle Mög­
lichkeiten ausgeschöpft, da angesichts der Vielfalt 
des Naturschutzes die Möglichkeiten sehr zahl­
reich sind, solche freiwilligen Leistungen eines 
Landwirts finanziell zu honorieren. Sie hängen 
letztlich von den zur Verfügung stehenden Finanz­
mitteln insgesamt und von der Ausstattung des je­
weiligen Programms im einzelnen ab, das für den 
Landwirt immer auch eine wirtschaftlich interes­
sante Alternative darstellen muß.

Vorbild für weitergehende Förderungen landwirt­
schaftlicher Leistungen

Beispielhaft könnten etwa folgende Leistungen 
des Landwirts im Rahmen fachlicher Programme 
des Naturschutzes gefördert werden:

-  Weiterführung einer Naturschutzzwecken die­
nenden extensiven Nutzung einschließlich Er-
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haltung alter Nutzungen (z.B. Mahd von Streu­
wiesen, Mager- und Trockenrasen, Streuobst­
bau)

-  Extensivierung bestimmter Bereiche ein­
schließlich Durchführung extensiver Wirt­
schaftsformen (z.B. in Pufferzonen bei schutz­
würdigen Gebieten, Randstreifenbereiche bei 
Äcker, Wiesen und Gewässer)

-  Änderung der Nutzungsformen für Zwecke des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege (z.B. 
Umwandlung von Acker- in Grünland)

-  Durchführung von Maßnahmen des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege durch die 
Landwirtschaft (z.B. Gestaltungs- und Pflege­
maßnahmen).

Auch die Überlegungen der Agrarpolitik zur Flä­
chenstillegung bzw. Flächenumwidmung sind we­
gen des Flächenbedarfs des Naturschutzes natur­
schutzfachlich von weitreichender Bedeutung. 
Dabei wird sich in der Regel das Interesse des Na­
turschutzes auf bestimmte Nutzflächen konkreti­
sieren, die aufgrund naturschutzfachlicher Vor­
gaben und Konzepte benötigt werden und mög­
lichst dauerhaft gesichert werden müssen. Dane­
ben spielen aber auch die Sicherung ökologisch 
bedeutsamer Flächen, die Gewinnung von Ent- 
wicklungs- und Gestaltungsflächen sowie die 
Möglichkeiten des Rückgriffs auf Tauschflächen 
eine wichtige Rolle.

Ich bin zuversichtlich, daß wir in Bayern den ein­
geschlagenen Weg unserer naturschutzfachlichen 
Programme unter Beteiligung der Landwirtschaft 
fortsetzen können. So hat der Landtag noch in der 
letzten Legislaturperiode in einem Beschluß zur 
Verbesserung der Landwirtschaft u.a. ausdrück­
lich eine Fortsetzung und Erweiterung der darge­
stellten Programme gefordert. Auch bei den Ver­
handlungen der Staatsregierung mit dem Bayeri­
schen Bauernverband war eine verstärkte Hono­
rierung freiwilliger Leistungen der Landwirtschaft 
zugunsten des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege ein wichtiges Gesprächsergebnis. 
Schließlich ist auch positiv zu werten, daß der 
Bayerische Bauernverband in seinem neuen 
Agrarpolitischen Konzept ausdrücklich diese Pro­
gramme als Vorbild für weitergehende Förderun­
gen landwirtschaftlicher Leistungen für den 
Naturhaushalt erwähnt.

Neuorientierung der Agrarpolitik notwendig

Meine Ausführungen wären jedoch unvollständig, 
wenn ich neben der naturschutzpolitischen Seite 
nicht auch noch kurz auf die Anliegen des Natur­
schutzes bei der Neuorientierung der Agrarpolitik 
eingehen würde, wobei ich mir der Schwierigkei­
ten wegen der Abhängigkeit der Agrarpolitik von 
der EG durchaus bewußt bin.
Ich schicke voraus: Es ist nicht Aufgabe des Na­
turschutzes, eine neue Agrarpolitik zu formulie­

ren. Wir müssen jedoch deutlich machen, daß die 
Agrarpolitik selbst zur Verwirklichung von Zielen 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei­
tragen kann - und beitragen muß. Deshalb ist aus 
unserer Sicht die Agrarpolitik, ausgehend vom ge­
setzlichen Ordnungsrahmen der Inhaltsbestim­
mung des Eigentums, so zu gestalten,

-  daß der Landwirt die verpflichtenden gesetzli­
chen Anforderungen des Natur- und Umwelt­
schutzes ohne Existenzgefährdung erfüllen 
kann,

-  daß darüber hinaus der Landwirt vom Zwang 
zur letzten Intensivierung befreit wird.

Auf diese Weise könnte man vor allem folgende 
Ziele des Naturschutzes unterstützen:

-  Vorrangig sind besonders wertvolle natürliche 
und naturnahe Flächen und Landschaftsbe­
standteile zu erhalten und dauerhaft zu sichern.

-  Daneben gilt es, Grenzertragsstandorte und 
traditionell extensiv genutzte Flächen vor In­
tensivierung zu bewahren und eine dem Natur­
schutz dienende Weidebewirtschaftung zu ge­
währleisten.

-  Ferner ist anzustreben, in Teilbereichen bisher 
intensiv genutzte Flächen zugunsten des Natur­
haushalts zu extensivieren.

-  Schließlich sind im Einzelfall Möglichkeiten 
zur Stillegung von Flächen zu nutzen, damit 
neue Biotope entwickelt oder geschaffen wer­
den können.

Aus meiner Sicht hat die Agrarpolitik hierfür eine 
Reihe von Möglichkeiten, etwa in der Förderpoli­
tik, die bereits mit einem stärkeren Flächenbezug 
mit Berücksichtigung ökologisch bedingter Nach­
teile einen wertvollen Beitrag zur Beibehaltung ex­
tensiver Nutzungen leisten könnte. Gleiches gilt 
etwa für die Ausgestaltung von Ausgleichszahlun­
gen zugunsten der Landwirtschaft in benachteilig­
ten Gebieten oder für finanzielle Anreize zu Flä­
chenumwidmungen. Ich nehme an, daß hierzu 
Staatssekretär GALLUS morgen im Rahmen 
seines Referates über die Umsetzung von Natur­
schutzzielen in der Landwirtschaft nähere Aus­
führungen machen wird.

Doppeltes Ziel: Hilfen für die Landwirtschaft 
durch Naturschutz

Ich hoffe, daß es mir gelungen ist zu verdeutlichen, 
daß die aufgezeigten naturschutzfachlichen Pro­
gramme unter Beteiligung der Landwirtschaft 
einen neuen, jedoch zentralen Teilbereich der Na­
turschutzpolitik in Bayern darstellen, der für die 
Realisierung der Ziele des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege wesentlich ist.

Wir werden weiter das doppelte Ziel verfolgen, 
zum einen zusätzliche Hilfen der Landwirtschaft
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für Leistungen zugunsten des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege zu geben, andererseits da­
durch einen wirksamen Beitrag zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Natur und Land­
schaft im Sinne der Sicherung unserer eigenen Le­
bensgrundlagen zu leisten. Damit wird allen ge­
dient:

-  dem Landwirt in seiner schwierigen finanziel­
len Lage,

-  der Naturschutzverwaltung, die dem Landwirt 
partnerschaftlich gegenübertreten und damit

das gegenseitige Vertrauensverhältnis verbes­
sern kann,

-  der Natur, auf deren Funktionsfähigkeit wir 
alle angewiesen sind.

Anschrift des Verfassers:
Ministerialdirektor Dr. Werner Büchner 
Bayer. Staatsministerium für Landes­
entwicklung und Umweltfragen 
Rosenkavalierplatz 2 
D-8000 München 81
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Umsetzung von Naturschutzzielen in der Landwirt­
schaft
Georg Gallus*

Naturschutzziele

Wer die Frage beantworten will, wie und inwieweit 
Naturschutzziele in der Landwirtschaft umgesetzt 
werden können, muß zunächst einmal dartun, wel­
ches die Naturschutzziele sind.

Ich verstehe darunter:

1. den Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen 
des Menschen.
Im Mittelpunkt müssen dabei Schutz und Erhal­
tung derjenigen Naturgüter stehen, die die Le­
bensgrundlage des Menschen ausmachen. Zu nen­
nen sind hier Boden, Wasser und Luft sowie die 
belebte Umwelt.

Dem vorgenannten Ziel gleichzuordnen ist:

2. die Erhaltung der Artenvielfalt.

Diesem Ziele dienen zweifellos Artenschutz, Bio­
topschutz und Gebietsschutz, die miteinander in 
enger Beziehung stehen. Das Verhältnis der Land­
wirtschaft zum Naturschutz hat viele Facetten. 
Die Landwirtschaft ist Opfer mangelnden Natur- 
und Umweltschutzes in anderen Bereichen, Sün­
diger gegen die Naturschutzziele und wirksamer 
Naturschützer zugleich.
Die Landwirtschaft ist Opfer, weil sie entschei­
dend auf die Funktionsfähigkeit des natürlichen 
Ökosystems angewiesen ist, dessen Belastung in 
unserem dichtbesiedelten und von hohem Wohl­
stand und entsprechendem Konsumverhalten ge­
kennzeichneten Wirtschaftsraum ein bedrohliches 
Ausmaß angenommen hat. Sie handelt gegen die 
Naturschutzziele, weil sie der Urheber der Zerstö­
rung natürlicher und naturnaher Biotope durch 
Agrarstrukturverbesserung und Melioration ist. 
Sie verursacht Stoffeinträge in Boden, Wasser und 
Luft und beschleunigt die Bodenerosion durch 
nicht standortgerechte Nutzung. Hier ergeben 
sich gemeinhin allerdings die ersten Mißverständ­
nisse. So ist nicht selten bei Laien in dieser Materie 
die irrige Vorstellung anzutreffen, daß jegliche 
Landwirtschaft die vorgenannten Wirkungen auf 
die Natur habe.
Dem ist jedoch energisch zu widersprechen.
Die genannten Schädigungen der Ökosysteme 
vollziehen sich vielmehr sporadisch und temporär. 
An manchen Standorten haben sie Bedeutung, an 
anderen sind sie überhaupt nicht feststellbar.

Die pauschale Anprangerung der Landwirtschaft 
als Naturbelaster oder gar als Naturzerstörer ist 
nicht sachgerecht und baut nur unnütz Fronten 
zwischen Naturschützern auf der einen und den 
Landwirten als Naturnutzern auf der anderen Sei­
te auf. Dabei ist diese Frontenbildung heuchle­
risch, weil sie die Tatsache verdrängt, daß wir alle 
- ohne Ausnahme - von der Nutzung der Natur 
leben, also Naturnutzer sind. Darüber hinaus die­
nen solche Pauschalierungen nicht der Sache; sie 
lenken eher von den eigentlichen Problemen ab. 
Bei standortgerechter Wirtschaftsweise geht von 
der Landwirtschaft auch in erheblichem Umfang 
eine positive Wirkung auf die Naturschutzziele 
aus.
Sie erhält z.B. den Boden als Produktionsgrundla­
ge und wirkt den natürlichen Degenerationser­
scheinungen des Bodens und den daraus folgen­
den Fruchtbarkeitsminderungen entgegen. Die 
Landwirtschaft bietet einer Vielzahl wildlebender 
Pflanzen- und Tierarten spezifische Lebensstät­
ten. Unbestritten ist auch, daß die Landwirtschaft 
das prägende Element einer jeglichen Landschaft 
ist.
In den allermeisten Fällen wird die Landschaft in 
ihrer Eigenart und Schönheit allein durch die 
Landwirtschaft erhalten und damit als Lebens-, 
Freizeit- und Erholungsraum bewahrt. Interessant 
an diesen Beispielen ist, daß die Landwirtschaft 
hier mehr und besseres vermag, als die Natur 
selbst. Wenn manche Standorte sich selbst über­
lassen blieben, so würden dort die Böden der De­
gradation unterliegen, würden verhältnismäßig ar­
tenarme Biotope entstehen und ginge jeglicher 
landschaftlicher Reiz verloren.
Nicht die völlig sich selbst überlassene Natur 
bringt die größte Artenvielfalt zustande. Vielmehr 
wuchs die Artenvielfalt mit der Entwicklung der 
Europäischen Kulturlandschaft. Sie ging erst wie­
der zurück, als von der Symbiose der Landwirt­
schaft mit der Natur stärker zu einer Nutzung der 
Natur durch die Landwirtschaft übergegangen 
wurde, als die partielle Nutzung der Natur, d.h. der 
Wechsel von genutzten und ungenutzten Arealen, 
einer nahezu totalen Inanspruchnahme der Fläche 
durch Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Industrie, 
Verkehr und Siedlung wich.
Es dient deshalb nicht den Naturschutzzielen, die 
Landwirtschaft aus ganzen Landstrichen zu ver­
drängen.
Vielmehr gilt es, die vorhandenen negativen Ein­
wirkungen der Landwirtschaft auf die Natur zu
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verringern und ihre positiven Einflüsse für den Na­
turschutz stärker zum Tragen zu bringen. 
Entscheidend für den Erfolg dieses Prozesses ist 
das Verhalten der Landwirte, das sich sowohl 
durch rechtliche und ökonomische Rahmenbedin­
gungen wie auch durch Ausbildung und Informa­
tion beeinflussen läßt.
Gestatten Sie mir aber, daß ich, bevor ich auf die 
konkreten Möglichkeiten der Umsetzung von Na­
turschutzzielen in der Landwirtschaft eingehe, 
kurz den Ursachen umweltbelastender Entwick­
lungen in der Agrarwirtschaft nachgehe. Allein 
deren Kenntnis läßt ein Urteil über Möglichkeiten 
und Grenzen einer solchen Umsetzung zu.

Ursachen umweltbelastender Entwicklungen in 
der Agrarwirtschaft

Als entscheidende Ursachein zeichnen sich für 
mich folgende Entwicklungen ab:

1. Seit Mitte der 50er Jahre wurden unter Einsatz 
umfangreicher öffentlicher Mittel die Produk­
tionsvoraussetzungen landwirtschaftlicher Betrie­
be durch Flurbereinigung und Melioration durch­
greifend verbessert und dabei zwangsläufig zahl­
reiche Lebensstätten wildlebender Pflanzen und 
Tiere zerstört.

2. Die Verbesserung der strukturellen Vorausset­
zungen ermöglichte den Landwirten, ihre Produk­
tion zu mechanisieren, zu spezialisieren und zu 
intensivieren, womit die stofflichen Belastungen 
sowie die Gefahren der Bodendegradation Zunah­
men. Ein rasanter technischer Fortschritt hat diese 
Entwicklung kräftig unterstützt.

3. Die Agrarpreisgarantien der EG für unbegrenz­
te Mengen bei den wichtigsten Agrarprodukten 
machten eine kräftige Steigerung der landwirt­
schaftlichen Produktion rentabel.

4. Das verständliche und legitime Streben der 
Landwirte nach Teilnahme an der allgemeinen 
Einkommens- und Wohlstandsentwicklung be­
wegte sie zu immer intensiverer Wirtschaftsweise, 
zur Mobilisierung aller ökonomischen Reserven 
und zur inneren Aufstockung ihrer Betriebe durch 
die Viehhaltung.

Interessant an dieser Ursachenanalyse ist insbe­
sondere, daß die zuvor skizzierte Entwicklung 
gleichermaßen zu Belastungen des Naturhaushal­
tes wie auch zu landwirtschaftlichen Überschüs­
sen geführt hat.

Bei der allgemeinen Prosperität, konnte sich die 
Agrarpolitik dem legitimen Wunsch des Berufs­
standes nicht entziehen, die Weichen so zu stellen, 
daß möglichst viele landwirtschaftliche Betriebe 
möglichst gute Einkommen erzielten. Überschüs­
se und Belastungen des Naturhaushaltes durch die

Landwirtschaft sind ungewollte Nebenprodukte 
dieser agrarpolitischen Weichenstellung.

Handlungszwänge

Diese Feststellung ist für die vorliegende Frage­
stellung von besonderem Interesse. Zwar ist in den 
letzten Jahrzehnten mit den Umweltproblemen 
auch unser Umweltbewußtsein und unsere Bereit­
schaft zu mehr Naturschutz gewachsen. Gleich­
wohl ist es immer noch schwer, bestimmte Na­
turschutzziele zu verfolgen, insbesondere, wenn 
sie Geld kosten.
Nun ergeben sich aber aus den nicht mehr zu fi­
nanzierenden Agrarüberschüssen Handlungs­
zwänge, wie sie die Bestrebungen nach mehr Na­
turschutz in der Landwirtschaft kaum zustande 
brächten. Hierin liegt eine große Chance. Wir 
müssen die Agrarüberschüsse abbauen und 
gleichzeitig mehr Naturschutz in der Landwirt­
schaft verwirklichen.
Die Rückführung der Agrarproduktion in Europa 
ist ein agrarpolitisch schwieriges Manöver. Aber 
es gibt keine Alternativen. Wir können mit unseren 
Überschüssen den Hunger in der Welt nicht besei­
tigen. Zwar leisten sowohl die Gemeinschaft als 
auch mehrere Mitgliedstaaten Nahrungsmittelhil­
fe in beträchtlichem Umfang. Diese darf jedoch 
über Notfälle nicht hinausgehen, weil sonst die Er­
zeugung der Dritten Länder sich nicht entwickeln 
kann. Das Verschenken unserer Überschüsse in 
Dritte Länder wäre auch finanziell nicht durchzu­
stehen.
Darüber hinaus sind einige unserer Nahrungsmit­
tel ungeeignet, um durch die ganze Welt transpor­
tiert zu werden. Aber auch ein Verkauf der Über­
schüsse auf den Weltmärkten ist nur im begrenz­
ten Maße möglich. Das Angebot ist übergroß und 
die Absatzmöglichkeiten bescheiden. Die klassi­
schen Angebotsländer wie z.B. die Vereinigten 
Staaten, Kanada, Argentinien und Australien, las­
sen sich ihre Exportmärkte nicht streitig machen. 
Inzwischen treten auch frühere Importländer wie 
China und Indien als Anbieter auf. Das internatio­
nale Abkommen über Handel und Zölle, das 
GATT, verbietet darüber hinaus die Ausweitung 
von Exporten auf die Weltmärkte, wenn dieses 
durch Exportsubventionen geschieht. Da das 
Preisniveau in der Europäischen Gemeinschaft 
aber deutlich über dem der Weltmärkte liegt, sind 
Exporterstattungen Voraussetzung dafür, daß die 
Ware abfließt.
Bei Butter und Rindfleisch sind die zu erzielenden 
Preise oft so gering, daß nicht einmal die vorher 
entstandenen Lagerkosten gedeckt werden so 
z.B. bei den jüngsten Verkäufen von Rindfleisch 
nach Brasilien.
Im Außenhandel sind uns also die Hände gebun­
den, wir können unsere Überschußprobleme nicht 
durch Nahrungsmittelhilfe und Exporte lösen. Wir 
können sie auch nicht zu anderen als Nahrungs­
zwecken innerhalb der Gemeinschaft unbegrenzt
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verwenden. Ich erwähne hier beispielhaft die Ver­
bitterung von Butter an Kälber. Solche Verwer- 
tungsmaßnahmen sind auf die Dauer nicht fi­
nanzierbar und stoßen immer mehr auf Kritik der 
Steuerzahler und Verbraucher. Es reicht auch 
nicht aus, sich Gedanken über die Verwertung der 
jetzt laufend anfallenden Überschüsse zu machen. 
Nach wie vor wirkt der technische Fortschritt pro­
duktionssteigernd. Es ist mit weiter zunehmenden 
Hektarerträgen in der Getreideproduktion zu 
rechnen. Wenn die Überschußerzeugung schon 
jetzt große Schwierigkeiten bereitet, so wird sie - 
sofern nichts gegen sie unternommen wird - uns 
künftig vor völlig unlösbare Probleme stellen. In­
zwischen hat auch bei den meisten die Einsicht 
gesiegt, daß eine Drosselung der Produktion erfol­
gen muß. Der Weg zu dieser Anpassung der Er­
zeugung an die Absatzmöglichkeiten ist allerdings 
umstritten.

Vorschlag: Preissenkung

Da ist zunächst der Vorschlag, die Marktord­
nungspreise und damit auch die Erzeugererlöse so 
lange und so weit zu senken, bis die Produktion das 
erwünschte niedrigere Niveau erreicht hat. Wir 
haben gute Gründe für die Annahme, daß die EG- 
Kommission und auch Frankreich eine solche Lö­
sung bevorzugen würden. Die Folge wäre ein 
brutaler Wettbewerb unter den Agrarlandschaf­
ten Europas, eine Verelendung weiter Teile des 
Bauerntums und meiner Ansicht nach auch das 
Ende unserer bäuerlich strukturierten Landwirt­
schaft.
Agrarpolitisch halte ich eine solche Lösung für 
nicht akzeptabel. Sie ist auch hinsichtlich der Na­
turschutzziele nicht optimal. Ganze Landstriche 
würden aus der landwirtschaftlichen Produktion 
fallen. In den guten Agrargebieten würde dagegen 
intensiv weitergewirtschaftet. Es mag sein, daß 
hier und dort, wo sich die Landwirtschaft zurück­
zieht, eine gegenüber dem jetzigen Zustand ver­
besserte Naturschutzsituation entsteht und es mag 
auch sein, daß hier und da extensiver und damit 
umweltfreundlicher gewirtschaftet wird. Ökolo­
gisch gesehen ergäbe sich aber ein ungeordneter 
Rückzug aus der Fläche und ich wiederhole noch 
einmal: agrarpolitisch ist eine Anpassung der Pro­
duktion an die Absatzmöglichkeiten durch Preis­
senkung nicht zu verantworten.

Vorschlag: Behinderung des technischen Fort­
schritts

Wenn es der technische Fortschritt war, der die 
gegenwärtige Überproduktion mitverursacht hat, 
so liegt der Gedanke nahe, ihn zu verbieten und 
dadurch die Probleme zu bereinigen. Eine solche 
Lösung hat auch innerhalb der Landwirtschaft 
viele Freunde. Dabei steht freilich nicht der ar­
beitserleichternde technische Fortschritt zur Dis­

kussion, sondern derjenige, der im wesentlichen 
produktionssteigernd gewirkt hat.
Konkret fordern einige Landwirte und Agrarpoli­
tiker, die Anwendung der Halmverkürzungsmittel 
beim Getreide zu verbieten und die mineralische 
Düngung entweder durch eine drastische Besteue­
rung oder durch Kontingentierung deutlich zu ver­
ringern. Die Halmverkürzungsmittel bei Getreide 
bilden die Voraussetzung für eine stärkere mine­
ralische Düngung und damit auch für höhere 
Erträge. Die Folge solcher Maßnahmen wäre eine 
flächendeckende Extensivierung der pflanzlichen 
Erzeugung. Es ist unbestreitbar, daß dies zu einer 
umweltfreundlicheren Landbewirtschaftung 
führen würde. Der Stoffeintrag insgesamt wäre ge­
ringer. Insbesondere wäre die Gefahr der Grund­
wasserkontamination durch Nitrat gebannt. Daß 
eine generelle Extensivierung per Saldo deutliche 
Vorteile für den Artenschutz brächte, möchte ich 
aber bezweifeln. Günstiger würde die Situation für 
die bedrohten Arten, die auf extensive Wirt­
schaftsweise angewiesen sind.
Ich denke da z.B. an Magerrasen und einschürige 
Feuchtwiesen. Im Gegenzug gerieten aber diejeni­
gen Rote-Liste-Arten in zusätzliche Bedrängnis, 
die nur auf völlig naturbelassenen Flächen existie­
ren können. Denn Fläche würde bei diesem Lö­
sungsweg knapp. Wenn durch Behinderung des 
technischen Fortschritts die Flächenerträge redu­
ziert werden, so werden die Landwirte logischer­
weise versuchen, ihre Betriebsflächen noch weiter 
auszudehnen, um ihre Einkommensbasis zu ver­
breitern. Da könnte es dann passieren, daß diese 
oder jene Feuchtwiese auch noch drainiert wird, 
damit der Ertragsausfall auf den jetzt intensiv be­
wirtschafteten Flächen kompensiert werden kann. 
Agrarpolitisch ist aber die generelle Extensivie­
rung höchst fragwürdig. Sie würde nämlich bedeu­
ten, daß erheblich weniger Erträge erwirtschaftet 
werden könnten, ohne daß die Kosten in gleichem 
Maße sinken. Wer diese Lösung ernsthaft verfol­
gen will, muß auch aufzeigen, wie er das damit ver­
bundene Einkommensproblem lösen will. Er muß 
ferner plausibel darlegen können, wie er die Kon- 
trollprobleme in den Griff bekommt. Wir können 
nicht unseren liberalen Rechtsstaat im Agrarsek­
tor in einen Polizeistaat verwandeln. Wir können 
es nicht hinnehmen, daß ein ganzer Berufsstand in 
die Gefahr gerät, kriminalisiert zu werden.

Lösungsweg: Flächenstillegung

Nach meiner Auffassung müssen wir drei Wege 
beschreiten, um die drängenden Überschußpro­
bleme zu lösen. Wichtigste Maßnahme ist die Flä­
chenstillegung. Landwirte über 55 Jahre, die bereit 
sind, ihre landwirtschaftliche Erzeugung einzu­
stellen und ihre Eigent umsflächen stillzulegen, 
sollen ein Entgelt erhalten, das sie ausreichend für 
diesen Schritt entschädigt. Der Antragsteller muß 
sich für 10 oder mehr Jahre verpflichten, keinerlei 
Agrarproduktion zu betreiben.
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Die auf diese Weise freiwerdenden Flächen bieten 
eine große Chance für die Umsetzung unserer Na­
turschutzziele. Ein großer Teil der Flächen muß 
durch einfache Pflegemaßnahmen in einem 
Zustand gehalten werden, der eine problemlose 
Rückführung in die landwirtschaftliche Produk­
tion ermöglicht. Wie die Pflegemaßnahmen auszu­
sehen haben und in welchem Zustand die Flächen 
überdauern sollen, wird sicher regional verschie­
den sein. Diesen Teil der Flächen möchte ich gar 
nicht als große Leistung für den Naturschutz ver­
kaufen.
Mit ist bereits vorgeworfen worden, die Befürwor­
ter der Flächenstillegung hätten eine unberechtig­
te Naturschutzeuphorie erzeugt. Ich bin nicht 
dieser Auffassung. Natürlich dient die Flächenstil­
legung insoweit, wie ich sie bisher geschildert 
habe, nicht vorrangig Naturschutzzwecken. Viel­
mehr geht es um die Sanierung unserer Agrar­
märkte und um eine Verbesserung der sozialen 
Situation ausscheidungswilliger Landwirte. Aller­
dings kann mir auch niemand einreden, daß diese 
stillgelegten Flächen nicht besser den Natur­
schutzzielen dienen, als sie es jetzt tun, wenn auf 
ihnen unter Aufwand von 200 kg Reinstickstoff 
und erheblichen Mengen an Herbiziden und Fun­
giziden 60 bis 80 Doppelzentner Weizen je ha 
erzeugt werden.
Ferner setze ich darauf, daß sich die Pflegemaß­
nahmen unter Anleitung fachkundiger Natur­
schützer und im Zusammenwirken mit den ört­
lichen Naturschutzverbänden so gestalten lassen, 
daß hier und da auch Arten einen Lebensraum 
finden, die auf der Roten Liste stehen.
Ein weiterer Teil der stillgelegten Flächen könnte 
für Sport- und Freizeitzwecke zur Verfügung ge­
stellt werden. Ein noch anderer Teil der Flächen 
könnte aufgeforstet werden. In Anbetracht un­
seres Versorgungsdefizits bei Holz wäre dies sogar 
eine sinnvolle Maßnahme der langfristigen Roh­
stoffsicherung. An dieser Stelle leuchten bei vielen 
Naturschutzinteressierten die roten Lampen auf. 
Es darf nicht sein, so wird mir entgegengehalten, 
daß z.B. wertvolle Feuchtbiotope in modernen 
Hochwald verwandelt werden. Dies ist sicher rich­
tig. Die Aufforstung darf selbstverständlich nur 
dort in Betracht kommen, wo das aus der Sicht des 
Naturschutzes akzeptabel ist. Da jegliche Um­
wandlung von landwirtschaftlich, genutzten Flä­
chen in Forstflächen genehmigungspflichtig ist, 
läßt sich naturschutzgerechtes Vorgehen hier 
auch administrativ sicherstellen.
Einige der stillgelegten Flächen aber sollten aus­
schließlich für Zwecke des Naturschutzes verwen­
det werden. Soweit sie dauerhaft für die land­
wirtschaftliche Nutzung verloren wären, müßten 
sie vom Landwirt angekauft werden, da ihm nicht 
zuzumuten ist, Flächen ohne jeglichen persönli­
chen Nutzen und ohne jegliche Zugriffsmöglich­
keit dauerhaft der Allgemeinheit zur Verfügung zu 
stellen. Hier wird deutlich, daß die von uns beab­
sichtigte Flächenstillegung den unerquicklichen 
Zustand beenden würde, der darin besteht, daß

wir zu viele Agrar- und zu wenige Naturschutzflä­
chen haben.

Lösungsweg: Extensivierung in Wasserschutzge­
bieten

Die zweite Maßnahme zur Produktionsrückfüh­
rung ist die Extensivierung der Produktion in Was- 
serschutzgebieten und bestimmten N atur­
schutzgebieten. Von der Wirkung her weist sie 
einige Parallelen mit der von mir bereits sehr kri­
tisch betrachteten generellen Extensivierung auf. 
Sie ist aber von ihrer Zielsetzung her ganz anders 
zu beurteilen. Hier wird nicht aus agrarpolitischen 
Gründen der technische Fortschritt verboten. 
Diese Maßnahme dient eindeutig Naturschutzzie­
len; hier sind die agrarpolitischen Vorteile nur Ne­
benwirkung. Ich habe mich immer dafür aus­
gesprochen, daß Auflagen, die für den Landwirt 
mit Einkommenseinbußen verbunden sind, auch 
die Entschädigungspflicht des Staates nach sich 
ziehen.
Solche Auflagen können z.B. sein

-  Nutzungsgebote (z.B. nur Dauergründland)
-  Nutzungsbeschränkungen wie z.B. Verbot von 

Sonderkulturen
-  Verbot des Nutzungswandels (z.B. Wald in 

Ackerland)
-  Düngungsbeschränkungen
-  Führen einer Schlagkartei
-  Stickstoffbilanzen.

Bei der Novellierung des Wasserhaushaltsgeset­
zes konnten wir einen Rechtsanspruch der Land­
wirtschaft auf Ausgleich für Einkommensein­
bußen durchsetzen. Dieser Ausgleich wird freilich 
nur für Einschränkungen gezahlt, die Landwirte 
gegenüber einer ordnungsgemäßen Landwirt­
schaft hinnehmen müssen. Denn es wäre nicht ak­
zeptabel, den Verzicht auf exzessive Landbe­
wirtschaftung auch noch zu honorieren. Vorläufig 
ist die Formulierung ordnungsgemäße Landbe­
wirtschaftung noch ein unbestimmter Rechtsbe­
griff, der noch näher zu bestimmen ist. Für die 
Ausgleichszahlungen sind die Länder zuständig.

An der auch von mir wesentlich mitgestalteten Re­
gelung finde ich drei positive Aspekte bemerkens­
wert:

-  Sie bedeutet eine sinnvolle Eingrenzung der 
Sozialpflichtigkeit des Eigentums.
Den betroffenen Landwirten wäre nicht zuzu­
muten, solche Opfer für die Allgemeinheit zu 
bringen.

-  Sie wird zur Folge haben, daß mehr Natur- und 
Wasserschutzgebiete ausgewiesen werden 
können, weil der Widerstand der betroffenen 
Landwirte nun nicht mehr hinderlich sein wird.

-  Sie verdeutlicht, daß Natur- und Wasserschutz 
nicht zum Nulltarif zu haben sind und daß eine
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intakte Natur und sauberes Wasser keine freien 
Güter sind.
Ich halte es deshalb auch für legitim und auch 
zweckmäßig, daß die öffentlichen Haushalte 
zur Finanzierung herangezogen werden.

Lösungsweg: Erzeugungs- und Verwendungsal­
ternativen

Einen dritten wichtigen Weg zur Lösung unserer 
agrarpolitischen Probleme sehe ich in der Ent­
wicklung von Erzeugungs- und Verwendungsal­
ternativen.
Dazu zählt z.B. die Erzeugung von Bioethanol und 
biogener Stärke. Die Europäische Gemeinschaft 
weist erhebliche Versorgungsdefizite bei Eiweiß­
pflanzen, Ölfrüchten und Faserpflanzen auf. In 
diese Lücke sollten die Europäer künftig stoßen. 
Auch zu diesem Plan haben besorgte Naturschüt­
zer ihre Bedenken erhoben. Es besteht die zu­
nächst einmal verständliche Befürchtung, daß die 
Möglichkeit, nachwachsende Rohstoffe zu produ­
zieren, neue Erzeugungsschlachten provoziert 
und daß mit noch mehr Aufwand an Dünge- und 
Pflanzenschutzmitteln noch mehr Flächen noch 
intensiver genutzt werden.
Diese Bedenken kann ich zerstreuen. Von Aus­
nahmen abgesehen, sind biogene Rohstoffe ge­
genwärtig gegenüber den herkömmlichen nur 
wettbewerbsfähig, wenn sie kräftig subventioniert 
werden. Dies gilt übrigens auch für die Erzeu­
gungsalternativen wie z.B. Eiweiß- und Ölpflan­
zen.
Die Bundesregierung ist zwar entschlossen, bei 
der Entwicklung von Erzeugungs- und Verwen­
dungsalternativen intensiv zu helfen; die Markt­
einführung solcher Verfahren wird sie jedoch nur 
insoweit unterstützen, wie dies ökonomisch sinn­
voll ist.

In diesem Bereich stoßen wir auf so viele Gren­
zen, daß wir einen nennenswerten Beitrag zur Lö­
sung unserer Agrarprobleme allenfalls mittel- bis 
langfristig erwarten können. Erzeugungsschlach­
ten stehen uns also keineswegs bevor. Vielmehr 
können wir vom Anbau neuer und anderer Kultur­
pflanzen mit neuen Erzeugungsrichtungen durch­
aus positive Einflüsse auf die Naturschutzsituation 
erwarten. Dies beginnt damit, daß die Fruchtfol­
gen vielfältiger werden und damit die Gefahr der 
Bodenerosion abnimmt.
Vielfältige Fruchtfolgen schaffen ein günstigeres 
ökologisches Gleichgewicht. Der Aufwand an 
Pflanzenbehandlungsmitteln geht zurück.
Viele bedrohte Pflanzen- und Tierarten hätten 
bessere Überlebenschancen.
Darüber hinaus dürfen wir nicht vergessen, daß 
biogene Rohstoffe umweltfreundlichere Verar­
beitungsverfahren ermöglichen und zu Produkten 
führen, die gegenüber dem jetzt synthetisierten als 
naturnäher und umweltfreundlicher bezeichnet 
werden müssen. Ein gutes Beispiel ist für mich in

diesem Zusammenhang der Ersatz des Asbests 
durch Pflanzenfasern.

Bilanz der Reformvorstellungen

Wenn ich an dieser Stelle eine Bilanz ziehe hin­
sichtlich der Wirkungen unserer agrarpolitischen 
Reformvorstellungen auf den Naturschutz, so mei­
ne ich, daß diese deutlich positiv ausfällt. Freilich 
muß ich noch einmal hervorheben, daß wir sie 
noch nicht verwirklicht haben, sondern vielmehr in 
Brüssel auf den Widerstand einiger Partnerländer 
stoßen. Die Agrarstrukturpolitik müßte sich frei­
lich auf die neuen Instrumente einstellen. Für sie 
ergäben sich neue Aufgaben. Das zentrale politi­
sche Ziel der 50er, 60er und 70er Jahre, das in der 
Verbesserung der landwirtschaftlichen Produkti­
onsvoraussetzungen bestand, wird neuen ord­
nungspolitischen Vorgaben weichen müssen.
Ein Schwerpunkt wird in Zukunft darin liegen, das 
zu erwartende vermehrte Angebot von Flächen, 
die aus der landwirtschaftlichen Nutzung aus- 
scheiden, aufzufangen, neu zu ordnen und einer 
volkswirtschaftlich wie auch ökologisch sinnvollen 
Verwendung zuzuführen. An die Stelle eines chao­
tischen Rückzugs der Agrarproduktion aus der 
Fläche muß eine planvolle Neuordnung treten. 
Auf diese Weise sehe ich gute Chancen dafür, das 
von den Naturschützern wiederholt geforderte Sy­
stem vernetzter Biotope zu schaffen und damit den 
Lebensraum für viele bedrohte Pflanzen- und 
Tierarten nachhaltig zu sichern.
Wir dürfen uns allerdings bei unseren Bemühun­
gen, Naturschutzziele in der Landwirtschaft um­
zusetzen, nicht auf die Reform der Agrarpolitik 
beschränken.
Wie auch immer die Rahmenbedingungen in der 
Gemeinschaft aussehen, die Landwirte können bei 
ihren täglichen Entscheidungen sowohl pro als 
auch contra Naturschutz agieren.

Ordnungspolitischer Rahmen

Auch hier müssen wir den ordnungspolitischen 
Rahmen setzen. Beispiele sind das Saatgutver­
kehrsgesetz und Sortenschutzgesetz, das Dünge­
mittelgesetz, das Abfallbeseitigungsgesetz, das 
Wasserhaushaltsgesetz und das Pflanzenschutzge­
setz. Das letztere ist ein besonders gutes Beispiel 
für Verwirklichung von mehr Naturschutz durch 
sinnvolle Verbesserung rechtlicher Rahmenbe­
stimmungen.
Ziel des neuen Pflanzenschutzgesetzes ist es, die 
Gesundheit von Mensch und Tier und den Natur­
haushalt besser zu schützen. Die Wirkungen der 
Pflanzenschutzmittel auf die Lebewesen im Bo­
den, z.B. Regenwürmer und andere Nützlinge, 
sollen intensiver als bisher geprüft werden. Die 
Pflanzenschutzmittel dürfen nur nach guter fach­
licher Praxis und unter Berücksichtigung der 
Grundsätze des integrierten Pflanzenschutzes an­
gewendet werden. Die Aufnahme des Begriffs "In-
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tegrierter Pflanzenschutz" in das neue Gesetz be­
deutet, daß nunmehr auch das sogenannte Schad­
schwellenprinzip Berücksichtigung findet. Dem­
zufolge soll die Anwendung von Pflanzenbehand­
lungsmitteln wirklich erst dann erfolgen, wenn 
eine gewisse Schadensschwelle überschritten ist.

Die vorgenannten Gesetze begleiten den Landwirt 
von der Bestellung über die Pflege bis zur Ernte. 
Es beginnt mit der richtigen Sortenwahl. Je besser 
diese zum Standort paßt und je resistenter sie ist, 
um so geringer ist der erforderliche Aufwand an 
Pflanzenbehandlungsmitteln. Auch der Nitrat­
kontamination des Grundwassers kann auf vielfäl­
tige Weise entgegengewirkt werden.

Ich erinnere an die rechtlichen Beschränkungen 
hinsichtlich des Gülleausbringens z.B. in Nord­
rhein-Westfalen und Niedersachsen. Ferner ver­
weise ich auf die N-Min-Methode, durch die der 
Aufwand an Stickstoff-Düngemitteln minimiert 
wird. Hier sind ökonomische und ökologische 
Ziele identisch.
Der technische Fortschritt, der uns zwar einige der 
Probleme beschert hat, läßt sich auch zu ihrer 
Lösung einsetzen und nutzen.

Chancen durch ökologischen Landbau

Auch von den Marktkräften können Impulse zu­
gunsten naturschutzfreundlicher Landbewirt­
schaftung ausgehen. Dies ist z.B. beim alternativen 
Landbau der Fall. Niemand wird bestreiten, daß 
er hinsichtlich seiner Umweltfreundlichkeit der 
konventionellen Landbewirtschaftung voraus ist. 
Nach meiner Auffassung ist der ökologische Land­
bau eine Marktnische, die von den Bauern noch 
nicht voll genutzt wird. Eine breite Förderung 
dieser Form des Landbaues, etwa Preissubventio­
nen, scheiden allerdings nach meiner Auffassung 
aus. Ich freue mich über jeden Landwirt, der mit 
Erfolg den ökologischen Landbau produziert. Wir 
müssen uns aber darüber im klaren sein, daß wir 
mit ihm nicht unsere agrarpolitischen Probleme 
lösen können - wie dies manche meinen.

Förderung des Naturschutzbewußtseins

Alle Landwirte - sowohl die ökologisch als auch 
die konventionell wirtschaftenden - können sehr 
viel für den Naturschutz tun, ohne daß dies von 
Verboten oder Vorschriften bewirkt werden muß. 
Das beginnt bei der Gestaltung der Feldflur, 
sprich Wahl der Schlaggröße und Belassung von 
Ackerrainen, führt über die Auswahl resistenter 
Sorten und über bestimmte Verfahren der Boden­
bearbeitung und über die Düngung und den Pflan­
zenschutz bis hin zur Betriebsplanung und 
Organisation. Es ist häufig eine Frage des Natur­
schutz-Bewußtseins eines bestimmten Landwirts, 
ob eine Dornenhecke, ein Feldgehölz oder ein 
ökologisch wertvoller Tümpel fortbestehen oder 
nicht. Hier müssen Ausbildung und Beratung an­
setzen. Die grundsätzliche Einstellung der Land­
wirte zum Naturschutz ist eher positiv. Allerdings 
währt diese oft nur so lange, wie sie nicht durch 
überzogene Forderungen verschreckt und verär­
gert werden. Der Gedanke, daß die Landwirt­
schaft die Natur für ihre Zwecke nutzt, sie aber 
nicht zerstören darf, wenn sie diesen Nutzen nicht 
verlieren will, ist auch den Landwirten geläufig. 
Seit jeher war das Handeln der Landwirte von dem 
Bestreben der Erhaltung ihrer natürlichen Pro­
duktionsgrundlagen über viele Generationen be­
stimmt. Naturschutzbestrebungen dürften deshalb 
grundsätzlich bei ihnen auf fruchtbaren Boden 
fallen.
Ich appelliere in diesem Zusammenhang an die 
Naturschutzverbände, den Dialog mit den Land­
wirten zu suchen, und appelliere an die Landwir­
te, auch ihrerseits das Gespräch aufzunehmen. 
Denn eines ist gewiß: Am meisten Naturschutz ist 
bei fruchtbarer Zusammenarbeit zwischen Land­
wirten und Naturschützern möglich.

Anschrift des Verfassers:
Staatssekretär Georg Gallus 
beim Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
Rochusstraße 1 
D-5300 Bonn
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Praktische Umsetzung naturschutzpolitischer Vor­
gaben in der Landwirtschaft*
Norbert Knauer

1. Einleitung

Zwei für das Thema wichtige Zusammenhänge 
gehören zum politischen Tagesgespräch,

1) es besteht ein kostenträchtiger Überschuß in 
der Agrarproduktion der Europäischen Gemein­
schaft und

2) die Erfolge im praktischen Naturschutz sind 
immer noch geringer als die gegenläufige Entwick­
lung, die sich letztlich in Lebensraumzerstörung 
und Aussterben von Arten niederschlägt.

Es stellt sich die Frage, ob im Zwang zur Beseiti­
gung der Agrarüberschüsse der Schlüssel zur Pro­
blemlösung liegt.

Vier Gründe sprechen für eine Nutzungsumwand­
lung von noch landwirtschaftlich genutzter Fläche:

(1) Die für nicht mehr landwirtschaftlich genutzte 
Flächen erforderlichen Ausgleichszahlungen sind 
niedriger als die Kosten der Überschußverwaltung 
je ha.

(2) Die für andere Nutzungen eingesetzten Mittel 
kommen in vollem Umfang den Landwirten zu­
gute.

(3) Nicht mehr landwirtschaftlich genutzte Flä­
chen lösen keinen Druck auf den Weltmarkt aus 
und entspannen damit auch die Konkurrenz mit 
den traditionellen Exportländern.

(4) Auf nicht mehr landwirtschaftlich genutzten 
Flächen werden bei geeigneter anderer Nutzung 
positive Umweltleistungen erbracht.

Für den Naturschutz sind zunächst Flächen von 
großer Bedeutung, die in eine dauerhaft andere 
Nutzung umgewandelt werden können, also in Na­
turschutzflächen, Verbundsystemflächen, Schutz­
zonen entlang von Gewässern mit Kompensativ- 
wirkung und in Wald. Die weiteren dauerhaft an­
deren Nutzungen, wie Sport- und Erholungsflä­
chen, oder Siedlungsflächen sind hier eher als Be­
lastungspotential zu bewerten und nicht als natur­
schutzkonforme Nutzungsalternative zur Land­
wirtschaft.

Im Zusammenhang mit den hier anzustellenden 
Überlegungen wird aber auch zu prüfen sein, ob 
auch vorübergehend andere Nutzungen eine Pro­
blemlösung sein können. Als solche vorüberge­
hend andere Nutzungen sind vor allem die ange­
strebten Bracheflächen mit ein- oder mehrjähriger 
Bodenruhe zu bewerten. Bedingt können hierher 
auch Areale gezählt werden, die der mehrjährigen, 
aber doch relativ kurzfristigen, Produktion nach­
wachsender Rohstoffe dienen sollen.

Naturschutzleistungen können auch auf landwirt­
schaftlich genutzten Flächen erbracht werden, 
sofern die Nutzungsart und Nutzungsintensität be­
stimmten Pflanzen und Tieren Lebens- und Ver­
mehrungsmöglichkeiten bieten. Noch vor einer 
eingehenderen Analyse soll am Beispiel von 
Schleswig-Holstein, einem ausgesprochenen 
Agrarland, eine einfache Flächenbilanz das mög­
liche Ausmaß der Nutzungsumwandlung zeigen 
und auch, welche Wirkungen eine solche Nut­
zungsumwandlung auf das Angebot an Agrarpro­
dukten des Ackerlandes haben kann (siehe hierzu 
Übersicht 1 und 2 auf der nächsten Seite).

Als Vorgabe für die mögliche Umwidmung land­
wirtschaftlicher Nutzflächen in landschaftsökolo­
gisch bedeutende Nutzungen benutzen wir in der 
Übersicht 3 zwei Ziele der Waldbildung, drei Zie­
le der Entwicklung von Naturschutzflächen, ein 
Ziel der Ausdehnung von Hecken und Feldgehöl­
zen, ein Ziel für die Erweiterung der Flächen für 
Freizeit und Erholung und führen ergänzend den 
Flächenumfang für eine längerfristige Grünbra­
che zur Entlastung der Agrarüberschüsse auf. Die 
in der Übersicht 3 aufgeführten Schätzwerte sind 
außerdem noch nach den leistungsschwacheren 
Standorten Geest und Vorgeest und den leistungs­
stärkeren Standorten Hügelland und Marsch auf­
gegliedert.

Aus landschaftsökologischer Sicht sind die Flä­
chennutzungen Naturschutzgebiet, Wald, Hek- 
ken, Feldgehölze und Feldraine besonders wich­
tig. Als allgemeines Ziel für die Waldfläche, das 
Naturschutzareal und die Flächen mit Funktionen 
im ökologischen Netz einschließlich der Flächen 
für Freizeit und Erholung besteht ein Mindestbe­
darf von 318 000 ha. Gegenüber der Istsituation 
von 203 500 ha ergibt sich also ein Fehlbedarf von 
114 500 ha, was einer notwendigen Nutzungsum-

Referat anläßlich des Seminars "Naturschutzpolitik und Landwirtschaft" der Akademie für Naturschutz und Landschafts­
pflege, gehalten am 9. Nov. 1986 in Grünberg (Hessen)
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Übersicht 1

Charakteristik der Flächennutzung von Schleswig-Holstein
(Quelle: Stat.Ber.d. Statist.Landesamtes S.-H. CI/S-4j/85)

Gesamtfläche
Landwirtschaftsfläche 
(davon Moor 
( Heide
verbleiben landw. Nutzfläche 
Waldfläche
Wasserfläche 
(davon Seen
andere Nutzungen
Verkehrsfläche
Fläche für Erholungsnutzung
Betriebsfläche (gewerbl., industrielle
Gebäude- und Freifläche

1 572 679 ha
1 175 957 ha 

9 901 ha) 
5 462 ha) 

1 160 154 ha
140 239 ha

72 521 ha 
25 000 ha)
23 206 ha 
61 685 ha 
10 001 ha

.) 8 466 ha
80 964 ha

Die Übersichten 1 und 2 informieren zunächst über die Flächennutzung des Leindes und über die Boden­
nutzung durch die Landwirtschaft.

Übersicht 2
Landwirtschaftliche Bodennutzung in Schleswig-Holstein
(Quelle: Stat.Ber.d.Statist.Landesamtes S.-H. CI/C II-j/85)

Landwirtschaftl. genutzte Fläche 1 089 798 ha
(davon Ackerland 599 556 ha)
Getreide (ohne Körnermais) 371 445 ha
(davon Brotgetreidearten 195 804 ha)
( Futtergetreidearten 175 641 ha)
Körnermais 695 ha
Hülsenfrüchte zur Körnergewinnung 2 287 ha
Kartoffeln 4 545 ha
Rüben 24 810 ha
Futtermöhren und andere Hackfrüchte 53 ha
Gemüse und sonstige Gartengewächse 6 796 ha
Raps und Rübsen 90 951 ha
Rüben- und Gräsersamen 1 180 ha
Tabak, Heil- und Gewürzpflanzen 196 ha
Ackerfutterpflanzen 95 810 ha
Schwarzbrache 790 ha
Dauergrünland 480 659 ha

Wandlung von 10,6 % der landwirtschaftlichen 
Nutzfläche entspricht. Bei gerechter Aufteilung 
auf die leistungsschwächeren und die leistungs­
stärkeren Böden entspräche die Umwandlung 
dieser Nutzfläche einer Mindererzeugung von 
566 300 t Getreide, wenn die freigesetzte Fläche 
ausschließlich vom Acker käme. Das ist sicher

nicht der Fall. Gliedert man die freisetzbare Flä­
che entsprechend den Acker-Grünlandverhältnis­
sen, dann kommt man zu einer Produktions­
minderung um 322 000 t Getreide und einer Nut­
zungsaufgabe auf 53 600 ha Grünland, die dann 
z.B. für den Naturschutz zur Verfügung stünden.
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Eine weitergehende Betrachtung dieser Entwick­
lung ist in KNAUER (1986) enthalten.

2. Naturschutzsituation in der Agrarlandschaft

Im Naturschutz geht es um die Erhaltung und För­
derung von freilebenden Tieren und Pflanzen und

Übersicht 3

ihrer Lebensgrundlagen in der gesamten Land­
schaft sowie um die Entwicklung und Erhaltung 
von Landschaften, Landschaftsteilen und Land­
schaftselementen als Lebensraum für Pflanzen- 
und Tiergesellschaften sowie der Menschen. Der 
Naturschutz kann seine Ziele nur erreichen, wenn 
ein landschaftstypisches Ökosystem-Mosaik er-

Mögliche Umwidmungen landwirtschaftlicher Nutzflächen in landschaftsökologisch bedeutende Nut­
zungen bei gleichzeitiger Entlastung des Agrarmarktes
dargestellt am Beispiel von Schleswig-Holstein (Flächenangaben abgerundet)

Gesamt Geest und Hügelland
Vorgeest und Marsch

ha ha ha

1st - S i t u a t i o n

Landw. genutzte Fläche 1 080 000 470 000 610 000
davon Ackerland 600 000 177 000 423 000

Grünland 480 000 293 000 187 000
Waldfläche 140 000 73 000 67 000
Naturschutzfläche 
(ohne Wattenmeer) 23 500 ca. 13 500 ca. 10 000
Hecken und Feldgehölze ca 20 000 12 000 8 000
Feldraine etc. ca 10 000 5 000 5 000
Erholungsflächen 10 000 4 900 5 100

S o l l  - S i t u a t i o n

Wald (Alternative A = 12 X) 185 000 95 000 90 000
Wald (Alternative B = 20 X) 310 000 160 000 150 000

Naturschutzfläche 
(ohne Wattenmeer) 
(Alternative A = 5 X 78 000 45 000 33 000
(Alternative B = 10 X) 
(Alternative C = 10 X Flächen-

155 000 90 000 65 000

nutzung durch Naturschutzbetriebe 
- entspricht einer Marktentlastung 
in ha) 27 000 17 000 10 000

ökologisches Netz (Hecken, 
Feldgehölze, Feldraine etc.) 40 000 20 000 20 000
Freizeit und Erholung 
(Golf, Camping usw.) 15 000 7 000 8 000

F l ä c h e n b e d a r  f 
(aus der LN zu befriedigen)

bei Alternative A 114 500 58 600 55 900
= X der LN 10,6X 12,5X 9,2X
bei Alternative B 316 500 168 600 147 900
= X der LN 29,3X 35,9X 24,2X
bei Alternative A + C 141 500 75 600 65 900
= X der LN 13,IX 16,IX 10,8%

Zusätzliche Marktentlastung durch 
längerfristige Grünbrache 50 000 20 000 30 000

Quelle: KNAUER 1986
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halten bleibt bzw. wiederhergestellt wird, in 
welchem alle Lebewesen qualitativ und qantitativ 
ausreichende Überlebens- und Vermehrungsbe­
dingungen vorfinden. Weiterhin ist notwendig, 
daß dieses Ökosystem-Mosaik ausreichend große 
Flächen ohne Nutzung enthält, gegenüber mögli­
chen Störungen großdimensionierte Puffer vor­
handen sind bzw. angelegt und erhalten werden 
und ein differenziertes Vernetzungssystem aus 
bandartigen, flächigen und punktuellen Land­
schaftsbestandteilen erhalten oder aufgebaut und 
gepflegt wird. Wo diese Bedingungen nicht gege­
ben sind, entwickeln sich Inselsituationen mit 
schwer oder nicht überbrückbaren Zwischenräu­
men, wodurch die Arterhaltung erschwert bzw. 
das Aussterben von Arten gefördert wird.

Die Agrarlandschaft wurde vor allem in den 
letzten zwei Jahrzehnten in ihrem Nährstoffhaus­
halt stark angehoben und die jetzt noch auf einzel­
nen Feldern und oft auch in ganzen Agrarland­
schaften vorhandenen Unterschiede sind so ge­
ring, daß man hinsichtlich der Versorgungssitua­
tion mit Pflanzennährstoffen durchaus von einer 
egalisierten Agrarlandschaft sprechen kann. Die 
hohen Nährstoffansprüche der Kulturpflanzen 
sind erfüllt, es wachsen dichte Kulturpflanzenbe­
stände mit großer Blattmasse (hoher BFI und 
erectophile Blatthaltung) und die Lichtansprüche 
der meist auf nährstoffärmeren Standorten noch 
wachsenden Wildarten sind hier nicht mehr er­
füllt. Natürlich ist beim Vergleich einzelner Teil- 
stücke eines Feldes auch heute noch eine erheb­
liche Varianz im Gehalt an Pflanzennährstoffen 
nachzuweisen, d.h. die Felder sind hinsichtlich des 
Angebotes an Pflanzennährstoffen nicht vollstän­
dig egalisiert. Das Grundmuster an Heterogenität 
hat sich also nicht oder nicht wesentlich verändert. 
Bei niedrigerem Gesamtangebot an Pflanzennähr­
stoffen war diese Unterschiedlichkeit früher für 
die an verschiedene Nährstoffniveaus angepaßten 
Pflanzenarten geradezu die Basis für das Vorkom­
men verschiedener seltener Arten. Auf dem neuen 
Niveau liegen aber auch die Stellen mit niedrige­
rem Nährstoffangebot im allgemein hohen Ange­
botsbereich, für Arten mit Konkurrenzvorteilen 
bzw. mit Überlebenschancen in den früher auch 
vorhandenen Bereichen mit niedrigerem Nähr­
stoffangebot bestehen nun trotz eines noch hete­
rogenen Nährstoffangebotszustandes keine Vor­
zugsräume mehr. Von besonderer Bedeutung ist 
dabei offensichtlich das Phosphatangebot. Zusätz­
lich wird die Konkurrenzstruktur der Kulturpflan- 
zen-/Unkraut-Bestände durch das Stickstoff­
angebot beeinflußt. Weil sich in der Agrarland­
schaft praktisch keine scharfen Gradienten in der 
Nährstoffsituation erhalten haben, besteht auch 
kaum eine dauerhafte Chance, mit den relativ 
schmalen bandartigen Vernetzungsstrukturen er­
folgreich Naturschutz zu betreiben, der zur Siche­
rung vielfältiger Lebensräume gerade auf solche

Gradienten angewiesen ist. Das bedeutet, daß die 
oft geforderte allgemeine Extensivierung der land­
wirtschaftlichen Nutzflächen keineswegs von 
vornherein den Erfolg des Naturschutzes in der 
Agrarlandschaft garantiert. Diese Extensivierung 
mit den Kulturpflanzenarten und -Sorten der Ge­
genwart schafft nämlich noch nicht die Bedingun­
gen, wie sie vor 50 bis 100 Jahren in der 
Agrarlandschaft gegeben waren. Für eine Reihe 
von Pflanzen- und Tierarten scheinen aber solche 
Umweltbedingungen essentiell zu sein.

Damit auch in der Agrarlandschaft Naturschutz­
ziele erreicht werden können, ist dort die Herstel­
lung eines zusammenhängenden Systems spe­
zifischer extensiver Nutzungen notwendig und in 
dieses System muß eine landschaftstypische Bio­
topstruktur eingebettet werden. Wie ein solches 
System auszusehen hat, ist nicht generell be­
schreibbar, weil es vom Landschaftstypus ab­
hängt. Je nach Landschaftstypus ist die Verteilung 
von Acker und Grünland unterschiedlich, variiert 
die Heckendichte und die Heckenstruktur, ist die 
Variabilität der Grünlandpflanzenbestände unter­
schiedlich groß usw. Die in der Agrarlandschaft 
vorhandenen besonderen Biotope sind oft für das 
Überleben von Populationen zu klein, für den 
Genaustausch mit Nachbarbiotopen zu isoliert, 
für eine Selbstregeneration zu stark belastet usw. 
Das drückt sich auch darin aus, daß selbst Hecken 
in der Agrarlandschaft von KAULE und BEUT­
LER (1981) im Rahmen einer 10-stufigen Bewer­
tung nur den Wert 5 erhielten.

Zur landschaftstypischen Biotopstruktur gehören 
in der Agrarlandschaft die verschiedenen, diese 
Landschaft strukturierenden Elemente. In der 
Übersicht 4 sind die in einer intensiv genutzten 
Agrarlandschaft Schleswig-Holsteins in einem 
Gebiet von 2 996 ha durch Kartierung erfaßten 
Strukturelementtypen nach Anzahl, Fläche und 
Randlänge zusammengestellt.

Ob solche Elemente eine Naturschutzfunktion 
wahrnehmen, hängt u.a. von der Faktorausstat­
tung der Einzelelemente ab und von der funktio­
nalen Einbettung in die gesamte Landschaft. Die 
Übersicht 5 informiert über einige Strukturdaten 
einer Wallhecke, wie sie in Schleswig-Holstein 
weit verbreitet sind (siehe Seite 38).

In der Übersicht 5 ist oben die Beteiligung der ver­
schiedenen Heckengehölze an der Gesamtzahl 
der Austriebe dargestellt, darunter die Beteili­
gung der einzelnen Holzarten an der Gesamtblatt­
fläche. Die beiden unteren Teilübersichten infor­
mieren über die Beteiligung einzelner Holzge­
wächse an der Gesamtblütenzahl bzw. dem Ge­
samtfruchtgewicht.
Die Bedeutung einer solchen Hecke für den Na­
turschutz in der Agrarlandschaft ist kein absoluter
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Übersicht 4

Strukturelement-Typen in einer intensiv genutzten Agrarlandschaft Schleswig-Holsteins
(Probstei,Kartiergebiet 2 996 ha)

Strukturelement-
Typ

Anzahl Fläche

(ha)

Rand­
länge

(km)

Flächen­
anteil

(X)

Rand­
längen­
anteil
(X)

$  Größe 

(m*)

Kartier­
gebiet

(m*/ha)

Wallhecken 263 40,3 231,9 41,9 42,9 1532 134,6
Feld- und Wegraine 104 10,3 153,4 10,6 28,7 990 34,2
Nicht ausgebaute 
Wirschaftswege

44 6,1 37,4 6,3 6,9 1386 20,4

Fließgewässer 38 8,1 39,1 8,4 7,2 2132 27,1
Böschungen 35 5,1 17,8 5,3 3,3 1457 17,1
Baumreihen 14 1.9 8,9 1,9 1,6 1357 6,3
Trockene Gräben 12 6,4 28,9 6,6 5,3 5333 21,3
Teiche 265 5.1 13,1 5,3 2,4 194 17,2
Sonst. Feuchtflächen 19 7,3 4,5 7,6 0,8 3842 24,4
Feldgehölze 9 3,3 3,4 3,5 0,6 3689 11,1
Brüche 6 1,5 1,2 1,6 0,2 2495 5,0
Baumgruppen 3 0,3 0,5 0,3 0,1 1007 1,0
Brach- und 
Ruderalflächen 6 0,5 0,8 0,5 0,1 833 1,7

Einzelbäume 30 - - - - - -

Summe: 848 96,3 678,5 100,0 100,0 - 321,4

Quelle: KNAUER und STACHOW 1986

Übersicht 5
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Wert, sie ist im Zusammenwirken mit anderen 
Hecken, weiteren Strukturelementen und im Zu­
sammenwirken mit den benachbarten Feldern zu 
sehen. Durch landwirtschaftliche Aktivitäten ha­
ben Hecken selbst dann, wenn sie in ihrer Struk­
turvielfalt keine Veränderungen erfahren haben, 
im Laufe der Zeit eine sowohl agrarökologisch als 
auch für den Naturschutz größere Bedeutung be­
kommen.

In der Übersicht 6 sind die Blühzeiträume von 
Kulturpflanzen der Felder und von einigen Pflan­
zen der Hecken abgebildet. In der Mitte (unter 2) 
sind die Blühzeiten der Kulturpflanzen artenrei­
cher Fruchtfolgen aufgezeichnet. Das gesamte 
Blühspektrum erstreckt sich über eine erhebliche 
Zeitspanne. In der modernen Raps-Weizen- 
Gerste-Fruchtfolge (unter 3 dargestellt) blüht nur 
noch der Raps eine kurze Zeit. Artenreiche 
Fruchtfolgen haben sich im Blühzeitspektrum sehr 
gut mit den Hecken (unter 1 dargestellt) ergänzt. 
In der artenarmen Fruchtfolge mit Raps als wich­
tige krautige Blütenpflanze haben die auf Blüten

angewiesenen Lebewesen über längere Zeit nur 
Überlebensmöglichkeiten, wenn wenigstens blü­
tenreiche Hecken in der Nähe wachsen und als Er­
gänzung fungieren.
Bevor eingehender auf die Probleme des Natur­
schutzes in der Agrarlandschaft eingegangen wird, 
soll noch mit einem Beispiel die agrarökologische 
Bedeutung der Hecken hervorgehoben werden. In 
der Übersicht 7 sind die innerhalb von drei Fang­
perioden mittels Fensterfallen gefangenen Weich­
käfer und Schwebfliegen in Hecken-( = Knick) 
-Nähe und größerer Entfernung zur Hecke sowie 
in Feldrandnähe und Feldrandentfernung darge­
stellt. Deutlich ist zu sehen, daß Hecken große po­
sitive Wirkungen auf die Individuenzahlen haben. 
Das mag als Hinweis auf die Doppelwirkung vieler 
Strukturelemente in der Agrarlandschaft genü­
gen. Sie haben also nicht nur eine Bedeutung für 
den Naturschutz in der Agrarlandschaft, sondern 
auch eine Bedeutung für das Agrarökosystem 
selbst. Eine inzwischen erweiterte Auswertung der 
Fänge erbrachte in Heckennähe auch ein weiteres 
Artenspektrum als in Feldmitte.

Übersicht 6

Blühzeiträume verschiedener Pflanzenarten von Hecken (1), 

artenreichen (2) und artenarmen (3) Fruchtfolgen

1

Anemone Knoblauchsrauke______
Gelbstem  Ruprechtskraut

Scharbockskraut Weissdorn Holunder

_______________________ Weisse Lichtnelke___________

________Veilchen_________
Schlehe B rombeeren

2

Raps ___________Ackerbohne
Rübsen ______ Erbse______

Inkarnatklee

Ka rto ffe l____

_____________ Rotklee
_______________Luzerne

Zotte lw icke

Senf

3 Q  RaPs ]

* iii I ¡V * V * vi * VN 1 VIII * ¡X * X
Quelle : KNAUER 1986
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Übersicht 7

3. Wie wird Naturschutz in der Agrarlandschaft 
zur Zeit umgesetzt?

Im allgemeinen wird Naturschutz immer noch auf 
Naturschutzgebiete begrenzt, das gilt insbesonde­
re für die Argrarlandschaft, wo in der Regel eine 
Unvereinbarkeit von landwirtschaftlicher Nut­
zung und Naturschutzansprüchen vertreten wird. 
Naturschutz in der Landwirtschaft folgt also dem 
Segregationsprinzip und nicht einem Integrations­
prinzip. Inzwischen sind in verschiedenen Bundes­
ländern Programme zur Förderung des Natur­
schutzes entwickelt worden, die sich z.B. als Ar­

tenhilfsprogramme mit verschiedenen stark ge­
fährdeten Pflanzen- und Tierarten befassen. Da­
bei steht die Erhaltung oder Wiedereinbürgerung 
verschiedener Pflanzenarten oder Tierarten im 
Vordergrund und die dafür vorgesehenen Metho­
den reichen bei Pflanzen von der einfachen Nut- 
zungsextensivierung (z.B. bei verschiedenen 
Feuchtwiesenprogrammen) bis zur Anzucht, Ver­
mehrung und Wiederausbringung seltener Pflan­
zenarten auf geeignete Standorte. Bei Tieren rei­
chen die Methoden von der Sicherung hohler Bäu­
me oder der Wiederherstellung ungestörter Rast­
möglichkeiten bis zur Aufzucht in Zuchtstationen
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mit nachfolgender Auswilderung. So weit die ver­
schiedenen Programme eine Zusammenarbeit mit 
der Landwirtschaft vorsehen, haben sie meistens 
nur den Charakter von Kooperationsprogrammen 
politischer Zielsetzung mit unzureichender ökolo­
gischer Zielsetzung.
Extensivierungsprogramme gehen ganz oder teil­
weise von der Vorstellung aus, daß es in der Agrar­
landschaft vor allem darauf ankommt, durch 
Herabsenkung der Düngerzufuhr den Ertrag der 
Kulturpflanzen zu senken, und daß damit mehr 
oder weniger zwangsläufig auch eine Senkung 
oder gar vollständige Unterlassung des Pflanzen­
schutzmitteleinsatzes verbunden sein wird. Diese 
Gedanken folgen einer Art Umkehrvorstellung in 
der Hoffnung einer sich dabei rückentwickelnden 
Sukzession. Besonders ausgeprägt tritt das in ver­
schiedenen Programmen zur Wiederentwicklung 
von Feuchtwiesen, zum Wiesenvogelschutz, zur 
Förderung von Orchideenwiesen usw. in Erschei­
nung.

Programme zum Wiesenvogelschutz z.B. schrei­
ben vor:

-  Nutzung als Dauergrünland,
-  keine Absenkung des Wasserstandes, aber ord­

nungsgemäße Unterhaltung der Gräben zuläs­
sig,

-  kein Walzen, Schleppen, Mähen, Düngen in 
der Zeit vom 20. März bis zum 20. Juni,

-  keine organischen Dünger, insbesondere keine 
Gülle, zwischen 1. April und 20. Juni,

-  keine chemischen Pflanzenschutzmittel,
-  in der Zeit bis 20. Juni maximal 3 Rinder je ha 

auftreiben.

Wenn es sich wirklich um Wiesen handelt, dann 
stellt die Nutzung des Aufwuchses durch Rinder 
eine systemfremde bis systemschädigende Maß­
nahme dar, da der größte Teil der Wiesenpflanzen 
ein Wuchsverhalten und eine Vermehrungsstrate­
gie betreiben, die mit einer Nutzung durch Bewei- 
dung schwer bis nicht vereinbar sind. Hinzu 
kommt, daß Wiesenstandorte, insbesondere sol­
che ohne Absenkung des Wasserstandes, in der 
Regel nicht trittfest sind und die Beweidung durch 
Rinder zur nachhaltigen Narbenschädigung füh­
ren kann und meistens auch tatsächlich führt. 
Eine strenge Festlegung (auch die Ausschließung 
bestimmter Maßnahmen innerhalb fester Fristen 
gehört dazu) bestimmter Nutzungsmaßnahmen 
nimmt nicht Rücksicht auf die Bedürfnisse der 
Pflanzenbestände und der daran angepaßten Kon­
sumenten. Eine solche Festlegung ist also durch­
aus keine Garantie für den Erfolg der gewählten 
Maßnahme.
Das totale Verbot des Walzens und Schleppens 
fördert auf allen Standorten mit mehr oder weni­
ger intensiver Maulwurfstätigkeit die Entwicklung 
von Unebenheiten und verhindert in allen Jahren 
mit relativ spätem Frühjahr die Beseitigung von 
nachteiligen Frostwirkungen, wie sie auf Nieder­

moorstandorten häufig auftreten. Eine solche 
Festschreibung nimmt nicht zur Kenntnis, daß die 
Wiesenvögel in früheren Jahrzehnten einer Ver­
nichtung aller Gelege, dadurch entgangen sind, 
daß nicht alle Wiesen gewalzt und/oder geschleppt 
wurden, so daß Ausweichlebensräume in großer 
Zahl zur Verfügung standen. Schließlich führt eine 
erfolgreiche Rückentwicklung artenreicher Wie­
senpflanzenbestände zu einer Umschichtung der 
Futterzusammensetzung für die landwirtschaftli­
chen Rauhfutterverzehrer. An die Stelle der Pflan­
zenarten, die als wertvolle Futterpflanzen be­
wertet werden, sollen vor allem auf Feuchtwiesen­
standorten wieder Arten treten, die für die land­
wirtschaftlichen Nutztiere nur einen geringen 
Futterwert haben oder gar wertlos und in einigen 
Fällen auch giftig sind. Diese Entwicklung ist zwar 
naturschutzmäßig erfolgreich, landwirtschaftlich 
beinhaltet sie aber den Zwang zur Änderung einer 
ganzen Produktionskette. An die Stelle der Milch­
produktion mit Hochleistungskühen, die eine Jah­
resmilchleistung von 6 000 1 und mehr erbringen, 
muß aus Gründen des qualitativen Wiesenfutter­
angebotes eine Milchleistung mit leistungsschwä­
cheren Kühen oder eine extensive Rindfleisch­
produktion treten. Die beschriebenen Feucht- und 
Naßwiesen können nicht als Weidegrünland ge­
nutzt werden, eine Mahd mit Abfuhr des Mähgu­
tes in grünem oder getrocknetem Zustand ist 
obligatorischer Bestandteil dieses Systems. Das 
abgemähte Pflanzenmaterial ist in einem landwirt­
schaftlichen Produktionssystem also nur als Grün­
futter oder als Heu im Stall verwertbar. Die Prak- 
tizierung von Naturschutz auf Feucht- und Naß­
wiesen durch die Landwirtschaft bedeutet also 
Veränderung eines ganzen Produktionssystems.

Relativ schnell realisierbar sind Naturschutzziele 
in der Agrarlandschaft auf der Basis der Freiwil­
ligkeit. Die in den verschiedenen Bundesländern 
abgeschlossenen Extensivierungsverträge sehen 
durchweg eine zeitlich begrenzte Bindung an be­
stimmte Bewirtschaftungsauflagen vor und er­
möglichen oft schon nach Ablauf von nur vier 
Jahren, in besonderen Fällen auch nach kürzerer 
Zeit, wieder eine uneingeschränkte Nutzung. Bei 
der skizzierten Rückentwicklung von Wiesen­
pflanzengesellschaften bedeutet das, daß die 
Rückentwicklung schon kurz nach dem Start wie­
der unterbrochen werden kann. Auf die allgemei­
ne Erfolglosigkeit eines solchen Verfahrens muß 
hier nicht näher eingegangen werden. Bei den Ex- 
tensivierungsverfahren der Ackernutzung be­
ginnt nach der kurzen Vertragslaufzeit von vier 
Jahren gerade erst die Senkung des Nährstoffspie­
gels der Böden, eine Verbesserung der Konkur­
renzsituation seltener Pflanzenarten hat also nach 
vier Jahren noch gar nicht stattgefunden. Die Be­
dingungen für einen erfolgreichen Naturschutz 
lassen sich durch solche Programme nur sehr be­
grenzt und vielerorts gar nicht hersteilen. 
Verschiedene Lebewesen, insbesondere Wirbel­
tierarten, haben in der Kulturlandschaft schon

41



immer großräumige Lebensräume mit niedrigerer 
Produktivität und geringem Ausmaß an Störfakto­
ren bevorzugt. In der gegenwärtigen Agrarland­
schaft ist die Bedingung "große Flächen mit relativ 
niedriger Produktivität und geringem Ausmaß an 
Störfaktoren" fast nirgends erfüllt. Daher können 
in dieser Landschaft für die Sicherung gefährde­
ter Arten hinreichend große Populationen kaum 
noch dauerhaft überleben. Im Zuge der Extensi- 
vierung der Landwirtschaft zur Lösung des Agrar­
überschußproblems muß also auch die Großräu­
migkeit extensiv genutzter Flächen angestrebt 
werden. In Schleswig-Holstein wird das in einigen 
Landschaften als Ziel verfolgt. Gleichzeitig ist die 
Entwicklung ausreichend breiter Pufferzonen er­
forderlich. Da beides, die Großräumigkeit exten­
siver Nutzung und die Pufferzonen, in der üblichen 
Agarlandschaft nicht erfüllt ist und durch das frei­
willige Angebot einzelner Flächen für die ver­
schiedenen Extensivierungsprogramme diese Be­
dingungen nicht automatisch erfüllt werden, 
bedarf es eines planmäßigen Vorgehens bei der Um­
widmung von Agrarproduktionsflächen in "Natur­
schutzproduktionsflächen ".

4. Welche Bedeutung hat das ökologische Ver­
bundnetz in der Agrarlandschaft?

Landschaftsökologisch wird auch in der Agrar­
landschaft ein Verbundsystem aus punktuell, 
bandartig und großflächig entwickelten Biotopflä­
chen angestrebt. Die verschiedenen Landschafts­
elemente sollen dabei nach Größe und funk­
tionaler Bedeutung so angeordnet sein, daß sie 
miteinander in Wechselbeziehung treten können. 
Eine funktionelle Beziehung zwischen den Einzel­
elementen setzt aber voraus, daß in den Zwischen­
räumen keine unüberwindbaren Barrieren vor­
handen sind und auch die Zwischenräume selbst 
nicht als solche Barrieren wirken.

4.1 Agrarökologische Bedeutung

Die Erkenntnis, daß mit dem regelmäßigen Ein­
satz chemischer Pflanzenbehandlungsmittel ein 
Umweltgefährdungspotential aufgebaut und auf­
rechterhalten wird, hat in den letzten Jahren zur 
Weiterentwicklung des in der landwirtschaftlichen 
Praxis nur spärlich realisierten Integrierten Pflan­
zenschutzes geführt. Als "Integrierter Pflanzen­
bau" wurde inzwischen eine Produktionsmethode 
entwickelt, mit welcher das antiphytopathogene 
Potential im Agrarökosystem angehoben und die 
Regulierung von Schädlingspopulationen weitge­
hend durch Nützlinge erfolgen kann und soll. Eine 
große Zahl der tierischen Lebewesen der Agrar- 
zoozönose kann ihre Lebensbedürfnisse jedoch 
nicht allein auf den landwirtschaftlichen Nutzflä­
chen befriedigen, sondern ist auch auf Teillebens­
räume außerhalb der Felder angewiesen, z.B. auf 
Hecken und Feldgehölze, auf Wegraine und Feld­
ränder usw. Optimale Bedingungen finden diese 
Lebewesen nur in ausreichend großen und von Be­

lastungen freien ökologischen Zellen. Hecken 
müssen z.B. zum Schutze ihrer Lebewesen vor ein­
driftenden Pflanzenschutzmitteln wenigstens 2 bis 
5reihig sein und Mittel, die auf die Flora und 
Fauna schädigend wirken, dürfen in Heckennähe 
nicht eingesetzt werden. Die Unterteilung der 
Agrarlandschaft durch ein Heckennetz hat auch 
eine mikroklimatische Bedeutung und ein solches 
Heckennetz ist auch als Filtersystem für Schad­
stoffe anzusehen. Darüber hinaus wirkt dieses Fil­
tersystem auch als Barriere gegenüber einer flä­
chigen Verbreitung von Unkrautsamen.
Zum ökologischen Verbundnetz mit agrarökologi­
scher Bedeutung sind auch die an Gewässern vor­
handenen Randstreifen zu zählen, die überall dort, 
wo Erosionswasser in Erscheinung tritt, als Kom- 
pensativsystem fungieren. Weil sie in Erfüllung 
ihrer Filterleistung meistens mit Nährstoffen und 
oft auch mit Schadstoffen, z.B. auch mit Schwer­
metallen, angereichert werden, sind sie nicht im­
mer als ökologisch besonders wertvolle Land­
schaftselemente zu bewerten, d.h. ihre Bedeutung 
für den Naturschutz ist nicht selten sekundär.

42  Landschaftspflegerische Bedeutung

Die Landschaftspflege als auf die freie Landschaft 
bezogener Aufgabenbereich der Landespflege be­
wertet das Verbundnetz in der Agrarlandschaft 
aus landschaftsökologischer Sicht. Hierbei kommt 
gerade in der Agrarlandschaft einem barrierefrei­
en Verbundsystem aus ökologischen Zellen eine 
große Bedeutung zu. Die zum ökologischen Ver­
bundsystem gehörenden ökologischen Zellen sind 
für viele Lebewesen der Agrarlandschaft noch das 
letzte Refugium und meistens sind diese Lebens­
räume schon jetzt nicht nur belastet, sondern auch 
für ein dauerhaftes Überleben der für die Agrar­
landschaft typischen Biozönose zu klein. Daraus 
darf nicht die zunehmende Bedeutungslosigkeit 
abgeleitet werden, sondern das Bedürfnis nach 
Verdichtung des ökologischen Netzes, Vergröße­
rung der Einzelbestandteile dieses Netzes und 
Unterbrechung des Schadstoffeintrages und der 
mehr oder weniger regelmäßigen Störungen aller 
Lebensäußerungen.
Für ein dauerhaft erfolgreiches ökologisches Ver­
bundnetz sind zwei Bedingungen unbedingt zu er­
füllen, zum ersten die Erhaltung bzw. die Ent­
wicklung ungestörter ökologischer Zellen und ge­
nügender Dichte, und zweitens die Einbettung 
dieser Inseln in breite Verbindungskorridore, die 
nur einer extensiven landwirtschaftlichen Nutzung 
unterzogen werden sollen.

5. Anzustrebende Entwicklung in der Agrarland 
Schaft

Im Zuge der allgemeinen Entwicklung der Land­
wirtschaft wurde in vielen Agrarlandschaften das 
aus verschiedenen Strukturelementen entwickelte 
Netz zerstört. Mit dieser Entwicklung ist eine
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landschaftsökologische Verarmung verbunden. 
Eine Wiederherstellung landschaftsökologisch 
und agrar ökologisch günstiger Bedingungen ist 
notwendig. Sie kann erfolgen durch

-  Schließung vorhandener Lücken oder Neuan­
lage ganzer Strukturelementkomplexe,

-  Herstellung von Überwindungsmöglichkeiten 
vorhandener Barrieren,

-  Wiederherstellung einer Kulturbiotopvielfalt 
durch den Anbau weiterer Kulturpflanzenar­
ten,

-  Verringerung von Belastungen der Landschaft 
insgesamt und insbesondere von Belastungen 
der verschiedenen ökologischen Zellen und

-  Verbesserung der ökologischen Bedingungen 
der wichtigsten Strukturelemente durch Vorla­
gerung von Kompensativzonen.

So lange noch keine auf einzelne Landschaftsty­
pen ausgerichteten Normen für die Dichte eines 
ökologischen Netzes existieren, sollten die Maxi­
malabstände zwischen z.B. bandartig entwickelten 
ökologischen Zellen auf keinen Fall größer als 
400 m sein. Die Abstände zwischen den einzelnen 
Elementen sollten um so kleiner sein, je kleiner die 
ökologischen Zellen sind, je gravierender die zwi­
schen den Einzelelementen liegenden Areale in 
ihrer Faktorausstattung von den Strukturelemen­
ten abweichen und je größer die Streßwirkungen 
auf diese Elemente sind.
Zur Herstellung einer "ökologiegerechten Kultur­
landschaft” bietet die durch Überschußproduktion 
gekennzeichnete Situation im Agrarbereich be­
sonders günstige Bedingungen. Das Streben nach 
allgemeiner Extensivierung ist noch keine ausrei­
chende naturschutzpolitische Vorgabe. Es geht 
vielmehr darum, mittels geschickter Steuerungsin­
strumente ein optimales Mosaik verschiedener 
Kulturbiotope in Vernetzung mit einem bela­
stungsfreien Verbundsystem aus naturnahen Bio­
topen herzustellen. Das stößt allerdings auf die 
Schwierigkeit, daß die aus der Nutzung ausschei­
denden Flächen bzw. die für die Extensivierung 
zur Verfügung stehenden Flächen nicht unbedingt 
dort liegen, wo sie als Naturschutzmosaiksteine 
benötigt werden. Stellenweise können die Instru­
mente der agarstrukturellen Neuordnung hilfreich 
sein.
Bestimmte Ziele des Naturschutzes können am 
besten mit Hilfe landwirtschaftlicher Bewirtschaf­
tungsverfahren erreicht werden. Verschiedene 
Extensivierungsprogramme sind ein Beleg dafür. 
Sie basieren durchweg auf dem Privatbesitz der 
Flächen und der Freiwilligkeit der Naturschutzlei­
stung durch die Besitzer. Zur praktischen Umset­
zung dieser naturschutzpolitischen Vorgabe ha­
ben wir (KNAUER 1986) die Entwicklung von 
"Naturschutz- und Landschaftspflegebetrieben" 
vorgeschlagen. Vor allem für Futterbaubetriebe 
auf der Basis der Grünlandbewirtschaftung bietet 
sich die Wahrnehmung von Naturschutzaufgaben 
durch die praktische Landwirtschaft auf der Basis

eines solchen Betriebszweiges an. Hierbei geht es 
nicht nur um die Entwicklung bestimmter Pflan­
zenbestände, sondern auch um die Anpassung der 
landwirtschaftlichen Tierhaltung an diese Pflan­
zenbestände, also um die Haltung von Tieren mit 
geringeren Ansprüchen an das Futter usw. Für 
solche Betriebe, aber auch für einen Einzelbe­
triebszweig Naturschutz und Landschaftspflege 
sind entsprechende Honorare zu bezahlen. Zur 
Festlegung der Honorarhöhe ist eine Erfolgsbe­
wertung vorzunehmen. Sowohl der Honorarkata­
log als auch der Schlüssel für die Erfolgsbewer­
tung sind noch nicht detailliert ausgearbeitet, die 
Aufstellung beider Maßstäbe ist aber grundsätz­
lich und schnell möglich.

6. Zusammenfassung

Naturschutzaufgaben sind nicht nach dem Segre­
gationsprinzip nur außerhalb der Agrarlandschaft 
durchführbar, sondern müssen nach dem Integra­
tionsprinzip auch in der Agrarlandschaft realisiert 
werden. Wegen der steil angestiegenen Produkti­
vitäten von Flächen und Kulturpflanzen stehen ge­
genwärtig in den Agrarlandschaften große Areale 
für eine Nutzungsumwandlung zur Verfügung. Mit 
der Entwicklung der Landwirtschaft ist eine starke 
Verarmung an Lebensraumvielfalt für Pflanzen 
und Tiere verbunden. Extensivierung alleine 
schafft noch nicht die Bedingungen, wie sie vor 50- 
100 Jahren in der Agrarlandschaft vorhanden wa­
ren. Hinzu muß eine dem Landschaftstyp ange­
paßte, reiche Biotopstruktur kommen. In vielen 
Landschaften ist die Basis für die Entwicklung 
einer solchen Struktur noch vorhanden und muß 
weiterentwickelt werden. Von einzelnen Biotopty­
pen sind vielfältige Funktionsdaten bekannt. Vor 
allem die bandartig aufgebauten Biotope haben 
neben der landschaftsökologischen auch eine 
agrarökologische Bedeutung. Die in jüngerer Zeit 
entwickelten Extensivierungsprogramme werden 
als zu starr bewertet. Die erfolgreiche Realisie­
rung von Naturschutzzielen in der Agrarland­
schaft setzt die Entwicklung ganzer Betriebs­
zweige Naturschutz und Landschaftspflege vor­
aus. Auf die agrarökologische und die landschafts­
ökologische Bedeutung der Entwicklung wird hin­
gewiesen, und auch auf die Möglichkeit der Ent­
wicklung von Naturschutz- und Landschaftspfle­
gebetrieben.
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Naturschutzfachlicher Flächenanspruch und Land­
wirtschaft
Johann Schreiner

1. Naturschutz erstreckt sich auf die gesamte 
Fläche!

Naturschutz umfaßt die Gesamtheit der Maßnah­
men zur Erhaltung und Förderung von Pflanzen 
und Tieren wildlebender Arten, ihrer Lebensge­
meinschaften, der natürlichen Lebensgrundlagen 
sowie zur Sicherung von Landschaften und Land­
schaftsteilen unter natürlichen Bedingungen 
(ANL 1986).

Naturschutz ist demnach

-  ein "Maßnahmepaket",
-  sowohl Querschnittsaufgabe als auch sektorale 

(fachspezifische) Aufgabe,
-  abzugrenzen von Tierschutz, techn. Umwelt­

schutz, Denkmalschutz und Ökologie.

Seine Ziele sind

-  die nachhaltige Sicherung der Naturgüter Was­
ser, Luft und Boden,

-  die Sicherung der Funktionsfähigkeit des Na­
turhaushaltes,

-  die dauerhafte Erhaltung der wildlebenden 
Tier- und Pflanzenarten als Bestandteile der 
Lebensgemeinschaften in ihren regionalen Va­
riationen,

-  der Schutz unbelebter Naturschöpfungen wie 
Wasserfälle, Höhlen, Quellen, Felsen sowie

-  die Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schön­
heit von Natur und Landschaft.

Während sich die letztgenannten Ziele auf Teilflä­
chen verwirklichen lassen, erstrecken sich die erst­
genannten auf die gesamte Fläche. Ihre Verwirk­
lichung ist auch im gemeinsamen Interesse von 
Landwirtschaft und Naturschutz.

2. Segregations- und Integrationsmodell. Zwei 
Modelle für die Zukunft von Landwirtschaft 
und Naturschutz

Derzeit wird mehr als die Hälfte der Fläche 
Bayerns landwirtschaftlich genutzt. Die Landwirt­
schaft trägt deshalb eine besondere Verantwor­
tung bei der Verwirklichung der Ziele des Natur­
schutzes.

Das Verhältnis Naturschutz - Landwirtschaft 
Natur kann nach ZIELONKOWSKI (1988) mit 
folgenden 9 Thesen beschrieben werden:

1. Landwirtschaftliche Nutzung und Anliegen des 
Naturschutzes weisen eine traditionelle Bindung 
auf.

2. Die heutige nichtlandwirtschaftliche Bevölke­
rungsmehrheit steht im Eigeninteresse in einer 
existenzsichernden Verpflichtung solidarisch zur 
Landwirtschaft.

3. Es ist zwar nicht mehr die Mehrheit der Bevöl­
kerung in der Landwirtschaft tätig, aber es liegt 
immer noch die Mehrheit der Fläche unseres 
Staatsgebietes mit knapp 90 % in land- und forst­
wirtschaftlicher Verantwortung.

4. Die dauerhafte Erzeugung nachwachsender Na­
turprodukte hat die nachhaltige Leistungsfähig­
keit des Naturhaushaltes zu berücksichtigen.

5. Sowohl umweltschonende Landwirtschaft als 
auch die Sicherung der Naturgüter und der Lei­
stungsfähigkeit des Naturhaushaltes sind flächen­
gebunden.

6. Industrielle Produktion orientiert sich wenig an 
der Fläche oder an einem Nachhaltigkeitsprinzip.

7. Der von der EG-Agrarpolitik verursachte mit­
telbare oder unmittelbare Druck zu umweltbela­
stender landwirtschaftlicher Produktion ist zugun­
sten existentieller Anliegen der Gesellschaft auf­
zuheben.

8. Nahrungsmittel sind importierbar, nicht aber 
Umweltqualität.

9. Umweltbelastungen treffen auf Dauer gleicher­
maßen Landwirtschaft und Naturschutz und damit 
die Lebensgrundlagen aller.

Derzeit sind zwei Modelle zum Naturschutz in der 
Agrarlandschaft in der Diskussion, das Segrega­
tionsmodell und das Integrationsmodell (Abbil­
dung 1).

Das Segregationsmodell hat eine Trennung der 
Flächen für Landwirtschaft und Naturschutz zum 
Ziel. In Bayern würden dabei in den nächsten 
Jahren 60 % der Landwirtschaftsfläche nicht mehr 
landwirtschaftlich genutzt (GLÜCK 1988)

Die Folgen faßt MADER (1988) zusammen:

-  Eine Festschreibung der Nutzungsintensität 
über weite Bereiche unserer Agrarlandschaft oder
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M o d e lle  zu r Zukunft von Landw irtschaft und  
N aturschutz in der Landschaft

Segregationsmodell Integrationsmodell

Abbildung 1

gar eine Steigerung der Bewirtschaftungsintensi­
tät, wie sie von manchen Befürwortern des Mo­
dells als Preis für die Freistellung von Flächen 
gefordert wird, belastet die Böden und die Boden­
organismen und beschleunigt den Vorgang der 
Auflösung der inneren Regelkreise der Agraröko­
systeme. Ein solcher Prozeß würde die Bemühun­
gen der Bundesregierung um den Bodenschutz 
(Bodenschutzprogramm!) ad absurdum führen.

-  Die Ziele des integrierten Pflanzenschutzes 
müßten aufgegeben werden, da den Antagonisten 
der landwirtschaftlichen Schädlinge jegliche Le­
bensgrundlage entzogen würde. Auch dies steht 
im Widerspruch zu den existierenden agrarpoliti­
schen Vorgaben.

-  Die Zerschneidung und Trennung von Lebens­
räumen vieler Tierarten, die auf Migration und 
Dispersion angewiesen sind oder die große Ak­
tionsräume oder separate Teillebensräume besit­
zen, wird verschärft. Barrieren werden unüber­
windlich. Eine Vielzahl bisher noch nicht hinrei­
chend untersuchter populationsökologischer und 
genetischer Probleme tut sich auf.

-  Die der Nutzung überlassenen und die Natur­
schutzziele ausschließenden Flächen wirken, ins­
besondere wenn der Einsatz von Pflanzen­
schutzmitteln noch erhöht werden muß, als konti­
nuierlicher Abfluß oder Aderlaß auf eine große 
Anzahl von Tierpopulationen. Populationsökolo­
gische Meßwerte können noch kein genaues Bild

über die Bedeutung dieses Effektes vermitteln, al­
lerdings Hegt die Vermutung nahe, daß diese kon- 
tinuierhche Abschöpfung großer Populations­
anteile das Artensterben in Agrarlandschaften be­
schleunigt.

-  Die Probleme der Rückstandsanreicherung von 
Agrochemikalien und der Nitratbelastung des 
Grundwassers werden eher vergrößert als gelöst 
werden.

Das Integrationsmodell sieht eine VerwirkHchung 
der Ziele des Naturschutzes und der Landwirt­
schaft auf mögUchst weitgehend gleichen Flächen 
vor. Ziel ist es, bei einer abgestuften, aber mög- 
üchst großflächigen Verringerung der Nutzungs­
intensität eine möglichst flächendeckende bäu­
erliche Landwirtschaft zu erhalten. Der seit Jah­
ren zu beobachtende Produktionszuwachs von ca. 
2 % allein aufgrund des wissenschaftlich-techni­
schen Fortschritts sollte Grund genug sein.

3. Integrationsmodell und Flächenanspruch

Unter der Zielsetzung der Verwirklichung des In­
tegrationsmodells, also einer möglichst weitge­
henden Überlagerung von "Naturschutz" und 
"Landwirtschaft" in der Fläche, lassen sich 3 Kate­
gorien abgrenzen:

-  Flächen mit ausschließlicher Zweckbestim­
mung Naturschutz (ausschließliche Schutz­
funktion)
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-  Unterschiedlich intensiv genutzte Flächen mit 
teilweiser Schutzfunktion (besondere Schutzfunk­
tion)

-  Flächen intensiver Landnutzung unter Beach­
tung des Nachhaltigkeitprinzips (allgemeine 
Schutzfunktion)

Tabelle 1

Größe von Flächen mit besonderer bzw. ausschließlicher 
Schutzfunktion in Bayern

Funktion Nähere
Charakteris ierung

Flächen­
grösse  
in Bayern 
(ha)

%-Anteile
zur
Gesam t­
fläche

%-Anteile 
zur Landw irt­
schaftsfläche

abso lu te
Schutzfunktion

Regenerations- und W iederausbre itungs­
zentren fü r Pflanzen- und Tierarten. 
Reservate in Staatsbesitz 326 000 4,6 2,8

generell
vorrang ige
Schutzfunktion

alle natürlichen und naturnahen Ökosystem ­
typen sow ie Bestände halbnatürlicher und  
alter Ökosysteme ausserhalb der Reservate 350 000 5,0 1,5

Förderung des
b io log ischen
Austausches

Tritts te in lebensräum e und Bandstrukturen  
als G rundgerüst der Vernetzung von  
Reservaten 288 000 4,1 4,1

Pufferzonen fü r 
Reservate

Ökotone; Schutz der Reservate vor 
Belastungen jedweder Art aus angrenzenden  
Gebieten 153 200 2,2 2,2

Pufferzonen an 
Gewässern

beiderseits 5m  breite Streifen an allen 
Fliessgewässern, 10m breite Streifen an Seen 37 500 0,5 1,0

Schutz von  
Moorböden

S icherung der G rünlandnutzung oder 
Bestockung m it W ald zur Vermeidung von  
Winderosion. F lächengrösse um fasst d ie  
landw irtschaftliche genutzte Fläche auf 
Moorböden 80 000 1,1 2,0

Schutz der 
Böden vor 
Wassererosion

Sicherung der G rünlandnutzung oder 
Bestockung m it Wald zur Vermeidung von  
Wassererosion in hängigen Lagen. Flächen­
grösse um fasst d ie landw irtschaftliche  
Fläche, d ie von Ackernutzung in Grünland  
oder W ald überzuführen ist 850 000 12,0 22,0

Schutz der 
Oberflächen­
gewässer

S icherung der G rünlandnutzung oder 
Bestockung m it Wald zur Vermeidung des 
Nährstoffe intrags in Oberflächengewässer in 
Überschwem m ungsgebie ten, d ie etwa 1x 
jäh rlich  überflu te t werden. Flächengrösse  
um fasst d ie landw irtschaftlich genutzte  
Fläche in o. g. Überschwemmungsgebie ten 112 000 1,6 2,8

Schutz des 
Grundwassers

S icherung einer extensiven G rünlandnutzung  
oder Bestockung m it Wald in Wasserschutz­
geb ie ten. Flächengrösse um fasst die Schutz­
zonen I - II a ller bestehenden und geplanten  
W asserschutzgebiete, soweit sie landw irt­
scha ftlich genutzt werden 135 000 1,9 3,4
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Von den ersten beiden Kategorien sind die in 
Tabelle 1 aufgeführten Flächen betroffen (nach 
SCHREINER 1987 ergänzt).
Die genannten Flächen stellen das Grundgerüst 
zur dauerhaften Sicherung der Naturgüter in Bay­
ern dar. Auf den übrigen etwa 60 % der Landwirt­
schaftsfläche ist eine großflächige Nutzungs- 
extensivierung aus Artenschutzgründen geboten 
und für den Naturhaushalt förderlich.

4. Der Flächenanspruch als Konfliktpotential

Die Erfahrung zeigt, daß das Aufstellen von For­
derungen und Ansprüchen von seiten des Natur­
schutzes ohne Hinweise auf Realisierungs­
möglichkeiten bei einzelnen Landwirten auf Ab­
lehnung stößt. Handfeste Konflikte können daraus 
erwachsen, wenn man sich nicht bemüht, gemein­
sam Lösungen zu suchen.

Konflikte sind vielfach das Ergebnis falscher Rah­
menbedingungen. Zur Konfliktlösusng ist es not­
wendig, zunächst die Ziele der Konfliktpartner 
kennenzulernen und dann die Rahmenbedingun­
gen darauf einzustellen.
Die Ziele der Land- (und Forstwirtschaft lassen 
sich in zwei Punkten umreißen:

-  nachhaltige Nutzung der Böden zur Erzeugung 
von Nahrung und Rohstoffen,

-  Erzielung eines adäquaten Einkommens für 
die Beschäftigten.

Die Ziele des Naturschutzes wurden eingangs 
bereits dargelegt.
Eine Verknüpfung der Ziele ergibt zwei Ebenen 
der Konfliktlösung, die flächenbezogene und die 
finanzielle Ebene. Auf der flächenbezogenen Ebe­
ne ist ein Konsens im Sinne des vorgestellten Flä­
chenkonzepts relativ leicht herzustellen, wenn die

Tabelle 2

NATURSCHUTZPROGRAMME 
IN BAYERN

E rschw ern isausg le ich  fü r Feuchtflächen  
L an d sch aftsp fleg ep ro g ram m

P rogram m  "Schutz für W iesen b rü te r11

P rogram m  "Schutz der A cker- und W ie sen ran d s tre ifen 11

P rogram m  für M ag er- und T rockenstandorte

P rogram m  zur Erhaltung d er K u lturlandschaft

U ferran dstre ifenp ro gram m

P u fferzo n en prog ram m  *

T e ich - und S tillg ew ässerp ro gram m  *

S treuo b stw iesenp ro g ram m  *

* in Vorbereitung bzw. Pilotprojekte
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daraus resultierenden finanziellen Konsequenzen 
gelöst werden.

Die benötigten Finanzmittel können volkswirt­
schaftlich kostenneutral bereitgestellt werden, da

die Extensivierung eine Einsparung bei den 
Kosten für die Überschußprodukte bringt. Es 
kann nach Auffassung führender Wirtschaftswis­
senschaftler sogar soviel gespart werden, daß das 
Geld für Kompensationszahlungen an Landwirte
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gar nicht untergebracht werden kann (HAM- 
PICKE 1988).

5. Die Realisierung des Flächenanspruches

Die drei verschiedenen Flächenkategorien bedür­
fen spezifischer Ansätze zu ihrer Realisierung.

Für die Flächen mit ausschließlicher Zweckbe­
stimmung Naturschutz (Reservate) ist zur langfri­
stigen Sicherung und zur unschädlichen Durch­
setzung der massiven Nutzungsbeschränkungen 
eine Überführung in öffentliches Eigentum unab­
dingbar. Ob dies durch Erwerb oder Tausch vor­
handener Flächen erfolgt, dürfte von der jewei­
ligen Situation abhängen. Der Flurbereinigung 
kommt dabei eine wichtige Aufgabe zu. Als Träger 
bietet sich eine Stiftung wie der Bayer. Natur­
schutzfonds an.
Flächen mit Schutz- und Nutzfunktion in unter­
schiedlichen Anteilen können erworben werden. 
Dies ist beispielsweise sinnvoll, wenn im Rahmen 
eines Flurbereinigungsverfahrens im öffentlichen 
Besitz vorhandene Flächen in Gewässerschutz­
streifen umgelegt werden. Eine weitere Möglich­
keit der Erreichung des Schutzzwecks besteht in 
dem Angebot flächenbezogener Förderprogram­
me.
Auf Flächen intensiver Landnutzung (mit allge­
meiner Schutzfunktion) kann eine großflächige 
Extensivierung v. a. durch ortsungebundene För­
derprogramme erreicht werden. Die in Bayern 
vorhandenen Naturschutzprogramme (Tabelle 2) 
mit einer Mittelausstattung von ca. 100 Millionen 
DM im Jahr 1988 sind ein wichtiger Schritt in diese 
Richtung.
Auf betriebswirtschaftlicher Ebene bedeutet das 
die Einführung eines neuen Produkts "Umwelt­
qualität" neben der tierischen und pflanzlichen Er­
zeugung, das der Landwirt von der Gesellschaft 
honoriert erhält. Der Landwirt wird also nicht für 
einen entgangenen Nutzen entschädigt, sondern 
für ein andersgeartetes Produkt honoriert.

Umweltqualität kann mit den Komponenten ’Bo­
den, Wasser, Luft, Arten, Landschaft und Erho­
lung’ beschrieben werden (Abbildung 2). Diese 
stehen untereinander in enger Verflechtung. Nach 
außen befinden sie sich in Wechselwirkung mit 
den anderen Komponenten eines landwirtschaftli­
ches Betriebes wie Tier- und Pflanzenproduktion, 
Betriebsorganisation, Bauwesen und Technik. 
Über Förderprogramme können sie Ertrag brin­
gen.

6. Neue Sinn-Inhalte für die Landwirtschaft

War es bis vor wenigen Jahrzehnten die übermäch­
tige Natur, die den Menschen bedrohte, gegen die 
er sich zur Wehr setzen mußte, so haben sich heute 
die Verhältnisse umgekehrt. Die Natur wird groß­

flächig vom Menschen gesteuert. Sie ist seiner 
Verantwortung anvertraut. Wir müssen heute na­
turverträgliche Konzepte, nicht Strategien gegen 
die Natur entwickeln.

War es bis vor wenigen Jahren das allgemein an­
erkannte Ziel landwirtschaftlicher Produktion, 
möglichst viele Nahrungsmittel und Rohstoffe zu 
erzeugen, so haben sich heute die Verhältnisse 
umgekehrt. Für viele Landwirte bricht (verständ­
licherweise) eine Welt zusammen, wenn sie heute 
gesagt bekommen, daß ihre jetzigen Produktions­
verfahren nicht nur die Naturgüter Boden und 
Wasser und die Artenvielfalt gefährden, sondern 
auch die Gesellschaft mit immensen Kosten für 
Lagerhaltung und Verwertung der Überschuß­
produkte belasten.

Unser Verhältnis zur Natur steht an einem Wen­
depunkt. Die Landwirtschaft steckt in einer tiefen 
Sinnkrise. Es gilt, das Selbstverständnis der Land­
wirtschaft wieder zu fördern, indem ihr neue Auf­
gaben zur Sicherung der Natur für den Menschen 
übertragen werden, die von unserer Gesellschaft 
nicht nur materiell, sondern auch ideell honoriert 
werden
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Konzept des Naturschutzes zur Flächennutzung
Klaus Heidenreich*

1. Ausgangslage

Auf den ersten Blick erscheint es widersprüchlich, 
wenn im Zusammenhang mit einem Flächennut­
zungskonzept zugleich von Ansprüchen des Na­
turschutzes die Rede ist, steht doch gemeinhin die 
Sicherung und Erhaltung vorhandener ökologisch 
wertvoller Flächen bei der Naturschutzarbeit im 
Vordergrund. Ist es deshalb überhaupt gerecht­
fertigt, von Ansprüchen des Naturschutzes auf 
Nutzung bestimmter Flächen zu sprechen?
Einen ersten Hinweis können wir bereits aus der 
Gesamtverteilung der Landesfläche der Bundes­
republik bzw. Bayern entnehmen. Danach sieht 
die Situation so aus, daß

-  55 % der Fläche landwirtschaftlich zur Erzeu­
gung tierischer und pflanzlicher Nahrung ge­
nutzt werden

-  30 % der Fläche forstlich bewirtschaftet wer­
den,

-  12 % der Flächen vom Menschen als Sied- 
lungs-, Industrie- und Verkehrsfläche, also für 
Infrastrukturmaßnahmen im weitesten Sinne, 
in Anspruch genommen werden.

Damit verbleiben lediglich 3 % der Gesamtfläche, 
die man noch als natürlich oder naturnah bezeich­
nen kann. Aber selbst diese "ökologischen" Flä­
chen sind keineswegs vor anderweitigen Nut­
zungen oder Beeinträchtigungen gesichert. Dies 
hat mit aller Deutlichkeit die in Bayern durchge­
führte Biotopkartierung gezeigt, die 1974/75 erst­
mals durchgeführt wurde. Bei den damals erfaßten 
Biotopflächen, die rund 4 % der Landesfläche 
ausmachten, hat sich bei einer Überprüfung im 
Jahre 1982 herausgestellt, daß 3 % hiervon bereits 
total verloren waren, 51,5 % als beeinträchtigt be­
zeichnet werden mußten und lediglich 55,5 % sich 
noch im ursprünglichen nicht gestörten Zustand 
befanden.
Einen weiteren Hinweis erhalten wir aus einer Un­
tersuchung über die Ursachen für den Rückgang 
unserer heimischen Tier- und Pflanzénarten, 
deren alarmierende Zahlen erst jüngst wieder in 
der neuen Roten Liste gefährdeter Pflanzenarten 
belegt wurden und die sich - grob gesagt - in einer 
Größenordnung zwischen 40 und 70 % bewegen. 
Nicht umsonst wird immer wieder darauf hinge­
wiesen, daß es trotz aller Bemühungen bisher nicht 
gelungen ist, diesen Artenschwund zu stoppen und 
eine entscheidende Trendwende herbeizuführen. 
Die Flächenabhängigkeit dieser Entwicklung ist

sehr rasch aus der Aufzählung der Ursachen er­
sichtlich, wie wir sie z.B. in der Interpellation 
Natur- und Artenschutz in Bayern 1985 finden 
können. Dort sind als Hauptgründe genannt:

-  Baumaßnahmen (z.B. Siedlungsbau, Errich­
tung von Verkehrswegen, Flächenzerschnei­
dung, Leitungsbau)

-  Maßnahmen mit Auswirkungen auf den Was­
serhaushalt (z.B. Entwässerungen, Begradi­
gungen, Auffüllungen)

-  Umwandlung von Flächen oder Beständen in 
der Land- und Forstwirtschaft (z.B. Umbruch, 
Rodung)

-  Erholungs- und Fremdenverkehr.

Die Ursachen hierfür sind in den Bemühungen um 
einen zivilisatorischen Fortschritt zu sehen, die un­
streitig zu nachteiligen Veränderungen der Um­
welt geführt haben. Dabei haben sicherlich auch 
die noch vielfach unzureichenden Kenntnisse über 
Tier- und Pflanzenarten und ihrer Lebensrauman­
sprüche, über die Wechselwirkungen im Ökosy­
stem sowie über die Summenwirkung einzelner 
kleiner Eingriffe mit zur Vernachlässigung der Be­
lange des Naturschutzes und der Landschaftspfle­
ge beigetragen. Mangelndes Wissen, darauf be­
ruhende Fehleinschätzungen und andere Gewich­
tung bei der Abwägung waren wesentliche Gründe 
für die Nichtberücksichtigung.
Kommen wir aber zum Ergebnis, daß letztlich die 
Natur mit ihrer Tier- und Pflanzenwelt durch sol­
che klein- oder großflächigen Maßnahmen zer­
stört, geschädigt oder beeinträchtigt wurde, so er­
gibt sich umgekehrt daraus die Folgerung, daß 
eine Verbesserung der Situation nur dadurch er­
reicht werden kann, daß der Natur die für sie er­
forderlichen Flächen wieder zur Verfügung ge­
stellt werden. Glücklicherweise sind heute auch 
Ansichten überholt, die die Naturschutzarbeit auf 
einige wenige "Ökoflächen" beschränken wollen 
oder gar von einer gebietlichen Aufteilung ausge­
hen. Zu Recht verlangt der Gesetzgeber einen 
ganzheitlichen Schutz von Natur und Landschaft 
im besiedelten wie im unbesiedelten Bereich. Nur 
eine solche Zielsetzung ist geeignet, wirksam zur 
Verbesserung unserer natürlichen Grundlagen 
beizutragen.

Dabei gilt es gleich einem Mißverständnis vorzu­
beugen, daß ein solcher ganzheitlicher Anspruch 
zur Folge hat, daß der Naturschutz womöglich 
allein über die Bestimmung der Gesamtflächen zu

Referat anläßlich des Seminars "Flächenumwidmungen in der Agrarlandschaft - Chancen für Gesellschaft, Landwirtschaft 
und Naturschutz" der Akademie für Naturschutz und Landschaftspflege, gehalten am 21. Sept. 1987 in Laufen
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entscheiden hat. Ganz im Gegenteil kann Natur­
schutz nur erfolgreich sein, wenn möglichst viele 
der unterschiedlichen Flächennutzer soweit als 
möglich dabei auf eine naturverträgliche Nutzung 
Rücksicht nehmen. Aber auch dort, wo der Natur­
schutz konkrete fachliche Vorstellungen über die 
Nutzungen bestimmter Flächen hat, bleibt es letzt­
lich der Umsetzung überlassen, wer im konkreten 
Einzelfall diesem Anliegen Rechnung trägt. Er­
freulicherweise hat hier die Ergänzung der Baye­
rischen Verfassung im Jahre 1984 mit aller 
Deutlichkeit die Verantwortlichkeit aller, des 
Staates und der Körperschaften genauso wie jedes 
einzelnen, hervorgehoben.

2. Flächenbedarf

Aus den Einleitungsbemerkungen ist bereits er­
kennbar, daß die Durchsetzung der Belange des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege auf­
grund der gegebenen Situation eine Gesamtstrate­
gie verlangt, die ein Bündel verschiedener Maß­
nahmen beinhaltet, mit denen den fachlichen An­
forderungen an bestimmte Flächennutzungen 
Rechnung getragen werden soll, um dem Geset­
zesauftrag nachzukommen, der von uns Schutz, 
Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft 
als unsere eigenen Lebensgrundlagen verlangt. 
Deshalb bedarf es zunächst eines Überblickes 
über die Flächen, die zur fachlichen Verwirkli­
chung der Ziele des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege in besonderer Weise benötigt wer­
den. Auch hier gibt es eine Reihe von Aspekten, 
unter denen Flächen naturschutzrelevant sein 
können, weshalb ich mich - ohne Anspruch auf 
Vollständigkeit erheben zu wollen - auf vier wich­
tige Kategorien beschränken möchte:

2.1 Vorrangflächen

Der Begriff der "Vorrangfläche" ist weithin im 
Rahmen des landesplanerischen Instrumentari­
ums bekannt und hat dort vor allem im Zusam­
menhang mit der Rohstoffsicherung, ins- beson­
dere dem Kiesabbau, Bedeutung erlangt. Allge­
mein werden darunter Flächen verstanden, die 
aufgrund ihrer besonderen Beschaffenheit derart 
große Bedeutung für einen bestimmten Nutzungs­
zweck besitzen, daß ihnen der Vorrang vor an­
deren Nutzungsansprüchen einzuräumen ist. Die­
se Voraussetzung ist aus Naturschutzsicht bei sol­
chen Flächen gegeben, die wegen ihrer natürli­
chen Ausstattung besonders schutzwürdig sind. 
Diese Flächen müssen als eine Art "ökologischer 
Grundstock" betrachtet werden, d.h. als Kernflä­
chen, die unabdingbare Mindestausstattung jegli­
cher Naturschutzarbeit sind. Hierzu haben wir in­
zwischen sogar ausdrückliche gesetzliche Aussa­
gen, wenngleich noch von unterschiedlichem 
Rechtscharakter. Bayern war auch hier Vorreiter, 
indem bereits in der Novelle des Bayerischen Na­

turschutzgesetzes im Jahre 1982 erstmals ein un­
mittelbar geltender gesetzlicher Schutz für be­
stimmte Biotope eingeführt wurde, der sich 
zunächst auf besonders schutzwürdige Feuchtge­
biete bezog und diese grundsätzlich vor nachteili­
gen Veränderungen schützen wollte. Diese 
Gebiete wurden in Art. 6 d des Bayerischen Na­
turschutzgesetzes in Verbindung mit der Anlage 1 
enumerativ aufgezählt und umfassen folgende 
ökologisch besonders wertvolle Flächen:

"Verlandungsbereiche von Gewässern mit Röhricht und 
Großseggenrieden, Kleinseggensümpfe und Großseggenriede 
außerhalb von Verlandungsbereichen, Flächen mit Schlenken- 
vegetation, seggen- und binsenreiche Naß- und Feuchtwiesen. 
Mädesüß- Hochstaudenfluren, offene Hochmoore, Pfeifen­
grasstreuwiesen, Zwergstrauchheiden, Borstgrasrasen, Hoch­
moorwälder, Bruchwälder (Erlen-Bruchwald auf organischen 
Weichböden), von den Auwäldern im wesentlichen die, die re­
gelmäßig einmal jährlich überschwemmt werden".

In der Novelle 1986 wurde dann in Bayern dieser 
gesetzliche Biotopschutz auf die auch besonders 
erhaltenswürdigen Mager- und Trockenstandorte 
ausgedehnt, die gleichfalls in einer Anlage aus­
drücklich benannt wurden und folgende Flächen 
umfassen:

"Magerrasen (Steppen-, Halbtrocken- und Trockenrasen, 
Sand- und Felsrasen, Borstgrasrasen trockener Ausprägung, 
alpine Kalkmagerrasen), Heiden (Fels- und Steppenheiden, 
Zwergstrauchheiden trockener Ausprägung), Steinfluren, 
Trockenwälder und -gebüsche (wärmeliebende Kiefern- und 
Eichenmischwälder, Gebüsche und Säume; Steppenheidewäl­
der und Schneeheide-Kiefemwälder)".

Inzwischen hat auch bei der Novellierung des Bun­
desnaturschutzgesetzes der Bundesgesetzgeber 
erstmals - wenn auch nur als Rahmenregelung - 
den Schutz bestimmter Biotope festgelegt, was für 
die einzelnen Bundesländer verbindliche Vorgabe 
ist und der Umsetzung in Landesrecht bedarf. 
Wenngleich diesem Auftrag Bayern zum Großteil 
durch die genannten Bestimmungen schon nach­
gekommen ist, sollen vollständigkeitshalber die 
bundesgesetzlich geschützten Biotope insgesamt 
dargestellt werden. Nach der Bestimmung des § 
20c Bundesnaturschutzgesetz, der am 01.01.1987 
in Kraft getreten ist, sind folgende Biotope ge­
nannt:

"1. Moore, Sümpfe, Röhrichte, seggen- und binsenreiche Naß­
wiesen, Quellbereiche, natumahe und unverbaute Bach- und 
Flußabschnitte, Verlandungsbereiche stehender Gewässer,

2. offene Binnendünen, offene natürliche Block- und Geröll­
halden, Zwergstrauch- und Wacholderheiden, Borstgrasra­
sen, Trockenrasen, Wälder und Gebüsche trockenwarmer 
Standorte,

3. Bruch-, Sumpf- und Auwälder,

4. Fels- und Steilküsten, Strandwälle sowie Dünen, Salzwiesen 
und Wattflächen im Küstenbereich,

5. offene Felsbildungen, alpine Rasen sowie Schneetälchen 
und Krummholzgebüsche im alpinen Bereich".
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Bereits hier ist klarzustellen, daß bei diesen Vor­
rangflächen keineswegs generell jede Nutzungs­
form ausgeschlossen ist. Feuchtflächen sind 
ebenso wie Mager- und Trockenstandorte Bei­
spiele dafür, daß sie sogar zur Erhaltung ihrer ty­
pischen Struktur einer - wenn auch sehr extensiven 
- Nutzung und Pflege bedürfen, weshalb man in 
Bayern hier auch den Weg gegangen ist, die Nutzer 
selbst, nämlich die Landwirtschaft, in diese 
Aufgabe miteinzubinden und sie für entsprechen­
de Leistungen zugunsten des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege mit einem finanziellen Aus­
gleich zu honorieren. Deshalb können auch keine 
Pauschalaussagen für die Nutzung der genannten 
Vorrangflächen gemacht werden, vielmehr müs­
sen diese differenziert für die einzelnen Flächen 
bestimmt werden.

22  Rand- und Pufferbereiche

Eine weitere wichtige Kategorie für den Flächen­
bedarf des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege stellen die sog. Rand- und Pufferbereiche 
dar. Folgende Beispiele mögen dies verdeutlichen:

-  Immer wieder kommt es vor, daß vorhandene 
Schutzgebiete, geschützte Landschaftsbestandtei­
le und ökologisch wertvolle Biotope in ihrer Wir­
kung dadurch beeinträchtigt werden, daß außer­
halb des geschützten oder erhaltenswerten Berei­
ches, aber im unmittelbaren Umfeld Nutzungen 
stattfmden, die ihrerseits unmittelbar auf die Be­
schaffenheit des Schutzgebietes bzw. Biotops ein­
wirken. Fachlich spricht man hier von sog. Puf­
ferzonen, die aufgrund ihrer ökologischen Be­
schaffenheit zwar nicht selbst schutzwürdig sind, 
zur Sicherung eines Schutzbereiches jedoch benö­
tigt werden. Oft ist es schwierig, solche Flächen in 
die Verfahren miteinzubeziehen, weshalb hier 
durch entsprechende Nutzungsänderungen, z.B. 
Änderung einer bestehenden Intensivnutzung in 
eine in der Regel extensive Nutzung, wichtige Ver­
besserungen für die Qualität des schutzwürdigen 
Bereiches erreicht werden können. Aufgrund der 
bisherigen Erfahrungen kann auch erwartet wer­
den, daß hier die Betroffenen auf freiwilliger Basis 
gegen entsprechenden finanziellen Ausgleich eher 
bereit sind, ihre Nutzungen auf Naturschutzan­
sprüche abzustellen, als wenn dies allein mit ho­
heitlichem Zwang durchgesetzt werden soll. Die 
Ergebnisse einer vom Ministerium durchgeführ­
ten Bestandserfassung von Naturschutzgebieten 
hat gezeigt, daß gerade durch solche Umfeldver­
besserung die Schutzgebiete qualitativ deutlich 
verbessert werden könnten.

-  Besondere Bedeutung kommt bei der Natur­
schutzarbeit der Herstellung von Verbindungen 
zwischen bestehenden Biotopen zu. Diese - oft nur 
kleinflächigen - Bereiche sind unverzichtbar für 
den erforderlichen gegenseitigen Austausch, für 
die Wechselbeziehungen und letztlich damit für

die Stabilität und Vielfalt des Naturhaushalts. 
Diese Verbundbereiche sind unabdingbare Vor­
aussetzung für den Aufbau eines intakten Biotop­
verbundsystems. Deshalb kommt es darauf an, 
möglichst viele dieser vorhandenen Verbindungs­
stücke zu erhalten und zu sichern. Beispiele hier­
für sind etwa Uferstreifen von Fließgewässern, 
Randbereiche sonstiger Gewässer, Waldränder, 
Wegsäume oder Hecken. So unscheinbar diese 
Bereiche oft in der Landschaft sind, so bedeutsam 
sind sie doch als Mosaiksteine oder Trittbretter für 
den Naturschutz.

-  Leider ist heute festzustellen, daß gerade diese 
Rand- und Verbundbereiche nicht nur teilweise 
völlig verschwunden sind, sondern auch dort, wo 
sie noch vorhanden sind, unter Beeinträchtigun­
gen leiden. Immer intensivere Nutzungen wurden 
gerade auf Kosten solcher Randbereiche vorge­
nommen, so daß es jetzt gilt, mühsam wieder diese 
verlorenen Flächen für Naturschutzzwecke zu­
rückzugewinnen. In vielen Fällen reicht es bereits 
aus, durch Extensivierung zusätzliche Belastungen 
auszuschalten, weil bereits solche Maßnahmen zu 
einer Steigerung der Artenvielfalt und zur ökolo­
gischen Stabilität der Landschaft beitragen. 
Hauptbeispiel ist hierfür die Reduzierung oder 
der Verzicht auf den Einsatz von Düngemitteln, 
Herbiziden oder sonstigen chemischen Mitteln. So 
haben bereits Ergebnisse beim Acker- und Wie­
senrandstreifenprogramm gezeigt, daß allein 
durch einen Verzicht des Herbizideinsatzes auf 
zwei bis drei Meter Breite eine Reihe gefährdeter 
und sogar schon verschollener Pflanzen wieder 
zum Vorschein kommen. So wird durch solche 
Maßnahmen der Natur nicht nur die Möglichkeit 
zu einer Regeneration gegeben, diese Kleinflä­
chen dienen gleichzeitig dann als wichtige intakte 
Bestandteile eines anzustrebenden Biotopver­
bundsystems.

23  Flächen zur Durchführung zielgerichteter fa 
chlicher Maßnahmen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege

Bereits jetzt ist absehbar, daß neben allen Erhal- 
tungs- und Verbesserungsbemühungen bei vor­
handenen natürlichen und naturnahen Flächen 
immer noch ein Bedarf zur Verwendung von Nutz­
flächen für Naturschutzzwecke bestehen bleiben 
wird. Die zunehmende Erschließung, Intensivnut­
zung und Beschädigung unserer Natur und Land­
schaft machen es notwendig, aktiv durch Aus­
gleichs- und Ersatzmaßnahmen wieder neue 
Flächen zu schaffen, die für die Pflanzen- und 
Tierwelt geeignete Lebensräume darstellen und 
gleichzeitig mit intakten Bereichen verbunden 
werden können. Dabei soll hier gar nicht näher auf 
die bei Eingriffen in die Natur gesetzlich vorgese­
henen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen einge­
gangen werden, weil diese ohnehin im Rahmen der 
Zulassung des Eingriffs geprüft und dann vom
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Verursacher durchgeführt werden müssen. Sie 
sind jedoch hier unter zwei Gesichtspunkten zu er­
wähnen, nämlich einmal unter dem Gesichtspunkt 
des Flächenbedarfs (dem Eingriffsverlust an der 
einen Stelle soll ja eine Sicherung für die Natur an 
anderer Stelle gegenüberstehen), zum anderen 
sind solche Maßnahmen nur sinnvoll, wenn sie 
auch de facto die vorher vorhandene Naturbilanz 
zumindest wieder herstellen, möglichst sogar einer 
Verbesserung zuführen.

Gedacht ist hier jedoch eher an die breite Palette 
notwendiger "Wiedergutmachungs-, Bereiche­
rungs- oder Neuschaffungsmaßnahmen". Einige 
Beispiele sollen dies verdeutlichen:

-Besonders hoch sind die Verluste im Bereich der 
für den Natur- und Artenschutz besonders wichti­
gen Feuchtflächen. Hier sollte in bestimmten da­
für geeigneten Bereichen au6h an eine Wieder­
vernässung inzwischen trockengelegter Flächen 
gedacht werden, evtl, verbunden mit einer Wie­
derherstellung von Überflutungsbereichen, wobei 
hier sicherlich viel Geduld und Betreuung notwen­
dig ist, ehe der erwünschte Zustand wieder eintritt.

-  Vielfach zwingen aber auch die inzwischen ein­
getretenen Veränderungen dazu, völlig neue Bio­
tope als Ersatz zu schaffen. Vor allem dort, wo 
bisher vorhandene natürliche Laichstätten oder 
Nahrungsquellen völlig verlorengegangen sind, 
müssen wir heute der Natur durch geeignete Maß­
nahmen zur Hilfe kommen. Unter diesem Aspekt 
sind etwa die Neuerrichtung von Amphibientüm­
pel zu sehen, die Errichtung eigener Nahrungsbio­
tope z.B. für den Weißstorch oder den Graureiher 
oder die Bereitstellung von Brutplätzen für be­
stimmte Tierarten.

-  Die geänderten Verhältnisse können uns sogar 
zwingen, zu gegenüber den ursprünglichen Gege­
benheiten völlig geänderten Maßnahmen zu ge­
langen. So stellt sich etwa dort, wo natürliche Le­
bensbeziehungen auf Dauer unterbrochen sind, 
uns die Aufgabe, Ersatzlösungen zu finden, wie wir 
es bereits im Bereich des Amphibienschutzes etwa 
durch Anlage von Amphibienzäunen, Amphibien­
tunnels und damit verbunden mit der Errichtung 
neuer Laichstätten versuchen.

-  Schließlich ist es auch Aufgabe des Naturschut­
zes und der Landschaftspflege, in Teilen unseres 
Landes, die inzwischen in ihrer naturräumlichen 
Ausstattung als ausgeräumt zu werten sind, wieder 
für eine Belebung des Naturhaushalts und des 
Landschaftsbildes zu sorgen. In diesem Zusam­
menhang gewinnen nicht nur die Neuanpflanzun­
gen von Hecken Bedeutung, auch die Schaffung 
"natürlicher Oasen" kann wesentlich zu einer Ver­
besserung beitragen. Dies kann oft relativ einfach 
durch Brachliegen bestimmter Flächen oder 
durch Verzicht auf Intensivnutzung in kleinen Be­
reichen bewerkstelligt werden. Gerade die Mög­

lichkeit, ohne großen Aufwand kleine Land­
schaftselemente wieder einzubringen, sollte nicht 
vernachlässigt werden.

2.4 Flächen mit naturschutzverträglichen Nut­
zungsformen

All die aus naturschutzfachlichen Gründen immer 
auf bestimmte Einzelflächen beschränkten Maß­
nahmen werden jedoch in ihrer Wirkung begrenzt 
bleiben, wenn es nicht großflächig gelingt, in 
Teilen unseres Landes zu naturschutzverträgli­
chen Nutzungsformen zu gelangen. Ein besonders 
signifikantes Beispiel hierfür ist etwa die Erhal­
tung eines ausreichenden Grünlandanteils. Neben 
ihrer Bedeutung für den Boden- und Gewässer­
schutz sind Grünlandflächen für den Naturhaus­
halt besonders wichtig. Dies gilt nicht nur für 
extensiv genutzte Grünlandflächen, die besonders 
wertvolle Biotope mit vielfältigem Tier- und Pflan­
zenbestand darstellen, sondern generell für die 
Grünlandnutzung, die einer Vielzahl von Gefähr­
dungen ausgesetzt ist, die von der Intensivierung 
(Dünge- und Pflanzenschutzmitteleinsatz) über 
Nutzungsänderungen oder Aufgabe der Bewirt­
schaftung (Entwässerung, Auffüllung bzw. Abgra­
bung, Umbruch) bis zur Belastung durch Frei­
zeitnutzung reichen. Die nach wie vor festzustel­
lende Abnahme des Grünlands macht es aus der 
Sicht des Naturschutzes und der Landschaftspfle­
ge notwendig, Maßnahmen zur Erhaltung und, wo 
nötig, zur Mehrung von Grünlandflächen zu er­
greifen. Dies sollte für Flächen, bei denen als 
standortgerechte Bodennutzung ohnehin nur 
Grünland in Betracht kommt, eigentlich selbstver­
ständlich sein. Umbruch von Grünland in über­
schwemmungsgefährdeten Tallagen oder in ero­
sionsgefährdeten Hanglagen sollte daher generell 
ausscheiden. Daneben sollte aber auch versucht 
werden, durch entsprechende Anreize bzw. För­
dermaßnahmen wieder stärker zu einer extensiven 
Nutzung des Grünlands zu kommen und dabei 
auch den Dünge- und Pflanzenschutzmitteleinsatz 
zu reduzieren.

Schließlich wäre es auch erforderlich, ergänzend 
zur Erhaltung des bestehenden Grünlands die 
Wiederherstellung oder Schaffung extensiv ge­
nutzten Dauergrünlandes zu erreichen. Insoweit 
bückt der Naturschutz mit großer Hoffnung und 
Erwartung auf die derzeit diskutierten Maßnah­
men im Rahmen der Neuorientierung der Agrar - 
poütik, wo (z.B. im Zusammenhang mit dem sog. 
Jahrhundertvertrag) gerade die Erhaltung und 
Verbesserung des Grünlandanteils ausdrücklich 
einen Schwerpunkt darstellen soll.

Darüber hinaus kommt ganz allgemein der jewei- 
ügen Agrarstruktur und landwirtschaftlichen Bo­
dennutzung eine entscheidende Funktion für den 
Zustand des Naturhaushalts zu. Schließlich hat 
sich ja die vielfältige Flora und Fauna Bayerns zu­
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sammen mit einer von der bodengebundenen bäu­
erlichen Landbewirtschaftung geprägten Kultur­
landschaft entwickelt. Deshalb sind gerade solche 
Flächen für den Naturschutz von Interesse, die 
noch in dieser herkömmlichen Nutzung umwelt­
verträglich bewirtschaftet werden. Man denke nur 
an alte Weinbergslagen, bei denen noch keine "Be­
reinigung" durchgeführt wurde, oder an Grund­
stücke, auf denen noch in herkömmlicher Weise 
Streuobstanbau betrieben wird. Untersuchungen 
haben gezeigt, daß solche Gebiete noch über einen 
Artenreichtum verfügen, der an anderer Stelle 
schmerzlich vermißt wird. So könnte den Zielen 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
durch eine umweltverträgliche Landbewirtschaf­
tung wesentlich geholfen werden, wenn z.B. eine 
schonende standortgerechte Bodennutzung er­
folgt, der Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutz­
mitteln auf ein Mindestmaß beschränkt wird und 
Landschaftsstrukturen erhalten werden.

Dabei sollte noch mehr wie bisher versucht 
werden, die Bereitschaft der Landwirtschaft zu 
fördern, ökologisch wertvolle Flächen in ihrer 
Funktion zu erhalten, was z.B. durch zur Verfü­
gungstellung möglicher Tausch- und Ersatzflä­
chen erfolgen könnte. Auf diese Weise werden 
Erschwernisse für die Landwirtschaft vermieden, 
umgekehrt wertvolle Bereiche für den Natur­
schutz und die Landschaftspflege erhalten. Dieser 
Aspekt, der bereits von Naturschutzseite etwa mit 
dem Erwerb von Einlageflächen in Flurbereini­
gungsverfahren verfolgt wurde, sollte auch bei der 
Diskussion um die sog. "Flächenstillegung oder 
Flächenumwidmung" landwirtschaftlicher Nutz­
flächen bedacht werden, die derzeit auf EG- und 
Bundesebene diskutiert wird. Es wäre zu wün­
schen, daß bei all diesen Überlegungen die ökolo­
gischen Belange nicht außer acht gelassen werden.

3. Flächenanteil

Immer wieder werden sowohl von Naturschutz- 
wie von Landwirtschaftsseite Versuche unternom­
men, den oben skizzierten Flächenanteil des 
Naturschutzes prozentual festzulegen. Hiervor 
kann nicht genug gewarnt werden, da die Berech­
nungsarten so diffizil sind, daß sie zwangsweise 
laufend zu Mißverständnissen führen müssen. 
Vielleicht ist auch aus den vorherigen Äußerungen 
deutlich geworden, daß solche Prozentsätze schon 
deshalb fragwürdig sind, weil es ein nicht auflös­
bares Miteinander der Naturschutz- und der land­
wirtschaftlich genutzten Flächen gibt mit der 
Folge, daß der Naturschutz um so weniger eigener 
Flächen bedarf, je naturverträglicher die übrigen 
Flächen gestaltet werden und umgekehrt. Ande­
rerseits soll diese Frage nicht völlig ausgeklam­
mert werden, weil sie zumindest geeignet ist, einen 
entsprechenden Orientierungsrahmen zu vermit­
teln.

3.1 Sondergutachten des Rats von Sachverstän­
digen für Umweltfragen

Wesentliche Grundlage für die Diskussion um die 
Höhe des Flächenanteils ist das Sondergutachten 
des Rats von Sachverständigen für Umweltfragen 
zum Thema "Umweltprobleme der Landwirt­
schaft". Dort wird mit aller Deutlichkeit gesagt, 
daß ausreichende Flächen für naturbetonte Bio­
tope zur Sicherung der Artenvielfalt und zur Auf­
rechterhaltung des Naturhaushalts als Ausgleich 
für die sonst praktizierte intensive Nutzung bereit- 
gestellt werden müssen. Um hier in der Agrarland­
schaft kleinräumig ein mit einem ausreichenden 
Bestand netzartig miteinander verflochtener na­
turbetonter Biotope und Landschafts- Strukturen 
zu erhalten, wird ein Anteil von 10 % der gesam­
ten Agrarlandschaft hierfür gefordert,der aber in 
den verschiedenen Naturräumen bzw. Agrarge­
bieten variieren und von 5 % bis 20 % schwanken 
kann. Wichtig ist, daß der Sachverständigenrat 
dabei unterstellt, daß die Erfüllung seiner Forde­
rung unerläßliche Voraussetzung dafür ist, daß zu­
mindest 50 % der für die Agrarlandschaft 
typischen Tier- und Pflanzenarten erhalten bzw. 
neu angesiedelt werden können.
Ebenso muß bei dieser Aussage bedacht werden, 
daß der Sachverständigenrat als Bezugsfläche die 
agrarische Kulturlandschaft ansieht außerhalb zu­
sammenhängender Wald-, Sumpf- und Moorge­
biete sowie der großen Siedlungen und Indu­
striegebiete. Umgekehrt rechnet er auf seine Flä­
chenforderung u.a. alle nicht intensiv genutzten 
Flächen, insbesondere kleinere Waldstücke bis 1 
ha, Einzelgehöfte mit Gärten und Bepflanzungen, 
alte Obstbestände usw. an. Auch Böschungen von 
Verkehrswegen sowie deren Randbepflanzungen, 
aufgelassene Abbaustätten und Ablagerungsplät­
ze zieht er dabei in seine Überlegungen mit ein.

32  Stellungnahme

Wie bisher aufgezeigt, ist für die Schaffung des an­
gestrebten landesweiten Biotopverbundes sicher­
lich ein Flächenbedarf des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege vorhanden, der allerdings nur 
schwer bezifferbar ist. Dabei sollte unterschieden 
werden zwischen dem unverzichtbaren Anspruch 
auf Sicherung und Erhaltung ökologisch beson­
ders wertvoller Flächen einerseits und dem Be­
streben, möglichst großflächig naturverträglich 
genutzte Flächen im Lande zu erreichen. Letzte­
res Ziel bedarf grundlegender Änderungen der 
bisher mehr auf Intensivnutzung abgestellten Be­
wirtschaftungsweisen, so daß auch derzeit schwer 
vorhersehbar ist, in welchem Umfange flächenmä­
ßig dieses Ziel realisiert werden kann.
Zum anderen muß bei der Beurteilung des Flä­
chenbedarfs auch berücksichtigt werden, daß 
nicht jede potentiell freiwerdende und damit ver­
fügbare Fläche automatisch für Zwecke des Na­
turschutzes und der Landschaftspflege geeignet

56



ist. So werden primär nur solche Flächen in Be­
tracht kommen, deren Umfang und Charakter in 
fachlichen Programmen und Konzepten des Na­
turschutzes und der Landschaftspflege konkreti­
siert sind. Weiter ist wichtig, daß vom Grundsatz 
her solche Flächen dauerhaft gesichert sein soll­
ten, um langfristig auch die Verwirklichung der 
Naturschutzziele zu ermöglichen. Dies sollte be­
dacht werden, wenn man versucht, eine Beziehung 
zwischen Flächenanspruch des Naturschutzes und 
evtl, freiwerdenden landwirtschaftlichen Nutzflä­
chen herzustellen.

Unter den aufgezeigten Vorbehalten ist jedoch si­
cherlich die Aussage des Sachverständigenrates 
eine realistische Grundlage, wenn sie den durch­
schnittlichen Flächenbedarf auf rund 10 % fest­
legt. Dabei sollte jedoch noch folgendes berück­
sichtigt werden:

-  Der starre Prozentsatz ist unbedingt regionalen 
Verhältnissen anzupassen, weil hier durchaus je 
nach den naturräumlichen Gegebenheiten und 
der vorhandenen Schutzwürdigkeit bestimmter 
Flächen die Schwankungsbreite zwischen 5 und 
20% liegen kann.

-  Zur Vermeidung von Mißverständnissen ist klar­
zustellen, daß der geforderte Flächenanteil selbst­
verständlich unterstellt, daß die bereits vorhan­
dene Ausstattung mit natürlichen oder naturna­
hen Landschaftselementen zahlenmäßig mit ein­
bezogen wird.

-  Schließlich wäre es auch falsch, aus dem An­
spruch zu folgern, daß dies in jedem Fall eine 
völlige Herausnahme der Flächen aus der Nutzung 
bedeutet. Ganz im Gegenteil wird es in vielen 
Fällen ausreichen, daß nach wie vor eine Nutzung 
erfolgen kann, diese aber eine den Zielsetzungen 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege ent­
sprechende Bewirtschaftung beinhalten muß. 
Ebenso falsch wäre es, etwa zu unterstellen, daß 
die genannten 10 % voll in hoheitlichen Schutz 
übergeführt werden müssen. Dies ist sicherlich nur 
für einen geringen Teil zu fordern. So würde bei­
spielsweise in Bayern bei Verwirklichung aller 
derzeit vorliegenden, zumindest grobgeprüften 
Vorschläge maximal ein Anteil der Naturschutz­
gebiete an der Staatsfläche in Höhe von 3 % er­
reicht werden. Deshalb kommen zur Sicherung 
dieser Flächen durchaus unterschiedliche Instru­
mente in Betracht, so daß neben hoheitlichen 
Schutzanordnungen auch der Erwerb oder die 
Pacht dieser Flächen wie auch entsprechende Si­
cherungsvereinbärungen von Bedeutung sind.
In der Interpellation Natur- und Artenschutz in 
Bayern 1987 wird zusammenfassend zu diesem 
Komplex fachlich zutreffend ausgeführt: 
"Entscheidend ist somit die Sicherung eines be­
stimmten Flächenanteils mit naturnahen Struktur­
elementen, um ein Mindestmaß an ökologischer 
Stabilität zu gewährleisten. Dieser Anteil muß

jedoch nicht ausnahmslos unter "Totalschutz" 
stehen, vielmehr ist häufig bereits eine breitflächi­
ge extensive Nutzung zur Wahrung der ökologi­
schen Anliegen ausreichend. Letztlich wird der 
Naturschutz nur erfolgreich sein, wenn es gelingt, 
seine Anliegen landesweit auf allen dafür geeigne­
ten Flächen, wenn auch in unterschiedlicher Inten­
sität, zu verwirklichen".

4. Konzeptionelle Überlegungen

Ist man sich über den Grundsatz eines Flächenan­
spruches einig, so muß sich der Naturschutz zu 
Recht fragen lassen, ob er basierend auf seinen 
fachlichen Erkenntnissen in der Lage ist, seine 
Forderungen näher zu präzisieren. Ebenso sollte 
er aber auch aus seiner Sicht Stellung beziehen zu 
den evtl, sich abzeichnenden Flächenstillegungen 
bzw. Flächenumwidmungen im Agrarbereich.

4.1 Fachliche Programme des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege

Bereits mit einem Beschluß aus dem Jahre 1984 
hat der Bayerische Landtag die Staatsregierung 
ersucht, ein Arten- und Biotopschutzprogramm zu 
erstellen, das den verstärkten Schutz der Tier- und 
Pflanzenwelt einschließlich ihrer Lebensräume 
gewährleistet. Diesem Auftrag ist das Staatsmini­
sterium für Landesentwicklung und Umweltfra­
gen durch Einrichtung einer Projektgruppe nach­
gekommen, die inzwischen einen ersten Abschluß 
dieses Programms erreicht hat.
Ziel des Programms ist es, auf der Grundlage der 
erfaßten Daten über Pflanzen- und Tierarten und 
ihrer Standorte sowie ihrer Lebensraumansprü­
che ein daraus abzuleitendes fachliches Schutz- 
und Entwicklungskonzept zu erarbeiten, durch 
das die vielfältigen Arten- und Biotopschutzmaß­
nahmen von hoheitlichen Schutzanordnungen 
über Schutz- und Pflegemaßnahmen und privat­
rechtliche Sicherungsmöglichkeiten bis hin zu 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen integriert 
und koordiniert werden sollen.
Das Arten- und Biotopschutzprogramm soll damit 
einen Gesamtrahmen für Maßnahmen des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege bilden und 
eine fachlich abgestimmte Darstellung und Um­
setzung der Ziele des Naturschutzes ermöglichen. 
Dazu bedarf es Aussagen

-  zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung beste­
hender natürlicher und naturnaher Lebensräume 
als Beitrag zur nachhaltigen Sicherung der Le­
bensansprüche der heimischen Pflanzen- und 
Tierarten,

-  zur Anlage und Entwicklung naturnaher Lebens­
räume und Verbindungsstrukturen in verarmten 
Gebieten sowie zur Herstellung der Lei- stungsfä- 
higkeit des Naturhaushalts.
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Ergänzend hierzu wird ein Landschaftspflegekon­
zept für wertvolle Biotope erarbeitet, in dem die 
notwendigen landschaftspflegerischen Maßnah­
men zum Schutz und zur Erhaltung der verschie­
denen Biotoptypen dargestellt sind.

Diese Programme werden fachlich nach den na­
turräumlichen Gegebenheiten erarbeitet, inhalt­
lich jedoch landkreisbezogen dargestellt, um so 
auch die verwaltungsmäßige Umsetzung der vor­
geschlagenen Maßnahmen zu erleichtern.
Damit wird erstmals landesweit eine fachlich ab­
gestimmte Darstellung und Umsetzung der Ziele 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege er­
möglicht. Freilich handelt es sich dabei nicht um 
ein rechtsverbindliches Programm, sondern um 
fachliche Hinweise für die Naturschutzbehörden, 
die es diesen jedoch ermöglichen soll, die im Ein­
zelfall erforderlichen Maßnahmen des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege zu ergreifen. 
Damit stellt aber das Fachprogramm des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege aber nach 
außen eine - wenn auch unverbindliche - Entschei­
dungshilfe dar, an der sich Planungen und Maß­
nahmen anderer Verwaltungen und Institutionen 
orientieren können und sollen. Zu Recht kann er­
wartet werden, daß mit diesem Fachkonzept eine 
fachlich abgestimmte einheitliche Haltung der 
Arbeit im Bereich Naturschutz und Landschafts­
pflege erreicht wird, die seine Berechenbarkeit 
nach außen sicherlich weiter erhöhen wird.

Nach derzeitigem Stand kann erwartet werden, 
daß dieses Fachprogramm voraussichtlich Ende 
1987/Anfang 1988 der Öffentlichkeit vorgestellt 
werden wird. Damit ist der Naturschutz erstmals 
in der Lage, ein in sich geschlossenes Zielkonzept 
vorzuweisen, an dem sich künftig Einzelmaßnah­
men orientieren können.

42  Wertung von Flächenumwidmungen in der 
Agrarlandschaft aus der Sicht des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege

Eine Äußerung hierzu gestaltet sich deswegen 
schwierig, weil derzeit nur vorläufige Überlegun­
gen auf der Agrarseite bestehen, deren Umset­
zung keineswegs noch gesichert und deren Inhalte 
im einzelnen ebenfalls umstritten sind. Deswegen 
möchte ich mich bewußt darauf beschränken, nur 
einige Anmerkungen aus Naturschutzsicht zu 
machen, die grob versuchen sollen, naturschutz- 
fachliche Aspekte in die Diskussion miteinzubrin- 
gen.
Vorab gilt es klarzustellen, daß aus Naturschutz­
sicht kein Interesse an der völligen Aufgabe ganzer 
landwirtschaftlicher Betriebe besteht. Je mehr 
sich die Landwirtschaft aus der Flächennutzung 
zurückzieht, um so mehr müssen andere Institutio­
nen diese Aufgabe wahrnehmen, was weder im 
Sinne des Staates noch der Landwirte liegen kann. 
Deshalb ist es überhaupt nur sinnvoll, einzelne

Flächen aus der landwirtschaftlichen Nutzung zur 
Verringerung der Überproduktion herauszunehr 
men und anderen geeigneten Zwecken zuzufüh­
ren.

Ungeachtet der endgültigen Umsetzung dieser 
Überlegungen kann aus Naturschutzsicht bereits 
jetzt vermutet werden, daß das zu erwartende Flä­
chenangebot den Bedarf des Naturschutzes kaum 
decken, lagemäßig den Anforderungen nicht im­
mer genügen und vielfach nur zeitlich beschränkt 
zur Verfügung stehen wird. So wird es beispiels­
weise wenig Fortschritte für den Naturschutz 
bringen, wenn sich solche Flächenumwidmungen 
primär auf Bereiche beziehen, die bereits jetzt auf­
grund ihrer extensiven Nutzung weitgehend den 
Forderungen auf naturverträgliche Bewirtschaf­
tung gerecht werden. Unbedingt sichergestellt 
werden muß jedoch, daß durch solche Flächenum­
widmungen keinesfalls vorhandene ökologisch be­
deutsame Flächen beeinträchtigt werden oder 
bestehende Nutzungsformen, die für den Natur­
haushalt oder das Landschaftsbild bedeutsam 
sind, aufgegeben werden.
So kann es nicht Sinn und Zweck von Flächenum­
widmungen sein, diese auf solchen Grundstücken 
vorzunehmen, die aus der Sicht des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege gerade erhalten wer­
den sollten.

Hoffnungen setzt der Naturschutz und die Land- 
schaftspflege jedoch auf alle Bemühungen im 
Agrarbereich, Anreize zur Weiterführung extensi­
ver Nutzung, aber auch zur Aufgabe intensiver 
Nutzungsformen zugunsten einer weniger intensi­
ven Bewirtschaftung zu schaffen. Dies gilt nicht 
nur wie aufgezeigt für den Grünlandbereich, auch 
Probleme der Viehdichte, des Intensitätsgrades 
von Dünge- und Pflanzenschutzmittel sowie der 
Maßnahmen zur Produktionssteigerung könnten 
dadurch zumindest wesentlich verringert werden. 
Unstreitig würde sicherlich eine Verbesserung des 
natürlichen Umfelds der ökologisch besonders 
wertvollen Flächen zu einer deutlich besseren Be­
schaffenheit unseres Naturhaushalts beitragen.

Schließlich wird von aus der Nutzung ausscheiden­
den Flächen auch erwartet, daß sie nicht nur an­
deren Nutzungen zur Verfügung gestellt werden, 
sondern daß auf ihnen auch verstärkt aktive Maß­
nahmen zugunsten des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege durchgeführt werden können. 
Gerade die derzeit laufenden fünf Programme des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege des 
Bayerischen Staatsministeriums für Landesent­
wicklung und Umweltfragen haben gezeigt, wel­
che breite Palette von Möglichkeiten hier dem 
Landwirt zur Verfügung steht, wodurch er gegen 
einen entsprechenden finanziellen Ausgleich 
durch eigene Leistungen wertvolle aktive Beiträge 
für den Naturschutz und die Landschaftspflege er­
bringen kann. Diese Chancen sollten genutzt und 
weiter ausgebaut werden.

58



5. Ausblick

Sicherlich konnte das Referat nur einen groben 
Überblick über Vorstellungen des Naturschutzes 
zur Flächennutzung umgewidmeter agrarischer 
Flächen geben. Dazu befinden sich zum einen die 
naturschutzfachlichen Überlegungen erst in einer 
"Testphase", zum anderen ist noch viel zu unklar, 
welche Möglichkeiten sich hier im Agrarbereich 
tatsächlich ergeben. Vielleicht ist aber doch eini­
ges deutlicher geworden, nämlich:

-  Der Naturschutz steht einer sich anbahnenden 
Entwicklung von freiwerdenden Flächen kei­
neswegs hilflos und ohne Konzept gegenüber. 
Er ist inzwischen in der Lage, seine fachlichen 
Anforderungen näher zu präzisieren, sie flä­
chenmäßig darzustellen und auch in der Ab­
wicklung zu realisieren. Dabei ist besonders zu 
betonen, daß er sich nicht äls eine Art "Oberin­
stanz" betrachtet, sondern neben der Darstel­
lung seiner eigenen Ansprüche sich insbe­
sondere auf Empfehlungen über naturverträg­
liche Nutzungsformen beschränkt.

-  Wichtig ist auch die Erkenntnis, daß all diese 
Maßnahmen nicht ohne erhebliche finanzielle 
Aufwendungen umgesetzt werden können. 
Sowohl die Programme des Naturschutzes mit 
der Landwirtschaft wie auch die Förderung ex­
tensiver Nutzungsformen im Agrarbereich 
selbst erfordern beträchtliche Finanzmittel und 
damit sicherlich Schwerpunktsetzungen im 
Bereich der staatlichen Haushalte. Dies ver­
langt sicher verstärkte Einsicht, daß diese Mit­
tel vor allem deswegen gerechtfertigt sind, weil 
damit ein wesentlicher Beitrag letztlich zur Er­

haltung unserer eigenen Lebensgrundlagen ge­
leistet wird.

-  Schließlich werden alle Bemühungen nur dann 
erfolgreich sein, wenn es gelingt, die Gemein­
samkeiten zwischen Naturschutz und Land­
wirtschaft immer deutlicher herauszustellen. 
Erfreulicherweise haben hier die Naturschutz­
programme ganz erheblich zu einer Situations­
änderung beigetragen. Der Naturschutz ist sich 
bewußt, daß er seine Ziele nicht ohne Mithilfe 
der Landwirtschaft verwirklichen kann. Umge­
kehrt sieht auch die Landwirtschaft in ihren 
Leistungen zugunsten des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege eine Möglichkeit, ihre 
derzeitige Situation zu verbessern. Letztlich 
bedarf es aber der Einsicht aller, ob staatlicher 
Verwaltungen, Kommunen oder Bürger, daß 
nur durch gewaltige Kraftanstrengung die der­
zeitige Lage des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege entscheidend verbessert werden 
kann. Dazu sollten wir alle Möglichkeiten 
nutzen. Die Flächenumwidmungen in der 
Agrarlandschaft bieten hierzu sicher eine ein­
malige Chance für den Naturschutz und die 
Landschaftspflege.

Anschrift des Verfassers:
Min.-Rat Dr. Klaus Heidenreich 
Bayer. Staatsministerium für Landes­
entwicklung und Umweltfragen 
Rosenkavalierplatz 2 
Postfach 810140 
D-8000 München 81
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Volks- und betriebswirtschaftliche Kosten des Natur­
schutzes in der Landwirtschaft und Möglichkeiten der 
Finanzierung
Ulrich Hampicke*

I. Vorabklärungen

Den eigentlichen Überlegungen des vorliegenden 
Beitrags sind drei Punkte voranzustellen, über die 
Verständigung erforderlich ist:

a) Wieviel Naturschutz ist zugrunde zu legen?

b) Welche Maßnahmen sind ins Auge gefaßt?

c) Eine wichtige Definition: Was sind Kosten?

zu a: Es leuchtet ein, daß sich die Fragen nach 
Kosten und Finanzierung anders stellen, je nach­
dem, ob ein Minimal-Naturschutzsystem ins Auge 
gefaßt ist, bei dem wenigstens die meisten Arten 
in lebensfähigen Populationen in Mitteleuropa er­
halten bleiben sollen, oder ob einem die Utopie 
der Wiederherstellung eines ökologischen Para­
dieses vor schwebt, in dem Naturfreunde wieder 
überall aus dem vollen schöpfen können. Der vor­
hegende Beitrag bezieht sich auf ein Minimal-Na- 
turschutzsystem mit dem Ziel, Rote Listen wieder 
drastisch kürzen zu können. Die Begründung hier­
für besteht darin, daß der Erhalt möglichst edler 
Arten mit Hilfe eines Minimalschutzes aus ethi­
schen Gründen zu fordern ist, schon um künftigen 
Generationen von Menschen Entfaltungsmöglich­
keiten zu erhalten. Ein darüber hinausgehender 
Naturschutz stellt eine Art "Luxus" dar, den die 
heutige Generation sich selbstverständlich leisten 
kann und soll, wenn sie bereit ist, dafür zu bezah­
len. Gleiches gilt für Vorstellungen, wie etwa die 
flächendeckende Wiederherstellung einer altvä­
terlichen Landwirtschaft, wie es in der ökopoliti­
schen Szenerie modern ist zu fordern, ohne auf 
mögliche Kosten einzugehen. Das Mindestniveau 
zu sichern ist demgegenüber ein & Pflicht, der man 
sich nicht entziehen darf, auch wenn man selbst 
keinen Nutzen aus Arten zieht oder zu ziehen 
meint. Auch die hier zugrundegelegte Zielsetzung 
ist gemessen an der bisherigen Erfahrung fast uto­
pisch. Flächen- und Mitteleinsatz dürften minde­
stens um eine Zehnerpotenz über dem liegen, was 
heute bei den Extensivierungsprogrammen auf 
Länderebene durchgeführt wird (NATUR­
LANDSTIFTUNG HESSEN 1987, STERN 
1987). Diese Programme sind selbstverständlich

unterstützenswert und stellen einen Fortschritt ge­
genüber der Situation noch vor einigen Jahren dar. 
Zur Wiederherstellung lebensfähiger Populatio­
nen anstelle unzureichender kleiner Inselvorkom­
men sind jedoch größere Anstrengungen erfor­
derlich.

zu b: In der Regel ist ein beliebiges Ziel mit ver­
schiedenen Maßnahmenkombinationen zu errei­
chen, die sich in ihren Kosten unterscheiden. Bei 
Ungeschicklichkeit kann selbst ein bescheidenes 
Ziel teuer zu stehen kommen; ist man dagegen ge­
schickt, so erreicht man mit wenig viel. Über die 
richtigen Maßnahmen im Naturschutz wird in der 
Öffentlichkeit zum Teil sehr kontrovers diskutiert, 
oft werden Glaubensbekenntnisse einander ge­
genübergestellt. Eine Streitfrage ist z.B., ob einer 
flächendeckenden mäßigen Extensivierung in der 
Landwirtschaft der Vorzug gegeben werden soll, 
oder ob regional drastischere Maßnahmen, wie 
starke Extensivierungen oder gar Flächenstille­
gungen zu erfolgen haben. Auf diese interessante 
Diskussion kann im folgenden nicht ausführlich 
eingegangen werden, die Auffassungen des 
Autors sind in HAMPICKE (1987) zusammenge- 
faßt. Hier soll nur mit knapper Begründung ein 
Maßnahmenbündel - vier Punkte in der Reihenfol­
ge der Dringlichkeit - vorgeschlagen werden, von 
dem anzunehmen ist, daß es in bezug auf das ge­
setzte Ziel am effektivsten ist:

1. Flächendeckendes ökologisches Nichtver­
schlechterungsgebot: Beim heutigen, alarmie­
rend kargen Restbestand muß jede ökologisch 
wertvolle Nutzungsart und Begleitstruktur, von 
einer Salbei-Glatthaferwiese über eine Wallhecke 
bis zu einer feuchten Senke in einer Wiese, erhal­
ten bleiben. Dies bedeutet insbesondere den na­
hezu völligen Verzicht auf Flurbereinigungen in 
bisher noch nicht betroffenen Gebieten. Die finan­
ziellen Erwartungen, welche die dortigen Land­
wirte an noch ausstehende Umlegungen knüpfen, 
können berechnet und die Summen in bar ausbe­
zahlt werden. Sachverstand, Elan und Mittel der 
Flurbereinigung sind in den schon bereinigten Ge­
bieten (ca. 70 % der landwirtschaftlichen Fläche) 
zur Wiederherstellung ökologischer Vielfalt (vgl. 
unten, Punkt 3) zu nutzen. In einer noch mit tradi-

Überarbeitete und ergänzte Fassung eines Vortrages gehalten auf zwei Seminaren der Akademie für Naturschutz und 
Landschaftspflege (ANL): am 8. November 1986 auf dem Seminar "Naturschutzpolitik und Landwirtschaft" in Grünberg 
(Hessen) und am 22. September 1987 in Laufen a.d. Salzach anläßlich des Seminars "Flächenumwidmungen in der Agrar­
landschaft - Chancen für Gesellschaft, Landwirtschaft und Naturschutz"

60



tionellen Kleinstrukturen durchsetzten Land­
schaft ist (beim derzeitig knappen Restbestand, 
andernfalls gälte diese Aussage nicht!) auch eine 
ökologisch bedachte Flurbereinigung meist abzu­
lehnen, weil bei ihr notwendigerweise alte gegen 
junge Strukturelemente ausgetauscht werden. Die 
Bedeutung des Alters für den ökologischen Wert 
ist jedoch fundamental - hierauf und damit auf die 
praktische Irreversibilität der Zerstörung ökologi­
schen Strukturreichtums wird erst in neuerer Zeit 
und damit für die breite Diskussion vielleicht 
schon zu spät mit der nötigen Eindringlichkeit hin­
gewiesen; in Ergänzung zu den Daten der Über­
sicht 1 ist vor allem RINGLER (1987) zu nennen.

Die Nichtwiederherstellbarkeit vieler Biotope lie­
fert eine überzeugende Begründung für ein kom­
promißloses Nichtverschlechterungsgebot zum 
heutigen Zeitpunkt.

2. Regional schwerpunktmäßige drastische Ex- 
tensivierung in Gebieten mit noch größeren Rest­
vorkommen wertvoller Biotope, insbesondere 
feuchten, nassen, oder aber trockenen armen 
Grünlandes und den dazugehörigen Begleitstruk­
turen. Wie die Übersicht 2 zeigt, häufen sich dort 
die gefährdeten Gefäßpflanzenarten, welche mit 
Priorität geschützt werden müssen.

Übersicht 1

Entstehungszeiträume von Biotopen
Quelle: KAULE 1986, p. 266 ff., vereinfacht. Weitere Angaben in BLAB 1986, p. 28.

Biotope Jahre

Hochmoore
Niedermoore mit hoher Torfmächtigkeit 
Wälder mit alten Bodenprofilen

1 000 bis 10 000

Niedermoore
Übergangsmoore
Hecken auf alten Steinriegeln 
Trockenrasen und Heiden

250 bis 1 000

Wälder auf schnell umsetzenden Böden
Auwälder
Wal 1 hecken
Niedermoore (Einzelfälle)

150 bis 250

Artenarme Hecken
Gebüsche auf Halden und in Steinbrüchen
Schwingrasen
Weidengebüsche
Artenreiche zwei schürige Wiesen

50 bis 150

Lückige Felsfluren 
Gebüsche auf Brachen 
Ginsterheiden auf Brachen 
Artenarme Mähwiesen 
Hochstaudenf1uren
Gras- und Staudenfluren an Böschungen 
Grabensäume
Eutrophe und mesotrophe Sti1 lgewässer

15 bis 50

Sekundäre Sandrasen 
Zwergbi nsenf1uren 
Gräben
Ruderalfluren

1 bis 5
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Ein sehr großer Teil der anderen schützenswerten 
Organismen der Agrarlandschaft befindet sich 
ebenfalls in diesen Biotopen. Es bedarf bei der 
Stabilisierung und Wiederausbreitung möglichst 
zusammenhängender Flächen sehr extensiven,

Übersicht 2

unter heutigen Bedingungen für die Produktion so 
gut wie wertlosen Grünlandes, wie Streu-, magerer 
Futterwiesen und Hutungen. Selbstverständlich 
geht es nicht um eine völlige "Stillegung", bei der 
sich diese Flächen im Laufe der Sukzession früher

Anzahl der verschollenen und gefährdeten Farn- und Blütenpflanzenarten In heimischen Pflanzen­
formationen
nach SUKOPP, TRAUTMANN & KORNECK 1978, vereinfacht

Gefährdungsgrade: 0: ausgestorben oder verschollen/ 1: vom Aussterben bedroht/ 2: stark gefährdet/ 3: gefährdet/ 4 
: potentiell gefährdet wegen Seltenheit in der BRD.

Gefährdungsgrade

0 1 2 - 4 Summe

A Halblandwirtschaftliche Biotope und 
mit ihnen in Kontakt stehende natür­
liche Biotope und Begleitstrukturen: 
offen, trocken, meist nährstoffarm, 
unproduktiv

16 48 191 255

(Halbtrockenrasen, Trockenrasen, 
xerotherme Gehölze, Zwergstrauch­
heiden, Borstgrasrasen)

B Halblandwirtschaftliche Biotope und 
mit ihnen in Kontakt stehende natür­
liche Biotope und Begleitstrukturen: 
offen, feucht oder n&B, meist nähr- 
stoffarm, unproduktiv

16 65 139 220

(Feuchtwiesen, oligotrophe Moore, 
Moorwälder und Gewässer, hygrophile 
Therophytenfluren, Kriechrasen,
Quellfluren)

Summe A + B 32 113 330 475

% (A+B) von (A+B+C+D+E) 66,7% 81,3% "81,1% 80,0%

C Äcker und kurzlebige RuderalVegetation 12 22 42 76

D Frischwiesen und -weiden 2 2

E Sonstige offene Fluren 4 4 34 42
(Schlagfluren, außeralpine Fels­
vegetation, ausdauernde Ruderal- 
vegetation und Quecken-Trocken- 
fluren)

F Wälder 1 1 28 30

G Eutrophe Gewässer 6 8 40 54

H Sonderregionen 3 13 127 143
(alpine,subalpine und KUsten- 
vegetation)
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oder später zu Gehölzen weiterentwickeln wür­
den, vielmehr ist die mittelalterliche "Halbkultur­
landschaft" (WILMANNS 1973) durch sehr ex­
tensive Bewirtschaftung zu bewahren. Als Keim­
zellen müssen die noch vorhandenen Reste ge­
nutzt werden; die Vergrößerungen im Umkreis 
dienen zuerst der Abschirmung, d.h. als Pufferzo­
nen, um später, nach allerdings nicht immer un­
problematischer Aushagerung, selbst im ökolo­
gischen Wert erheblich zu steigen. Entscheidend 
sind starke Extensivierungen, eine zaghafte führt 
zu nichts. Auch müssen die Flächen in großzügi­

gem Umfang bereitgestellt werden, da die meisten 
dieser Biotope erst dann, wenn sie landschaftsprä­
gend sind, ihren vollen Wert erhalten (Fotos 1 und 
2).

3. Aufbau eines Biotop-Verbundsystems in der
produktiven Agrarlandschaft durch Gehölzstruk­
turen, Hecken, Säume, Brachflächen, Altgrasbe­
stände, Böschungen, Ackerrandstreifen, wech­
selfeuchte Stellen, in Verbindung mit der Renatu- 
rierung des Kleingewässernetzes.

(1) Vordringliches Naturschutzziel : 
weitläufiges feuchtes Extensivgrün­
land. Pfrunger Ried in Oberschwa­
ben
(alle Aufnahmen vom Verfasser)

(2) Vordringliches Naturschutzziel: 
weitläufiges trockenes Extensiv­
grünland. Halbtrockenrasen auf 
dem Badberg, Kaiserstuhl

(3) Längerfristiges Naturschutzziel: 
Wiederaufbau einer strukturierten 
Produktionslandschaft. Hier noch 
vorhanden im östlichen Meißner- 
vorland, Nordhessen
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(4) Naturschutzaufgaben künftiger 
Landwirtschaft:
Wiederbewirtschaftung einer Streu­
wiesenbrache. Pfrunger Ried in 
Oberschwaben

(5) Naturschutzaufgaben künftiger 
Landwirtschaft:
Extensive Beweidung von Hutungen. 
Stark verbuschtes Stadium auf Mu­
schelkalk bei Trendelburg, Nordhes­
sen

(6) Naturschutzaufgaben künftiger 
Landwirtschaft:
Neuanlage und Unterhalt von Struk­
turelementen. Heutiger Aspekt der 
Wetterau, Hessen

(7) Naturschutzaufgaben künftiger 
Landwirtschaft:
Erhalt auch kulturhistorisch bedeut­
samer Arten. Kornrade (Agrostem- 
ma githago) im Wildkrautreservat 
Münsingen, Schwäbische Alb
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Diese Biotopverbundmaßnahmen, über welche in 
der Öffentlichkeit am meisten diskutiert wird, 
werden hier erst auf die dritte Priorität gesetzt, 
weil von ihr mit wenigen Ausnahmen (z.B. den Ak- 
kerwildkräutern) in weit überwiegendem Maße 
Arten gefördert werden, die zwar stark zurückge­
gangen und an den Rand gedrängt worden sind, 
aber meist nicht als akut gefährdet gelten. Ihre

tenschutz schon fast uninteressante intensive 
Mähwiese in der Regel wenig mehr als die Hälfte. 
Den Maisertrag um 10 oder 20 % zu senken, bringt 
also gar nichts, der Futterertrag muß vielmehr auf 
die Hälfte reduziert werden, bevor sich überhaupt 
die ersten Chancen für den Artenschutz zeigen. 
Erst bei ca. 1500 kStE/ha wird das Grünland blü­
tenreich und damit z.B. für Insekten wertvoll, ent-

Übersicht 3

Vorzuschlagendes Maßnahmenbündel

Maßnahmen zur Sicherung des Artenerhaltes in der Agrarlandschaft

1. SOFORT! Nichtverschlechterungsgebot (flächendeckend)

Erhalt aller noch vorhandenen ökologisch wertvollen 
Strukturen

2. SOFORT! Räumlich konzentrierte starke Extensivierung

Erhalt, Wiederausbreitung und Abschirmung aller Art von 
Extensivgrllnland, meist trocken oder feucht bzw. naß, 
möglichst zusammenhängend, mit Kleinstrukturen

Flächenbedarf (Schätzung): 0,5 bis 1 Mio. ha.

3. SCHRITT 
FÜR
SCHRITT

Biotopverbundnetz in der Produktionslandschaft

Säume, Ackerrandstreifen, Altgrasinseln, Kleinbrachen, 
Böschungen, Gehölze, Hecken, naturnahe Bäche und Gräben, 
kleine Stillgewässer, traditionell genutzte Flächen

Flächenbedarf (Schätzung): 0,5 Mio. ha.

4. NICHT Allgemeine leichte Intensitätssenkung 
PRI0RITÄR

Wenig effektiv für Artenschutz, aber gebietsweise wichtig 
für Boden- und Grundwasserschutz u.a.

Wiederausbreitung zu fördern ist selbstverständ­
lich wichtig, den Arten jedoch zu helfen, die nur 
noch "am seidenen Faden" existieren, ist noch 
wichtiger, daher die Priorität für die Erneuerung 
des Extensivgrünlandes, wo sich hunderte von 
ihnen allein unter den Gefäßpflanzen befinden 
(Punkt 2).

4. Aus Artenschutzgesichtspunkten ist erst an 
letzter Stelle eine mäßige, flächendeckende Inten­
sitätsreduktion, sozusagen mit der Gießkanne, 
angebracht, wie die Abbildung 1 zeigt: Eine heu­
tige Standard-Futterfläche, ein Maisfeld, liefert 
einen Ertrag von 6000 kStE/ha, eine für den Ar-

hält aber immer noch wenige gefährdete Pflan­
zenarten. Dies ist der Ertrag traditionellen, kraut- 
und blütenreichen Heulandes. Um wertvolle 
Naturschutzflächen zu erhalten, muß also der 
heutige Standardertrag um 75 % (!) reduziert 
werden. Der Ertrag richtigen Extensivgrünlandes, 
sofern es sich lohnt, ihn überhaupt zu ernten, liegt 
noch einmal darunter, immer weit unter 1000 
kStE/ha und damit in der Größenordnung von 
einem Zehntel des heutigen Standards. Diese 
Zahlen, nachzulesen vor allem in älteren Lehrbü­
chern über Grünlandkunde (ELLENBERG 1952, 
KLAPP 1965,1971), werden von allen jenen über­
sehen, die sich vom Ersatz des künstlichen durch
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Abbildung 1
Zusammenhang zwischen Flächenertrag und Naturschutzwert im Rauhfutterbau

organischen Dünger und ähnliche Maßnahmen 
bereits die Rückkehr der Orchideen und anderer 
Rote-Liste-Arten erhoffen. Die heute gefährdeten 
Arten verlangen drastische Extensivierung, ihnen 
nützt eine graduelle Rücknahme des heutigen 
Stresses noch nichts. So extensiv, wie diese Arten 
es verlangen, kann aber nicht flächendeckend ge- 
wirtschaftet werden, daher ist eine selektive und 
regional konzentrierte Extensivierung erforder­
lich.

Die Übersicht 3 faßt das anvisierte Maßnahmen­
bündel noch einmal zusammen; der erforderliche 
Flächenbedarf ist in Anlehnung an Ziffern, wie sie 
in der Diskussion verbreitet sind, grob geschätzt 
und bedarf weiterer Abklärung (vgl. hierzu 
SCHREINER 1987). Die hier vorgeschlagene 
Prioritätensetzung steht allerdings unter einem 
wesentlichen Vorbehalt: Sie gilt für den Arten­
schutz, nicht für jede Art von Naturschutz im wei­
teren Sinne und für landeskulturelle Zielset­
zungen, bezüglich deren Bedeutung ebenfalls kein 
Zweifel herrscht. Diese Zielsetzungen bestehen 
u.a. in der Vermeidung von Erosion, von Trink­
wasserbelastungen, in der Rücknahme des Pesti­
zideinsatzes aus vielfältigen Gründen usw. Es ist 
bemerkenswert, daß sie in der Regel Maßnahmen

nach Punkt 4 verlangen (z.B. die Rückverwand­
lung von Maisäckern in Intensivgrünland), also 
genau das, was für den Artenschutz erst wenig er­
giebig ist. Hierdurch entsteht ein vielfach überse­
hener Zielkonflikt, der nur durch eine vertiefte 
Diskussion der Rangordnung der jeweiligen Ziele 
(Erosionsschutz oder Artenerhalt?) gelöst werden 
kann. Selbstverständlich wäre es das beste, das 
eine zu tun und das andere nicht zu lassen, jedoch 
bedarf es eines erhebhchen und durch die bisheri­
ge Erfahrung kaum gestützten Optimismus, daß 
dies kurz- bis mittelfristig realisierbar ist.

zu c: Was sind Kosten? Jede Wissenschaft lebt 
von genauen Definitionen. Wenn ein Physiker 
sagt, eine Größe betrage die Wurzel aus Sinus x, 
so lauscht jeder andächtig. Sonderbarerweise ist 
das in der Ökonomie nicht so. Definieren wir Öko­
nomen Kosten in einer bestimmten Weise und er­
rechnen sie in einer bestimmten Höhe, so wird in 
der Öffentlichkeit erst einmal kräftig widerspro­
chen. So etwas "tauge vielleicht für die Theorie, 
aber nicht für die Realität"..., usw. Die Ökologie 
steht wohl, seitdem sie so populär geworden ist 
und ebenfalls Interessen berührt, vor ähnlichen 
Problemen.
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Kosten sind entgangener Nutzen. Die Kosten 
einer Entscheidung A bestehen im Wert derjeni­
gen Alternative B, auf die zugunsten der getroffe­
nen verzichtet worden ist. Zur Präzisierung wird 
dieses Konzept auch das der Nutzungs- oder Op­
portunitätskosten genannt. Volkswirtschaftliche 
Kosten sind die Verzichte, die sich eine gesamte 
Volkswirtschaft auferlegt, um ein bestimmtes Ziel 
zu erreichen, zunächst unabhängig davon, wie 
diese Verzichte auf die einzelnen Subjekte verteilt 
werden. Also: Die volkswirtschaftlichen Kosten 
des Naturschutzes bestehen im Wert aller Güter 
und Dienstleistungen, die man ohne Naturschutz 
haben könnte, mit Naturschutz aber nicht, z.B. in 
einem bestimmten Quantum von Agrarprodukten, 
auf das man wegen der Extensivierung und Bio­
topvernetzung verzichten muß. Es hegt auf der 
Hand, daß Opportunitätskosten nicht unbedingt 
in Geldeinheiten ausgedrückt werden müssen, es 
kann u.U. sinnvoller sein zu sagen: Die Kosten des 
Naturschutzes bestehen in einer bestimmten Men­
ge Milch, die weniger erzeugt werden muß.

Das Opportunitätskostenkonzept ist durchaus 
nicht nur von theoretischem Interesse, sondern 
steht im Gegenteil dem Alltagsverständnis sehr 
nahe; auch dort sagt man, eine bestimmte Tätig­
keit "koste" z.B. eine Stunde Zeit. Es ist selbstver­
ständlich auch auf der Ebene eines individuellen 
Wirtschaftssubjektes, etwa eines landwirtschaftli­
chen Betriebes, anwendbar; dort steht es sogar im 
Zentrum der modernen Betriebsplanungsmetho­
den mit Hilfe der linearen Programmierung. 
Worauf muß eine Unternehmung verzichten, 
wenn sie sich so oder anders entscheidet, oder

wenn von außen diese oder jene Rahmenbedin­
gung verändert wird? Die betriebsindividuellen 
Kosten müssen allerdings nicht den volkswirt­
schaftlichen Kosten entsprechen, wie überhaupt 
zwischen dem Prinzip der volkswirtschaftlichen 
Kosten und dem, was in individuellen Kassen oder 
Behördenhaushalten gerechnet wird, eine weite 
Kluft herrschen kann. Wenn in der Zeitung steht, 
das Sozialversicherungssystem sei zu "kostspielig", 
so ist dies irreführend, denn hier, insbesondere bei 
der Rentenversicherung, handelt es sich nicht um 
Ressourcenverzehr, sondern um eine Umvertei­
lungen von einer Tasche in die andere. Man meint 
mit "kostspielig", daß man die Umverteilungsef­
fekte für unangenehm hält. Schickt mir die ANL 
eine Bundesbahn-Fahrkarte für die Fahrt nach 
Laufen, so belastet dies den bayerischen Staats­
haushalt, volkswirtschaftliche Kosten entstehen 
allerdings nicht, denn der Zug wäre auch ohne 
mich gefahren und hätte genau soviel Strom ver­
braucht.

Selbstverständlich handelt es sich bei den Beträ­
gen, die in öffentlichen und privaten Kassen trans­
feriert werden, um unübersehbare Tatsachen, 
auch wenn diese Vorgänge nicht der Definition 
der Opportunitätskosten genügen. Die Ökonomie 
muß sich auch mit ihnen beschäftigen. Es gehört 
jedoch zu den Fundamenten einer wissenschaftli­
chen ökonomischen Betrachtung, den Unter­
schied zwischen echtem leistungsbedingten Res­
sourcenverzehr, also Kosten, und den Zahlungs­
strömen an der Oberfläche, welche so viele Fehl­
interpretationen und Verwirrungen in der po­
litischen Arena hervorrufen, stets sorgfältig zu be-

Übersicht 4
Selbstversorgungsgrad bei Agrarprodukten in der Bundesrepublik 1980-1985
(Inlandserzeugung in % des Inlandsverbrauchs)

a) bei pflanzlichen Produkten jeweils 1979/80,1982/83,1984/85. b) Weißzuckerwert, Verbrauch einschließlich Futterzucker aus 
Einfuhren.
Quelle : STATISTISCHES JAHRBUCH ÜBER ERNÄHRUNG, LANDWIRTSCHAFT UND FORSTEN 1986, p. 174.

1980 a) 1983 1985

Hart- und Weichweizen 104 109 106

Roggen 100 93 117

Zucker b) 124 147 132

Rindfleisch 107 114 116

Butter 132 158 112

Kondensmilch 131 135 150

Magermilchpulver 238 273 263
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tonen, und dies soll auch im vorliegenden Zusam­
menhang geschehen.

II. Volkswirtschaftliche Kosten des Naturschut­
zes

Die volkswirtschaftlichen Kosten des Naturschut­
zes bestehen in erster grober Näherung im Wert 
der Produkte, die seinetwegen weniger erzeugt 
werden müssen. In einem theoretischen markt­
wirtschaftlichen Gleichgewicht entspräche dies 
genau dem Wert (Grenzprodukt) der eingesetzten 
Faktoren. Ein Blick auf die bekannte Überschuß­
situation überzeugt nun davon, daß weniger zu 
produzieren nicht etwas Schlechtes sein muß, son­
dern seinerseits, schon abgesehen von allen ökolo­
gischen Erwägungen, ein Akt der Kostenver­
meidung sein kann. Die Übersicht 4 zeigt die 
Überschußsituation in der Bundesrepublik im 
Jahre 1985. Die einfache Rechnung im Anhang 
ergibt, daß die Vermeidung der Überschüsse in 
diesem Jahre, wenn sie nicht durch flächendek- 
kende Extensivierung, sondern durch Flächenfrei­
setzung erfolgt wäre, etwa 600 000 bis 900 000 ha 
für den Naturschutz hätte erbringen können. Dies 
entspricht etwa der Untergrenze dessen, was für 
Punkt 2 des oben vorgeschlagenen Maßnahmen- 
kataloges, für die drastische Grünlandreextensi- 
vierung, erforderlich wäre. Für alle Naturschutz­
forderungen einschließlich eines neu aufzubauen­
den Verbundsystems wäre es wahrscheinlich zu 
wenig.

Die Berechnung für 1985 ist allerdings eine Mo­
mentaufnahme, deren Bedeutung nicht überbe­
wertet werden darf. In der Übersicht 4 ist zu 
erkennen, daß in diesem Jahr die Milchmengen­
kontingentierung eine gewisse Wirkung zeigte. 
Alles deutet darauf hin, daß sich die gesamte 
Überschußsitutation ohne Gegenmaßnahmen 
schon relativ kurzfristig wieder verschärfen wird, 
vor allem wegen der unaufhaltsam steigenden Ge­
treideerträge. Längerfristig kommt ein erwarteter 
Bevölkerungsrückgang hinzu, so daß Studien über 
längere Zeiträume mit Flächenfreisetzungen im 
Bereich von 20 - 30 % der heutigen landwirtschaft­
lichen Fläche rechnen (z.B. BAUERS ACHS & 
NIEBUHR1980). Ohne diese Ergebnisse in Frage 
stellen zu wollen, sei dennoch vor einer zu optimi­
stischen Einschätzung der künftigen Flächenspiel­
räume für den Naturschutz, wie sie gelegentlich zu 
beobachten ist, gewarnt. Es darf nicht der schon 
genannte Umstand vergessen werden, daß ein er­
heblicher Teil des künftigen potentiellen Flächen­
spielraums für landeskulturelle Zielsetzungen, wie 
den Erosions- und Gewässerschutz beansprucht 
werden muß und damit dem Artenschutz im ei­
gentlichen Sinne nicht verfügbar gemacht werden 
kann. Auch über diesen Aspekt hinaus ist eine 
Überschlagsrechnung wie die vorliegende mit 
zahlreichen Vorbehalten behaftet, von denen nur 
einige genannt seien:

-  Überschüssige Produkte besitzen nicht einen 
Wert von Null, sondern können zumindest, wenn 
auch mit Verlust, auf dem Weltmarkt abgesetzt 
werden.

-  Es gibt keine begründbare Vorschrift, einen 
Selbstversorgungsgrad von 100 % anzustreben, bei 
Bananen haben wir diesen auch nicht. Es kann für 
alle Beteiligten sinnvoll, d.h. ökologisch und welt­
ernährungswirtschaftlich durchaus verträglich 
sein, die EG für mehr Importe zu öffnen, etwa 
beim Zucker. Auch könnte die Bundesrepublik 
u.U. vorteilhafterweise mehr Produkte aus dünner 
besiedelten EG- Ländern, wie Frankreich, einfüh­
ren. Dies alles eröffnete weitere kostenlose Spiel­
räume für den Naturschutz in der Agrarland­
schaft. Könnte z.B. gezeigt werden, daß schon un­
abhängig vom Naturschutz ein Selbstversorgungs­
grad bei einem bestimmten Produkt von 70 % 
optimal wäre, so würde der Naturschutz hier Ko­
sten erst hervorzurufen beginnen können, wenn er 
eine noch stärkere Reduktion des Selbstversor­
gungsgrades als auf 70 % verlangte.

-  Gewaltige ökologische Entspannungen wären 
durch eine Änderung des Lebensstils möglich. 
Wie die Abbildung 2 zeigt, dienen in der Bundes­
republik u.U. über 80 % des geernteten pflanzli­
chen Aufwuchses (abgesehen vom Stroh) als 
Futter, nur ein kleiner Rest wird direkt als pflanz­
liche Nahrung konsumiert. Gemeinsam mit dem 
Importfutter werden tierische Nahrungsmittel mit 
einem durchschnittlichen energetischen Nut­
zungsgrad von etwa 11 % erzeugt: 9 Joule im 
Futter liefern 1 Joule Energie in tierischen Nah­
rungsmitteln. Der Anteil der letzteren an der Ge­
samtdiät beträgt (durchaus nicht zum Vorteil für 
die Gesundheit) etwa 40 %. Eine Rückkehr nur zu 
den Verhältnissen zu Beginn der 70er Jahre mit 
einem zweifellos auch wohlstandsgeprägten tieri­
schen Anteil an der Diät von 36 % könnte bei Kon­
stanthaltung aller anderen Bedingungen bereits 1 
Mio ha landwirtschaftlicher Fläche entbehrlich 
machen. Schon eine relativ geringfügige Reduk­
tion des Fleischkonsums käme also den Zielen des 
Natur- und Landschaftsschutzes sehr entgegen

-  Die durch Überschußabbau oder aus anderen 
Gründen freiwerdende Fläche käme dem Natur­
schutz selbstverständlich nur dann opportunitäts­
kostenfrei zu, wenn nicht andere sinnvolle Zwecke 
diese Fäche verzehrten. Im Zweifelsfall wäre der 
dort entstehende Verzicht dem Naturschutz als 
Opportunitätskostenfaktor anzulasten, etwa der 
Wert der nicht erzeugten nach wachsenden Roh­
stoffe, sofern er positiv ist, also entgegen heutigen 
Aussichten die Produktionskosten übersteigt.

Die Fülle der Gesichtspunkte zeigt, daß eine lu­
penreine volkswirtschaftliche Opportunitätsko­
stenberechnung des Naturschutzes eine Utopie 
ist, der man sich bestenfalls nähern kann. Trotz 
zahlreicher Vorbehalte ist aber die Grundaussage
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Abbildung 2
Produktionsstruktur der Landwirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland 1980/81
alle in PJ (10^  Joule) pro Jahr (Berechnung in HAMPICKE 1983)

kaum zu leugnen, daß ein erheblicher Teil des 
oben kurz skizzierten Minimal-Naturschutzpro­
gramms, soweit es die Landwirtschaft betrifft, 
durch Überschußabbau und damit im Prinzip ko­
stenfrei zu verwirklichen wäre, weil keine realen 
Verzichte aufträten. Wo exakt die Grenze liegt, 
von der ab echte volkswirtschaftliche Kosten ent­
stehen, ist nicht oder nur mit hohem methodischen 
Aufwand zu bestimmen, auch scheint eine derar­
tige Bestimmung weder wissenschaftlich noch 
praktisch vorrangig zu sein. Gegenwärtig geht es 
darum, die mit Sicherheit kostenfreien Spielräume 
für den Naturschutz stärker auszunutzen; diese 
sind umfangreich genug. Die Naturzerstörung 
erfolgt im weiten Maße um keines wie auch immer 
gearteten volkswirtschaftlichen Vorteils willen, 
sondern aufgrund von Mißständen ("Fehlalloka­
tionen" in der ökonomischen Fachsprache), die für 
sich selbst schon dringendst würdig wären, abge­
baut zu werden, selbst ohne die Notwendigkeit des 
Naturschutzes. Diese kommt nun aber noch hinzu. 
Diese Tatsachen werden wohl als solche kaum ir­
gendwo mit triftigen Argumenten bestritten; 
schwieriger ist es allerdings, die nötigen Konse­
quenzen in die Wege zu leiten.

III. Betriebswirtschaftliche Überlegungen

a) Grundsätze der Kostenanlastung

Jede Umorientierung des Betriebes im Interesse 
des Naturschutzes tangiert dessen Kosten- und 
Erfolgsgrößen; erfolgen keine Kompensations­
maßnahmen, so resultiert meist eine Verschlech­
terung der ökonomischen Situation. In der agrar­
politischen Tagesdiskussion ist dies bisher selbst­
verständlich die Hauptsache. Ob die Einkom­
mensminderung der Landwirtschaft zu erstatten 
ist oder nicht, ist in erster Linie eine politische Ent­
scheidung und hat mit Ökonomie im engeren 
Sinne nichts zu tun. Hier entscheiden politische 
Machtverhältnisse, politische Klugheit und Wert­
urteile. Ebenso verhält es sich bei dem bekannten 
Problem der Nitratbelastung durch landwirt­
schaftliche Düngung, wo erste Lösungsversuche 
(der baden-württembergische "Wasserpfennig") 
und eine entsprechend kontroverse Diskussion zu 
beobachten sind (vgl. BONUS 1986, SCHEELE & 
SCHMITT 1986 und die Fortsetzung des Disputs 
in jener Zeitschrift).
Die heutige rechtliche Rahmensetzung im Kon­
fliktfeld Landwirtschaft-Naturschutz besteht be-
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kanntlich in groben Zügen darin, daß der Land­
wirt für Einschränkungen bereits ausgeübter Tä­
tigkeiten entschädigt werden muß, vor allem, wenn 
die Einschränkung der abstrakten Vorsorge gilt, 
nicht aber einen manifesten Schaden abwehrt, 
während Vorschriften bezüglich künftiger Nut­
zungen, insbesondere Intensivierungsverbote, im 
allgemeinen ersatzlos hingenommen werden müs­
sen (HÖTZEL1986, KUHLMANN & MÜLLER 
1986). Ein typisches Beispiel für den letzteren Fall 
ist das Verbot, Grünland in Ackerland umzuwan­
deln. Diese Rechtskonstruktion ist ökonomisch 
willkürlich, denn das eine (jetzt etwas zu dürfen 
oder nicht) ist für den Landwirt kaum wichtiger als 
das andere (sich Optionen auf künftige Intensivie­
rungen offenzuhalten). Sie hat zur Konfrontation 
zwischen Landwirtschaft und Naturschutzbehör­
den, die, wenn sie einmal etwas zu entscheiden 
haben, nicht immer einfühlsam Vorgehen, erheb­
lich beigetragen.

Bei der Verteilung der Lasten zugunsten des Na­
turschutzes (sofern solche netto überhaupt auftre- 
ten, vgl. voranstehenden Abschnitt) besteht ein 
politischer Entscheidungsspielraum; naturgege­
ben ist hier nichts. Ich möchte persönlich zu einer 
Regelung raten, bei der die Landwirte im allge­
meinen völlig schadlos gehalten werden und sich 
ökonomisch gegenüber dem Status quo eher noch 
verbessern. Die Vorschläge beruhen auf subjekti­
ven, jedoch offengelegten und begründeten Wert­
urteilen sowie einer realistischen Einschätzung 
des politischen Kräftefeldes. Man kann auch 
andere Werturteile vertreten; die Mehrheit in der 
agrarpolitischen Lehre an den Hochschulen der 
Bundesrepublik möchte z.B. die Landwirtschaft 
durch Protektionsabbau in Einkommen und Ver­
mögen zunächst beschneiden (bei allenfalls sozial 
motivierten persönlichen Transferzahlungen), um 
damit einen Gesundschrumpfungsprozeß einzu­
leiten, der letztlich auch zu Extensivierungen und 
ökologischen Entlastungen führen soll (z.B. 
HENZE 1986, SCHMITT & THOROE 1986).

Aus folgenden Gründen erscheint es jedoch op­
portun, die Landwirtschaft von seiten des Natur­
schutzes zu schonen:

-  Einen Machtkampf zu beginnen, führte minde­
stens dazu, Naturschutzerfolge zu verschieben. 
Schon dies wäre aber fatal, da die Zeit drängt; viele 
Pflanzen- und Tierarten sind gerade noch vorhan­
den, es muß schnell etwas geschehen. Die Devise 
muß lauten, im Zweifelsfall lieber etwas zuviel zu 
bezahlen; der Zw -̂ck heiligt die Mittel.

-  Vielen Betrieben, insbesondere in Gebieten mit 
besonderen ökologischen Werten, geht es wirklich 
schlecht, deren Klagen sind kein Zweckpessimis­
mus. Die Hälfte aller Betriebe wirtschaftet trotz 
der hohen Subventionen mit Verlust und lebt aus 
der Substanz (HENRICHSMEYER 1986). Dra­
stische Extensivierungsforderungen, wie sie ge­

bietsweise zwingend sind, würden den sofortigen 
Ruin bedeuten. Diese Betriebe sollten aber schon 
aufgrund eines Werturteils ein gewisses Existenz- 
recht besitzen, wenn auch nicht so absolut, wie es 
von mancher Seite, insbesondere einer an Bedeu­
tung zunehmenden Agitation zugunsten der Klein­
bauern (z.B. POPPINGA & SCHMIDT 1986) 
vorausgesetzt wird. Das Hauptargument gegen 
eine Fortsetzung oder gar Beschleunigung des 
heutigen "Höfesterbens" gilt allerdings unabhän­
gig von den Werturteilen und ist äußerst nüchtern: 
Bei über 2 Mio. Arbeitslosen ist gesamt-volkswirt­
schaftlich durch eine weitere Rationalisierung der 
Landwirtschaft und Abwanderung überhaupt 
nichts zu gewinnen. Es ist nur dann sinnvoll, die 
Zahl der Bauern zu reduzieren, wenn diese woan­
ders mehr leisten würden. Davon kann jedoch kei­
ne Rede sein; jeder Bauer weniger ist ein Arbeits­
loser mehr, und zwar auch dann, wenn das Aus­
scheiden über den Generationswechsel erfolgt. 
Werden dadurch auch individuelle Härten ver­
mieden, so folgt aus der Nicht-Wiederbesetzung 
einer Bauernstelle netto trotzdem ein Arbeitsloser 
mehr. Die Gesundschrumpfung der Landwirt­
schaft (wenn es denn eine ist) verlagert unter heu­
tigen Bedingungen die gesellschaftlichen Krank­
heiten woanders hin; es gibt, wenn man sie forciert, 
zwar weniger Agrar- aber mehr Sozialhilfesubven­
tionen. Auf absehbare Zeit ist es sozial weitaus 
besser und ökonomisch zumindest unschädlich, 
eine nicht maximal durchrationalisierte Landwirt­
schaft zu haben.

-  Naturschutz erfordert nicht nur Unterlassungen, 
sondern auch aktive Tätigkeiten. Meist sind auf die 
Dauer Pflegemaßnahmen erforderlich, dazu kom­
men in der Anfangsphase umfangreiche Aufräu­
mungsarbeiten Renaturierungen, Biotopnetz­
gestaltungen u.a. Wer einmal eine Streuwiesen­
brache mit Bülten und großen Mengen unzersetz- 
ter Nekromasse von nahem gesehen hat, weiß, 
wieviel Arbeit es bereiten wird, hier wieder eine 
blütenreiche Streuwiese zu entwickeln (Foto 4). 
Dem Vorschlag von KNAUER (1986) folgend, 
sollten sich nicht wenige Betriebe ganz dem Natur­
schutz, der Landschaftspflege, der Bewahrung tra­
ditioneller Wirtschaftsformen, Pflanzen- und 
Tierrassen usw. widmen und dabei nicht nur eine 
gesicherte Existenz, sondern auch ein hohes An­
sehen gewinnen. In zahlreichen Fällen, wenn auch 
wohl nicht so universell wie gelegentlich behaup­
tet, verlangen naturschutzgerechte Wirtschafts­
weisen einen höheren Arbeitsaufwand. Im Vor­
alpenland und auch anderwärts sollte das Fest­
mistsystem in einem repräsentativen Umfang wie­
der eingeführt werden, um den Aufwuchs der wie­
derzuentwickelnden Streuwiesen zu nutzen. Inter­
essierten Landwirten, welche solche Biotope nut­
zen können, sollten langfristig garantierte Zah­
lungen angeboten werden, um die Differenz zum 
heutigen, mit Schwemmentmistung erzielbaren 
Einkommen zu decken. Die Zahlungen für den 
Naturschutz stellen also zum Teil ein echtes Lei­
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stungseinkommen dar, auf welches ebenso wie auf 
alle anderen Entgelte ein Anspruch bestehen soll­
te.

-  Wenn es nach den drei genannten Punkten noch 
eines weiteren Arguments zugunsten einer "land­
wirtschaftsfreundlichen" ökonomischen Natur­
schutzstrategie bedarf, so ist es dieses: Im Ab­
schnitt II wurde festgestellt, daß ein wirksames 
Minimal-Naturschutzniveau, wenn auch vielleicht 
nicht vollständig, so doch zum erheblichen Teil 
volkswirtschaftlich kostenfrei zu realisieren wäre, 
weil es gegenwärtig allein durch Fehlallokationen, 
wie die Uberschußproduktion, blockiert wird. 
Wird diese Aussage akzeptiert, so gibt es über­
haupt keinen Grund, von den Landwirten zugun­
sten des Naturschutzes Opfer zu verlangen. Wofür 
sollten sie bezahlen, wenn keine volkswirtschaftli­
chen Kosten auftreten? Zwänge man sie dazu, so 
käme der Effizienzgewinh aus dem Abbau der 
Fehlallokationen ausschließlich anderen Wirt­
schaftssubjekten zugute, was zumindest auch eine 
Begründung erforderte.

Zusammenfassend lassen es begründete Wertur­
teile und politisch-strategische Überlegungen ge­
rechtfertigt erscheinen, den Effizienzgewinn aus 
dem Abbau bestehender Fehlallokationen bei 
gleichzeitiger Realisierung von Naturschutzzielen 
an die Landwirte zu übertragen, d.h. sie gegenüber 
dem Status quo zumindest nicht schlechter zu 
stellen. Über gewisse Probleme sei nicht hinweg­
gesehen; im hier empfohlenen Modell werden 
auch solche Betriebe Zahlungen erhalten, die 
weniger bedürftig erscheinen, es entstehen Ab­
grenzungsprobleme (sollen Zulieferer und Ab­
nehmer der Landwirtschaft in den extensivierten 
Gebieten auch entschädigt werden?), es entsteht 
ein Präzedenzfall, andere Branchen können ähnli­
che Forderungen erheben usw. Hierfür müssen 
pragmatische Lösungen gefunden werden; ein 
Modell ganz ohne Einwände gibt es nicht.

b) Höhe von Naturschutzzahlungen

Die Übersicht 5 zeigt sehr stark vereinfacht die flä­
chenbezogene Kalkulation eines landwirtschaftli­
chen Betriebes in der pflanzlichen und der tie­
rischen Produktion. Ziehen wir von der Marktlei­
stung, die ein ha erbringt (z.B. 60 dt Winterweizen 
ä 45 DM = 2 700 DM), die proportionalen Spe­
zialkosten ab, d.h. alles, was direkt aufgewandt 
wird, um diesen Weizen zu erzeugen (Saatgut, 
Dünger, Pflanzenschutz usw.), so verbleibt der 
Deckungsbeitrag. Von diesem müssen die fixen 
Kosten bezahlt werden, die auch dann angefallen 
wären, wenn dieser Hektar nicht mit Weizen be­
stellt worden wäre (z.B. die Abschreibung des 
Traktors), und die sogenannten Gemeinkosten, 
die gar nichts mit dem Weizen zu tun haben (Ver­
sicherungen, Beiträge u.a.). Was dann übrigbleibt, 
dient im wesentlichen der Entlohnung von Be­

triebsleiter und Familienangehörigen. Handelt es 
sich um einen Hektar Futterfläche, so kommt die 
"erweiterte Deckungsbeitragsrechnung" zum Zu­
ge; dort werden über die proportionalen Spezial­
kosten zur Erzeugung von Futter (Düngung, Wer­
bung, Konservierung usw.) hinaus die Veredlungs­
kosten abgezogen, also alle an die Tiere gebunde­
nen Kosten (Stallplatz, Kraftfutterzukauf usw.). In 
der Übersicht 6 sind einige wichtige Größen aus 
der Unternehmens- bzw. betriebsbezogenen Er­
folgsrechnung des Agrarberichts der Bundesre­
gierung zusammengestellt. Die Definitionen sind 
nicht mit denen der leistungsbezogenen Kosten­
rechnung identisch, sondern liegen oft "quer" 
dazu, für Einzelheiten muß auf den Materialband 
der Agrarberichte verwiesen werden. Eine wichti­
ge Erfolgsgröße ist das Betriebseinkommen pro ha, 
welches die Abgeltung aller eingesetzten Produk­
tionsfaktoren (nicht nur der im Eigentum des 
Landwirts) enthält.

Hinsichtlich der Höhe der erforderlichen einzel­
betrieblichen Naturschutz-Zahlungen sind in den 
letzten Jahren wesentliche Kenntnisfortschritte 
erzielt worden. Aufgrund von Erfahrungen mit 
bisherigen Extensivierungsprogrammen der Län­
der sowie aufgrund betriebswirtschaftlicher Kal­
kulationen ist es heute recht gut möglich, Werte 
für faire Ausgleichszahlungen zu nennen, soweit es 
die Extensivierung der Flächen betrifft (Verzicht 
auf Düngung und/oder frühen Schnitt beim Grün­
land, Verzicht auf Herbizide bei Ackerrandstrei­
fen usw.). Schwieriger zu berechnen sind kom­
plexe, mit Investitionen verbundene Betriebsum­
stellungen, wie z.B. die schon genannte Rückkehr 
zur Festmistkette; hier warten auf die landwirt­
schaftliche Betriebslehre noch wichtige Aufgaben. 
Die Höhe der flächenbezogenen Zahlung wird 
durch drei Einflußgrößen bestimmt:

-  Die hinzunehmende Einbuße in Abhängigkeit 
von der Ertragsfähigkeit des Standorts. Dies ist 
z.B. der Grund für die hohen Zahlungen, welche 
gebietsweise in Nordrhein-Westfalen, etwa am 
Niederrhein, gewährt werden, weil dort ertrag­
reiches Grünland für ornithologische Zwecke 
(Gänserastplätze) extensiviert wird (EBEL & 
HENTSCHEL1987).

-  Das Ausmaß der geforderten Bewirtschaftungs­
einschränkung. Es bedeutet naturgemäß einen 
Unterschied, ob auf einer Weide nur der Viehbe­
satz eingeschränkt werden oder ob diese auf die 
Dauer durch Aushagerung nahezu völlig unbe­
nutzbar werden soll.

-  Die Anpassungsmöglichkeiten des Betriebs an 
die ökologischen Anforderungen. Hier besteht 
u.U. ein erheblicher Spielraum, der im übrigen bei 
anderen Entschädigungsfragen, etwa bei Landab­
tretungen, gesetzlich zu mobilisieren gefordert 
wird ("Schadensminderungspflicht", vgl. KUHL- 
MANN & MÜLLER 1986).
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Nehmen wir im einfachsten Fall an, daß ein Hektar 
Verkaufsfruchtfläche einen Deckungsbeitrag von 
1 500 DM liefert (Übersicht 5). Verlangt der Na­
turschutz, daß dieser Hektar völlig aus der pro­
duktiven Nutzung genommen wird und unter­
nimmt der Landwirt keine Schritte zur Anpassung 
an die neue Situation, so muß ihm, wenn er schad­
los bleiben soll, der volle Deckungsbeitrag ersetzt 
werden. Dies ist im übrigen auch das Verfahren 
beim niedersächsischen "Grünbrache"-Experi- 
ment (BÜHNER & GOCHT1987, ULLRICH et 
al. 1987). Erfolgt die Stillegung langfristig und ist 
ein größerer Teil eines Betriebes betroffen, so 
kann letzterer evtl, auch fixe Kosten einsparen, 
und die notwendige Erstattungssumme sinkt ent­
sprechend, vielleicht auf 1000 bis 1200 DM/ha.

Bei Futterflächen sind die Verhältnisse kompli­
zierter, es stehen mehr Möglichkeiten der Anpas­
sung offen. Unterstellen wir einen durchschnitt­
lichen Grünlandertrag von 3 000 kStE oder etwa 
30 GJ NEL/ha (netto), proportionale Spezialko­
sten der Futtergewinnung von 0,30 DM/kStE und 
eine Verwertung über die Rindviehhaltung von
1,00 DM/kStE (Übersicht 5), so resultiert ein er­
weiterter Deckungsbeitrag von 2100 DM/ha. Sinkt 
der Futterertrag auf Null (etwa bei Rückentwick­
lung zu einer Streuwiese), so muß diese Summe 
ausgezahlt werden, wenn der Landwirt als Anpas­
sungsmaßnahme die von dieser Fläche fressenden 
Rinder abschafft. Die Zahlung reduziert sich pro­
portional, wenn ein Rest an Futterleistung übrig­
bleibt. Es können aber auch andere Anpassungs-

Übersicht 5
Flächenbezogene Kosten-Leistungs-Rechnung im landwirtschaftlichen Betrieb
(vereinfacht)

a) ggf. sind Substitutionswerte (Ersatzkostenwert, relativer Zukaufswert) anzusetzen.
b) sofern Eigenkapitalverzinsungen als Kostenfaktor angesetzt sind und der Nettoinvestition dienen. 
Näheres in jedem Lehrbuch der landwirtschaftlichen Betriebslehre, z.B. REISCH & ZEDDIES 1977.

Pflanzliche Erzeugung Tierische Erzeugung

Marktleistung 
z.B. 60 dt Weizen ä 45 DM 
= 2 700 DM/ha

Indirekte Marktleistung
Verkaufserlös aus der tierischen 
Produktion umgerechnet auf die 
Futterfläche, z.B. 6 000 kg Milch 
+ Fleisch, etwa 4 800 DM/ha

- Veredlungskosten
an das Tier gebundene Kosten: Be­
standsergänzung, Zukauffutter usw., 
umgerechnet auf die Futterfläche, 
z.B. 1 800 DM/ha

= Veredlungswert a)
oder Verwertung des Futters, z.B. 
1 DM/kStE, bei 3 000 kStE/ha 
3 000 DM/ha

- Proportionale Spezialkosten 
Saatgut, Düngung usw., zu­
sammen z.B. 1 200 DM/ha

- Proportionale Spezialkosten der 
Futtergewinnung
Saatgut, Düngung, Werbung, Konser­
vierung, z.B. 0,30 DM/kStE =
900 DM/ha

= Deckungsbeitrag 
z.B. 1 500 DM/ha

- Erweiterter Deckungsbeitrag 
z.B. 2 100 DM/ha

- Fixe Spezialkosten und Gemein­
kosten
Maschinen, Gebäude, Versicherun­
gen, z.B. 500 DM/ha

wie bei pflanzlicher Erzeugung 

1
- Arbeitseinkommen b)

für den Konsum der Betriebsleiter­
familie
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wege beschritten werden, die den Verlust min­
dern, wie z.B. eine (wenn auch ökologisch kaum zu 
befürwortende) Intensivierung des Restgrünlan­
des, eine Zupachtung von Flächen, der Futterzu­
kauf oder die Futtergewinnung auf dem Acker­
land. KUHLMANN & MÜLLER (1986) be­
schreiben den für grünlandstarke Betriebe wohl 
nicht untypischen Modellfall, daß ein Betrieb mit 
niedrigem Deckungsbeitrag vom Ackerland die 
Futtergewinnung dort ausweitet, um eine durch 
Extensivierung des Grünlandes entstandene Lük- 
ke zu schließen. Das vom Grünland verdrängte 
Futter verdrängt seinerseits einen Deckungsbei­
trag der Verkaufsfrüchte vom Acker in Höhe von 
etwa 0,17 DM/kStE, so daß, umgerechnet auf das 
extensivierte Grünland, nur eine Erstattungssum­
me von unter 450 DM/ha verbleibt.

Im vorliegenden fehlt der Raum, um auf betriebli­
che Kalkulationen vertieft einzugehen. Die weni­
gen hier vorgelegten Zahlen dürften allerdings 
einige, künftig kritisch zu diskutierende Thesen 
stützen:

-  Die Einwände der Landwirtschaft gegen teilwei­
se zu geringe Erstattungen bei Grünlandextensi- 
vierungen (ab etwa 300 DM/ha, vgl. NATUR­
LANDSTIFTUNG HESSEN 1987, STERN 1987) 
sind nicht ohne Berechtigung, insbesondere weil 
eine zunächst harmlos erscheinende Einschrän­
kung in der Folge weitere Extensivierungsschritte 
erzwingen kann. Wird z.B. verlangt, spät zu mähen 
oder zu beweiden, so muß auch weniger gedüngt 
werden, weil die sonst zu schnell wachsende Grün­
masse bis zum Nutzungszeitpunkt entwertet wird. 
Es muß angenommen werden, daß die Akzeptanz 
niedriger Zahlungen weitgehend auf Mitnahmeef­
fekten beruht, d.h. die Landwirte hätten ohne das 
Angebot auf der betreffenden Fläche auch nicht 
viel intensiver gewirtschaftet.

-  Eine Politik, welche in Anwendung des her­
kömmlichen Entschädigungsrechtes die Landwir­
te zur vollen Wahrnehmung der Schadensmin­
derungspflicht zwingt, d.h. ihnen nur den nach 
Ausschöpfung aller Anpassungsspielräume ver­
bleibenden Einkommens- und Vermögensausfall 
erstattet, mag finanzpolitisch attraktiv erscheinen, 
ist jedoch nicht ohne Probleme. Sind sinnvolle An­
passungen selbstverständlich zu begrüßen, so wird 
aber eine "harte" Linie auch Widerstände wecken. 
Die Mitarbeit der Landwirte beim Naturschutz 
muß weitestgehend freiwillig sein, und hier wird 
schon die Aussicht, in die Mühlen der Entschädi­
gungsbürokratie zu geraten, bremsend wirken. 
Ökonomisch ist ein anderer Punkt noch wichtiger: 
Die volle Ausschöpfung der Schadensminde­
rungspflicht muß, wenn nur auf das Einkommen 
geblickt wird, zum Wertverlust einzelner Grund­
stücke führen, und gerade das ist es, was (verständ­
licherweise) Opposition erzeugt. So muß im oben 
zitierten Modellbeispiel von KUHLMANN & 
MÜLLER (1986) als Wertminderungsausgleich

für die betroffenen Flächen noch einmal 400 
DM/ha und Jahr (bei 4 % Diskont) zugezahlt 
werden, was die gesamte Zahlung auf etwa 850 
DM/ha erhöht bzw. bei einem weniger niedrigen 
Deckungsbeitrag des verdrängten Getreides in 
den Bereich von 1000 DM/ha erhöhen würde.

-  Im volkswirtschaftlichen Teil des vorliegenden 
Beitrags wurde festgestellt, daß bei gleichzeitigem 
Überschußabbau zumindest theoretisch sehr hohe 
Mittel verfügbar gemacht werden könnten. Wenn 
dies gelänge, sollte dies zwar für den Naturschutz 
gewiß kein Anlaß sein, sich vom Grundsatz der 
Sparsamkeit zu lösen. Ein Programm könnte gera­
dezu unseriös wirken, wenn Mittel für Extensivie- 
rungen wahllos und ohne Bezug zu tatsächlich 
erbrachten Leistungen verteilt würden. Man soll 
am Naturschutz gut verdienen können, aber er 
darf nicht eine Angelegenheit des "Absahnens" 
werden. Auf der anderen Seite ist eine z.T. bei Be­
hörden zu beobachtende Pfennigfuchserei völlig 
unangebracht, schon weil komplizierte Berech­
nungen Arbeitskapazität binden, die dringend 
sinnvoller eingesetzt werden muß. Es geht darum, 
einen fairen, überzeugenden, im Zweifelsfall aber 
großzügigen Mittelweg zu finden.

Wegen der geschilderten Umstände sollte man 
sich schon aus Gründen der Vorsicht darauf ein­
richten, Ausgleichszahlungen für vollwertigen Na­
turschutz im allgemeinen bei nicht unter 1 000 
DM/ha und Jahr anzusetzen. Mäkroökonomisch 
erscheint das Betriebseinkommeh pro Hektar 
(vgl. Übersicht 6) als ein sinnvoller Anhaltspunkt, 
denn es mißt die gesamte Faktorabgeltung pro 
Flächeneinheit. Diese Größe'wäre ein korrektes 
Maß, wenn der Naturschutz verlangte, daß alle an 
die betreffende Fläche gebundenen Faktoren still­
zulegen wären und ihr bisheriges Einkommen 
(Lohn, Kapitalverzinsung) hinfort auch im untäti­
gen Zustand als Rente zu erhalten hätten. Natür­
lich ist dies eine Übertreibung, denn der Fak­
toreinsatz kann z.T. sinnvoll innerlandwirtschaft­
lich verlagert werden, außerdem enthält das Be­
triebseinkommen auch die Abgeltung von Fak­
toren, die nicht im Eigentum der Landwirtschaft 
stehen und über deren Erstattungsfähigkeit, wie 
oben erwähnt, gesondert entschieden werden 
müßte. Das Betriebseinkommen liegt in Futter­
baubetrieben im Durchschnitt bei knapp 1 700 
DM/ha, daher kann unter Berücksichtigung des 
genannten Übertreibungseffektes eine durch­
schnittliche Zahlung von bis zu 1 500 DM/ha als 
eine sinnvolle makroökonomische Grundannah­
me gelten. Setzt man eine Mio. Hektar an und 
rundet noch einmal auf, so entspricht dies etwa der 
vom Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit genannten Summe von 1,5 bis 2 
Mrd. DM pro Jahr (DEUTSCHER BUND FÜR 
VOGELSCHUTZ 1987), welche für einen voll­
wertigen Naturschutz erforderlich sei und deren 
Bereitstellung längerfristig angestrebt werde.
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Übersicht 6

Erfolgsbegriffe im landwirtschaftlichen Unternehmen bzw. Betrieb nach dem Agrarbericht der Bun­
desregierung.
Quelle und nähere Erläuterungen : Materialband (einschließlich Buchführungsergebnisse) zum Agrarbericht 1987 der Bundes­
regierung, p. 182 ff.

Unternehmen sertrag

Unternehmensaufwand Gewi nn

Lohnansatz Zinsertrag
Eigenkapital

Zinsansatz Arbeitsertrag 
Familien-AK

Lohnansatz Zinsansatz Unterneh­
mergewinn

Betriebsertrag

Betriebsaufwand Roheinkommen

Lohnansatz Reinertrag

Zinsansatz Arbeitsertrag
Familien-AK

Lohnansatz Zinsansatz Reinertrags­
differenz

Sachaufwand Betriebseinkomnen

Zinsaufwand Gesamtarbeitsertrag

c) Bedeutung und Verwendung der Zahlungen

Im voranstehenden wurde in der allgemein ge­
bräuchlichen, aber unscharfen Terminologie von 
"Erstattungen", "Entschädigungen" usw. gespro­
chen; zum Abschluß muß noch einmal auf den prä­
zisen ökonomischen Inhalt dieser Beträge einge­
gangen werden - dies erscheint wichtiger als die 
bloße Höhe der Ziffern. Daß es sich nicht um 
volkswirtschaftliche Opportunitätskosten handeln 
kann, ist nach den Ausführungen von Abschnitt II 
klar, denn diese sind bis auf weiteres gleich Null.

Betrachten wir ein typisches Beispiel, bei dem ein 
Hektar durchschnittlichen Grünlandes ganz aus 
der Nutzung genommen, wiedervernäßt und (die 
ökologische Realisierbarkeit sei einmal vorausge­
setzt) ausgehagert werden soll, so daß langfristig 
nur noch Streu anfällt, die genutzt werden sollte 
bzw. im ungünstigsten Fall entsorgt werden muß 
und der wir zur Vereinfachung einen Wert von 
Null zuschreiben. Dem Landwirt mögen 1500 DM 
pro Jahr entgehen, die ihm voll erstattet werden. 
Systematisch gesehen, enthält dieser Betrag drei 
Komponenten (vgl. Übersicht 7):
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Übersicht 7

Komponenten der Naturschutzzahlungen an landwirtschaftliche Betriebe
DM-Beträge beziehen sich auf typische Grünlandverhältnisse, können jedoch auch stark abweichen.

300 DM 500 DM 700 DM

Pacht Entlohnung für 
Pflegeleistungen

(einschl. Sach­
kosten)

Erstattung für Einkommens- 
Verluste gegenüber her­
kömmlicher Bewirtschaftung

LEISTUNGSEINKOMMEN TRANSFERZAHLUNG

(FAKTORENTLOHNUNG)

-  Die Pacht für das Land, vielleicht um 300 DM. 
Die Naturschutzfläche ist nun für den Eigentümer 
nicht mehr Produktionsmittel, sondern Vermö­
gensanlage. Die bei der heutigen administrativen 
Naturschutzpraxis berechtigte Befürchtung der 
Vermögensverluste ist hier unbegründet. Im Ge­
genteil würde die Naturschutz-Umwidmung für 
viele mit einer Eigenkapitalrendite von Null oder 
gar mit Substanzverlusten arbeitende Betriebe be­
deuten, daß zum ersten Mal seit Jahrzehnten oder 
jemals eine Rendite des Bodenvermögens erwirt­
schaftet wird. Viele Betriebe zahlen sich nämlich 
heute eine fiktive Pacht für die eigenen Flächen 
nicht aus und täuschen sich damit selbst über ihre 
ungünstige Lage hinweg.

-  Ein Arbeitseinkommen für Naturschutzleistun­
gen, verbunden mit gewissen Sachkosten für 
Zäune, Motormäher, Transport u.v.a. Dieser Po­
sten hängt sehr von der Zweckbestimmung der 
Fläche, den örtlichen Umständen und dem zeitli­
chen Stadium der Renaturierung ab; auf die ge­
bietsweise anfallenden umfangreichen Aufräu­
mungsarbeiten wurde oben schon hingewiesen. 
Für die Kosten von Pflegemaßnahmen existieren 
zwar schon Datensammlungen (HÖRTH 1982, 
JUNGEHÜLSING 1985), dennoch werden wei­
tere Erfahrungen zu gewinnen sein. Die im Bei­
spiel angegebene Summe von 500 DM/ha ist nicht 
untypisch, keinesfalls aber zu verallgemeinern; im 
Einzelfall können sich niedrigere oder weit höhere 
Beträge ergeben.

-  Die restlichen 700 DM/ha im Beispiel sind eine 
reine Transferzahlung ohne Gegenleistung, ein si­
cherlich problematisches "Geschenk für Nichts­
tun". Sie dienen dem Zweck, das Einkommen des 
Betriebes gegenüber dem vorherigen Zustand mit

Agrarproduktion konstant zu halten. Es ist agrar- 
politisch zweifellos erwünscht, dieses Residuum 
möglichst niedrig zu halten, schon wegen der 
Komplikationen, die das Pachtwesen aufwirft; es 
entsteht ein Anreiz, bisher verpachtete Fläche 
nach Ablauf der Verträge nicht wieder zu verpach­
ten. Der beste Weg, das Residuum zu senken, 
besteht darin, Gelegenheiten zu schaffen, um ein 
möglichst hohes Arbeitseinkommen aus Natur­
schutzleistungen zu erzielen. Es erscheint jedoch 
unmöglich, dem geschilderten Problem kurz- bis 
mittelfristig auszuweichen, weil die jetzige Ein­
kommenserzielung der Landwirtschaft ebenfalls 
auf einer solchen Transferkomponente beruht, die 
allerdings in den gestützten Produktpreisen ver­
steckt ist, während sie beim Naturschutz offen 
zutage tritt. Während die "harten" Faktorentloh­
nungen (Pacht und Arbeitslohn) selbstverständ­
lich weder zeitlich noch personell gebunden sein 
können, ist das Residuum eine echte politische 
Zahlung, so wie jetzt die Agrarpreisstützung eine 
politische Angelegenheit ist, und ist daher langfri­
stig, bei stark veränderten Bedingungen und Wer­
tungen, auch der Infragestellung zugänglich. 
Zunächst besteht die wichtigste Feststellung je­
doch darin, daß die Naturschutz-Zahlungen auf 
absehbare Zeit eine Kombination aus normaler 
Faktorentlohnung (die daher, schon um der 
sprachlichen Klarheit willen, nicht "Entschädi­
gung" oder ähnlich genannt werden sollte) und 
einem politisch motivierten Rest mit reiner Ein­
kommensfunktion sind.

VI. Finanzierungsmöglichkeiten

Alle Beteuerungen, daß der Naturschutz keine ge­
samtwirtschaftlichen Opportunitätskosten auf-
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werfe, nützen nichts, wenn nicht doch Geld aufge­
trieben werden kann, und sei es nur, um es als 
Transfers von einer Kasse in die andere wandern 
zu lassen. Wo bekommen wir möglichst schnell 2 
Mrd. DM her? Diese Frage ist keinesfalls rheto­
risch, sondern vollauf wörtlich gemeint. Es gibt 
Präzedenzfälle, bei denen Summen dieser Grö­
ßenordnung für weniger wichtige Zwecke als den 
Naturschutz mit großer Eile bereitgestellt werden 
konnten, wie etwa im Jahre 1984, als infolge eines 
entfallenden Grenzausgleichs auf einen Schlag 2,7 
Mrd. DM als Einkommenshilfe für die Landwirt­
schaft der Bundesrepublik verfügbar gemacht 
werden konnten (AGRARBERICHT DER 
BUNDESREGIERUNG 1987). Grundsätzlich 
sind drei Möglichkeiten zu diskutieren:

a) Mobilisierung von EG-Mitteln
b) Mobilisierung von Mitteln der Nationalen 

Agrarpolitik
c) Erschließung neuartiger Finanzierungswege

zu a): Der nächstliegende Gedanke ist, die Er­
sparnisse aus entfallender Überschußverwaltung 
(Lagerung, Exporterstattung, Beihilfen für infe­
riore Verwendungen usw.) in die sinnvolle Ver­
wendung Naturschutz zu lenken. Wie die Über­
sicht 8 zeigt, betrugen die Marktordnungsausgaben 
der EG  in der Bundesrepublik im Jahre 1986 allein 
bei den fünf wichtigsten Produktgruppen über 6,7 
Mrd. DM. Selbst wenn zuzugeben ist, daß durch 
einen sofortigen Überschußstopp nicht sofort alle 
Marktordnungsausgaben entfielen, zeigt die Ge­
genüberstellung von 6,7 versus 2 Mrd. DM doch, 
daß hier im Prinzip ein gewaltiger Finanzierungs­
spielraum besteht. Es fíele mehr Geld an, als an

die Landwirtschaft für den Naturschutz wieder 
ausgegeben werden könnte. Gegen die Umlen­
kung der Marktordnungs- in Naturschutzzahlun­
gen sprechen allerdings zwei Gründe, ein prak­
tischer und ein theoretischer:

-  Es erscheint infolge der starren Organisations­
strukturen und der vielfältigen Interessen in der 
EG schwer, an das Geld heranzukommen. Soviel 
Plausibilität auch für die These der Reformunfä­
higkeit sprechen mag, so ist es dennoch schwierig, 
sie einem "harten" Test auf ihre Stichhaltigkeit zu 
unterwerfen, wenn in der Vergangenheit kaum 
versucht wurde, in größerem Umfang EG-Mittel 
für den Naturschutz umzuschichten. Entgegen 
verbreiteter Meinung bestimmt in der EG- Agrar­
politik weit weniger die Administration als viel­
mehr der Ministerrat. Wenn dieser entscheiden 
würde, daß Naturschutz betrieben und finanziert 
werden soll, so würde dies auch geschehen, und es 
würden sich Wege finden. Wie so oft ist das Ent­
scheidende der politische Wille, alle sogenannten 
Sachzwänge verblassen dagegen zu Vorwänden. 
Die Chancen auf EG-Ebene sollten also nicht 
gleich Null eingeschätzt werden, im Gegenteil sind 
neuerlich sogar vielversprechende Ansätze zu er­
kennen. Im Gefolge der sogenannten "Effizienz­
verordnung" beteiligt sich die EG an der Finan­
zierung von Extensivierungszahlungen bis zu einer 
Höhe von 240 DM/ha und zwingt sogar die Mit­
gliedsstaaten, diese Regelungen anzubieten 
(BM ELF-INFORM ATIONEN Nr. 28, Nr. 
34/1987).

-  Das theoretische und möglicherweise substan­
tiellere Problem besteht darin, daß die Einnah-

Übersicht 8
Marktordnungsausgaben der EG in der Bundesrepublik Deutschland
Alle Werte Soll 1986, in 1 000 DM, ohne Währungs- und Beitrittsausgleichsbeträge.
Quelle: STATISTISCHES JAHRBUCH ÜBER ERNÄHRUNG, LANDWIRTSCHAFT UND FORSTEN 1986, p. 163.

Interventionen
Produkte Ausfuhrerstattungen Beihilfen Zusammen

Produkti onerstattungen

Getreide 405 922 882 770 1 288 692
Milch 899 487 2 577 183 3 476 670
Zucker 371 405 206 607 578 012
Fette 2 385 577 861 580 246
Rindfleisch 426 285 411 890 838 175

Zusammen 2 105 484 4 656 311 6 761 795

Sonstige Produkte 53 370 711 664 765 134

Zusammen 2 158 854 5 367 975 7 526 929
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menseite des EG-Haushaltes unter Druck der ur­
sprünglich nicht vorhergesehenen Ausgaben und 
gegen alle ökonomische Vernunft immer wei- ter 
ausgedehnt worden ist. Gegenwärtig wird der EG- 
Haushalt zu etwa 60 % durch einen Mehrwertsteu­
eranteil von 1,4 %-Punkten finanziert, der Rest 
entfällt überwiegend auf Zölle (CONRAD & 
UKA 1987). Jede grundsätzliche EG-Reform 
strebt danach, auch die Einnahmenseite wieder 
gesundzuschrumpfen. Auf die Dauer wäre es fi­
nanztheoretisch eine sonderbare Konstruktion, 
den Naturschutz durch die Mehrwertsteuer zu fi­
nanzieren, obwohl noch kuriosere Regelungen 
existieren und meist ein langes Leben haben.

zu b): Gute Möglichkeiten für schnelles Handeln 
liegen zweifellos auf dem Gebiet der Nationalen 
Agrarpolitik. Nicht nur die EG entscheidet über die 
Landwirtschaft und subventioniert sie, viele wich­
tige Aufgaben liegen vielmehr nach wie vor im 
Kompetenzbereich der Mitgliedsstaaten. Die Gel­
der zur Begradigung der Bäche, für Flurbereini­
gung und ökologische Ausräumung der Land­
schaft kommen nur zum geringsten Teil von der 
EG - aus dem einfachen Grunde, daß sie dafür gar 
kein Geld hat, muß sie doch den weitaus größten 
Teil ihres Agrarfonds für die Abteilung Garantie, 
d.h. Marktordnung verwenden, wie es ursprüng­
lich nicht geplant war. Der nun über drei Jahr­
zehnte währende, jeder volkswirtschaftlichen 
Nachkalkulation oder Kosten-Nutzen-Analyse 
ausgewichene und daher ökonomisch völlig un­
kontrollierte Mittelzufluß in die landwirtschaftli­
che Infrastruktur in Milliardenhöhe ist weit über­
wiegend eine Sache der Nationalen Agrarpolitik, 
in der Bundesrepublik vor allem der Gemein­
schaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes". In der Übersicht 9 sind 
die Aufwendungen für Flurbereinigung, Wasser­
bau, einzelbetriebliche Förderung usw. knapp und 
unvollständig zusammengestellt, in Wirklichkeit 
sind die Geldzuflüsse noch höher. Die Zuschüsse 
für Infrastruktur, einzelbetriebliche Förderung 
und Ausgleichszulage belaufen sich inzwischen 
allein auf über 2 Mrd. DM pro Jahr. Dem stehen 
Haushaltsmittel aller Länder für Extensivierungs- 
vorhaben von zusammen etwa 40 Mio. DM gegen­
über, das Verhältnis beläuft sich auf 50 :1. Gewiß 
enthalten die Flurbereinigungszuschüsse und 
andere Fördermittel auch gewisse Posten für den 
Naturschutz, am Gesamtbild ändert dies jedoch 
wenig. Es gibt keinen Grund, die hohen Mittel der 
Gemeinschaftsaufgabe nicht unverzüglich inner­
halb weniger Jahre aus überwiegend naturzerstö­
renden in naturschützende Verwendungen umzu­
leiten. Dabei blieben auch Arbeitsplätze, Engage­
ment und Sachverstand im Flurbereinigungs- und 
Wasserbauwesen erhalten. Zu finanzieren wären 
zusätzlich zu den oben diskutierten einzelbetrieb­
lichen Extensivierungserstattungen:
-  Desinvestitionen, d.h. Abriß naturwidriger Bau­
werke an Gewässern, auch übertrieben befestigte 
Wege

-  Aufbau von Vernetzungsstrukturen im Zuge 
einer Neuordnung früher destruktiv flurberei­
nigter Gebiete

-  Vorflut-Entregulierungen und Wiedervernäs­
sungen

-  Investitionen in technische Bauwerke mit Na­
turschutzfunktion, von Rohrleitungen zur 
Fernhaltung von Einleitungen in Bachoberläu­
fe bis zu Amphibien-Durchlässen unter Stra­
ßen

-  Einzelbetriebliche Investitionen, von absolut 
dichten Silos, Dungstapelplätzen und Güllebe­
hältern über Einstreu-Ställe und Festmistket­
ten bis zur Umstellung ganzer Betriebe auf Na­
turschutz-Funktionen

-  Flächenankäufe und -pachtungen
-  Ersatzzahlungen für nicht durchgeführte Ra­

tionalisierungsinvestitionen, wie Flurbereini­
gungen in noch ökologisch wertvollen Land­
schaften, und anderes mehr.

zu c): Es ist nicht zu früh, um über den gegebenen 
institutionellen Rahmen hinaus nach neuen und 
langfristigen Problemlösungen Ausschau zu hal­
ten. Eine ökonomisch überzeugende Lösung wäre, 
das Interesse der Bevölkerung, die freiwillige Zah­
lungsbereitschaft zu ermitteln und Institutionen zu 
schaffen bzw. vorhandene zu stärken, in denen 
diese Zahlungsbereitschaft wirksam werden kann. 
Bei einer solchen Lösung brauchten keine listigen 
Finanzierungstricks gesucht zu werden, sondern 
der Naturschutz würde, wie es bei jeder wertvol­
len Leistung selbstverständlich sein sollte, durch 
eine allgemeine Nachfrage in der Bevölkerung fi­
nanziert. Jeder zahlte ein wenig und wüßte (anders 
als bei Steuern) auch, wofür. Wir haben kaum eine 
Vorstellung davon, wie groß die freiwillige Zah­
lungsbereitschaft der Bevölkerung für den Natur­
schutz und die Landschaftsästhetik ist, außer daß 
es unwahrscheinlich ist, daß sie bei Null liegt. 
Schon geringe Pro-Kopf-Beiträge würden sich zu 
hohen Summen aufaddieren, es sei nur ein wichti­
ges kleines Beispiel genannt, welches die Land­
wirtschaft auch berührt: Es steht fest, daß die von 
der Wasserwirtschaft als allgemeines Ziel gesetz­
te Güteklasse 2 (auch wenn es dann in einem Ge­
wässer sauber aussehen kann) nicht hinreicht, um 
alle Arten in der Bundesrepublik zu erhalten. 
Hunderte oder gar tausende von Organismen be­
nötigen die Klasse 1. Das heißt, daß hinreichend 
viele Bachoberläufe über die Renaturierung hin­
aus absolut frei von allen Einleitungen auch aus 
guten Kläranlagen gehalten werden müssen. Tech- 
nisch ist dieses Ziel zu erreichen, es setzt nur 
Rohrleitungen zur Umgehung, Verrieselungsanla­
gen usw. voraus. Umgelegt auf alle würden die 
Entwässerungsgebühren (soweit sie sich über­
haupt an Kosten orientieren) geringfügig steigen. 
Es ist zu vermuten, daß eine solche geringfügige 
Gebührenerhöhung, sofern sie überhaupt wahrge­
nommen würde, nach ökologischer Aufklärung 
auf Zustimmung in der Bevölkerung stoßen wür­
de.
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Übersicht 9

Subventionen im Rahmen der nationalen Agrarpolitik in der Bundesrepublik Deutschland
(unvollständig)

a) Finanzielle Aufwendungen des Bundes und der Länder im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrar­
struktur und des Küstenschutzes", Soll 1986 (STAT JB, p. 161, TAB. 215). b) Ist 1986 (BMELF-INF 35/87). c)
Ist 1986 (BMELF-INF 33/87). d) Zuschüsse des Bundes, der Länder und Sonstiger, auch außerhalb der Gemeinschaftsauf­
gabe, Ist 1985 (STAT JB, p. 162, Tab. 216). e) Maßnahmen nicht nur, jedoch auch landwirtschaftsbezogen, ökologisch meist 
äußerst problematisch, f) Soll 1986 (STAT JB, p. 160, Tab. 214). g) darunter ca. 1,8 Mrd. DM herkömmlicher Steuerver­
zicht nach THOENES (1985) und ca. 2,7 Mrd. DM Umsatzsteuerausgleich nach Neuregelung 1984 (AGRARBER. 1987, p. 64). 
Quellen:
STATISTISCHES JAHRBUCH ÜBER ERNÄHRUNG, LANDWIRTSCHAFT UND FORSTEN 1986, AGRARBERICHT 
1987 DER BUNDESREGIERUNG; THOENES 1985, vgl. auch CONRAD & UKA 1987, BMELF-INFORMATIONEN Nr. 
33 (17.8.1987) und Nr. 35 (31.8.1987).

Maßnahmen

Agrarstrukturelle Vorplanung 
Flurbereinigungsverfahren 
Wei nbergsf1urberei ni gungen 
Beschleunigte Zusammenlegungen 
Langfristige Verpachtungen 
Freiwilliger Landtausch

Zuschüsse zur Flurbereinigung außerhalb 
der Gemeinschaftsaufgabe

Dorferneuerung

Einzel betriebliches Investitions- 
förderungsprogramm

Ausgleichszulage

Entwässerung durch offene Gräben 
Dränung
Bewässerung einschl. landw. Abwasserverwertung 
Landbautechnische Maßnahmen 
Sonstige wasserwirtschaftliche und 
kulturbautechnische Maßnahmen

Bau von ländlichen Wegen

Tal sperren
Hochwasserrückhaltebecken 
Wildbachverbauung 
Flußregelungen 
Eindeichungen im Binnenland

Infrastruktur, einzelbetriebliche Förderung, 
Ausgleichszulage, zusammen

Gasöl Verbilligung

Landwi rtschaftliche Sozi alpoliti k

Steuerverzicht des Staates

Summe sonstiger nationaler Agrarsubventionen

450,1 a)

150,0 b)

58,3 a)

332,0 a)

564,0 c)

187,0 d)

168,2 d)

305,3 d)e)

2 214,9

630,0 f)

4 114,6 f)

ca. 4 500 g)

> 9 000
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Reicht die freiwillige Zahlungsbereitschaft für 
einen Minimal-Artenschutz, d.h. die Verhinde­
rung des Aussterbens, nicht aus, so müssen selbst­
verständlich notfalls erzwungene Zahlungen hin­
zukommen. Es ist zu vermuten, daß dies ein gerin­
geres Problem im Bereich der Landwirtschaft ist, 
es könnte jedoch wichtig bei bestimmten Gruppen 
im Zusammenhang von Freizeit und Erholung 
werden. Surfer, Moto-Cross-Fahrer, Skiläufer, 
Drachenflieger, Extremkletterer, Jäger, Angler - 
sie alle müßten sich einschränken und werden dies 
vielleicht nicht freiwillig tun. Derartige Tätigkei­
ten müssen teurer werden.
Wir beginnen an der Gesamthochschule Kassel, 
gemeinsam mit dem Institut für Naturschutz und 
Landschaftspflege der Universität Hannover und 
dem Institut für Umwelt, Berlin, ein vom Umwelt­
bundesamt in Auftrag gegebenes Forschungspro­
jekt, bei dem u.a. Anhaltspunkte dafür gewonnen 
werden sollen, wie hoch die Zahlungsbereitschaft 
der Bevölkerung für eine schönere Landschaft 
und den Erhalt von Arten ist. Sollte sich zeigen, 
daß die Bevölkerung hierfür sogar zu zahlen bereit 
ist (es gegenwärtig aber nicht kann), so wäre dies 
wohl die deutlichste Aufforderung an die Politik, 
die bestehenden Verhältnisse zu ändern, sofern es 
einer solchen noch bedarf.

Zusammenfassung

1. Ein Minimal-Naturschutzprogramm, bei dem 
wenigstens keine Arten mehr aussterben, ist eine 
Pflicht, der sich die Gesellschaft aus ethischen 
Gründen nicht entziehen darf.

2. Die Maßnahmen in der Landwirtschaft umfas­
sen den Erhalt der noch bestehenden Werte, die 
konzentrierte Wiederherstellung sehr extensiv be­
wirtschafteter Flächen in geeigneten Gebieten 
und den Wiederaufbau eines Netzes von Klein­
strukturen. Der Flächenbedarf ist, vorbehaltlich 
genauerer Berechnungen, auf 1 bis 1,5 Mio. ha zu 
schätzen.

3. Die echten volkswirtschaftlichen Kosten dieser 
Umorientierung sind wegen des gleichzeitigen 
Abbaus von Fehlallokationen (Überschußpro­
duktion) gering.

4. Die Landwirtschaft sollte für alle Veränderun­
gen kompensiert werden, so daß sie sich gegen­
über dem Status quo nicht verschlechtert. Ein Teil 
der Zahlungen, welche für den Naturschutz zu 
leisten wären, wären echte Leistungseinkommen 
für Faktorverzehr, wie sie andere Anbieter von 
Kollektivgütern auch mit Selbstverständlichkeit 
erhalten. Darüber hinaus wird es bis auf weiteres 
eine einkommenssichernde Transferkomponente 
geben müssen.

5. Die Sofortfinanzierung des Dringendsten kann 
unverzüglich aus nationalen Mitteln geschehen.

Mittelfristig sollten nach weiterer Prüfung einge­
sparte EG-Marktordnungsmittel zu verwenden 
versucht werden. Langfristig muß das Ziel beste­
hen, die gesellschafrtliche Aufgabe Naturschutz 
direkt durch eine allgemeine Zahlungsbereit­
schaft zu finanzieren.
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Anhang: Schätzung der möglichen Flächenfreisetzung für den Naturschutz
durch Überschußabbau 1985

Annahmen:

Herausnahme von Flächen und Tieren durchschnittlicher Leistung 
Konstanthaltung der Intensität auf den in der Produktion verbleibenden Flä­
chen
Konstanthaltung des Außenhandels, auch mit Futtermitteln 
Komparativ-statische Gleichgewichtsbetrachtung, d.h. vorübergehende Ef­
fekte (z.B. erhöhter Rindfleischanfall bei plötzlicher Zunahme der Schlach­
tungen von Kühen) bleiben unberücksichtigt.

A. Pflanzliche Erzeugung

Überschuß- Selbstversor- tatsächliche benötigte entbehrliche
produkt gungsgrad D Anbaufläche 2) Anbaufläche Anbaufläche

(Differenz)

1985 1 000 ha 1 000 ha ha

Weizen 106% 1 624 1 532 92 000
Roggen 117% 426 364 62 000
Zucker 132% 403 305 98 000

Summe: 252 000

B. Milcherzeugung

1. Überschüssige Milchmenge 1985

tatsächlich Selbstver- erforder- Differenz

Milcherzeugung insges.

Verwendung zur Herstel­
lung von

1 000 3) 

25 674

sorgungs- 
grad 4)

lieh 1 000 t

- Konsummilch 2 679 104% 2 576 103
- Butter 10 885 112% 9 719 1 166
- Sahne u. - erzeugn. 2 466 111% 2 222 244
- Käse 6) 3 196 102% 7) 3 133 63
- Kondensmilch 8) 1 536 150% 1 024 512

Verwendung insges.: 20 762 9) 18 674 2 088

Die Milcherzeugung hätte 1985 zur Erreichung des Marktgleichgewichts bei den wichtig­
sten Produkten um 2,088 Mio. t oder 8,13 % reduziert werden können. Unberücksichtigt 
ist der Uberschuß beim Kuppelprodukt Magermilchpulver (komplementär zur Butter), der 
teilweise weiterbestanden hätte.
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2. Leistungen der Kühe und Futterbedarf

tatsächlich erforderlich Differenz
1985 10) bei 8,13 % 

Reduktion
Stück Stück

Anzahl der Milchkühe 5 493 000 5 046 000 447 000

Anzahl weiblicher Zucht- 
und Nutztiere, nicht zum 
Schlachten, 1 Jahr und 
älter I D

2 573 000 2 364 000 209 000

Erhaltungsbedarf pro Kuh aus Grundfutter pro Jahr 
Leistungsbedarf für 1 kg Milch
Leistungsbedarf für 10 kg/Tag aus Grundfutter (300 Tage) 
Leistungsbedarf für die restliche Milch aus Kraftfutter 

Milchleistung 1985: 4 623 kg 10) )

$  Erhaltungs- und Wachstumsbedarf der Nachzucht, 
pro Stück und Jahr

3. Flächenfreisetzung

Gesamtbedarf pro Kuh und Jahr gern.

Grundfutter Kraftfutter

obigen Annahmen, GJ 22,51 5,15

Gesamtbedarf pro Stück Nachzucht 15) 

Minderbedarf bei Reduktion der Kühe
10,8

um 447 000 Stück und der Nachzucht 
um 209 000 Stück, PJ 

Minderbedarf an Grundfutterfläche

12,32 2,3

- bei Grünland (35 GJ/ha), ha 352 000
- bei Silomais (62 GJ/ha), ha 

Minderbedarf an Kraftfutterfläche

199 000

(Getreide, 60 dt/ha, 42 GJ/ha), ha 55 000

13,0 GO NEL 12) 

3,17 MJ 
9,51 GJ

5,15 GJ

10,8 GJ

C. Rindfleischerzeugung

Verbrauch 1985, Schlachtgewicht 
Bruttoeigenerzeugung 1985, SG 
Differenz (Überschuß) 

^Schlachtgewicht, Kuh 
fif Schlachtgewicht, Bulle 
Zahl der Schlachtungen von Kühen 1985 
Reduktion der Schlachtungen um 8,13%, 
proportional zur Zahl der Kühe (= kon­
stante Umtriebszeit von 3,47 Jahren) 
Reduziertes Schlachtgewicht pro Jahr

304 200 t 14)

512 800 t 14)

208 600 t

274 kg 15)

331 kg 15)

582 000 Stück 10)

128 617 Stück

35 241 t
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Verbleibender, durch Reduktion der Bul­
lenmast zu vermeidender Überschuß, 
Schlachtgewicht 16)

Notwendige Reduktion der Bullenschlach­
tungen pro Jahr
Grundfutterbedarf pro Bulle insgesamt,

550 kg Lebendgewicht, ca. 16 Monate 

$  Kraftfutterbedarf pro Bulle, insges. 
Minderbedarf an Grundfutter 
Minderbedarf an Kraftfutter 
Minderbedarf an Grundfutterfläche
- bei Grünland (3 300 kStE/ha)
- bei Silomais (6 000 kStE/ha), abzüg­

lich entbehrliches Rübenblatt (Tabelle A), 
98 000 ha x 2 000 kStE/ha 196 Mio. kStE

Minderbedarf an Kraftfutterfläche 
(Getreide, 60 dt/ha, 4 000 kStE/ha)

173 359 t

524 000 Stück 
(= 21,4%)

1 500 kStE 12)

450 kStE 
786 Mio. kStE 
236 Mio. kStE

238 000 ha 

98 000 ha

59 000 ha

D. Zusammenstellung der entbehrlichen Flächen

Reduktion der

- pflanzlichen Erzeugung 252 000 ha
- Milcherzeugung 254 000 407 000 ha
- Rindfleischerzeugung zusätzlich

zur Einschränkung der Milchkuh- 157 000 297 000 ha
haltung

Zusammen: 663 000 956 000 ha

Quellen und Erläuterungen

1) nach Übersicht 4. 2) STAT JB ELF (Statistisches Jahrbuch über Ernährung, Land­
wirtschaft und Forsten) 1986, p. 82. 3) STAT JB ELF 1986, p. 213. 4) STAT JB ELF
1986, p. 174. 5) Selbstversorgungsgrad 100. 6) Hart-, Schnitt- und Weichkäse.
7) Zusätzlich Schmelzkäse. 8) geschätzt, Annahme: 90% von "Milchdauerwaren", vgl. 
STAT JB ELF 1986, p. 216. 9) Differenz zur Erzeugung: Verwendung beim Erzeuger,
Ausfuhr, Herstellung von Sauermilcherzeugnissen, Frischkäse und sonstiger Produkte, 
hier nicht berücksichtigt. 10) STAT JB ELF 1986, p. 125. 11) STAT JB ELF 1986, p.
117. 12) Diese und folgende Werte Standardannahmen. z.T. aus BURGSTALLER 1983.
13) Kraftfutterbedarf vernachlässigt. 14) STAT JB ELF 1986 p. 205. 15) STAT JB ELF
1986, p. 201. 16) Färsenmast vernachlässigt. Wegen schlechterer Futterverwertung der
letzteren liegt die notwendige Flächenausgliederung tatsächlich etwas höher.
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Gesetzliche sowie steuerliche und Marktordnungs-' 
Möglichkeiten zur verstärkten Berücksichtigung des 
Naturschutzes in der Landwirtschaft
Ernst Wirthensohn*

1. Ausgangslage

Die gesamte Agrarproduktion in den EG-Staaten 
ist seit den sechziger Jahren mit Hilfe ertragsstei­
gernder Mittel wie mineralischer Düngung, che­
mischer Pflanzenbehandlung, verbesserter Tech­
nik und Zucht stark angestiegen und hat ein Jahr­
zehnt später den Bedarf an Lebensmittel gesi­
chert. "Doch die Geister die ich rief, werd ich mm 
nicht mehr los"! Heute stößt dieses überproportio­
nale Wachstum deutlich an die Grenzen der Um­
weltverträglichkeit und Finanzierbarkeit. Die 
nicht mehr zu bezahlenden Überschüsse der EG- 
Agrarproduktion zwingen die politischen Kräfte, 
die agrarische Erzeugung zurückzufahren. Ist die­
ses eine Chance für den Naturschutz?
Die vorhandenen Gesetze zum Schutze der Natur, 
des Wassers, des Bodens und der Luft würden 
heute schon genügen, einen flächendeckenden 
Naturschutz - auch in der Landwirtschaft - zu ge­
währleisten. Politische und wirtschaftliche Inter­
essen haben dieses stets verhindert. "Ordnungs­
gemäße" Landwirtschaft wurde immer im Sinne 
einer kurzsichtigen Wirtschaftlichkeit ausgelegt. 
Steuerliche Möglichkeiten sind zur Zeit sehr be­
grenzt, da die fiskalische Belastung der Landwirt­
schaft gering gehalten wurde. Eine Möglichkeit 
ergibt sich aus der niederen Bewertung extensiv 
genutzter Flächen durch das jeweilige Finanzamt. 
So kann bei nachweisbar extensiv genutzten 
Acker- und Wiesenstandorten die sog. Acker- 
bzw. Grünlandzahl unter die Zahl 20 eingestuft 
werden. Dadurch sinkt der Wirtschaftswert eines 
Betriebs, und das hat Auswirkungen auf den Steu­
ersatz sowie auf die Beiträge von Krankenkasse 
und Berufsgenossenschaft.

Die interessanteste Entwicklung kommt - obwohl 
es viele noch nicht wahrhaben wollen - von der Eu­
ropäischen Gemeinschaft aus Brüssel. So sieht die 
sog. Effizienz-Verordnung vom 12.3.85 Nr. 797/85 
(ergänzt durch die EWG-VO vom 15.6.87 Nr. 
1760/87) einzelstaatliche Regelungen für Umwelt­
schutzmaßnahmen vor und zwar im Titel 01 "Um­
stellung und Extensivierung der Erzeugung" sowie 
im Titel V Artikel 19 "Beihilfen in Gebieten mit be­
sonderer Notwendigkeit des Schutzes der Umwelt 
und der natürlichen Ressourcen". Diese letztge­
nannte Verordnung läßt den Einzelstaaten viel

Spielraum, um Fördermaßnahmen zum Schutze 
der Natur und der bäuerlichen Landwirtschaft 
einzuführen. Konkrete Ergebnisse sind im Früh­
jahr 1988 zu erwarten.

2. Gesetze, Fördennaßnahmen und Planungen 
der Bundesregierung und einzelner Bundes­
länder im Zusammenhang mit der gestellten 
Thematik

Auf Wunsch der Bundesregierung (und durch 
EG-Verordnung beschlossen) mußte in den Jah­
ren 1984 und 1987 die Milcherzeugung um insge­
samt ca. 15 % gedrosselt und auf den neuen Stand 
festgeschrieben werden (Kontingentierung der 
Milch). Der prozentuale Abzug je Betrieb erfolg­
te nach der Ausgangsmilchmenge. Ökologische 
Belange wie z.B. die Bindung der Milchmenge an 
die Fläche, wie dieses von der überwiegenden 
Mehrzahl der Bauern gewünscht war, wurden 
nicht berücksichtigt.
In den einzelnen Bundesländern sind folgende Re­
gionalprogramme in Kraft getreten: "Grünbrache" 
in Niedersachsen, der "Wasserpfennig" in Baden- 
Württemberg und ein "Erschwernisausgleich" für 
die richtige Pflege ökologisch wertvoller Flächen 
in Bayern. Alle diese Maßnahmen entlohnen den 
Arbeitsaufwand und/oder den Einkommensaus­
fall. Die obengenannte EG-VO vom 15.6.87 Art. 
19 liefert dazu die gesetzliche Grundlage. Mit 
einer starken Zunahme dieser Regionalprogram­
me ist zu rechnen.
Die Bundesregierung plant mit großer Energie 
(Koalitionsbeschluß) ein "soziales Marktentla­
stungsprogramm", das Flächenstillegungen auf 
der Basis einer zu zahlenden Frührente und damit 
verbundenen Betriebsstillegung vorsieht. Eine 
Übereinstimmung mit der EG wurde noch nicht 
erzielt.
Flächenumwidmungen durch Förderung von Auf­
forstungsprogrammen und nachwachsenden Roh­
stoffen können heute schon als beschlossene Sa­
che angesehen werden.
Bayern hat im Jahre 1987 einen "Jahrhundertver­
trag für die Landwirtschaft" ins Spiel gebracht und 
im Juli desselben Jahres durch Beschluß der 
Staatsregierung präzisiert. Die "bayerische Säu­
le" dieses Jahrhundertvertrages, nämlich das "Ent-

Vortrag am 22.09.1987 anläßlich des ANL-Seminars "Flächenumwidmungen in der Agrarlandschaft - Chancen für Gesell­
schaft, Landwirtschaft und Naturschutz" in Laufen
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gelt für landeskulturelle Leistungen" weist in den 
Ziffern 6.2 und 6.3 folgenden Wortlaut auf: 
"Entgelt für die Sicherung der natürlichen Lebens­
grundlagen durch umweltverträgliche Bewirt­
schaftung des Bodens. Für bäuerliche Betriebe 
wird beim Vorliegen bestimmter Kriterien (z.B. 
freiwilliger Verzicht auf den Einsatz von Herbizi­
den oder auf Mehrerträge) eine produktneutrale, 
flächengebundene Förderung gewährt".
"Entgelt für Sonderleistungen der Landwirtschaft 
zugunsten des Umweltschutzes, insbesondere des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege, im Zu­
sammenhang mit Erschwernissen und Einschrän­
kungen bei der Bewirtschaftung".

3. Agrarpolitische Vorstellungen des Bund Na­
turschutz

Das gestellte Thema regt eine Auflistung aller ge­
setzlichen, steuerlichen und marktpolitischen 
Maßnahmen zum Schutze der Natur an. Dem 
Bund Naturschutz muß es aber erlaubt sein, die 
geplanten Maßnahmen zu werten, was wiederum 
voraussetzt zu klären, was wir unter "umweltver­
träglicher Agrarpolitik" verstehen.

3.1 Ziele des Bund Naturschutz in Bayern

-  Erhalt aller Bauernhöfe, denn Strukturwandel 
führt über kurz oder lang zur industriellen 
Agrarproduktion. Nur der Bauer - nicht die 
Technik - sichert nachhaltig Naturschutz auf 
der ganzen Fläche.

-  Extensivierung der Agrarproduktion auf der 
ganzen Fläche

-  Ausweitung des ökologischen Landbaues als 
eine Form der Landbewirtschaftung, die die 
Umwelt schont, hochwertige Lebensmittel 
erzeugt, die Agrarüberschüsse stoppt und neue 
Marktchancen eröffnet

-  Schaffung von vernetzten Lebensräumen als 
Grundlage eines umfassenden Artenschutzes.

32 Beurteilung der dargestellten Maßnahmen 
aus der Sicht des Naturschutzbundes

Alle Extensivierungsmaßnahmen, so auch die För­
derung von nachwachsenden Rohstoffen, haben 
keinen marktentlastenden Effekt. Bei optimaler 
Handhabung können in 10 - 20 Jahren die jetzigen 
Überschüsse beseitigt werden. Inzwischen steigt 
die Agrarproduktion auf der "Restfläche" um 2,5 -
3,5 % jährlich über den Bedarf (mit Zinses-Zins- 
Raten). Die Überschüsse liegen dann 30 - 50 % 
über dem heutigen Niveau. Extensivierungsmaß­
nahmen und nachwachsende Rohstoffe zur 
Marktentlastung müssen als reine Augenauswi- 
scherei und als bewußte Fehlinformation der bäu­
erlichen Wähler angeprangert werden. In der

verfahrenen Situation helfen nach Ansicht des 
Bund Naturschutz nur am tatsächlichen Bedarf 
orientierte Länderquoten - so wie wir es ansatz­
weise bei der Milch kennen - das Marktgleichge­
wicht wie- der herzustellen. Die Verteilung der 
Quoten und die garantierten Preise müßten dann 
an die Fläche gebunden werden, z.B. 8000 kg 
Milch/ha Futterfläche, 45 dt/ha Getreide usw. Das 
wäre gleichzeitig der beste Umweltschutz.

Die angelaufenen Regionalprogramme wie Grün­
brache, Ausweisung von Wasserschutzgebieten 
und Entgelt für landeskulturelle Leistungen sind 
positiv zu beurteilen. Besonders vielversprechend 
sind die bayerischen Programme für die Wiesen­
brüter, die Ackerrandstreifenextensivierung und 
der Erschwernisausgleich für die Pflege von 
Feuchtgebieten und Trockenstandorten. Gezielt 
in kommunale Landschaftspläne eingearbeitet 
oder in Flurbereinigungsverfahren angewandt, 
könnten diese bäuerlichen Umweltschutzpro­
gramme zu vernetzten Lebensräumen und zu um­
fassendem Artenschutz führen.

Die Förderung von Betrieben, die auf ertragstei­
gernde Mittel verzichten, böte dem ökologischen 
Landbau eine neue Chance. Daraus könnte eine 
bayerische Perspektive für Natur und bäuerliche 
Landwirtschaft entstehen.

Die regionalen Extensivierungsprogramme hono­
rieren nur die Arbeitskosten oder den entgange­
nen Nutzen. Ein zusätzliches Einkommen für die 
stark gefährdeten bäuerlichen Betriebe ist nicht 
vorgesehen. So werden die Extensivierungspro­
gramme nur der Natur, nicht dem Bauern helfen. 
Deshalb hat der Bund Naturschutz ein Existenzsi­
cherungsprogramm erarbeitet, das dem Landwirt 
ein Vergleichseinkommen sichert, wenn er unter 
Berücksichtigung von komplexen Naturschutzge­
sichtspunkten hochwertige Nahrungsmittel er­
zeugt.

Flächenstillegungen durch Betriebsaufgabe und 
Förderung von nachwachsenden Rohstoffen, so 
wie es die Bundesregierung vorsieht, bedeutet wei­
tere Intensivierung auf den landwirtschaftlichen 
Vorzugsflächen. Die benachteiligten Zonen kön­
nen dann zwischen Naturpark und Freizeittum­
melplatz wählen. Diese Funktionalisierung der 
Landschaft lehnt der Bund Naturschutz rigoros 
ab. Der von Bonn forcierte Strukturwandel führt 
zum Bauernsterben und öffnet der industriellen 
Nahrungsmittelproduktion Tür und Tor.

Anschrift des Verfassers: 
Dipl.-Agraring. Ernst Wirthensohn 
- Bund Naturschutz Bayern - 
Stiftsplatz 1 
D-8960 Kempten
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Landwirtschaft unter besonderer Berücksichtigung der 
Belange des Naturschutzes
Josef Pfrogner*

Einführung

Die Fortschritte in der Agrarproduktion durch 
Wissenschaft und Technik und die Rahmendaten 
der europäischen Agrarpolitik haben in den zu­
rückliegenden Jahrzehnten eine intensive Nut­
zung des Bodens und der Landschaft verursacht. 
Diese Entwicklung hat einerseits zu erheblichen 
Überschüssen in der Lebensmittelerzeugung ge­
führt und andererseits zu einem ebenso erhebli­
chen Defizit in der Ausstattung der Landschaft mit 
Lebensräumen für wildwachsende Pflanzen und 
wildlebende Tierarten.
Mit den Folgen dieser Entwicklung setzt sich u.a. 
auch das Sondergutachten des Rates von Sachver­
ständigen für Umweltfragen (1985) auseinander. 
Dabei werden Forderungen aufgestellt, die im 
Verhältnis Naturschutz - Landwirtschaft künftig 
verwirklicht werden sollen. Vor diesem Hinter­
grund werden auf verschiedenen politischen Ebe­
nen Überlegungen über eine Neuorientierung der 
Agrarpolitik angestellt und Lösungsmöglichkeiten 
zur Marktentlastung und Einkommenssicherung 
erörtert. Zu nennen sind neben der Förderung von 
nachwachsenden Rohstoffen Flächenstillegungen 
oder die Extensivierung von landwirtschaftlichen 
Nutzflächen.
Bei der Neukonzeption agarpolitischer Maßnah­
men, die natürlich betriebswirtschaftliche, sozio- 
ökonomische oder soziale Belange umfassen, kön­
nen Forderungen des Naturschutzes berücksich­
tigt werden. Es darf aber keinesfalls eine Tren­
nung von Schutz- und Nutzflächen erfolgen; denn 
langfristig ist Naturschutz nur durch und mit der 
Landwirtschaft möglich. Insbesondere die bäuer­
liche Landwirtschaft in Bayern erfüllt am ehesten 
die Erwartungen der Gesellschaft bei der Erhal­
tung der natürlichen Lebensgrundlagen.

Ziele des Natur- und Artenschutzes

Im Naturschutz geht es um die Erhaltung und För­
derung von freilebenden Tieren und wildwachsen­
den Pflanzen, ihrer Lebensgrundlagen sowie um 
die Entwicklung und Erhaltung von Landschaften, 
Landschaftsteilen und Landschaftselementen als 
Lebensraum der Pflanzen- und Tiergesellschaften 
sowie der Menschen.
Die wissenschaftlich, ethisch, ästhetisch oder wirt­
schaftlich begründbaren Ziele des Naturschutzes

sind ganz eindeutig auf bestimmte Objekte gerich­
tet. Das sind beim Artenschutz Individuen, Popu­
lationen oder ganze Lebensgemeinschaften, und 
beim Gebietsschutz sind es Lebensstätten und die 
Nahrungsgrundlage für die verschiedenen Lebe­
wesen, insbesondere die tierischen.

Ziele der Landwirtschaft

Die landwirtschaftliche Bodennutzung erstrebt 
hohe und hochwertige Erträge von Flächen mit 
einem dauerhaft hohen Transformationsvermö­
gen des Bodens bei gleichzeitiger Sicherung der 
Existenz landwirtschaftlicher Betriebe. Dabei ist 
die Landwirtschaft vornehmlich an der Produkti­
vität der bewirtschafteten Flächen interessiert, die 
Artenverteilung in diesem Raum spielt nur inso­
weit eine Rolle, als durch Anpassung der anzubau­
enden Kulturpflanzen an den Standort hohe Er­
träge langfristig gesichert werden können.
Bei der Gewinnung von reproduzierbaren Natur­
gütern ist die Landwirtschaft in besonders starkem 
Maße den ökonomischen Gesetzmäßigkeiten un­
terworfen, und diese Gesetzmäßigkeiten werden 
häufig von einer überstaatlichen Agrarpolitik be­
stimmt.

Sind Naturschutzziele in der landwirtschaftli­
chen Flur zu verwirklichen?

Die Bedingungen auf den Äckern haben sich im 
Laufe der Zeit stark verändert und damit naturge­
mäß auch die Lebensbedingungen für wildwach­
sende Pflanzen und freilebende Tierarten. Wir 
erkennen eine Vermehrung der Kulturpflanzen­
vielfalt vom Mittelalter bis in die beginnende Me­
chanisierung der Landwirtschaft und auch die 
artenverarmende Wirkung der Vollmechanisie­
rung der Neuzeit.

Vor dem Hintergrund der "Roten Listen" muß 
darauf aufmerksam gemacht werden, daß sich z.B. 
auf Äckern schon allein durch den notwendigen 
Kulturartenwechsel im Laufe der Zeit unter­
schiedliche Bedingungen für das Leben von Pflan­
zenarten ergeben haben. Auf den ackerbaulich 
genutzten Flächen waren also Naturschutzziele 
schon in der Vergangenheit nicht zu erfüllen, je­
denfalls nicht die sichere Erhaltung der Gesamt-

Vortrag am 21.09.1987 auf dem ANL-Seminar "Flächenumwidmungen in der Agrarlandschaft - Chancen für Gesellschaft, 
Landwirtschaft und Naturschutz" in Laufen a.d. Salzach
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heit der Ackerunkräuter und der daran speziell 
angepaßten Konsumenten

Grünland, welches im Gegensatz zur landläufigen 
Meinung ebenfalls keine "natürliche Vegetation" 
darstellt, sondern anstelle von Wäldern oder am 
Ende der Verlandungsreihe anstelle von Röhrich­
ten oder von Kleinseggenrieden entwickelt ist, hat 
mit Ausnahme von Natur aus ertragreichen Stand­
orten eine lange Zeit in recht artenreichen und 
meistens extensiv bewirtschafteten Formen vorge­
herrscht. Auf dem Weg von Ödland- und Streu­
wiesen zum Hochleistungsgrünland sind die Er­
träge angestiegen, die Artenzahlen gesunken, und 
die selteneren Arten haben durch Änderung wich­
tiger Standortfaktoren ihren Lebensraum verlo­
ren. Wir müssen daraus den Schluß ziehen, daß 
auch Grünlandbestände in ihrer Artenzusammen­
setzung keine stabile Gemeinschaft darstellen und 
somit Naturschutzziele nicht von vornherein si­
cher erreicht werden können.

Wenn also die auf die Artenerhaltung gerichteten 
Ziele des Naturschutzes auf den Nutzflächen nicht 
verfolgt werden können, dann verbleiben dafür vor 
allem die zwischen den Nutzflächen vorhandenen 
und durch die Landbewirtschaftung entstandenen 
Landschaftselemente, nicht nur als strukturbil­
dende Elemente einer Landschaft, sondern auch 
als Lebensräume für Pflanzen- und Tierarten. Zu 
nennen sind Bäche und größere Vorfluter, stehen­
de Gewässer verschiedener Größe, Röhrichte und 
Rieder, Resthochmoore, Trocken- und Halbtrok- 
kenrasen, Altgrasbestände, Zwergstrauchheiden, 
Bauernwälder, Feuchtwälder vom Auenwaldty­
pus, Niederwälder, Hecken, Gebüsche, Feldge­
hölze, Baumgruppen, Baumreihen, Einzelbäume, 
Brach- und Ruderalflächen, Trockenmauern, 
Erdaufschlüsse und Abbruchkanten und schließ­
lich die landwirtschaftlichen Nutzflächen selbst. 
Wenn die eingangs genannten Naturschutzziele zu 
verfolgen sind, dann können sie durch die Erhal­
tung oder den Aufbau dieser verschiedenen Land­
schaftsstrukturelemente erreicht werden. Diese 
Elemente nehmen im Ökosystem eine wesentliche 
Funktion wahr und bilden in der Kulturlandschaft 
ein ökologisches Netz. Dieses ökologische Netz 
hat eine große Bedeutung für den Naturschutz, 
nicht nur für den Naturschutz, sondern auch für 
die Landwirtschaft. Für die landwirtschaftliche 
Nutzung sind nicht allein von Bedeutung die 
Agrarökosysteme Getreidefeld, Hackfruchtacker, 
Grünland u.a., sondern auch die obengenannten 
Landschaftselemente und deren Randbereiche.

KNAUER stellt die ökologische Funktionszusam­
menhänge zwischen Nutzflächen und Strukturele­
menten der Agrarlandschaft wie folgt dar:

Als Ökosystem wird eine funktionale Einheit der 
Biosphäre verstanden, die sich als Wirkungsgefü­
ge aus Lebewesen, unbelebten natürlichen und 
vom Menschen geschaffenen Bestandteilen er­

weist, die untereinander und mit ihrer Umwelt in 
energetischen, stofflichen und informatorischen 
Wechselwirkungen stehen. Als Agrarökosystem 
kann man, wie es vielfach geschieht, die landwirt­
schaftliche Nutzfläche bezeichnen. Man kommt 
dann zu der Aussage, wie sie im Sondergutachten 
"Umweltprobleme der Landwirtschaft" formuliert 
ist, daß die Agrarlandschaft aus einer kleinen An­
zahl von flächenmäßig vorherrschenden Agrar­
ökosystemen und einer größeren Anzahl viel­
fältiger natürlich erscheinender naturbetonter 
Ökosysteme besteht.

Geht man jedoch von der klassischen Ökosystem­
betrachtung aus und benutzt als Abgrenzungskri­
terium das Vorhandensein starker bzw. den Über­
gang in schwache Funktionsabhängigkeiten, dann 
gibt es auch Agrarökosysteme mit erheblichem 
Anteil naturbetonter Landschaftselemente, die 
letzteren sind dann keine eigenen Ökosysteme, 
sondern Bestandteile eines Agrarökosystems.

Bei einer Strukturanalyse auf den landwirtschaft­
lichen Nutzflächen können daher nicht nur ge­
sehen werden

-  die Bodenschichten
-  die Bodenoberfläche (epigäischer Horizont) 

und
-  die Halm-, Blüten- und Ährenregion.

Das allein ist eine vertikale Betrachtung. Daneben 
muß eine horizontale Analyse stehen; denn von er­
heblicher ökologischer Bedeutung sind die am 
Rande der Schläge liegenden Saum-Bereiche 
(Hecken und Waldsäume) - Kontaktzonen ver­
schiedener Ökosysteme.

Die agrarökologische Betrachtung findet auch 
seinen Niederschlag in der Zielsetzung des "Inte­
grierten Pflanzenbaues":

-  Auf die natürlichen Standortbedingungen ab­
gestimmte Bodennutzung und darauf abge­
stellte Tierhaltung;

-  Sicherung der Bodenfruchtbarkeit (Boden­
struktur, Bodenleben);

-  Förderung einer bodenschonenden und bo­
denschützenden Bearbeitung und Bewirtschaf­
tung;

-  Sicherung des Bodens gegen Erosionsschäden;
-  Schutz von Grundwasser und Oberflächenge­

wässern
-  Vermeidung des Schadstoffeintrags seitens der 

landwirtschaftlichen Nutzung in naturnahe 
Ökosysteme

-  Erhaltung von typischen Landschaftselemen­
ten und Biotopen;

-  Gesamtökologische Betrachtung mit Berück­
sichtigung von Natur- und Artenschutz;

-  Wechselweise Wirkung und Beeinflussung na­
turnaher Ökosysteme und von Agrarökosyste­
men.
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Aufbau und Erhaltung eines ökologischen Netzes 
in der Agrarlandschaft

Je nach Größe, Form und Anzahl der Einzelfelder 
sind in der Agrarlandschaft unterschiedlich 
viele, verschieden gestaltete und mit den Nutzflä­
chen in Verbindung stehende Landschaftsteile mit 
Biotopcharakter vorhanden. Das gilt insbesonde­
re für Hecken, Feldgehölze, Baumgruppen, Ran­
ken, Feldraine, Trocken- und Magerrasen, Röh­
richte und Rieder, Tümpel und Weiher mit Saum­
bereichen. Es handelt sich dabei um Lebensstät­
ten von Lebensgemeinschaften, die untereinander 
und mit anderen Arten in Wechselbeziehungen 
stehen
Ein Netz naturbetonter Ökosysteme, das ohne 
große Unterbrechung die Agrarlandschaft durch­
setzt, trägt auch zur Stabilisierung der Agraröko­
systeme bei. Auf keinen Fall genügt es, im Rahmen 
großräumiger Betrachtungen ganze Landesteile 
entweder dem Naturschutz oder einer intensiven 
landwirtschaftlichen Nutzung zuzuordnen. Eine 
kleinräumige Verteilung von extensiv oder nicht 
genutzten Flächen muß das ökologische Ziel sein.

Sollen z.B. Hecken und Feldraine und andere 
Kleinstrukturen zu Elementen mit Naturschutz­
funktion entwickelt werden, dann bedürfen sie 
einer Ergänzung durch breite Säume und der 
Fernhaltung von Schadstoffen oder eines land­
wirtschaftlichen Randzonen-Managements. Wäh­
rend die Erweiterung um eine Wildkrautflur eine 
zusätzliche Flächeninanspruchnahme bedeutet, 
bleibt bei der Entwicklung eines Randzonen-Ma­
nagements die gesamte Fläche in der landwirt­
schaftlichen Produktion. Der Randstreifen wird 
nicht gedüngt, außerdem unterbleibt die Behand­
lung mit Pflanzenschutzmitteln, so daß auch die 
Eindrift von Pflanzenschutzmitteln in die Hecke 
selbst unterbleibt. Nach einer längeren Umstel­
lungsphase kann sich somit wieder eine artenrei­
che Flora und Fauna einstellen. Da dieses Wirt­
schaftssystem nur auf relativ schmalen Streifen 
durchgeführt wird, kann nicht mit einer schnellen 
Naturschutzwirkung gerechnet werden; eine sol­
che Wirkung sollte aber nicht von vornherein aus­
geschlossen werden.

Eine besondere Bedeutung für den Naturschutz in 
der Agrarlandschaft haben die Grünlandflächen, 
wenn es sich dabei um ungedüngte und extensiv 
genutzte Wiesen handelt; wir stellen hierbei eine 
weite Spanne an Feuchtigkeit und Bodenreaktion 
fest.
Bei der Frage, ob solche Grünlandpflanzenbe­
stände zurückentwickelt werden sollen, hängt zum 
einen davon ab, ob die Entwicklung umkehrbar ist, 
und zum anderen, ob bei der Rückentwicklung 
auch alle Pflanzenarten wiederkehren können und 
sollen, die das Futter des ehemaligen Feuchtgrün­
landes geringwertig bis wertlos machten, weil hohe 
Anteile an harten und minderwertigen oder sogar 
schädlichen und giftigen Arten vorhanden waren.

Für eine sinnvolle landwirtschaftliche Nutzung 
dieser Grünlandflächen ist die Beantwortung 
dieser Frage von großer Bedeutung.
Bei der Erhaltung von Extensivgrünland muß zwi­
schen den von Wasserüberschuß und den von 
Wassermangel geprägten Pflanzengesellschaften 
unterschieden werden und zwischen Beweidung 
ertragenden und durch Beweidung verdrängten 
Pflanzenarten bzw. Pflanzengesellschaften.

Mögliche Naturschutzleistungen der Landwirt­
schaft

Die Ziele des Naturschutzes sind in der Kultur­
landschaft nur erreichbar, wenn eine Vielfalt an 
landschaftsökologischen Erscheinungsformen er­
halten oder entwickelt werden kann. Zu dieser 
Vielfalt gehören die verschiedenen als Kleinstruk­
turelemente beschreibbaren Biotope, aber auch 
die großflächigen Biotope der A grarland­
schaft.
Allein der Artenschutz macht die Entwicklung 
und langfristige Sicherung der Biotope notwendig, 
die als typische Bestandteile der Agrarlandschaft 
einmal vorhanden waren und auch in den agrari­
schen Vorranggebieten in Ansätzen noch heute 
erkennbar sind. Pflanzen- und Tierarten können 
sich aber nur dort erhalten, wo die Lebensräume 
groß genug sind. (Eine ganze Reihe von Lebewe­
sen benötigt großflächige Biotope, z.B. für Wie- 
senvögel-Reservate 100 bis 200 ha, für Kiebitze 
Nisthabitate von ca. 5 ha auf kurzrasigem Grün­
land). Solche Biotope benötigen dazu fast immer 
eine störungsfreie Pufferzone.
In der Gegenwart können für die Lösung von Na­
turschutzproblemen in der Agrarlandschaft Flä­
chen in ausreichendem Umfang zur Verfügung 
stehen, wenn das damit verbundene ökonomische 
Problem gelöst wird. Ansätze hierfür sind vorhan­
den; das BML hat bereits Richtlinien zur Förde­
rung der Extensivierung der Getreideerzeugung 
entworfen. Diese Förderung hat der EG-Minister- 
rat im März im Rahmen seiner sozio-strukturellen 
Maßnahmen, die für die deutsche Landwirt­
schaft neben der Einführung einer Extensivie- 
rungsregelung, eine verbesserte Förderung in den 
benachteiligten Gebieten und die Einführung 
einer gemeinschaftlichen Finanzierung von Um­
welthilfen vorsehen, im Grundsatz beschlossen. Es 
ist zu prüfen, ob bzw. in welchem Ausmaß freiwer­
dende Flächen zur Erweiterung vorhandener 
Kleinstrukturen mit ökologisch besonderer Be­
deutung und/oder zur Anlage größerer Biotope 
genutzt werden sollen und können.

Herausnahme von Flächen aus der landwirt­
schaftlichen Produktion (Flächenstillegung / Flä­
chenfreisetzung / Flächenumwidmung)

Es ist richtiger, von "Flächenfreisetzung" zu spre­
chen als von dem agrarpolitischen Instrument
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"Flächenstillegung", denn eine Stillegung im Sinne 
einer Unterbindung und Ausschaltung jeglicher 
biologischer bzw. ökologischer Dynamik erscheint 
von Natur aus unmöglich.

Diese Maßnahme kann in zweifacher Weise erfol­
gen:

-  eine langfristige Freisetzung der Gesamtfläche 
einzelner landwirtschaftlicher Betriebe;

-  eine kurzfristige Freisetzung von Teilflächen 
landwirtschaftlicher Betriebe, wobei die freige­
setzte Fläche entweder als Bestandteil der 
Fruchtfolge mitrotieren kann (Rotationsbra­
che) oder örtlich festgelegt wird.

Welche dieser Maßnahmen durchgeführt wird, 
hängt von den Zielen ab, denen die Flächenfreiset­
zung dienen soll; zu den Zielvorstellungen

-  Marktentlastung, Strukturentwicklung oder 
Sozial- und Einkommenspolitik kann ich mich 
nicht äußern.

-  Aufgegriffen werden die ökologischen Zielstel­
lungen, denen man aufgrund verstärkter Sensi­
bilisierung für Umweltprobleme zunehmende 
Bedeutung beimißt.

Im Falle einer ökologischen Motivierung der Flä­
chenfreisetzung soll sie zur Verwirklichung von 
Boden- und Gewässerschutzkonzepten beitragen 
sowie die Arten- und Lebensraumvielfalt erhalten, 
das Agrarökosystem stabilisieren und nicht zuletzt 
auch das Ausgleichspotential des ländlichen Rau­
mes erhöhen.

Im folgenden sollen einige Möglichkeiten aufge­
zeigt werden:

-  Landnutzungs- bzw. Auffangbetriebe

Die langfristige Freisetzung der Gesamtfläche ein­
zelner landwirtschaftlicher Betriebe könnte über 
die Förderung von Landnutzungs- bzw. Auffang­
betrieben erfolgen. Das wäre eine Möglichkeit, 
ungeregeltes Brachfallen, z.B. in strukturschwa­
chen Mittelgebirgslagen Frankens und der Ober­
pfalz, zu verhindern. Die Betriebsform kann der 
Grünland- oder Ackerbaubetrieb sein:
Bei einem Grünlandbetrieb sollten die Flächen 
möglichst arrondiert sein und dem Standort ent­
sprechend eine Entwicklung und Nutzungsweise 
ermöglichen, die eine Stabilisierung artenreicher 
Naß- und Feuchtflächen oder artenreicher Trok- 
kenrasen erwarten lassen.
Artenreiche Grünlandflächen, die Naturschutz­
zielen entsprechen, haben in der Regel nur ein 
Futter geringer Qualität oder sind als Feuchtflä­
chen nicht beweidbar und liefern über die Mäh­
nutzung nur Futter für den Winter; das bedeutet 
also eine extensive anspruchslose Tierhaltung. Ein 
geringer Ackeranteil erscheint im Hinblick auf die 
Gewinnung von Zusatzfutter und Einstreu zweck­

mäßig (ein Grünland-Ackerbaubetrieb als Land­
auffangbetrieb mit Mutterkuhhaltung findet sich 
z.B. in Wiesen/Spessart).
Als Auffangbetriebe mit Ackerbau eignen sich Be­
triebe, die eine Feldstruktur mit reichlich Land­
schaftselementen haben, eine größere Zahl von 
Kulturpflanzen anbauen und die Pflege von ver­
schiedenen ökologischen Zellen bzw. Kleinstruk­
turen übernehmen können. Die Extensivierung ist 
hier verbunden mit einer Reduzierung der Dün­
gung und des Herbizid- und Insektizideinsatzes. 
Landschaftspflegemaßnahmen können auch an 
landwirtschaftliche Betriebe als Nebenerwerb 
übertragen werden.

Beispiele für diese Form der Landnutzung (Land­
schaftspflege als Betriebszweig) gibt es z.B. in 
Müncherlbach bei Heilsbronn und in Arbersdorf 
bei Anglberg/Zolling.

-  Umwandlung von landwirtschaftlichen Nutz­
flächen zu Wald in waldarmen Landschaften

So wenig eine Aufforstung in bereits waldreichen 
Landschaften wünschenswert ist, so sehr käme sie 
in waldarmen Landschaften der Arten- und Le­
bensraumvielfalt sowie der Landschaft zugute. -  
Der jahrzehntelange Ertragsausfall müßte natür­
lich ausgeglichen werden. -

-  Stillegung von landwirtschaftlichen Nutzflä­
chen entlang von Straßen zur Verringerung der 
Belastung landwirtschaftlicher Produkte mit 
Schadstoffen.

Gedacht ist an 10 bis 50 m breite Streifen beider­
seits verkehrsreicher Straßen, auf denen der größ­
te Teil der verkehrsbedingten Schadstoffemissi­
onen abgelagert wird. Die dadurch erreichte Ver­
minderung der Schadstoffsbelastung in Nahrungs­
und Futtermitteln ist ein Nebeneffekt der Bio­
topfunktion solcher Streifen.

-  Langfristiges Liegenlassen von 3 bis 5 m breiten 
unbewirtschafteten Randstreifen sowie die 
Verbesserung der Saumbereiche entlang von 
Wäldern, Hecken, Feldgehölzen und Gewäs­
sern dritter Ordnung.

-  Langfristige Anlage von Grünstreifen an Feld­
wegen, Gräben und Ackerrainen in Verbin­
dung mit reduzierter Mahd (mähen ab Sep­
tember oder jeweils nur zur Hälfte, um ständig 
Altgrasbestände in der Flur zu haben).

Solche Streifen, insbesondere in Verbindung mit 
reduzierter Mahd, sind neue Lebensräume für 
Pflanzen, aber auch für Tiere (Insekten, Boden­
brüter z.B. das Rebhuhn) in der landwirtschaftli­
chen Flur, also wichtige Glieder in einem Bio­
topverbundsystem.

-  Anlage und Verbreiterung von Ackerrainen 
und Ranken.
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-  Kurzfristige Freisetzung von Teilflächen land­
wirtschaftlicher Betriebe, die örtlich festzule­
gen wären, z.B. zur Schaffung eines Biotop­
verbundsystems im Rahmen der Flurbereini­
gung.

Stillegen bisher landwirtschaftlich genutzter Flä­
chen ist ökologisch besonders in den stark ausge­
räumten Agrarlandschaften hoher Intensität ge­
boten. Hier tragen sie auch am stärksten zur 
Marktentlastung bei. Der Umfang der Stillegun­
gen ist naturraumabhängig. Die Höhe der Stille­
gungsprämie hat sich am Pachtpreisniveau zu 
orientieren.

-  Kurzfristige Freisetzung im Rahmen der 
Fruchtfolge (Rotationsbrache)

Die Rotationsbrache ist ein fester Bestandteil der 
Fruchtfolge. Der Aufwuchs darf nicht geerntet 
werden. Die Fläche wird ein Jahr weder gedüngt 
noch gespritzt. Der Boden wird nur soviel bearbei­
tet, wie zur Einsaat der Deckfrucht bzw. zur Un­
krautbekämpfung nötig ist. Als Deckfrüchte kom­
men verschiedene Einsaaten sowie die natürliche 
Begrünung in Frage (klassische Brache).
Die Rotationsbrache hat neben marktentlasten­
den Effekten positive Wirkungen auf die Boden­
fruchtbarkeit (Humusanreicherung, Bodenleben, 
Schadstoffabbau, Strukturbildung, Schutz vor Bo­
denerosion; "Bodenruhe" und den Gewässer­
schutz, keine Düngung, keine Pflanzenschutz­
mittel). Dagegen ist ihr Beitrag zum Artenschutz 
(Pflanzen) wegen der eingeplanten Unkrautbe­
kämpfungsmaßnahmen (mechanische Verfahren) 
eher gering zu veranschlagen.

-  Unterlassen von Düngung und Pflanzenschutz 
auf Streifen von Feldern und Wiesen (Acker- 
und Wiesenrandstreifen-Programme).

-  Hinausschieben des ersten Schnittes (Wiesen­
brüterprogramm) .

Darüber hinaus will Bayern mit einem Kulturland­
schaftsprogramm 1988 im Vollzug des LwFöG 
(Art. 21,22 und 24) und gemäß Art. 19 EffVO der 
EG Maßnahmen fördern, die die Sanierung, Er­
haltung, Pflege und Gestaltung der Kulturland­
schaft durch die Tätigkeit der landwirtschaftlichen 
Betriebe gewährleisten.

Vorgesehen ist insbesondere die extensive Bewirt­
schaftung landwirtschaftlich genutzter Flächen 
mit einer Verpflichtungsdauer von fünf Jahren; 
das bedeutet:

Auf Ackerland:

-  Anwendung extensiver Fruchtfolgen (mit 
Brache als ein Fruchtfolgeglied)

-  Verzicht auf die Anwendung von chemischen 
Pflanzenschutzmitteln, mineralischer N-Dün- 
gung und Klärschlamm

Auf Grünland:

-  keine mineralische Düngung, keine Gülle; bei 
2- und 3schürigen Wiesen höchstens Stallmist 
alle 3 -5  Jahre 200 dt/ha,

-  keine Entwässerungsmaßnahmen, Planierun­
gen oder Auffüllungen

-  kein Umbruch von Wiesen in Tallagen
-  grundsätzlich später Schnitt unter Berücksich­

tigung des Aussamzeitpunktes. - Die Mahd soll 
erst ab September oder im 2jährigen Turnus 
und jährlich nur auf der halben Flächen erfol­
gen; mit der Entwicklung von Altgras- und 
Krautbeständen werden insbesondere Insek­
ten gefördert und Rückzugsflächen für Tag­
schmetterlinge geschaffen

Umwandlung von Ackerland in Grünland in ero­
sionsgefährdeten Lagen (über 12 % Hangnei­
gung) sowie die Beibehaltung der Grünlandnut­
zung in Tallagen:
Die Rückkehr zur Grünlandnutzung in nieder­
schlagsreichen Gebieten, steilen Hanglagen, über- 
schwemmungsgefährdeten Tallagen und auf Moo­
ren ist nicht nur ökologisch bedeutsam, sondern 
auch im Interesse des Boden- und Gewässerschut­
zes.

Die Gebietskulisse für die Förderung solcher Maß­
nahmen umfaßt vor allem Flächen

-  in Arealen, die durch Rechtsverordnung als 
Natur- und Landschaftsschutzgebiete oder 
Natur- und Nationalparke ausgewiesen sind 
oder

-  in Gebieten, die nach entsprechenden Krite­
rien des Agrarleitplanes als Extensivierungsge- 
biete festgesetzt werden oder

-  anerkannte Almen/Alpen und Flächen über 
1000 m Höhenlage.

Landeskulturelle und landespflegerische Lei­
stung der bäuerlichen Landwirtschaft

Neben diesen Forderungen Freisetzung von Flä­
chen aus der landwirtschaftlichen Produktion und 
Extensivierung, um ökologischen Zielsetzungen 
gerecht zu werden, muß unbedingt auch die bisher 
erbrachte landeskulturelle und landespflegerische 
Leistung der bäuerlichen Landwirtschaft heraus­
gestellt werden; die Vielfalt und Schönheit unserer 
Kulturlandschaft sind das Ergebnis einer bäuer­
lich strukturierten Landwirtschaft, die auch öko­
logischen Ansprüchen entgegenkommt. Öko­
logische Leistungen, die die bäuerliche Landwirt­
schaft für die gesamte Gesellschaft erbringt, sind 
z.B.

-  Offenhaltung der Landschaft

Die standörtlich benachteiligten, waldreichen 
Mittelgebirgslagen erhalten ihren Reiz durch den
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engräumigen Wechsel von Wald und landwirt­
schaftlichen Nutzflächen. Die bäuerliche Land­
wirtschaft hat hier nicht nur Produktionsfunktion, 
sie erhöht darüber hinaus die Vielfalt der Lebens­
räume für Pflanzen und Tiere, den Wohnwert der 
dort lebenden Bevölkerung und den Charakter 
einer Erholungslandschaft.

-  Gliederung der Landschaft

Die Landschaft wird zum einen durch geomor- 
phologische Strukturen und zum anderen durch 
Gehölzstrukturen in erlebbare Räume gegliedert. 
Die Gliederung mit Wäldern, Feldgehölzen, Hek- 
ken, Bäumen und Sträuchern ist um so notwendi­
ger, je unauffälliger die geomorphologischen 
Strukturen sind. Fehlen diese Strukturen, er­
scheint die Landschaft ausgeräumt.

-  Erhaltung und Sicherung von naturnahen 
Landschaftsbestandteilen wie Ranken, Raine, 
Uferstreifen, Tümpel, Feldgehölze etc.

Diese Flächen, kleinräumig verteilt und miteinan­
der vernetzt (Biotopverbundsystem), bieten Tier- 
und Pflanzenarten der Kulturlandschaft Rück­
zugs- und Überlebensraum.

-  Vielfalt der Bodennutzung

Der kleinräumige Wechsel zwischen Wiesen und 
Ackerland einerseits und der Fruchtartenwechsel 
auf dem Ackerland andererseits ergeben eine 
Vielzahl miteinander vernetzter Lebensräume, die 
Tieren über das ganze Jahr Schutz und Nahrung 
bieten und die Landschaft optisch ansprechend 
erscheinen lassen.

-  Standortangepaßte Nutzung und wechselnde 
Intensität

Die kleinteilige Feldflur gestattet optimale Anpas­
sung der Bodennutzung und der Intensität der Be­
wirtschaftung an die natürlichen Standortgege­
benheiten. Wechselnde Intensitäten der Flächen­
nutzung in Raum und Zeit tragen zu erhöhten Ar­
tenzahlen und ihren Austausch in Agraröko­
systemen bei. Sie können so einen direkten Beitrag 
zum Artenschutz bieten.

-  Grenzlinieneffekt durch kleine Schlaggrößen

Landwirtschaftliche Flächen werden zur Grenze 
hin in der Regel extensiver genutzt. Durch kleine­
re Schlaggrößen im Rahmen der bäuerlichen Be­
wirtschaftung entsteht somit ein enges Gitternetz 
aus extensiv genutzten Streifen. Die agrarökologi­
sche Bedeutung dieser Streifen ist besonders hoch

zu werten, wenn sie an nicht bewirtschaftete Flä­
chen wie z.B. Säume angrenzen.

-  Erhaltung von Saumbereichen

Die natürlicherweise vorhandenen Säume (Über­
gangszonen, z.B. zwischen Wald und landwirt­
schaftlich genutzten Flächen) weisen in der Regel 
sehr hohe Artenzahlen auf und sind agrarökolo­
gisch wichtige Kontaktzonen zwischen intensiv 
und extensiv genutzten Flächen.

-  Erhaltung extensiver Nutzungsformen wie 
Almen bzw. Alpen, Streuwiesen, Hutungen, 
Streuobstbestände

Extensiv genutzte landwirtschaftliche Flächen 
sind nährstoffärmer, trockener oder feuchter als 
die umgebenden intensiv genutzten Flächen. Sie 
zeichnen sich in der Regel durch einen hohen Ar­
tenreichtum aus. Die meisten dieser Arten sind 
Spezialisten und auf diese "Sonderstandorte" als 
Lebensraum angewiesen.
Die Pflege der Kulturlandschaft, die Erhaltung 
der Arten- und Lebensraumvielfalt waren bisher 
selbstverständlich hingenommene Nebenleistun­
gen der Landwirtschaft. Diese Leistungen sollten 
der bäuerüchen Landwirtschaft künftig von der 
Gesellschaft honoriert werden, und zwar durch 
Gewährung eines allgemeinen Bewirtschaftungs­
entgeltes. Die Höhe dieses Entgeltes sollte entspre­
chend den ökologischen Leistungen bemes- sen 
werden. Besondere Leistungen sollten dar- über 
hinaus zusätzlich gefördert werden.

Zusammenfassung

Die Landwirtschaft ist vornehmlich an der Pro­
duktivität der bewirtschafteten Flächen interes­
siert. Arten- und Lebensraumvielfalt sind nur 
insoweit von Bedeutung, als durch eine standort- 
gerechte Nutzung hohe Erträge langfristig gesi­
chert werden sollen.
Naturschutzziele sind in der Agrarlandschaft also 
nur begrenzt realisierbar. Verschiedene Land­
schaftsveränderungen, z.B. durch Flurbereinigung 
und Melioration sowie die Entwicklung moderner 
Produktionstechniken haben zu einem Verlust der 
Lebensmöglichkeiten für eine Reihe von Pflanzen 
und Tieren geführt.
Viele wildwachsende Pflanzenarten und wildle­
bende Tierarten haben aber auch für das Agrar­
ökosystem eine große Bedeutung. Als Lebens­
raum für solche Arten kommen in Frage vor allem 
die ein ökologisches Netz bildenden Hecken, 
Feldgehölze, Feldraine und Feuchtgebiete; d.h. 
Grünlandbiotope mit Bedeutung für den Natur­
schutz, soweit sie extensiv genutzt sind und daher 
seltene Pflanzenarten aufweisen.
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Landwirtschaft unter besonderer Berücksichti­
gung des Naturschutzes kann als Frage dahinge­
hend beantwortet werden, daß die Landwirtschaft 
im Integrierten Pflanzenbau Naturschutzzielen 
gerecht wird. Bei einer gesamtökologischen Be­
trachtung beschränkt sich die Agrarökologie näm­
lich nicht nur auf eine vertikale Analyse eines 
Standortes - Boden/Bodenoberfläche/Halm-, Blü­
ten- und Ährenschicht -, sondern auch auf eine ho­
rizontale Analyse unter Einbeziehung von Hek- 
ken, Feldrainen, Ranken, Feldgehölzen und deren 
Saumbereiche; denn den Saumbereichen ist eine 
große Bedeutung beizumessen. Man muß ein Sich- 
gegenseitiges-Durchdringen und -Beeinflußen 
von Nutzflächen und Saumbereichen feststellen, 
außerdem sind sie geschaffen und werden erhal­
ten, gepflegt und gestaltet durch die landwirt­
schaftliche Nutzung.

Die Leitgedanken des "Integrierten Pflanzenbau­
es" und agrarökologische Zusammenhänge müs­
sen den Landwirten ins Bewußtsein gebracht wer­
den, wenn der Naturhaushalt gesichert, eine arten­
reiche Pflanzen- und Tierwelt sowie die Vielfalt, 
Eigenart und Schönheit der Landschaft erhalten 
oder gefördert werden soll. Diese Ziele können ei­
nerseits ohne Mitwirkung der Landwirtschaft 
nicht erreicht werden, andererseits kann die Land­
wirtschaft nur gesellschaftliche Akzeptanz erwar­
ten, wenn sie auch bereit ist, ausreichende Flächen 
für naturbetonte Biotope zur Sicherung der Arten- 
und Lebensraumvielfalt zur Verfügung zu stellen. 
Die Bereitstellung und der Schutz von solchen 
Flächen kann (in Agrar- und Umweltpolitik) mit 
politischer Entschlossenheit und verstärktem Mit­
teleinsatz verfolgt werden. Dazu gehören das 
Entgelt für landeskulturelle und landschaftspfle­
gerische Leistungen der Landwirtschaft und wei­
tere Förderungsmaßnahmen (z.B. Teil C des "Al­
pen- und Mittelgebirgsprogrammes" für die Erhal­
tung, Pflege und Gestaltung der Kulturland­
schaft).
Die Realisierung der vorgetragenen Ziele hängt 
natürlich nicht nur, wie schon gesagt, von der Mit­
wirkung der praktizierenden Landwirtschaft ab, 
sondern auch von Kompetenzregelungen und Or­
ganisationsformen der Fachverwaltungen Land­
wirtschaft und Naturschutz.
Neben landwirtschaftlichem Sachverstand - dazu 
gehören betriebswirtschaftliche, bodenkundliche 
und pflanzenbauliche Kenntnisse sind ganz 
selbstverständlich naturschutzfachliche, insbeson­
dere landschaftsökologische und biologische 
Kenntnisse notwendig. Die Zielvorgaben müssen 
daher von vornherein zwischen Landwirtschaft 
und Naturschutz abgestimmt und wohl abgewogen 
sein. Nur durch eine ganzheitliche ökologisch­
funktionelle Raumbewertung und Zielgebung

können die Erfordernisse des Arten- und Biotop­
schutzes oder auch des Schutzes von Wasser und 
Boden oder des Landschaftsbildes sowie des Inte­
grierten Pflanzenbaues dargestellt und umgesetzt 
werden.
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Flächenumwidmungen für nachwachsende Rohstoffe?
Werner Philipp*

1. Einleitung

Die Diskussion um nachwachsende Rohstoffe ist 
seit einiger Zeit aktuell. Man hofft, durch Anbau 
industriell verwertbarer Pflanzen neue Märkte für 
die Landwirtschaft zu erschließen. Dabei sollen 
möglichst Flächen, auf denen bisher Überschuß­
produkte erzeugt wurden, umgewidmet werden.

Zunächst soll hier ein Überblick über die Proble­
matik der Flächenverfügbarkeit und ihrer Nutz­
barkeit für nachwachsende Rohstoffe gegeben 
werden. Dann sollen einige Gruppen von nach­
wachsenden Rohstoffen mit ihren möglichen Aus­
wirkungen auf die Umwelt vorgestellt werden, so­
weit das allgemein beurteilt werden kann. Schließ­
lich ist zu untersuchen, welche Flächen für welche 
Rohstoffe verfügbar wären und welche Konse­
quenzen der Anbau dieser Produkte hat.

2. Flächenumwidmung - wie ist das zu verste­
hen?

Die Landwirtschaft der Europäischen Gemein­
schaft produziert jährlich mehr und mehr Über­
schüsse. Ursache hierfür sind die Marktord­
nungen, die bei vielen Produkten Preis- und Ab- 
satzgarantien ohne Obergrenze beinhalten. An­
dere Marktordnungen setzen Quoten fest, die weit 
über dem Bedarf einer nahezu stagnierenden Be­
völkerung liegen.
Die Verwertung, die Lagerung und der Export von 
Überschüssen kostet der Europäischen Gemein­
schaft und ihren Mitgliedsstaaten erhebliche 
Geldmittel, die, anders eingesetzt, wichtige außer­
ökonomische Funktionen der Landwirtschaft di­
rekt und effektiver als bisher unterstützen könn­
ten.
Rein rechnerisch ergibt sich aus den jährlich an­
steigenden Überschußmengen an Zucker, Milch, 
Getreide, Rindfleisch, Wein und Olivenöl, um nur 
einige zu nennen, ein zunehmendes Flächenpoten­
tial, das anderen Nutzungen zur Verfügung stün­
de. Fachleute sprechen von bis zu 30 % der land­
wirtschaftlichen Nutzfläche der EG zur Jahrhun­
dertwende, sofern der "Schnitt" beim Selbstversor­
gungsgrad gemacht würde (2).

Vor der Erläuterung, mit welchen Pflanzen frei- 
werdende Flächen unter Umständen bestellt 
werden können, müssen zwei Fragen geklärt wer­
den. Zunächst die, wie man die Landwirte dazu

bringen kann, auf ihre Überschußprodukte im 
Anbau zu verzichten, ohne daß man zu so restrik­
tiven Maßnahmen wie Kontingentierung und ver­
schärftem Wettbewerb über die Preisanpassung 
greifen muß. Denn diese Maßnahmen beschnei­
den die Landwirte in ihrer ohnehin von vielen 
Zwängen eingeengten Entscheidungsfreiheit als 
Unternehmer. Restriktive Preispolitik würde eini­
ge Zehntausende unserer Familienbetriebe in den 
Ruin treiben. Weder kurzfristig noch langfristig 
kann eine solche Politik tragbar sein.
Die zweite Frage stellt sich besonders für export­
orientierte Staaten innerhalb der EG: Ist der 
Selbstversorgungsgrad, umgelegt etwa auf jeden 
Mitgliedsstaat, das geeignete Maß, die Produktion 
einzuschränken? Während einige Staaten und 
Länder mit günstiger Lage oder guter Vermark­
tungsstrategie, beispielsweise Holland oder Bay­
ern, viel mehr exportieren können als es ihrem 
Selbstversorgungsgrad entspricht, müssen andere 
Länder mit weniger rechnerischem Überschuß 
verhältnismäßig große Mengen ihrer Erzeugung in 
die staatliche Intervention geben. Dieses Problem 
könnte dadurch gelöst werden, daß man tatsäch­
lich die jeweiligen Interventionsmengen als Über­
schuß definiert, da sie zum festgesetzten Markt­
preis keinen Abnehmer mehr finden. Aus der Sta­
tistik geht hervor, daß viele der bereits intervenier­
ten Mengen mangels Nachfrage exportiert werden 
müssen. Somit deckt sich die nicht intervenierte 
Menge in der EG ungefähr mit dem Bedarf, also 
dem Selbstversorgungsgrad.

Die politischen Schwierigkeiten einer solchen Re­
gelung sollen hier nicht weiter untersucht werden, 
sie verursachen aber meines Erachtens den ge­
ringsten Schaden bei Landwirtschaft und nachge­
lagerter Industrie, wobei Lagerhalter, die von 
hohen Interventionsmengen profitieren, hiervon 
ausgenommen sind.

Was soll nun aber für Produkte mit Quotenrege­
lung, wie beispielsweise Zucker und Milch, gelten? 
Die Quote liegt weit über der Selbstversorgungs­
grenze und beschreibt weder den nationalen Ver­
brauch, noch richtet sie sich nach der optimalen 
Produktionsmöglichkeit. Hier müßten tatsächlich 
bei der verarbeitenden Industrie Daten über die 
Verwendung ihrer Produkte erhoben werden. Wir 
haben bei Milch durch die Interventionsmöglich­
keiten von Butter und Magermilchpulver wenig­
stens einen Anhalt, wieviel zu Marktpreisen, also 
teurer als die Verarbeitungshilfe, verkauft werden

Vortrag am 22.09.1987 auf dem ANL-Seminar "Flächenumwidmungen in der Agrarlandschaft - Chancen für Gesellschaft, 
Landwirtschaft und Naturschutz" in Laufen a.d. Salzach
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kann, außerdem Daten über den Inlandsver­
brauch. Wir stellen beispielsweise für Bayern fest, 
daß etwa ebensoviel exportiert wie im Inland ver­
braucht wird, wobei die derzeitige Quotenmenge 
grob dem tatsächlich verkaufbaren Anteil an 
Milch entspricht. Solche Daten fehlen uns für 
Zucker, der nicht oder kaum interveniert wird und 
bei dem eine Handvoll Unternehmen nahezu den 
gesamten bundesdeutschen Markt kontrolliert. Es 
sind weder Daten über Quotenmengen und -flä­
chen in Bayern noch über Exportmengen bayeri­
schen Zuckers zu erfahren, obwohl sie zweifellos 
existieren. In diesem Fall wäre, da anders nicht 
möglich, eine Beschränkung auf den Selbstversor­
gungsgrad als Maß des Überschusses denkbar. 
Die Festlegung einer solchen Marke wird mora­
lisch untermauert, wenn man bedenkt, daß der 
Weltmarktpreis für Zucker unter den Herstel­
lungsvollkosten der effektivsten Erzeuger liegt 
und daß nicht zuletzt der immense Zuckerexport 
der EG - ihr Anteil am Weltmarkt liegt bei 13 % - 
Schuld an der Misere einiger Entwicklungsländer 
ist.

Hier sei unterstellt, daß das Maß des Überschus­
ses an den Mengen gemessen wird, die tatsächlich 
am Markt nicht zu gegebenen Preisen verkauft 
werden können. Für die EG ist das zweifellos der 
Selbstversorgungsgrad, da der Binnenmarktpreis 
weit über dem Weltmarktpreis liegt. Für einzelne 
Mitgliedstaaten und -Länder ist dies aber die 
Menge, die interveniert werden muß oder nicht in­
nerhalb der EG exportiert werden kann.
Unter diesen Gesichtspunkten betrachtet, steht 
Bayern relativ günstig da. Denn es exportiert gro­
ße Mengen und die Nahrungsmittelindustrie muß 
nicht - sofern sie nicht von der Intervention profi­
tiert - auf gewohnte Absatzwege verzichten.
Und dennoch verbleiben für Bayern unter diesen 
positiven Umständen selbst bei vorsichtiger Schät­
zung mindestens 400 000 ha, die bis zum Jahr 2000 
freigesetzt würden (6).
Dieses Flächenpotential könnte nun zur Erzeu­
gung von nachwachsenden Rohstoffen dienen, 
wenn gesichert wäre, daß damit auch wirklich die 
Überschüsse beseitigt würden.

Die Fruchtfolge verschafft den Ackerfrüchten 
jährlich einen neuen Platz auf den Feldern des 
Landwirts. Mit dem Entschluß, eines dieser Fel­
der den nachwachsenden Rohstoffen zu widmen, 
braucht der Landwirt nicht notwendigerweise auf 
seinen lukrativen Weizen zu verzichten. Er opfert 
stattdessen den weniger "günstigen" Hafer, nutzt 
die Fruchtfolgevorteile einer Blattfrucht, z.B. 
Raps als nachwachsenden Rohstoff samt seiner 
Subventionen und baut auf dem für Hafer vorge­
sehenen Feld nun Winterweizen an.

Es ist daher festzustellen, daß das Angebot der 
nachwachsenden Rohstoffe allein nicht genügt, 
um Flächen von der Überschußerzeugung abzu­
ziehen. Es stellt vielmehr eine willkommene Er­

weiterung der Produktionsalternativen dar, wobei 
ein ökonomisch handelnder Landwirt stets die 
Frucht mit den geringsten Einkommenserwartun­
gen zugunsten einer höheren fallen läßt. Diese 
Tatsache zwingt zu Restriktionen, um den Erfolg 
zu garantieren. Auch das Grünbracheprogramm 
in Niedersachsen besteht auf der Verpflichtung 
der Landwirte, gerade die Überschußprodukte 
Weizen und Gerste in dem Maß zu reduzieren, wie 
Gelder aus dem Programm beansprucht werden.

So bleibt festzuhalten, daß die Fläche nur dann 
sinnvoll zur Verfügung steht, wenn es gelingt, die 
Landwirte zum Verzicht auf genau diese Anbau­
flächen an Überschußprodukten zu bewegen. Ist 
dies einmal geklärt, könnte man einer Umwid­
mung von 400 000 ha zustimmen. Dabei muß man 
aber bedenken, daß alle Prognosen im wesentli­
chen davon ausgehen, daß weiterhin mit steigen­
der Intensität gewirtschaftet wird, ständig neue 
Flächen frei werden und umgewandelt werden 
könnten, usw.

Ein "Ja" zur Nutzung aller auf diese Weise freige­
setzten Flächen bedeutet auch die Zustimmung zu 
weiterer Verarmung der Landschaft, höheren 
Einsatz an Pestiziden und Maschinen, die Intensi­
vierung bisher noch verschonter Flächen und ein 
"Ja" zur weiteren alleinigen Ausrichtung der Land­
wirtschaft auf Produktion, ohne Rücksicht auf 
wichtige, ökonomisch noch mangelhaft bewertete 
Funktionen zur Erhaltung der Lebensfähigkeit 
unserer Umwelt.

3. Nutzungsmöglichkeit freier Flächen durch 
nachwachsende Rohstoffe

Die Palette der nachwachsenden Rohstoffe ist 
vielfältig. Sie reicht von der alternativen Verwen­
dung von Nahrungspflanzen für industrielle 
Zwecke über die Züchtung spezieller einjähriger 
Rohstoffpflanzen, bis zur mehrjährigen Nutzung 
einer Fläche mit Holzpflanzen und zur Auffor­
stung der Flächen mit Hochwald-Baumarten.

3.1 Alternative Verwendung von Nahrungsmitteln

Alternative Verwendung von Nahrungsmitteln 
heißt eigentüch, daß sich an der bisherigen Pro­
duktion nichts ändert. Nur der Überschuß wird, 
anstelle des Exports, einer anderen Verwendung - 
beispielsweise der Ethanolerzeugung - zugeführt. 
Aus Zuckerrüben, Getreide, Kartoffeln und eini­
gen anderen Nahrungsmitteln kann Ethanol er­
zeugt werden. Nicht selten wird die Etha­
nolerzeugung als der Lösungsweg der Überschuß­
problematik angesehen. Daneben wird die Öl­
pflanze Raps nur zu einem Teil in der Nahrungs­
und Futtermittelindustrie verwendet, sie dient 
heute schon der Versorgung der Industrie mit 
Rohstoffen. Die Herstellungskosten von Ethanol
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aus Zuckerrüben betragen im günstigsten Fall ca. 
0,50 DM/1. Dabei wird vorausgesetzt, daß neben 
einer Zuckerfabrik eine Anlage zur Ethanolher- 
stellung besteht, Aufnahme- und Entsorgungsein­
richtungen können zusammen verwendet werden 
(1). Soll eigens eine Ethanolfabrik erstellt werden, 
liegen die Herstellungskosten bei ca. 0,80 - 1,00 
DM/1 Ethanol. Dabei sind mögliche Erlöse aus 
dem Verkauf von Preßschnitzeln und der Einsatz 
von Schlempe-Biogas als Prozeßenergie bereits 
berücksichtigt (5).

Eine Modellkalkulation der TU Braunschweig 
geht von einer Anlage aus, die neben 98 500 t 
Weißzucker im Jahr auch 57 000 m3 oder 45 000 t 
Ethanol produziert. Dafür sind 1,275 Mio t Rüben 
notwendig, wobei die Lagerung von Dicksaft einen 
Dauerbetrieb über das ganze Jahr ermöglichen 
soll (1). Diese enorme Anlage könnte also ca. 1/4 
der gesamten Rübenernte Bayerns verarbeiten 
und würde anstelle von theoretisch ausbeutbaren 
190 000 t Weißzucker nur etwa die Hälfte erbrin­
gen.

In der Bundesrepublik werden jährlich ca. 2,2 
Mio t Weißzucker verbraucht. Die gesamte Quo­
tenmenge beläuft sich aber auf 2,6 Mio t. 400 0001 
Zuckerrüben werden also lizensiert über den Ei­
genbedarf hinaus erzeugt. Von der Menge außer­
halb der Höchstquote, dem C-Zucker, ganz zu 
schweigen. Der muß ohnehin am Weltmarkt abge­
setzt werden. An Quotenzucker sind, soweit 
Deutschland nicht günstig in andere EG-Staaten 
exportieren kann, 400 000 t am Weltmarkt abzu­
setzen. Die Differenz zwischen Weltmarktpreis 
und EG-Preis für Weißzucker der B-Quote 
beträgt zur Zeit ca. 450 DM/t. Exporterstattungen 
müssen diese Lücke decken. Der Landwirt 
bekommt für die angelieferten Rüben den verein­
barten Preis. Nun stellt sich die Frage, ob nicht die 
Ethanolerzeugung aus der überschüssigen B-Quo- 
tenmenge günstiger ist als Export.

Ein Zuschuß von 450 DM je t exportiertem B- 
Quotenzucker bedeutet umgerechnet für eine dt 
Zuckerrüben 6,75 DM. Der Rohstoffpreis für die 
Ethanolfabrik würde sich auf ca. 1,6 DM/dt Zuk- 
kerrüben verringern. Aus 1 dt Zuckerrüben wer­
den ca. 9 1 Ethanol gewonnen. Zu den Verar­
beitungskosten von ca. 0,50 DM/1 kommen also 
noch 0,18 DM an Rohstoffkosten. Das Ethanol 
könnte bei gleicher Subventionierung zu 0,68 
DM/1 angeboten werden.

Aus den 400 000 t überschüssigen Quotenzucker 
könnten somit 240 000 t Ethanol erzeugt werden. 
Mit vier Anlagen in Deutschland, wie oben be­
schrieben, könnte der Überschuß an Zucker in 
Energie umgewandelt werden.

Vor der allgemeinen Einführung einer solchen 
Maßnahme sind aber noch einige Punkte abzuklä­
ren:

Zunächst ist unbekannt, welchen Preis Ethanol auf 
den verschiedenen möglichen Absatzmärkten er­
zielen kann. Als Zusatz zu Kraftstoffen anstelle 
des Blei-Tetra-Äthyls würde es mit dem Methanol 
konkurrieren, dessen Marktpreis bei ca. 0,16 DM/1 
hegt (4). Andere Verwendungen in der Industrie, 
wie z.B. als Synthesealkohol oder die Verarbei­
tung zu Äthylen oder Acetaldehyd, werden im 
Preis nicht über den subventionierten Herstel­
lungskosten hegen, so daß wahrscheinlich weitere 
Subventionen am Verwendungssektor nötig wä­
ren, um diese Mengen abzusetzen.

Die zwangsweise Beimischung von Ethanol zu 
Kraftstoffen käme ebenso einer Subventionierung 
des Ethanolsektors gleich, wobei die Kosten zu­
sätzlich den Verbraucher belasten würden. Da der 
Ersatz des Bleis kostengünstiger möglich ist, steht 
sich die Frage nach dem Sinn solcher Maßnah­
men.

Bisher wurde hier immer nur von der alternativen 
Verwendung von Zuckerrüben aus bestehenden 
Quotenverträgen gesprochen. Die Folge davon 
wäre aber eine mangelnde Auslastung der Zucker­
fabriken, die ohnehin nur 85 Tage im Jahr arbei­
ten. So hätte die Ethanolherstellung zur Folge, daß 
sich die Zuckererzeugung verteuert. Der Wunsch 
vieler Zuckerfabriken ist aber sicherlich eine aus­
gelastete Zuckerherstellung und zusätzlich, wegen 
der günstigen Anlagekonfiguration, ein subventio­
nierter Ethanolbetrieb. Sie zielen neben erhöhten 
C-Zuckermengen auf unbegrenzte, da nicht quo­
tengeregelte Mengen von Weizen, Kartoffeln und 
anderer Erzeugnisse ab, die aber wiederum kom­
pliziertere Anlagen benötigen. Der besondere 
Vorteil des Getreides ist eine hohe Ethanolaus­
beute (35-401 je 100 kg) und ein besserer energe­
tischer Wirkungsgrad. Zudem läßt es sich pro­
blemlos lagern. Solange es sich hierbei auch nur 
um eine Umlenkung des Überschussses vom Ex­
port zur Inlandsverarbeitung handelt, bliebe es 
eine Verwendungsalterntive. Doch ist dies bei Ge­
treide schwer zu kontrollieren. Wenn jedoch der 
Preis für den Erzeuger nicht verändert wird, be­
stehen kaum Anreize, die Anbaufläche zu erhö­
hen. Würden Pflanzen speziell zur Ethanolher­
stellung angebaut, wie z.B. Futterrüben oder Ge­
haltsrüben, handelte es sich nicht mehr um Ver- 
wendungs-, sondern um Nutzungskonkurrenten. 
Dann müßte der erzielbare Preis für Ethanol aller­
dings drastisch steigen, da sonst zusätzliche Sub­
ventionen erforderlich wären.

Allgemein sind zur Ethanolerzeugung alle Pflan­
zen geeignet, die einen extrahierbaren Anteil an 
Zucker, Stärke oder Cellulose besitzen. Die Stärke 
und die Cellulose müssen aber einen Verzucke­
rungsprozeß durchlaufen, bevor sie zu Alkohol 
vergoren werden können. Stroh oder Holz könn­
ten aber auch als Energieträger in der Anlage ver­
wendet werden, was den Wirkungsgrad etwas ver­
bessern würde.
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Dieser Wirkungsgrad ist überhaupt einer der strit­
tigen Punkte im Ethanolprojekt. Mit der energeti­
schen Bewertung aller verwertbaren Produkte, 
wie Schlempe, Preßschnitzel usw. als Tierfutter 
erhält man bestenfalls 70 % mehr Energie als ins­
gesamt hineingesteckt wurde. Erst wenn diese 
hochwertigen Futtermittel zur Biogaserzeugung 
eingesetzt werden, kommt man auf ein Input/ 
Output-Verhältnis von 1:2,5. Damit verteuert sich 
aber wiederum die Anlage (1).

Die Ethanolherstellung ist im Vergleich zur Zuk- 
kerherstellung weniger abwasserintensiv. Der che­
mische Sauerstoffbedarf beträgt nur ca. 10 % der 
Zuckerabwässer, so daß bei Alternativbetrieb 
keine Mehrbelastung der Gewässer auftreten 
dürfte. Anders bei zusätzlicher Erzeugung von 
Ethanol, wobei mit jeder Tonne Ethanol ca. 17 Ku­
bikmeter Schlempe mit hohem chemischen und 
biologischen Sauerstoffbedarf in der Kläranlage 
anfallen (3).

Es zeigt sich, daß die Ethanolherstellung aus Zuk- 
kerrüben auch dann Probleme aufwirft, wenn sie 
an Stelle der Zuckererzeugung aus überschüssigen 
Quotenrüben betrieben würde. Der Zuckerrüben­
anbau gehört zu den intensivsten landwirtschaftli­
chen Kulturen (außer Dauerkulturen u.a.), er ist 
erosionsfördernd. Die Verarbeitung zu Zucker 
und Ethanol ist nicht "umweltfreundlich", große 
Mengen an Abwässern müssen bewältigt werden 
und hohe Energiemengen werden verbraucht, 
auch wenn im besten Fall mehr als doppelt soviel 
Energie erzeugt wie verbraucht wird. Ethanol wird 
auf absehbare Zeit, auch bei Subventionierung in 
Höhe der bisherigen Exportkosten, nicht auf einen 
aussichtsreichen Markt treffen. Zusätzliche An­
bauflächen zur Ethanolerzeugung sind aus den ge­
schilderten Nachteilen vollständig abzulehnen, da 
allein schon die Subventionierung dieser Erzeug­
nisse unrealistische Summen verschlingen 
würden. Die ökologischen Folgen im Anbau und 
in der Verarbeitung sind nicht zu verantworten, 
wenn damit nicht einmal auf weiteren Sektoren 
wie beim Verkehr (bleifreie Kraftstoffe) positive 
Wirkungen erzielt werden können (Ersatz Metha­
nol). Sinngemäß gelten diese Aussagen für alle 
Arten der Ethanolherstellung aus Ackerfrüchten.

Solange nur der Überschuß an Weizen, Gerste 
usw. zur Ethanolherstellung verwendet würde, 
können auch Subventionen vom Export in die Ver­
arbeitung gelenkt werden und das Ethanol verbil­
ligen. Die Agrarlandschaft würde sich dadurch 
nicht ändern. Ebensowenig, so ist zu befürchten, 
der Subventionsbedarf. Eines fernen Tages könnte 
es aber auch dazu kommen, daß Ethanol preislich 
so günstig steht, daß es sich lohnt, auch ohne Sub­
ventionen mehr Flächen dafür zur Verfügung zu 
stellen. Zu diesem Zeitpunkt wird die Alternative 
zur Konkurrenz. Eine Konkurrenz gegenüber dem 
Nahrungsmittelanbau, aber mehr noch eine Kon­
kurrenz gegenüber den wenig intensiv bewirt­

schafteten Gebieten, den Rückzugsgebieten und 
den Biotopen.

32  Anbau von einjährigen Pflanzen zur indu­
striellen Nutzung

Viele dieser Pflanzen fanden sich noch vor einigen 
Jahrzehnten in Deutschland, wie Lein, Färbe­
pflanzen und Ölpflanzen. Manche wurden neu 
entdeckt wie das Wolfsmilchgewächs "Euphorbia 
latyris". Raps erfreut sich heute schon großer Be­
liebtheit, da er über hohe EG-Subventionen und 
einen guten Posten in der Fruchtfolge verfügt. 
Raps ist mehr als Nahrungspflanze einzustufen, 
denn noch werden 60 % zur Margarine- und Spei­
seölherstellung verwendet. Mit Neuzüchtungen 
wie dem Doppel-Null-Raps könnten es auch noch 
höhere Anteile werden.
40 % des Raps werden heute industriell genutzt. 
Sein Öl findet sich in Kosmetika und in Schmier­
ölen. Diese Nutzung und seine Beliebtheit ver­
dankt Raps dem Preisausgleich. Der Verwender 
erhält Rapsöl zum Weltmarktpreis, während der 
Landwirt für die Rapssaat einen garantierten Min­
destpreis erhält. Je nach Weltmarktlage müssen je 
Dezitonne Rapssaat 40 bis 60 DM subventioniert 
werden. Zusätzliche Verwendungen können nur 
eingeschränkt im Lebensmittelsektor gefunden 
werden. Die Züchtung bestimmter Fettsäuremu­
ster ist Vorbedingung für weitere Anwendungen 
in der Industrie. Es wäre auf absehbare Zeit nicht 
mit gravierenden Zunahmen im Rapsanbau zu 
rechnen, wenn er nicht einen so günstigen Dek- 
kungsbeitrag lieferte.

Ein Deckungsbeitrag in ähnlicher Höhe ist Vorbe­
dingung für den Anbau weiterer Industriepflan­
zen. Beim gegenwärtigen Stand der Rohstoff­
preise ist ein hoher Deckungsbeitrag nur über 
massive Subventionen denkbar. In manchen Fäl­
len, wie etwa bei Lein, fehlt es in Deutschland auch 
an ausreichenden Verarbeitungskapazitäten. Dies 
belastet eine mögliche Innovation zusätzlich. Si­
cher sind unter den nach wachsenden einjährigen 
Rohstoffpflanzen einige, deren ökologische Wir­
kung positiver als die von Weizen, Mais oder Zuk- 
kerrüben beurteilt werden kann. Doch wie soll ein 
Ersatz dieser Früchte mit ökologisch positiven an­
deren Früchten vonstatten gehen?

Ein grundsätzliches Merkmal nachwachsender In­
dustrierohstoffe ist, daß sie bisherige Produkte der 
Nahrungsversorgung verdrängen. Ohne Regelun­
gen würde das schwächste Glied der Landbewirt­
schaftung, beispielsweise eine Feuchtwiese, aus- 
scheiden. Sie würde entwässert, gedüngt und zu ei­
nigermaßen ertragreichem Grünland gemacht. 
Weitere Intensivierung des Restgrünlandes folgt, 
das geeignetste Stück wird in Acker umgewandelt, 
usw. Irgendwo findet dann, bei gleichbleibender 
Nahrungsmittelproduktion, zusätzlich ein Feld 
mit Lein, Raps oder anderen Industriepflanzen
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seinen Platz. Bestenfalls findet die Verdrängung 
der geringstwertigen Frucht nur am Acker und 
nicht am Grünland statt, Überschußprodukte wer­
den wahrscheinlich nur marginal verdrängt, da sie 
mit hohen Deckungsbeiträgen ausgestattet sind.

Selbst wenn nachwachsende Rohstoffe mit Dek- 
kungsbeiträgen wie Weizen ausgestattet werden, 
werden sie diesen nicht verdrängen, solange eine 
Feuchtwiese oder das sonst schwächste Glied in 
der Flächenausstattung noch intensiviert werden 
kann.

3.3 Mehrjährige Flächenumwidmung zur Holz­
erzeugung

Die Nutzung freiwerdender Flächen durch Holz­
erzeugung ist schon seit Jahrhunderten gängige 
Praxis. Hatten Kriege oder Seuchenzüge die Be­
völkerung stark dezimiert, benötigte man nach 
wenigen Jahren des Aufbaues nicht mehr so viel 
Anbaufläche zur Versorgung. Die Landwirtschaft 
in Grenzlagen wurde unrentabel und die Bewoh­
ner wanderten aus den Walddörfern ab. Wüstun­
gen entstanden und wurden von Menschenhand 
oder natürlich wieder zu Wald.

Heute kennen wir viele Formen der Holznutzung, 
angefangen von kurzen Umtriebszeiten von Pap­
peln, Weiden u.a. im Plantagenwald, über mittle­
re Umtriebszeiten für Schwachholz, Papier- oder 
Zellstoffproduktion bis zu langen Umtrieben zur 
Starkholz- oder Wertholzproduktion.
Die Holzwirtschaft bietet gegenüber den anderen 
nachwachsenden Rohstoffen viele Vorzüge. Zu­
nächst ist sie, auch in ihrer intensivsten Form, der 
Kurzumtriebsplantage, vergleichsweise extensiv. 
Über mehrere Jahre hinweg wird der Boden nicht 
bearbeitet und kann sich relativ ungestört regene­
rieren. Der Boden ist gut durchwurzelt und trotzt 
somit besser als irgendwie sonst der Erosion. 
Selbst die Ernte des Rohstoffes ist sehr wenig ma- 
schinen- und energieaufwendig, also auch ökolo­
gisch positiv zu beurteilen.
Der Rohstoff Holz läßt sich teilweise umwelt­
freundlich, beispielsweise in der Sägeindustrie, 
teilweise aber auch mit negativen Umweltfolgen, 
wie in der Papier- und Zellstoffindustrie, vermark­
ten.
Leider ist mit der Holznutzung ein schwerer 
Nachteil verbunden: Der Landwirt erhält jahre- 
oft jahrzehntelang kein Geld, bis endlich mit der 
Endnutzung größere Summen auf einmal zur Ver­
fügung stehen. Je kürzer die Umtriebszeit ist, um 
so schneller erhält der Landwirt Geld, aber auch 
die Holzqualität sinkt und damit der Preis. Letzt­
lich bestimmt der Verwendungszweck die Anbau­
weise, die angebauten Baumarten, die Umtriebs­
zeit und den Preis.

Einige Verwendungen und speziell dafür geeigne­
te Anbaumethoden seien hier vorgestellt:

33.1 Holzanbau zur Energieerzeugung

Für diesen Zweck kommt es allein darauf an, so 
viel Heizenergie wie möglich auf einer bestimmten 
Fläche zu erzeugen.

Schnellwachsende Baumarten werden hierzu in 
sehr kurzen Umtriebszeiten mehrmals hinterein­
ander im Stockausschlag genützt. Dies ist zweifel­
los die intensivste Art der Holzbewirtschaftung, 
ein Anbau speziell gezüchteter Sorten und Klone 
in Plantagen. Pflanzenschutz und Bodenbearbei­
tung sind im Anfangsstadium unerläßlich. Vegeta­
tiv vermehrte Steckhölzer werden möglichst op­
timal dicht in den vorbereiteten Boden gesteckt. 
Mit Herbiziden wird die Konkurrenzflora wenig­
stens streifenförmig ausgeschaltet, verarmter Bo­
den muß gedüngt werden. Die genetisch absolut 
identischen Pflanzen wachsen rasch. Nach einer 
Vegetationsperiode erfolgt ein Rückschnitt der 
ersten Triebe zur Anregung des Wurzel- und 
Sproßwachstums. Eventuell ist zu Beginn der 
zweiten Vegetationsperiode ein neuer Herbizid­
einsatz notwendig, danach sind die Triebe aus dem 
Konkurrenzraum entwachsen und sorgen mit 
dichtem Laub ihrerseits zur Unterdrückung der 
Bodenvegetation. Nach wenigen Jahren, etwa 
nach 3-6 Jahren, ist der maximale jährliche 
Zuwachs erreicht, die erste Ernte steht bevor. 
Nach fünf Jahren soll die Plantage ca. 60 t Trok- 
kensubstanz je ha an Holzmasse erbringen. Ernte­
maschinen stehen noch nicht zur Verfügung, sie 
werden aber in mehreren Ländern bereits entwik- 
kelt und erprobt. Sie sollen die Triebe möglichst 
glatt abschneiden, bündeln und am Feldrand able- 
gen oder im gleichen Arbeitsgang hacken. Zusam­
men mit einer ausreichend schnellen Vorfahrt­
geschwindigkeit bilden diese Anforderungen ein 
schwer zu lösendes Problem.

Nach der Ernte treiben die Wurzelstöcke neu aus 
und müssen wieder vor Konkurrenz geschützt 
werden. Über 3-6 Erntezyklen hinweg behalten 
die Stöcke ihre Ertragsfähigkeit, dann müssen sie 
ersetzt werden.

Holz als Energieträger hat gegenüber den heute 
üblichen Energieträgern Kohle, Gas und Öl we­
sentliche Nachteile. Zunächst wird es feucht ge­
erntet. Will man damit eine automatisch be­
schickbare Heizanlage betreiben, muß ein homo­
genes Schüttgut hergestellt werden. Dies ge­
schieht durch das Häckseln des Erntegutes, in 
diesem Fall relativ dünne Äste. Ein Haufen feuch­
ter Hackschnitzel modert während der Lagerung, 
er verliert an Heizwert. Deshalb muß das Hackgut, 
wenn es nicht sehr bald verwendet wird, getrock­
net werden. Etwa 1/4 der gesamten Hackgutmen­
ge wird zum Trocknen des Restes benötigt.

Der zweite Nachteil ist der hohe Lagerraumbe­
darf. Eine Tonne Trockensubstanz entspricht ca. 
7 Kubikmeter Hackschnitzel. Dabei heizt 1 1 Holz
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gerade so gut wie 0,41 Heizöl, wobei dieses nur ca. 
7 % des Lagerraumes von getrockneten Hack­
schnitzeln für dieselbe Energiemenge benötigt.

Neben diesen Nachteilen besitzt Holz auch einige 
Vorteile. Es ist eine regenerierbare Energiequelle 
mit hohem Energieoutput. Es wird ca. 8mal soviel 
Energie erzeugt, wie zur Produktion verbraucht 
wird. Ein Hektar Kurzumtriebsplantage kann pro 
Jahr durchschnittlich 4000 1 Heizöl ersetzen, dies 
entspricht mehr als dem Verbrauch eines Wohn­
hauses.

Der Energieeinsatz bei der landwirtschaftlichen 
Produktion ist maximal halb so hoch wie der von 
Zuckerrüben, der jährliche Energieausstoß im 
Verhältnis zu Zuckerrüben 4,6fach. Im Vergleich 
zu gewöhnlichem Heizöl und Kohle ist Holz in der 
Verbrennung schwefelärmer. Seine Asche kann 
nutzbringend als Dünger auf den Kurzumtriebs­
flächen verwendet werden.
Ähnlich wie bei Zuckerrüben gilt auch bei Holz 
aus Kurzumtriebsplantagen, daß derzeitig keiner­
lei Wettbewerbsfähigkeit mit herkömmlichen 
Brennstoffen besteht.
Beim derzeitigen Heizölpreis von ca. 40 Pf. je Liter 
entspricht eine Tonne Trockensubstanz Holz ca. 
180 DM Heizwert. Dabei ist die schlechte Hand­
habung und der wesentlich größere Raumbedarf 
nicht einkalkuliert. Pro Jahr und ha könnten auf 
diese Weise 2160 DM erlöst werden. Die propor­
tionalen Spezialkosten vor der Trocknung betra­
gen aber schon schätzungsweise 2100 DM, für die 
Trocknung sind nochmal 300 DM an Kosten zu 
veranschlagen (5).
Es ist möglich, daß der Heizölpreis einmal über 
die Schwelle der Wirtschaftlichkeit dieser Boden­
nutzungsform ansteigt. Für die Allgemeinheit wer­
den Hackschnitzel allein aus Lagerungsgründen 
nicht zu Heizzwecken verwendet werden können. 
Es gibt aber hier interessante Möglichkeiten für 
kleine Dörfer, Weiler oder Einzelhöfe, eine loh­
nende autarke Energieversorgung aufzubauen. 
Bereits heute laufen in Österreich Pilotprojekte 
mit Waldrestholz. Plantagenholz hat zwar höhere 
Gestehungskosten, bietet sich aber für viele Land­
wirte mit freien Flächen an.
Neben der Verbrennung von Hackschnitzeln zur 
Gewinnung von Wärmeenergie besteht die Mög­
lichkeit, das Holz zu vergasen. Mit diesem Gene­
ratorgas kann Strom erzeugt werden. Unter gün­
stigen Voraussetzungen werden bereits bei 0,21 
DM/kWh die proportionalen Kosten hereinge­
holt, bei 0,30 DM/kWh erzielt die Plantage einen 
Deckungsbeitrag von 1000 DM/ha und Jahr. 
Zudem entfällt hierbei die Trocknung und das 
Hacken, da größere Stücke ebenso vergast werden 
können wie Partien mit höherem Feuchtegehalt
(5).

Für manche Situationen wäre es daher durchaus 
interessant, Energie aus Kurzumtriebsplantagen 
zu erzeugen. Es fehlt jedoch noch an geeigneten

Geräten zur Ernte und an genügend Erfahrungen, 
um einen sicheren Anbauerfolg von mindestens 
121 Trockenmasse je ha und Jahr erwarten zu kön­
nen. Die Technologie zur Verwertung des Roh­
stoffes ist vorhanden und könnte kostengünstig 
eingesetzt werden.

Das Holz aus Schnellwuchsplantagen kann auch in 
Spanplatten Verwendung finden. Doch auch dort 
sind die Preise so niedrig, daß kaum eine lohnen­
de Verwertung in Aussicht ist, außerdem konkur­
riert das Kurzumtriebs-Holz mit Waldrestholz. Es 
ist im Interesse eines stabilen und gepflegten 
Waldes, wenn sich schon die Jungdurchforstungen 
lohnen, wenigstens für den Landwirt, der ja zu­
nächst ohne seine Arbeitszeit kalkulieren kann. 
Bei aller Theorie über expandierende Schwach­
holzmärkte und steigenden Zellstoff- und Papier­
verbrauch - für diese Sektoren kann Durchfor­
stungsholz und teilweise auch Plantagenholz ein­
gesetzt werden -, vor der Anhäufung eines neuen 
konkurrierenden Angebotes sollte die Pflege des 
bestehenden Waldes im Vordergrund stehen. Mit 
steigendem Angebot sinkt in der Forstwirtschaft 
der Preis und das geht zunächst zu Lasten der ar­
beitsintensiven Durchforstungen. Der Landwirt 
mit Kurzumtriebsplantagen wird aber durch sin­
kende Preise unter Umständen wirtschaftlich 
schwer getroffen. Die teuere Plantagenanlage 
lohnt sich erst, wenn der Ertrag und der Preis über 
mindestens 15 bis 20 Jahre hoch genug bleiben. 
Würde man den Markt spalten und die Plantagen 
fördern, die Verwertung von Schwach- und Rest­
holz jedoch nicht, so wäre noch weniger als bisher 
Anreiz zur Pflege des Hochwaldes gegeben.

33 2  Neuaufförstungen mit Hochwald

Am Ende meiner Aufzählung von Alternativen im 
Rohstoffsektor steht die Flächenumwidmung in 
Hochwald verschiedener Ausprägung.

Hier ist in allen Bereichen vom Anbau bis zur Ver­
wertung ein breites praxiserprobtes Wissen vor­
handen, die Technik ist voll entwickelt und über 
70 % der Landwirte kennen sich damit aus. Die 
Anlage eines Nadelwaldes oder eines Nadelwal­
des mit Buchenbeimischung lohnt sich. Nach heu­
tigen Preisen kalkuliert, erzielt ein Landwirt Dek- 
kungsbeiträge von 1100 bis 1600 DM/ha und Jahr 
(6). Die Alternative wäre also durchaus konkur­
renzfähig, wenn nicht erst nach 60 bis 100 Jahren 
der Hauptteil der Erlöse erzielt würde. Die Neu­
anlage von Wald wäre auf manchen landwirt­
schaftlich genutzten Flächen wünschenswert. Da­
bei erscheint es unerheblich, ob für die erste Wald­
generation intensive forstliche Kulturen, wie z.B. 
Fichte, verwendet werden. Mit relativ günstiger 
Verzinsung und hohen Enderlösen bieten die- se 
Kulturen eine gewisse Attraktivität, die durch ein­
fache Pflege noch verstärkt wird. Nach der ersten 
Waldgeneration kann dann eine Umwandlung in
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mehr standortgemäße Bestände erfolgen. Mit dem 
Enderlös aus der ersten Nutzung kann der Land­
wirt solche Kultmen und deren Umtriebszeiten 
leichter überstehen. Auch der Boden dürfte dann 
zur Einbringung standortgemäßer Baumarten 
besser geeignet sein.

Das Problem ist die finanzielle Überbrückung der 
ersten 60 Jahre. Wenn es gelänge, den Landwirt 
zum dauerhaften Verzicht beispielsweise auf 
einen Hektar Weizen zu überreden, so könnten 
jährlich mindestens 1200 DM an Exportsubventio­
nen eingespart werden. Ähnlich dem Grünbrache­
programm in Niedersachsen könnten so Flächen 
zur Aufforstung ausgeschieden und die Existenz 
des Landwirts mit diesem Betrag gesichert wer­
den.

4. Welche Flächen für welche Nutzungen?

Keine der Alternativen ist heute bereits so entwik- 
kelt, daß sie eine wirtschaftliche Konkurrenz zur 
bisherigen Produktion darstellt. Der Subventions­
bedarf kann eine Möglichkeit sein, den Anbau zu 
fördern, wo es gerade erwünscht ist, und ihn zu 
hemmen, wo er nicht erwünscht ist.
Es sei unterstellt, daß es erwünscht ist, die Über­
produktion zu drosseln. Freigesetzte Gelder könn­
ten in die Subvention nachwachsender Rohstoffe 
fließen.
Im Fall der kontingentierten Zuckerrüben wäre es 
ein leichtes, wenn die überschüssigen B-Rüben an­
stelle zum Export zur Ethanolverarbeitung ver­
wendet würden. Ökologisch würde sich wenig än­
dern, die Anbaufläche bliebe gleich, die Verarbei­
tung brächte auch keine größeren Probleme als 
vorher. Selbst die Kosten wären tragbar. Von ca. 
80 000 ha Rübenfläche in Bayern könnten 20 000 
bis 30 000 ha auf diese Weise verwertet werden.

Anders sieht es mit den übrigen nachwachsenden 
Rohstoffen aus. Sie sollen Überschußprodukte im 
Anbau ersetzen. Wirkungsvoll wäre die Maßnah­
me nur, wenn im Rahmen von Verträgen tatsäch­
lich Überschußmengen eingespart werden. Dies 
setzt umfangreiche Kontrollen voraus, auch eine 
exakte Buchführung oder eine Schlagkartei seitens 
der interessierten Landwirte. Einjährige nach­
wachsende Rohstoffe könnten so im Rahmen 
eines Vertragsanbaues eingeführt werden. Welche 
Flächen ihnen zugewiesen werden sollen, hängt 
von der Frucht ab. Ob dabei auch positive Um­
weltwirkungen erzielt werden ist fraglich, denn der 
Anbau auf der Ackerfläche wird weiterhin mit 
voller Intensität betrieben.
Schwieriger noch ist der Anbau von mehrjährigen 
Kulturen wie Kurzumtriebsplantagen oder gar der 
Hochwaldbetrieb. Die Flächenansprüche sind 
verhältnismäßig gering und könnten auch durch 
mäßiges Grünland gedeckt werden. Kaum ein 
Landwirt wird sich bereiterklären, hochwertiges 
Ackerland aufzuforsten, solange er noch ein paar

entlegene Streuwiesen besitzt. Auch hier müßten 
Verträge greifen, die die Aufforstung bestimmter 
Flächen zur Bedingung für Zuschüsse, Renten o.ä. 
machen. Daneben sind Kontrollen der Ackerflä­
che notwendig, die sicherstellen, ob wirklich 
weniger Überschußprodukte angebaut werden.

Während die Frage, welche Fläche genau umge­
widmet wird, bei einjährigen Ackerfrüchten zweit­
rangig ist - dort wird dies hauptsächlich von der 
Fruchtfolge bestimmt - ist dies bei Flächenaus­
scheidungen zur Aufforstung sehr wichtig. Einer­
seits gilt es, ökologisch wertvolle oder stabili­
sierende Flächen zu erhalten. Diese zeichnen sich 
häufig durch geringen Ertrag oder schwierige Be­
wirtschaftung aus und wären aus der Sicht des 
Landwirts besonders aufforstungswürdig. Ande­
rerseits erfordert die Aufforstung von Ackerfläche 
oder ertragreichem Grünland höheren Zuschuß­
bedarf, bietet aber vergleichsweise geringe Er­
tragssteigerungen forstlicherseits, so daß der 
Landwirt mit wirtschaftlichen Argumenten nicht 
überzeugt werden kann. Zudem werden Auffor­
stungen mitten in der Ackerflur nicht gern ge­
sehen, sie werfen Schatten, mindern den Ertrag, 
usw. Auch für die Bäume selbst, bei Hochwaldauf­
forstungen, ist der Standort weder natürlich noch 
angenehm. Sie leiden stärker unter Frost, Trok- 
kenheit und Wind.
Zweifellos sind mit Aufforstungen, auch wenn es 
sich um Kurzumtriebsplantagen handelt, mehr 
ökologische Vorteile verbunden wie mit anderen 
"nachwachsenden Rohstoffen". Dies gilt aber nur, 
wenn eine intensive Kultur, etwa Ackerfrüchte 
oder intensives Grünland, damit verglichen wird. 
Die Flächenumwidmung sollte daher gesteuert 
werden, um echte ökologische Vorteile nicht zu­
nichte zu machen. Zur Aufforstung kämen so 
hauptsächlich intensive Standorte in Frage. Dann 
wäre neben der Reduzierung von Überschußmen­
gen auch ökologisch etwas getan, nämlich die Still­
legung intensiv genutzter Flächen.

5. Schluß

Die nachwachsenden Rohstoffe bieten unter der 
Voraussetzung ihrer Wettbewerbsfähigkeit zu­
sätzlich Alternativen zur herkömmlichen Produk­
tion. Wenn es erwünscht ist, kann die Wettbe­
werbsfähigkeit mit Hilfe von Subventionen künst­
lich herbeigeführt werden.
Jede wirtschaftlich attraktive Alternative hat zur 
Folge, daß das schwächste Glied in der Bodennut­
zung ausgeschieden wird zu Gunsten meist inten­
siverer Anbaumethoden. Mit Hilfe von Anbau­
verträgen, an die Subventionen gebunden werden, 
könnte dies zu Lasten der meist intensiv angebau­
ten Überschußprodukte, ohne Behelligung schwä­
cherer und extensiverer Anbauglieder, gehen.
Nur die alternative Verwendung bereits angebau­
ter Überschußprodukte, beispielsweise die Ethan­
olherstellung aus Überschußzuckerrüben oder
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-weizen hat keine Konsequenzen auf den Sektor 
der Landnutzung. Neue Früchte verdrängen aber 
die schwächste Frucht in der Fruchtfolge.
Die Flächenumwidmung in mehrjährige Kulturen, 
wie beispielsweise Kurzumtriebsplantagen oder 
Hochwald, ist als echte Flächenstillegung auf 
Dauer zu bewerten und Ackerkulturen sowie in­
tensiver Grünlandnutzung vorzuziehen. Diese 
Nutzung erfordert jedoch Vorsicht in der Flächen­
wahl und ist im Hinblick auf den finanziellen Aus­
gleich über mehrere Jahrzehnte hinweg besonders 
problematisch.
Flächenstillegung oder Flächenumwidmung kön­
nen sich jedoch nur über wenige Prozent der land­
wirtschaftlichen Nutzfläche erstrecken. Der Rest 
der Fläche bleibt auf diese Weise weiterer Inten­
sivierung ausgesetzt. Daher erscheint es fraglich, 
ob dieser Weg ökologisch einer allgemeinen Ex- 
tensivierung ohne Flächenausscheidungen vorzu­
ziehen ist.
Mit dem Anbau von Industrierohstoffen begibt 
sich der Landwirt außerdem in eine weitere Ab­
hängigkeit vom Preisdiktat weniger oligopolisti­
scher Abnehmer wie Zuckerfabriken, Ölmühlen 
oder Stärkeverarbeitern. Ein Ausweg für den bäu­
erlichen Familienbetrieb kann dies nicht sein, es 
wird immer Großbetriebe geben, die zu günstige­
ren Konditionen liefern können. Es bieten sich für 
solche Familienbetriebe hauptsächlich Chancen 
in der Vermarktung über kleinere Genossenschaf­
ten direkt an den Verbraucher. Die größte Über­
lebenschance für den Kleinbetrieb besteht in der 
Produktion biologischer Nahrungsmittel und die 
Selbstvermarktung soweit möglich. Damit werden 
höhere Preise erzielt, der Boden pfleglich behan­
delt und Überschüsse vermieden.
Die Chance einer allgemeinen Extensivierung, 
einer allgemeinen Umstellung auf ökologisch ver­
trägliche Wirtschaftsweisen, würde vertan, wenn 
jetzt mit weiterhin hohen Subventionen in nach­
wachsende Rohstoffe der weiteren Intensivierung 
der Landwirtschaft Vorschub geleistet würde. 
Durch die Einführung von nachwachsenden Roh­
stoffen wird eine Verstärkung des Konkurrenz­
kampfes der Früchte am Acker, ein Ausscheiden 
der extensiven Fruchtarten und über kurz oder 
lang auch ein Ausscheiden der kleinen Betriebe 
erreicht, da sie, wie bisher immer, den sogenann­
ten Fortschritt nur unvollkommen oder mit zu 
hohen Lasten übernehmen können.
Durch die gezielte Förderung einer allgemeinen 
Extensivierung, etwa durch die Förderung der 
Umstellung zum ökologischen Landbau, kann die 
Existenz der kleineren Betriebe gesichert werden. 
Denn die ökologische Wirtschaftsweise ist arbeits­
intensiv, kapitalextensiv und erfordert ein hohes 
persönliches Engagement. Durch diese Extensi­
vierung wird der Schadstoffeinsatz wesentlich ver­
ringert, das Bodenleben verbessert, die Erosion 
vermindert und Biotope bleiben bestehen.

Es kann nicht Ziel einer kleinbäuerlichen Agrar­
politik sein, nachwachsende Rohstoffe zu fördern. 
Diese Anbaualternativen können von Großland­
wirten schneller und wirtschaftlicher genützt 
werden und bringen so den Familienbetrieb weiter 
in Schwierigkeiten. Der umgekehrte Weg, die Ex­
tensivierung, die Nutzung aller Flächen im ökolo­
gischen Landbau fördert den kleinen Betrieb und 
berücksichtigt viele landschaftspflegerische Pro­
bleme.
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Möglichkeiten der Flurbereinigung zur verstärkten 
Berücksichtigung des Naturschutzes
Rolf Manger*

1. Einleitung

Einleitend sei mir gestattet, drei Zitate aus der Re­
gierungserklärung des Bayerischen Ministerpräsi­
denten vom 10. Dezember 1986 wiederzugeben 
( 1):

-  "Auch in einer von Technik und Industrie ge­
prägten Welt muß die bäuerüche Landwirt­
schaft ihren festen Platz haben".

-  "Die Staatsregierung wird ihre in Deutschland 
und Europa vorbildliche Politik zum Schutz 
von Natur und Umwelt fortsetzen".

-  "Die Staatsregierung wird alles tun, was der 
Stärkung des Zonenrandes, des Grenzlandes 
und der strukturschwachen Gebiete dient".

Diese wenigen Zitate beleuchten schlaglichtartig 
die Situation, in die die Flurbereinigung gestellt ist. 
Ihre drei Hauptaufgaben

-  Hilfe für die Land- und Forstwirtschaft durch 
Verbesserung der Produktions- und Arbeitsbe­
dingungen,

-  Förderung der allgemeinen Landeskultur 
durch landespflegerische Maßnahmen,

-  Förderung der Landentwicklung durch Maß­
nahmen der Dorferneuerung sowie Unterstüt­
zung örtlicher und überörtlicher infrastruk­
tureller Maßnahmen

fordern heute mehr denn je komplexes Denken, 
Planen und Handeln. Nie kann die Flurbereini­
gung ein Belang allein sehen. Bei der engen Ver­
flechtung gesellschaftlicher Interessen zeigen sich 
immer Auswirkungen ihrer Planungen und Maß­
nahmen auf mehrere Bereiche.

2. Lage der Landwirtschaft

Zunächst soll auf die Landwirtschaft als einen der 
Eckpfeiler der Flurbereinigungstätigkeit einge­
gangen werden:

Die Lage der Landwirtschaft ist heute durch die 
Überproduktion einer Reihe von Produkten ge­
prägt, die nicht mehr bezahlbar ist und abgebaut 
werden muß. Nicht nur aus agrar- und gesell­
schaftspolitischer Sicht, sondern auch aus der 
Sicht des Naturschutzes ist es erwünscht, dabei

möglichst viele landwirtschaftliche Betriebe zu er­
halten. Die Überlegungen zur Produktionsver­
minderung aus der Sicht der Landwirtschaft soll­
ten mit den ökologischen Überlegungen möglichst 
harmonisch zeit- und raumgerecht in Überein­
stimmung gebracht werden. Der Bayerische Mini­
sterpräsident fordert folgerichtig im "Jahrhun­
dertvertrag für die Landwirtschaft" (2), daß die 
bäuerlichen Familien etwa ein Viertel ihres Ein­
kommens aus der Vergütung für ihre landeskultu­
rellen und landespflegerischen Leistungen bezie­
hen.
Die Flurbereinigung wird im Rahmen ihrer Mög­
lichkeiten diese Zielsetzungen unterstützen. Sie 
kann der Landwirtschaft wichtige Hilfen für die 
notwendige Umorientierung geben.

3. Forderungen des Naturschutzes an die Flur­
bereinigung

Nachfolgend sollen die wichtigsten Forderungen 
des Naturschutzes dargestellt werden, soweit sie 
die Flurbereinigung berühren:

3.1 Forderungen des Rates von Sachverständi 
gen für Umweltfragen im Sondergutach­
ten "Umweltprobleme der Landwirtschaft".

Die wichtigsten Forderungen des Sachverständi­
genrates sind (3):

3.1.1 Biotopverbundsystem

Die zukünftige Agrarlandschaft soll kleinräumig 
mit einem Netz von Biotopen überdeckt sein oder 
werden. Hierfür wird ein durchschnittlicher Flä­
chenbedarf von 10 % mit Schwankungsbreiten von 
5 % bis über 20 % veranschlagt.

3.1.2 Sicherung ökologisch bedeutsamer Flä­
chen

Ein Ankauf der wichtigsten ökologisch bedeutsa­
men Flächen und die Übertragung auf geeignete 
Träger wird gefordert. Hierzu bedarf es eines fi­
nanziellen Grundstockes, der mit entsprechenden 
Mitteln ausgestattet ist und einen geeigneten Flä­
chenvorrat erwirbt.

Vortrag am 23.09.1987 auf dem ANL-Seminar "Flächenumwidmungen in der Agrarlandschaft - Chancen für Gesellschaft, 
Landwirtschaft und Naturschutz" in Laufen a.d. Salzach

102



3.13 Extensivierung der landwirtschaftlichen 
Bodennutzung und Pflegemaßnahmen 
gegen Entgelt

Die landwirtschaftliche Bodennutzung muß exten- 
siviert werden. Die dadurch entstehenden be­
triebswirtschaftlichen Nachteile und Pflegemaß­
nahmen im Interesse des Naturschutzes sind den 
Landwirten angemessen zu vergüten.

3.1.4 Erosion

Der zunehmenden Erosion muß mit allen Mitteln 
Einhalt geboten werden.

3.1.5 Flurbereinigung

Zur Flurbereinigung unmittelbar fordert der 
Sachverständigenrat vor allem:

-  Die Flurbereinigung soll bei der Durchsetzung 
des Biotopverbundsystems gegenüber den Land­
wirten eingesetzt werden. In Landschaftsplänen 
sollen Biotopverbundsysteme vorgegeben werden, 
von denen die Flurbereinigungsbehörde nur mit 
Zustimmung der Naturschutzbehörde abweichen 
darf.

-  Wegen der Sozialpflichtigkeit des Grundeigen­
tums soll im Flurbereinigungsverfahren ein ko­
stenloser Abzug allein für Naturschutzzwecke von 
bis zu 3 % von jedem Grundeigentümer verlangt 
werden können.

-  Schlaggrößen von mehr als 10 ha sollen in der 
Flurbereinigung keinesfalls ausgewiesen werden. 
Die durchschnittliche Schlaggröße muß weit dar­
unter liegen. Größere Schläge sollen durch die 
Flurbereinigung wieder geteilt werden.

3.1.6 Gesetzesänderungen

Der Sachverständigenrat verlangt, in das Flurbe­
reinigungsgesetz und das Gesetz über die Gemein­
schaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes" mehr umweltpolitische 
Belange aufzunehmen. Beide Gesetze sollen sei­
nen Vorstellungen entsprechend geändert wer­
den.

3 2  Forderungen des Bundes Naturschutz in 
Bayern

Auch der Bund Naturschutz in Bayern hat sich in 
einem Positionspapier mit der Flurbereinigung 
befaßt (4). Sein oberstes Ziel ist die umweltver­
trägliche Landnutzung auf der gesamten Fläche. 
Diese schließt die Sicherung von Biotopen und 
deren Vernetzung mit ein. Im übrigen fordert der 
Bund Naturschutz eine möglichst umfassende Be­
teiligung bei allen Verfahrensabschnitten.

4. Was kann die Flurbereinigung für Natur und 
Landschaft tun?

Die Bayerische Staatsregierung hat sich erst jüngst 
in einem Bericht an den Bayerischen Landtag mit 
der Materie auseinandergesetzt (5). Einer Ände­
rung des Flurbereinigungsgesetzes hat sie eine 
klare Absage erteilt. Dagegen muß abgewartet 
werden, ob das Gesetz über die Gemeinschafts­
aufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes" novelliert wird.
Nachfolgend soll auf der Grundlage der geltenden 
Gesetze, des erwähnten Berichtes der Bayeri­
schen Staatsregierung (5) und der derzeitigen 
Verwaltungsanweisungen dargestellt werden, wie 
in der Flurbereinigung dem gemeinsamen Interes­
se an der Erhaltung und naturnahen Gestaltung 
der gewachsenen Kulturlandschaft am besten 
Rechnung getragen werden kann.

4.1 Beteiligung des Naturschutzes

Die Beteiligung der Behörden und Verbände des 
Naturschutzes wurde in den letzten Jahren stark 
intensiviert. Sie dürfte weitgehend zufriedenstel­
lend verlaufen. Zu notwendigen und möglichen 
weiteren Verbesserungen sind wir grundsätzlich 
bereit. Allerdings muß von den Vertretern des Na­
turschutzes eine zeit- und sachgerechte Mitarbeit 
gewährleistet sein.

42  Landschaftsplanung in der Flurbereinigung

Heute ist in jeder anlaufenden Flurbereinigung 
eine eigene "Landschaftsplanung in der Flurberei­
nigung" mit den drei Teilen Entwicklung - Gestal­
tung - Sicherung Standard. Für ältere Verfahren 
können je nach Bedarf entsprechende Planungen 
durchgeführt werden.
Die Landschaftsplanung in der Flurbereinigung 
wird in der Regel an freischaffende Landschafts­
architekten vergeben. Sie greift, soweit vorhanden, 
auf die gemeindliche Landschaftsplanung zurück. 
In die Planung gehen auch die Gesichtspunkte des 
Erosionsschutzes ein.
Mit der Landschaftsplanung in der Flurbereini­
gung ist sichergestellt, daß die Belange des Natur­
schutzes weitgehend beachtet werden.

43 Allgemeine Grundsätze für die zweckmäßi­
ge Neugestaltung des Flurbereinigungsge­
bietes (Neugestaltungsgrundsätze)

In die Neugestaltungsgrundsätze gehen die Aussa­
gen der Landschaftsplanung in der Flurbereini­
gung Stufe 1 Entwicklung ein. Die Flurbe­
reinigungsdirektion trifft grundsätzliche Aussa­
gen, wie die Belange von Naturschutz und Land­
schaftspflege zu berücksichtigen sind. Die Neu­
gestaltungsgrundsätze sind Weisungen der Flur­
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bereinigungsdirektion, nach denen die Teilneh­
mergemeinschaft ihre Planungen auszurichten 
hat.

4.4 Plan über die gemeinschaftlichen und öffent­
lichen Anlagen

Der Plan über die gemeinschaftlichen und öffent­
lichen Anlagen enthält die Aussagen der Stufe 2 - 
Gestaltung der Landschaftsplanung in der Flur­
bereinigung. Die in der Flurbereinigung zu erhal­
tenden und neugeplanten Landschaftsbestandtei­
le sind in ihn aufzunehmen. Hierzu gehören nicht 
nur die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen für 
etwaige Eingriffe, sondern auch eigenständige 
landschaftspflegerische Maßnahmen der Flurbe­
reinigung. Flächenbereitstellungen für ökologisch 
bedeutsame Gebiete können im Plan nachrichtlich 
dargestellt werden. Der Plan wird vom Vorstand 
der Teilnehmergemeinschaft aufgestellt und be­
darf der Feststellung oder Genehmigung durch 
die Flurbereinigungsdirektion.

4.5 Neuordnung des Grundbesitzes

Bei der Neuordnung des Grundbesitzes hat die 
Flurbereinigung außerordentliche Möglichkeiten 
zur Gestaltung von Natur und Landschaft, die es 
zu nutzen gilt. Besonders folgende Gesichtspunk­
te sind von Bedeutung:

4.5.1 Unterstützung der Bemühungen zur Ver­
minderung der landwirtschaftlichen Pro­
duktion und der Programme des Natur­
schutzes

Die Verminderung der landwirtschaftlichen Pro­
duktion und die Programme des Naturschutzes 
können von der Flurbereinigung vor allem unter­
stützt werden, wenn Nutzungsänderungen oder 
die Extensivierung der landwirtschaftlichen Bo­
dennutzungvorgesehen sind. Ähnliches gilt für die 
im Jahrhundertvertrag für die Landwirtschaft er­
wähnten landeskulturellen und landespflegeri­
schen Leistungen.
Die Grundstücke von Eigentümern, die an derar­
tigen Programmen teilnehmen, können in Lagen 
zusammengelegt werden, die auch für den Natur­
schutz interessant sind. Voraussetzung ist ein Kon­
zept, das schnelles Handeln im gemeinsamen In­
teresse von Landwirtschaft und Naturschutz er­
möglicht.

4.5.2 Landabzug

Die Bayerische Staatsregierung hat sich gegen die 
Forderung des Sachverständigenrates ausgespro­
chen, durch eine Änderung des Flurbereinigungs­
gesetzes einen unentgeltlichen Landabzug von bis

zu 3 % allein für Zwecke des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege zu ermöglichen. Die benö­
tigten Flächen sollen möglichst im normalen 
Grundstücksverkehr erworben werden.

4.5.3 Schlaggröße

Zur Schlaggröße ist zunächst festzustellen, daß 
diese bei der vielfältigen bayerischen Landschaft 
häufig durch das Gelände begrenzt wird. Größere 
Planierungen, wie sie noch vor 20 Jahren vorge­
nommen wurden, kommen heute nicht mehr in 
Frage.
In dem Bericht an den Bayerischen Landtag ver­
tritt die Bayerische Staatsregierung die Auffas­
sung, daß Schlaglängen von 400 500 m und
durchschnittliche Schlaggrößen von 4 - 5 ha grund­
sätzlich aus ökologischer Sicht akzeptiert werden 
können. Sind größere Schläge unumgänglich und 
wird dadurch ein Eingriff in Natur und Landschaft 
verursacht, soll ein Ausgleich geschaffen werden. 
Diese Schlaggrößen entsprechen auch aus land­
wirtschaftlicher Sicht den Anforderungen, die an 
die Neuordnung des Grundbesitzes zu stellen sind. 
Betriebswirtschaftliche Untersuchungen haben 
gezeigt, daß

-  die genannten Schlaggrößen im Durchschnitt 
nicht erreicht werden,

-  größere Schläge mit der Ausnahme bei Groß­
betrieben vielfach nicht erforderlich sind.

Wir sehen deshalb keine allzu großen Probleme, 
die neuen Grundstücke sowohl landwirtschaftli­
chen wie ökologischen Erfordernissen anzupas­
sen.

4.5.4 Sicherung ökologisch wertvoller Flächen

Wir sind mit dem Bund Naturschutz einig, daß 
ökologisch bedeutsame Flächen soweit möglich in 
der Hand von Landwirten bleiben sollen. Gerade 
in Zeiten, in denen die Gesellschaft mehr und 
mehr bereit ist, landespflegerische Leistungen zu 
vergüten, muß darauf geachtet werden, den Land­
wirten diese Verdienstmöglichkeiten zu erhalten 
oder neu zu schaffen.
Nur soweit es aus fachlicher Sicht erforderlich ist, 
derartige Flächen in das Eigentum von Körper­
schaften des öffentlichen Rechts oder sonstiger 
geeigneter Träger überzuführen, soll dies gesche­
hen. Besonders ist dies der Fall, wenn die Flächen 
durch besondere Maßnahmen umgestaltet wer­
den müssen oder regelmäßig hohe Entschädigun­
gen zu zahlen sind. Gleiches gilt, wenn sich keine 
Landwirte finden, derartige Flächen zu überneh­
men.
Im Flurbereinigungsplan können erforderliche 
landespflegerische Auflagen entweder durch 
Festsetzungen mit der Wirkung von Gemeindesat­
zungen oder durch Eintragungen im Grundbuch
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gesichert werden. Auch können Auflagen durch 
privatrechtliche, dinglich nicht abgesicherte Ver­
träge verwirklicht werden. Entscheidend ist, daß 
den Teilnehmern ein angemessener Ausgleich ge­
geben wird.

4.6 Landerwerb für Zwecke des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege

Durch einen rechtzeitigen Erwerb von zum Aus­
tausch geeignetem Land können wichtige Ziele 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege er­
reicht werden.
Probleme bereitet aber die Finanzierung. Viel­
leicht kann bei den sonstigen Maßnahmen der 
Flurbereinigung noch etwas Geld gespart werden, 
um zusätzliche Mittel für Naturschutzzwecke ab­
zuzweigen. Der hierbei gegebene Spielraum dürf­
te aber nur beschränkt sein, weil die Mittel der 
Flurbereinigung auch in Zukunft für die Rationa­
lisierung der landwirtschaftlichen Bodennutzung 
eingesetzt werden müssen.
Zu hoffen ist, daß die Ankündigung des Bayeri­
schen Ministerpräsidenten im Jahrhundertvertrag 
für die Landwirtschaft (2), weitere Mittel für diese 
Zwecke zur Verfügung zu stellen, in den Haushalt 
des Freistaats Bayern Eingang fmden wird und 
damit zusätzliche Mittel zur Verfügung stehen.

4.7 Eigene Verfahren nach dem Flurbereini­
gungsgesetz für Zwecke des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege

Nach dem Flurbereinigungsgesetz können das ver­
einfachte Flurbereinigungsverfahren, das be­
schleunigte Zusammenlegungsverfahren und der 
freiwillige Landaustausch durchgeführt werden, 
um notwendige Maßnahmen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege zu ermöglichen. Die­
selben Ziele können selbstverständlich auch in der 
Regelflurbereinigung verfolgt werden.
Die Bayerische Flurbereinigungsverwaltung ist 
hierzu grundsätzlich bereit. Aber obwohl diese 
Bestimmungen seit mehr als 10 Jahren im Flurbe­
reinigungsgesetz stehen, wurden sie bisher bei 
weitem noch nicht hinreichend ausgeschöpft. Dies 
ist im Hinblick auf das beachtliche Durchfüh­
rungspotential der Flurbereinigung bedauerlich

5. Verstärkte Berücksichtigung des Naturschut­
zes und der Landschaftspflege in der Flurbe­
reinigung

Das soeben Geschilderte ist heute Standard der 
Flurbereinigung. Wir werden von uns aus bemüht 
sein, das Wirken der Flurbereinigung für Natur­
schutz und Landschaftspflege weiter zu vertiefen. 
Das allein genügt aber nicht. Sollen die Belange 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege ver­
stärkt in der Flurbereinigung berücksichtigt wer­

den, bedarf es zusätzlicher Anstrengungen von 
allen Seiten. Auf folgende Überlegungen will ich 
Ihre Aufmerksamkeit besonders lenken:

5.1 Verstärkte Zusammenarbeit

Die Zusammenarbeit zwischen Naturschutz und 
Flurbereinigung hat sich in den letzten Jahren 
laufend verbessert. Aber immer noch sind längst 
nicht alle Möglichkeiten ausgeschöpft. Vielleicht 
liegt dies daran, daß mancher Vertreter des Na­
turschutzes noch nicht erkannt hat, welche Mög­
lichkeiten die Flurbereinigung hat, seine Bestre­
bungen zu unterstützen. Vielleicht ist sich auch 
mancher Flurbereiniger noch nicht klar, daß er 
gerade im Zusammenwirken mit dem Naturschutz 
den Wert seines Verfahrens steigern kann. 
Typisches Beispiel hierfür ist das Biotopverbund­
system. Obwohl schon seit Jahren von diesem 
System gesprochen wird, liegen uns heute noch 
keine Planungen vor. Was wir hier verwirklichen, 
entsteht überwiegend in der Landschaftsplanung 
in der Flurbereinigung. Beide Seiten sollten sich 
überlegen, wie sie allseits verständliche, praktika­
ble, den gemeinsamen Zielen dienende und finan­
zierbare Lösungen verwirklichen können.

Vergleichsweise sei auf das Verhältnis zwischen 
Flurbereinigung und anderen öffentlichen Belan­
gen hingewiesen. Autobahnen, Bundesfernstra­
ßen, Staats-, Kreis- und Gemeindestraßen, der 
Ausbau des Main-Donau-Kanals, der Donau- 
Ausbau und eine Vielzahl von gemeinnützigen 
Maßnahmen der Gemeinden werden von den je­
weiligen Trägern zusammen mit der Flurbereini­
gung mit bestem Erfolg für beide Seiten und die 
Grundeigentümer fast reibungslos durchgeführt. 
Beim Biotopverbundsystem und bei anderen Pla­
nungen und Maßnahmen für Naturschutz und 
Landschaftspflege sollte es ähnlich laufen.
Ein weiteres Beispiel: Die Möglichkeit, eigene 
Verfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz für 
notwendige Maßnahmen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege durchzuführen, wird bisher 
in Bayern viel zu wenig ausgenützt.
Von beiden Seiten scheint nach wie vor ein erheb­
licher Nachholbedarf im geistigen Durchdringen 
der Materie und im planerischen Vollzug vorhan­
den zu sein.

52  Finanzierung

Für die Finanzierung der Maßnahmen für Natur­
schutz und Landschaftspflege gilt ähnliches. Die 
Flurbereinigung setzt laufend eigene Mittel für 
diese M aßnahm en ein. Die Ausgaben hierfür sind 
in den Jahren 1983 -1986 von 5,9 Mio DM/Jahr auf
16,4 Mio DM/Jahr gestiegen. Doch dies allein 
genügt nicht. Eine gemeinsame Strategie, wie die 
auf beiden Seiten vorhandenen Mittel am wir­
kungsvollsten zum Wohle von Natur und Land­
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schaft eingesetzt werden können, tut not. Nur 
wenn dies gelingt, kann auch die notwendige Ak­
zeptanz bei den Politikern erreicht werden. Diese 
wird sich letztlich in der Bereitstellung der nötigen 
Mittel niederschlagen.

6. Zusammenfassung

Zusammenfassend bleibt festzustellen, daß sich 
die Flurbereinigung in den zurückliegenden Jah­
ren in hohem Maße den veränderten agrar- und 
umweltpolitischen Rahmenbedingungen ange­
paßt hat. Die Flurbereinigung der auslaufenden 
80er Jahre hat anderen Charakter als die der aus­
laufenden 70er Jahre. Dennoch bleibt viel zu tun, 
um auf dem eingeschlagenen Weg weiterzugehen. 
Dies gilt nicht nur für die Flurbereinigung. Auch 
der Naturschutz sollte das vertrauensvolle Zusam­
menwirken suchen, das allein befriedigende Er­
gebnisse erwarten läßt. Dabei eigene Initiativen zu 
ergreifen und in Verfahren nach dem Flurbereini­
gungsgesetz gemeinsam zu verwirklichen, er­
scheint mir als hohes Ziel.
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"Freizeit und Erholung" - Chancen für Naturschutz 
und Landwirtschaft
Rüdiger Hosch*

Entwicklung und Bedeutung der Freizeit

Arbeitswelt und Freizeitverhalten haben sich in 
unserem Jahrhundert in einer kaum vorstellbaren 
Weise verändert. Unsere Arbeitszeit ist etwa nur 
noch halb so lang wie zur Jahrhundertwende. Die 
Tagesfreizeit, aber vor allem auch die Wochen­
endfreizeit und die Urlaubsfreizeit wachsen stän­
dig. Die 35-Stunden-Woche scheint vor der Tür zu 
stehen. Die 30-Stunden-Woche für das Jahr 2000 
ist nicht unwahrscheinlich. Für den einzelnen ist 
nach Umfrageergebnissen die Freizeit heute nach 
Familie und Partnerschaft der bedeutendste Wert. 
Auf der anderen Seite haben Technisierung und 
Automatisierung dazu geführt, daß die körperli­
che Beanspruchung in der Arbeitswelt überall zu­
rückgegangen ist, während andererseits psychi­
sche Belastungen und Streß gerade im Berufsle­
ben zunehmen. Der Mensch ist von einem "Mus­
kelwesen" zu einem "Nervenwesen" umfunktio­
niert worden. Er braucht sein Brot nicht mehr "im 
Schweiße seines Angesichtes" zu verdienen.

Dem Staat kann diese Entwicklung der Freizeit- 
und Arbeitswelt nicht gleichgültig sein. Dafür gibt 
es unter anderem folgende Gründe:

1. Bewegungsmangel führt zu erheblichen gesund­
heitlichen Schäden der Bevölkerung. Bei Untersu­
chungen von Kleinkindern aber auch bei Schul­
untersuchungen zeigt sich, daß der weit überwie­
gende Teil der untersuchten Kinder heute schon 
Schäden und Schwächen am Knochen- und Mus­
kelsystem aufweist, die auf Bewegungsmangel zu­
rückgehen (58 % aller untersuchten schulpflich­
tigen Kinder). Untersuchungen von Jugendlichen 
nach dem Jugendarbeitsschutzgesetz ergeben ein 
ähnliches Bild, wenn auch hier der Prozentsatz der 
Betroffenen geringer ist. Von den ärztlichen Dia­
gnosen betreffen heute 75 % Zivilisationsschäden, 
die nach Meinung der Ärzte durch intensive und 
körperliche Betätigung entweder ganz vermieden 
oder wesentlich ausgeglichen werden könnten. 
Die Tatsache, daß Herz- und Kreislauferkrankun­
gen, insbesondere Herzinfarkte, heute an der Spit­
ze der Todesursachen stehen, spricht ihre eigene 
Sprache. Schon von daher müßte alles versucht 
werden, um den Menschen dazu anzuregen, einen 
erheblichen Teil seiner Freizeit bewegungsorien­
tiert zu verbringen.

2. Auch soziale Gründe sprechen für diese Art der 
Freizeitgestaltung. Gerade in Großstädten und 
Verdichtungsräumen beklagen wir die Bezie- 
hungslosigkeit der Menschen zueinander. Ar­
beitswelt, Wohnwelt und Freizeitwelt sind 
räumlich getrennt. Der einzelne kommt mit häufig 
wechselnden Personenkreisen in Berührung, 
engere und länger dauernde persönliche Bezie­
hungen werden so erschwert. Auch hier kommt 
Sport und Spiel besondere Bedeutung zu. Sie sind 
geeignet, sonst trennende Grenzen wie Alter, Bil­
dungsstand, Geschlecht usw. zu überwinden. Auf 
dem Sportplatz, im Schwimmbad oder auf der Ski­
piste treten solche Grenzen deutlich zurück. Diese 
kontaktfördernde und gemeinschaftsbildende 
Funktion von Sport und Spiel ist gerade für unsere 
jungen Menschen von besonderer Bedeutung, die 
so auch am ehesten von Nachteilen unserer Zivili­
sation wie Alkohol, Drogen u.a. geschützt werden 
können.

3. Schließlich spricht aber auch eine wirtschaftli­
che Betrachtungsweise dafür, daß die Freizeit 
stärker als bisher mit Sport und Spiel ausgefüllt 
wird. Die oben skizzierten Folgen des Bewegungs­
mangels führen nämlich dazu, daß in der Bundes­
republik jährlich mehr als 12 Mrd. DM für Bewe­
gungsmangelkrankheiten ausgegeben werden und 
aus dem gleichen Grunde mehr als 30 Mio. Ar­
beitstage jährlich ausfallen. Auch sonst ist die 
Freizeit ein wirtschaftlich interessanter Bereich. 
Mehr als 1,5 Mio. Arbeitsplätze hängen vom Frei­
zeitmarkt ab. Die Ausgaben für Freizeit steigen 
weit überproportional. Betrugen sie noch 1970 
50 Mrd. DM, so erwartet man 1990 ein Ansteigen 
auf 280 Mrd. DM. Dieser Freizeitmarkt ist natür­
lich vor allem für Bayern als klassisches Urlaubs­
land von besonderer Bedeutung. Daß in Bayern, 
aber auch in unseren Nachbarländern in der Al­
penregion, ein Großteil der landwirtschaftlichen 
Betriebe heute einen Nebenerwerb im Fremden­
verkehr findet, sei in diesem Zusammenhang 
ebenfalls erwähnt. In der Schweiz lebt jeder 10. 
Beschäftigte vom Tourismus. In Österreich bringt 
der Fremdenverkehr die Hälfte aller Devisenein­
nahmen.

Programm "Freizeit und Erholung"

Alle diese Gründe haben dazu geführt, daß der 
Freistaat Bayern schon 1970 das bisher in der Bun-

Vortrag am 23.09.1987 auf dem ANL-Seminar "Flächenumwidmungen in der Agrarlandschaft - Chancen für Gesellschaft, 
Landwirtschaft und Naturschutz" in Laufen a.d. Salzach
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desrepublik immer noch einmalige Programm 
"Freizeit und Erholung" beschlossen hat. Im Rah­
men dieses Programms werden alle gemeinnützi­
gen Träger, vor allem sind dies Gemeinden, Land­
kreise und Vereine, bei der Schaffung von Frei­
zeiteinrichtungen finanziell nachhaltig unterstützt. 
Im Rahmen des Programms werden sowohl Frei­
bäder, Badeseen und Freibadanlagen als Frei­
sportanlagen, Grünanlagen und Spielplätze, 
Kleingartenanlagen, Tierparke und Wildschauge­
hege, Zeltlagerplätze, Wander- und Radwander- 
wege, Unterkunftshäuser und Wintersportan­
lagen wie Eissportanlagen, Langlaufloipen und 
Loipenspurgeräte gefördert. Leider mußte das 
Programm in der Finanzausstattung von 54 auf 36 
Mio. DM gekürzt werden, so daß auch die Förder­
sätze derzeit nur noch 20 % Zuschuß und 30 % 
Darlehen betragen. In schwachstrukturierten Ge­
bieten, deren Förderung der Staatsregierung be­
sonders am Herzen liegt, beträgt der Zuschuß 
allerdings 35 % bei gleichem Darlehenssatz.

Im Rahmen des Themas soll ich besonders auf 
Chancen für Naturschutz und Landwirtschaft ein- 
gehen. Ich wende mich deshalb zunächst dem 
Bereich des Naturschutzes zu.

Chancen für den Naturschutz

Lange wurde und auch heute wird noch behaup­
tet, mit dem Programm "Freizeit und Erholung" 
würde die Natur "möbliert". Ich halte diesen 
Vorwurf für absurd und darf Ihnen dazu zunächst 
sagen, daß wir nahezu 90 % der gesamten zur Ver­
fügung stehenden Mittel für innerörtliche Freizeit­
anlagen ausgeben. Gerade damit, nämlich mit der 
Schaffung attraktiver Schwimmbäder, Eislaufan­
lagen, Bolzplätze aber auch Grün- und Parkanla­
gen versuchen wir, dem Menschen in der Stadt ein 
Freizeitangebot zu unterbreiten, das ihn auch am 
Wochenende in der Stadt halten kann, zumindest 
zeitweise, denn die wenigsten Schäden in der frei­
en Natur richtet sicher derjenige Erholungsuchen­
de an, der in der Stadt bleibt. So wurde etwa in 
München die Errichtung des Ost- und Westparks 
mit namhaften Beträgen gefördert. Beide zusam­
men haben immerhin 130 ha Grünfläche und 
bieten heute vielbesuchte Erholungsräume. Aber 
auch kleinere Grünanlagen, bis hin zur Eingrü­
nung von Kirchen und Rathäusern, werden bei uns 
gefördert. Dabei versuchen wir, auf eine naturna­
he Gestaltung und Pflege hinzuwirken. Entspre­
chende Auflagen im Bewilligungsbescheid sollen 
noch verbessert werden.

Im Zusammenhang mit innerörtlichen Grünanla­
gen möchte ich noch das Instrument der Landes­
gartenschauen erwähnen, wie sie seit 1985 in 
Bayern im 2-Jahres-Turnus durchgeführt werden. 
Sie sind besonders geeignet, der innerörtlichen 
Durchgrünung neue Impulse zu geben. Hier wird 
in bayerischen Großstädten (Augsburg 1985, Din­

kelsbühl 1988, Straubing 1989, Würzburg 1990, In­
golstadt 1992 und voraussichtlich Hof und Bam­
berg 1994 und 1996) im Wege eines Wettbewerbs 
unter hochqualifizierten Landschaftsarchitekten 
ein Grünkonzept entworfen. Dieses wird nicht, wie 
sonst, in Jahrzehnten, sondern mit wesentlicher 
staatlicher Förderung in einem überschaubaren 
Zeitraum von 3 bis 6 Jahren umgesetzt. Dabei 
werden etwa große Volksfestplätze, wie die Tal- 
avera in Würzburg oder der Platz des Gäuboden­
festes in Straubing neu und grün gestaltet, aber 
auch Sünden der Vergangenheit, wie die zu um­
fangreiche Versiegelung des Umfeldes von Schul­
zentren (Dinkelsbühl) durch Neugestaltung be­
seitigt.

Eine weitere Maßnahme, mit der wir der Natur 
eine Chance geben wollen, ist die Durchführung 
von Modellvorhaben und von Wettbewerben. So 
läuft derzeit ein Modellvorhaben "Natumahe 
Kleingärten" in den Städten Regensburg und 
Schweinfurt. Die Frage, wie naturnahe Gärtner 
und insbesondere Kleingärtner wirtschaften, ist 
zwischen ihnen und den Naturschutzverbänden 
manchmal umstritten. Wir wollen nun den Klein­
gärtnern konkrete Hilfen zur naturnahen Anlage 
und Pflege ihrer Gärten geben und dabei auch die 
Lauben einbeziehen, etwa durch Gestaltungsfor­
men, die die Sonnenenergie passiv nutzen, Dach­
begrünung ermöglichen, Mauern als Wärmespei­
cher enthalten u.ä. mehr. Von den Wettbewerben 
seien wiederum die Kleingartenwettbewerbe, aber 
auch die Wettbewerbe zur Einbindung der Cam­
pingplätze in die Landschaft genannt. Neuerdings 
haben wir einen Schulgartenwettbewerb ausge­
schrieben, um diesen Gedanken wieder stärker zu 
beleben und Umwelterziehung am praktischen 
Objekt in der Schule zu fördern. Freilich wissen 
wir, daß hier letztlich alles vom Engagement der 
Schüler und Lehrer abhängt und gerade hier die 
Verhältnisse an den Schulen sehr unterschiedlich 
sind und auch zeitlich sehr stark wechseln können.

Aber auch in der freien Natur ergreifen wir eine 
ganze Reihe von Maßnahmen, die Chancen für 
den Naturschutz enthalten. So wurden z.B. in den 
letzten eineinhalb Jahrzehnten im Norden Mün­
chens mehr als 20 Badeseen geschaffen, die an 
schwülen Tagen von mehr als hunderttausend Ba­
denden aufgesucht werden. Damit ist es gelungen, 
einem erheblichen Teil der Bevölkerung von Mün­
chen und des Umlandes wohnortnahe Bademög­
lichkeiten anzubieten und so den Erholungsdruck 
auf die Naturseen südlich von München wie etwa 
den Starnberger See oder Ammersee zu verrin­
gern. Darüber hinaus bemühen wir uns, bei künst­
lich angelegten Badeseen, die meist aus Bagger­
seen entstehen, erhebliche Teile der Gewässer- 
und Uferbereiche einer naturnahen Entwicklung 
vorzubehalten und sie entsprechend zu gestalten. 
Wo die Möglichkeit besteht, wie in den letzten 
Jahren etwa im Bereich der Gemeinde Neufahrn 
nördlich von München, wurde sogar von 3 Seen
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einer vollständig als Natursee angelegt, der zweite 
dient als Sportsee, ein dritter als Badesee. Ähnli­
che Planungen werden derzeit im Bereich Park­
stetten bei Straubing verwirklicht. Dazu treten 
Nutzungsregelungen an den Badeseen, die an be­
stimmten Stellen ein Surf- oder Seglerangebot ent­
halten, an anderer Stelle entsprechende Verbote.

Auch Wanderer, Pistenskifahrer oder Skilangläu­
fer werfen zunehmend Probleme auf. Um Schäden 
durch Wanderer und Bergwanderer möglichst in 
Grenzen zu halten, sind wir bemüht, ein leistungs­
fähiges Wanderwegenetz, das im wesentlichen 
besteht, so zu unterhalten und ggf. auszubauen, 
daß Trittschäden neben den Wegen oder auf Ab­
kürzungen und Steigen möglichst vermieden wer­
den. Die Förderung von Skipisten ist schon vor 
Jahren eingestellt worden. Die damit verbundenen 
Probleme der mangelnden Wasserrückhaltung 
und des Artenschwundes sind Ihnen wahrschein­
lich bekannt. Im übrigen wird durch den schon seit 
Anfang der 70er Jahre geltenden Alpenplan in 
Bayern ohnehin schon seit diesem Zeitpunkt die 
Erschließung des Alpenbereiches stark einge­
schränkt, da 43 % der schützenswerten Fläche 
überhaupt von Erschließung freizuhalten sind und 
in weiteren 23 % ein eingehendes Prüfungsverfah­
ren stattfindet. Bei Langläufern schließlich verlan­
gen wir überall da, wo wir ein Loipenspurgerät 
fördern, die Vorlage eines Loipennetzes, das mit 
dem Naturschutz abgestimmt wird. So soll zumin- 
destens die Loipenführung dazu beitragen, daß 
nicht Wild aus der Winterruhe aufgeschreckt wird. 
Sicher können wir damit aber nicht verhindern, 
daß einzelne Langläufer sich fernab der Piste ihre 
Spur suchen. Hier hilft nur eine nachdrückliche 
Umwelterziehung, wie wir sie mit Hilfe von Merk­
blättern für Wanderer, Skifahrer, Langläufer aber 
auch Wassersportler immer wieder versuchen. 
Gerade im Bereich der Skilangläufer wird deut­
lich, daß auch die sog. sanfte Erholung, also die 
Erholung mit möglichst wenig technischer Infra­
struktur, ihre Probleme mit sich bringt. Entspre­
chendes gilt für die sog. Variantenfahrer im al­
pinen Bereich, die vielfach Verletzungen der 
Grasnarbe, aber auch von Jungbäumen verursa­
chen. Auch hier können nur erzieherische Maß­
nahmen weiterhelfen.

Chancen für die Landwirtschaft

Schwieriger ist für mich die Darstellung von 
Chancen für die Landwirtschaft. Hier möchte ich 
zunächst daraufhinweisen, daß Freizeit und damit 
verbunden auch Fremdenverkehr insgesamt eine 
erhebliche positive Wirkung für die Landwirt­
schaft haben. So finden etwa 40 % der 17.000 land­
wirtschaftlichen Betriebe in Südtirol heute einen 
Nebenerwerb im Fremdenverkehr, wodurch die 
Auswanderungstendenzen dort gestoppt werden 
konnten. Im benachbarten Tirol finden allein 2.400 
bäuerliche Arbeitskräfte im Winter Beschäftigung

in den Skigebieten, während sie sonst wohl arbeits­
los wären.

Aber auch für unseren Bereich gilt die Faustregel, 
daß 50 % des Fremdenverkehrsumsatzes zu Ein­
kommen in die betreffende Region führen, an 
denen auch die Landwirtschaft partizipiert. In der 
Bundesrepublik bestehen heute noch etwas über 
700.000 landwirtschaftliche Betriebe; ein Drittel 
davon in Bayern. Für unsere Landwirtschaft sind 
die sich aus dem Fremdenverkehr, und damit aus 
der Freizeit ergebenden Chancen mit folgenden 
Schlagworten zu benennen:

-  Urlaub auf dem Bauernhof; diese Form der Er­
holung findet bei gestiegenen Ansprüchen der Gä­
ste immer noch rege Nachfrage,

-  Untervermieten von Zimmern und Ferienwoh­
nungen; gerade letztere Form der Vermietung ist 
wenig arbeitsintensiv und deshalb immer belieb­
ter, da sie die Personalkapazität des landwirt­
schaftlichen Betriebs am wenigsten belastet,

-  unmittelbarer Verkauf von Lebensmitteln an Fe­
riengäste,

-  Tätigkeit im Skibetrieb (Lift, Versorgungskiosk, 
Betrieb von Loipenspurgeräten),

-  Einnahmen aus der Vermietung von Parkflächen 
im Sommer und Winter; solche Einnahmen kön­
nen, wie im Bereich Spitzingsee, zu erheblichen 
Einkommen für die Beteiligten führen,

-  Golfplätze im ländlichen Raum können im Ein­
zelfall zu einer vielseitigen Einkommensgestaltung 
des landwirtschaftlichen Betriebs führen und zu­
gleich ein Mittel der Produktionsbeschränkung 
sein. Auch die Pflege dieser Flächen ist eine Mög­
lichkeit der Einkommensverbesserung,

-  Campingmöglichkeiten sind im begrenzten Um­
fang im Umfeld der landwirtschaftlichen Betriebe 
möglich, soweit die Kapazität der sanitären Ein­
richtungen dazu ausreicht,

-  Reitgelegenheiten und Pferdebetreuung sind 
ebenfalls Erwerbszweige mit wohl immer noch 
steigender Nachfrage,

-  Auch die Verpachtung von Fischteichen an 
Sport- und Angelvereine hat sich, wo die Gelegen­
heit dazu besteht, bewährt. Sie führt zugleich zu 
einer sozialen Kontrolle des Umfelds dieser Tei­
che, so daß Schuttabladen u.ä. eher vermieden 
werden.

Schluß

Damit zeigt sich: Freizeit ist für den einzelnen eine 
Chance, sie muß aber sinnvoll genutzt werden; ins-
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besondere ist es notwendig, daß der einzelne sich 
stärker als bisher körperlich in der Freizeit betä­
tigt, weil dazu im Beruf kaum noch Gelegenheit 
besteht. Richtig angelegte Freizeitanlagen müssen 
die Natur nicht belasten, sondern können sie ent­
lasten und bereichern. Freizeitverhalten kann, 
wenn es vernünftig gelenkt wird, ebenfalls weitge­
hend ohne Belastung der Natur erfolgen. Die po­
sitiven Auswirkungen der Freizeit für landwirt­
schaftliche Erwerbsmöglichkeiten sind vielfältig 
und dürfen in einer Bilanzierung der Überschuß­
probleme keineswegs zu gering gewichtet werden.

Hier bestehen für die Zukunft noch Ausweitungs­
möglichkeiten.

Anschrift des Verfassers:
Ltd. Min.-Rat Rüdiger Hojsch 
Bayer. Staatsministerium für Landes­
entwicklung und Umweltfragen 
Rosenkavalierplatz 2 
D-8000 München 81
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Berücksichtigung des Naturschutzes bei Planungen 
und Maßnahmen der städtebaulichen Siedlung, des 
Verkehrs und der Wasserwirtschaft
Lothar Schultz-Pernice*

Unter den verschiedenen Aspekten des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege ist im Zusam­
menhang mit dem Seminarthema insbesondere 
der Flächenbedarf für Siedlung, Straßenbau und 
Wasserwirtschaft von Interesse. Zu Recht wird 
seit langem der hohe Verbrauch an land- und 
forstwirtschaftlicher Fläche für Bauvorhaben be­
klagt. Auch der Bayerische Landtag hat sich wie­
derholt mit diesem Thema befaßt und die staat­
liche Bauverwaltung zu flächensparendem Bauen 
verpflichtet. Allerdings muß hier differenziert 
werden:

-  Aus der Sicht der Landwirtschaft geht es vor 
allem darum, den Verbrauch und die Zer­
schneidung landwirtschaftlicher Nutzfläche so­
weit wie möglich einzuschränken.

-  Aus der Sicht des Naturschutzes sollen der 
"Verbrauch" an intakter Landschaft, insbeson­
dere an noch naturnahen Flächen, reduziert 
und die Flächenversiegelung minimiert wer­
den. Andererseits fordert der Naturschutz 
Ausgleich bzw. Ersatz für Eingriffe, und zwar 
in der Regel durch Umwandlung intensiv ge­
nutzter landwirtschaftlicher Flächen in extensiv 
oder gar nicht genutzte Biotopflächen.

Zwischen diesen Zielen besteht also teilweise ein 
Zielkonflikt, in dem die staatlichen und kommuna­
len Bauverwaltungen als Verursacher von Eingrif­
fen und als Landverbraucher sozusagen die dritte 
Ecke des Problemdreiecks Naturschutz - Land­
wirtschaft - Bauverwaltung bilden.

Landschaftspflegerische Aspekte spielen im öf­
fentlichen Bauwesen schon seit fast zwei Jahrhun­
derten eine mehr oder minder große Rolle: Man 
denke an das Wachstum unserer Städte im 19. 
Jahrhundert, bei dem vielfach große Parks als Er­
holungsgebiete und "grüne Lungen" angelegt 
wurden, an die Bemühungen um die "Landesver­
schönerung" zur Zeit Ludwigs I. und an den 
Beginn des modernen Straßenbaus in den 30er 
Jahren. Als erster "Landschaftsanwalt" beim Bau 
der Reichsautobahnen entwickelte und verwirk­
lichte Alwin Seifert bahnbrechende Ideen zur 
landschaftsgerechten Gestaltung und Einbindung 
neuer Straßen, die nach dem Krieg weiterentwik- 
kelt und beim Ausbau des Straßennetzes bereits

zu einer Zeit umgesetzt wurden, als die Notwen­
digkeit von Naturschutz und Landschaftspflege 
noch nicht ins öffentliche Bewußtsein gedrungen 
war. Seit dem Durchbruch des Umweltbewußt­
seins, also seit etwa 10 bis 15 Jahren, steht aller­
dings nicht mehr wie früher der landschafts­
ästhetische Aspekt im Vordergrund, vielmehr hat 
sich der Schwerpunkt der Bemühungen um Natur­
schutz und Landschaftspflege in der Bauverwal­
tung heute eindeutig auf die Erhaltung der Na­
turgüter und der Leistungsfähigkeit des Natur­
haushalts verlagert.

Rechtsgrundlagen

Für das öffentliche Bauen gelten die Vorgaben des 
Bayerischen Naturschutzgesetzes in gleicher Wei­
se wie für das private Bauwesen. Darüber hinaus 
fühlt sich die Staatsbauverwaltung aufgrund ihrer 
Vorbildrolle besonders aufgerufen, in Natur- und 
Umweltschutz mit gutem Beispiel voranzugehen 
(zumindest sollte sie es!).

In die verschiedenen Fachgesetze des Bauwesens 
wurden in den letzten Jahren durchwegs Klauseln 
aufgenommen, die zumindest das Gewicht der 
Belange von Naturschutz und Landschaftspflege 
bei allen Abwägungen und Ermessensentschei­
dungen im Rahmen der Planung, Bauausführung 
und Unterhaltung von Bauten erhöhen.

Bundesfernstraßengesetz, § 3 Absatz 1, S. 2:
(bei Bau und Unterhaltung der Bundesfernstra­
ßen) "sind die sonstigen öffentlichen Belange ein­
schließlich des Umweltschutzes zu berücksich­
tigen".

Bayer. Straßen- und Wegegesetz, Artikel 9 Absatz 
1, S. 4:
"Beim Bau und der Unterhaltung der Straßen sind 
.... der Naturhaushalt und das Landschaftsbild zu 
schonen".

Baugesetzbuch, § 1 Absatz 5:
"... Bauleitpläne sollen... dazu beitragen, eine men­
schenwürdige Umwelt zu sichern und die natürli­
chen Lebensgrundlagen zu schützen und zu ent­
wickeln".

Vortrag am 23.09.1987 auf dem ANL-Seminar "Flächenumwidmungen in der Agrarlandschaft - Chancen für Gesellschaft, 
Landwirtschaft und Naturschutz" in Laufen a.d. Salzach
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Bayer. Bauordnung, Artikel 3 Absatz 1 S. 3: 
"Bauanlagen sind so anzuordnen...., daß... die na­
türlichen Lebensgrundlagen nicht gefährdet wer­
den".

Wasserhaushaltsgesetz, § 28 Absatz 1:
"Bei der Unterhaltung (der Gewässer) ist den Be­
langen des Naturhaushalts Rechnung zu tragen;

t!

Bayer. Wassergesetz, Artikel 42:
"(Die Unterhaltung der Gewässer) umfaßt insbe­
sondere die Verpflichtung... die Ufer und Ufer­
streifen möglichst naturnah zu gestalten und zu 
bewirtschaften..., die biologische Wirksamkeit des 
Gewässers zu erhellten und zu fördern,...".

In die gleiche Richtung zielt das Bayerische Natur­
schutzgesetz mit seinem Artikel 1 Absatz 2: "3. Die

Bebauung soll sich Natur und Landschaft anpas­
sen. Verkehrsanlagen sollen landschaftsgerecht 
angelegt und gestaltet werden. 4. Bei der Unter­
haltung und im Ausbau von Gewässern sollen die 
Lebensräume für Pflanzen und Tiere gesichert 
werden".
Noch wichtiger ist allerdings die in den Artikeln 6 
und 6a BayNatSchG enthaltene Eingriffsregelung, 
die den Verursacher zum Ausgleich unvermeidba­
rer Eingriffe in Natur und Landschaft durch Maß­
nahmen des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege verpflichtet (s. Ablaufschema Abb. 1). 
Diese Regelung kommt vor allem bei Straßenbau­
maßnahmen, aber auch bei wasserbaulichen 
Großbauvorhaben, wie Stützkraftstufen, Hoch­
wasserspeichern oder der Main-Donauwasser- 
straße zum Tragen, gilt aber grundsätzlich auch 
für Eingriffe durch städtebauliche Vorhaben, wie 
z.B. die Erschließung neuer Baugebiete.

Abbildung 1
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Umweltverträglichkeitsprüfung

Als "Environmental Impact Assessment" Ende der 
60er Jahre in den USA entwickelt, kam der Begriff 
der UVP Anfang der 70er Jahre zu uns und fand 
seinen Niederschlag in "Grundsätzen der Bundes­
regierung für die Prüfung der Umweltverträglich­
keit öffentlicher Maßnahmen des Bundes" (1975) 
und entsprechenden Grundsätzen der Bayeri­
schen Staatsregierung (1978). Die im Juni 1985 
vom Rat der EG erlassene UVP-Richtlinie ver­
pflichtet die Mitgliedstaaten, innerhalb von drei 
Jahren für bestimmte Projekte (u.a. Autobahnen, 
Schnellstraßen, Eisenbahnfernverkehrsstrecken, 
Schiffahrtswege, Talsperren, Städtebauprojekte

mit entsprechenden Merkmalen) eine Umweltver­
träglichkeitsprüfung durchzuführen. Tatsächlich 
wird die Umweltverträglichkeit jedoch bei Bau­
vorhaben schon seit jeher im Rahmen der erfor­
derlichen Planfeststellungs- und Genehmigungs­
verfahren geprüft, in den letzten Jahren allerdings 
mit zunehmender Gründlichkeit. Beispielhaft sei 
auf die Handhabung im Bundesfernstraßenbau 
(siehe Abb. 2) hingewiesen. Die UVP soll die Aus­
wirkungen eines Vorhabens auf die Naturgüter 
Boden, Wasser, Luft/Klima, den Naturhaushalt, 
Flora, Fauna, den Menschen, die Sachgüter und 
Flächennutzungen sowie das kulturelle Erbe er­
mitteln und bewerten. Die so festgestellte Um­
weltverträglichkeit fließt dann in die endgültige

Stufenweise, integrierte

U M W E L T V E R T R Ä G L I C H K E I T S
P R Ü F U N G

im Bundesfemstraßenbau

1. Stufej Bedarfsermittlung

"Verfahren zur Ökologischen Rlslkoein- 
schätzung von Straßenbauprojekten11

(raumbezogene Prüfung der Umwelterheblichkeit, 
Abschätzung der Beeinträchtigtangen von Natur 
und Landschaft auf der Basis Vorhand. Daten)

Ergebnis: Bedarfsplan Bundesfernstraßen

2. Stufe: Linienfindung

"Umweltverträglichkeitsstudie"

(Empfindlichkeitsuntersuchung zur Ermittlung 
trassengeeigneter Korridore u. Variantenvergleich)

Ergebnis: Linienbestimmung (BMV)

(in Bayern Integriert ln das ROV,
Ergebnis: Landesplanerlsche Beurteilung)

3.Stufe: Entwurfsbearbeitung und Planfeststellung

"Landschaftspflegerischer Begleitplan"

(Ermittlung der Eingriffe in Natur und Landschaft, 
Optimierung des Entwurfs, Ausgleichs- und ggf. 
Ersatzmaßnahmen)

Ergebnis: Vollziehbarer "Landschaftspfleger.
Haßnahmenplan"

Abbildung 2
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Abwägung mit den anderen betroffenen Belangen 
(bei einem Straßenbauprojekt z.B. Verkehrssi­
cherheit, Leistungsfähigkeit, Erschließungsfunk­
tion und raumordnerische Bedeutung, Wirtschaft­
lichkeit) ein, welche die Grundlage der Entschei­
dung über das "Ob", "Wo" und "Wie" der Verwirk­
lichung des Vorhabens bildet.

Naturschutz und Landschaftspflege bilden einen 
wichtigen Teilaspekt der Umweltverträglichkeit 
und werden in den landschaftspflegerischen Pla­
nungsbeiträgen behandelt. Vor allem ist hier auf 
den "landschaftspflegerischen Begleitplan" hinzu­
weisen, der nach Artikel 6 b BayNatSchG für alle 
Eingriffsvorhaben im Rahmen der Entwurfsbear­
beitung auszuarbeiten ist (siehe Ablaufschema 
Abb. 3).

Arbeitsschritte der
Landschaftspflegerischen

Begleltplanung

1. Zustandserfassung
2. Zustandsbewertung
3. Ermittlung der Auswirkungen 

des Projekts
4. Optimierung des Projekts 

(Vermeidung u. Verminderung
von Beeinträchtigungen)

5. Ermittlung der unvermeidbaren 
Beeinträchtigungen

6. Festlegung von Ausgleichs-, 
Ersatz- u* sonstigen landschafts­
pflegerischen Maßnahmen

7. Gegenüberstellung von Eingriff 
und Ausgleich/Ersatz

Abbildung 3

Welche Möglichkeiten bieten sich nun in den ver­
schiedenen Sparten des öffentlichen Bauwesens, 
um Naturschutzbelange zu berücksichtigen?

Städtebau

Hier handelt es sich um eine kommunale Aufgabe, 
die von der Staatsbauverwaltung lediglich durch 
Verteilung von Zuwendungen im Rahmen der 
Städtebauförderung, Erarbeitung und Veröffent­
lichung von grundlegenden Erkenntnisse in Form 
von Arbeitshilfen, durch Wettbewerbe und Ein­
zelberatung gefördert wird. Dabei werden zugun­
sten von Naturschutz und Landschaftspflege u.a. 
folgende Zielsetzungen verfolgt:

-  Verzicht auf die Inanspruchnahme ökologisch 
wertvoller Flächen für Neubaugebiete (z.B. 
Wald, Feuchtgebiete), bei unvermeidlichen 
Eingriffen Ausgleich bzw. Ersatz,

-  Erhaltung und Neuanlage naturnaher Grünan­
lagen innerhalb der Siedlungsbereiche (auch 
um die Attraktivität der Innerortsbereiche zu 
erhöhen und damit den Siedlungsdruck auf die 
freie Landschaft zu vermindern),

-  Sanierung und planvolle Innenentwicklung von 
Siedlungsgebieten, insbesondere Kerrigebieten 
(eine sehr wirkungsvolle Maßnahme zum 
Schutz der freien Landschaft vor einer Auswei­
tung der Siedlungsbereiche),

-  bevorzugte Schließung von Baulücken bzw. 
Wiederbebauung bestehender Bauflächen 
("Flächenrecycling" zur Vermeidung von Neu­
erschließungen),

-  Förderung verdichteter Wohnbebauung (nicht 
in Form von Wohnhochhäusern und Wohnma- 
schinen nach Le Corbusier, sondern in indivi­
duellen Wohnformen, wie Stadthäusern oder 
Nachbarschaftssiedlungen),

-  Schaffung naturnaher Freianlagen bei öffentli­
chen Gebäuden und Förderung von Naturgär­
ten in Wohngebieten.

Wasserwirtschaft

Im Hinblick auf die Wasserversorgung der Bevöl­
kerung und die Gesunderhaltung des Naturhaus­
halts insgesamt sieht die Wasserwirtschaft heute 
ihre wichtigste Aufgabe im Schutz der Seen, Fließ­
gewässer und des Grundwassers. Bester Garant 
für sauberes Wasser ist eine ökologisch intakte 
Landschaft. Ökologische Zielsetzungen spielen 
daher bei edlen wasserwirtschaftlichen Vorhaben 
eine entscheidende Rolle. Zumindest indirekt 
profitiert dabei auch der Artenschutz, auch wenn 
er nicht unmittelbares Ziel wasserwirtschaftlicher 
Maßnahmen ist.

Was tut die Wasserwirtschaft konkret für den Na­
turschutz?

-  Ökologisch orientierte Gewässer pflege (dazu 
gehören u.a. naturnahe Uferbepflanzungen, 
Ufersicherung mit Hilfe von Lebendbauverfah­
ren, Regenerierung von Altwässern und Altar­
men),

-  naturnaher Ausbau und Renaturierung von 
Fließgewässern,

-  Erwerb und naturnahe Gestaltung von Ufer­
streifen

-  Erwerb und naturnahe Gestaltung von Ufer­
streifen an Gewässern 1. und 2. Ordnung,

-  neue Hochwasserschutzmaßnahmen nur noch 
für Siedlungsbereiche, nicht mehr für landwirt­
schaftliche Flächen (Erhaltung der Grünnut­
zung!),

-  Vermeidung, Verminderung und Ausgleich 
von Eingriffen bei wasserbaulichen Vorhaben 
(z.B. Auwalderhaltung und -regenerierung bei 
Staustufen, Schaffung neuer Feuchtbiotope, 
Schaffung von Brutmöglichkeiten für Eisvogel 
und Uferschwalbe),
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-  bevorzugte Förderung ökologischer Maßnah­
men im Rahmen der staatlichen Zuwendungen 
zum nichtstaatlichen Wasserbau (z.B. naturna­
he Umgestaltung von Gewässern 3. Ordnung, 
erosionsmindernde Maßnahmen im Gewässer­
umfeld, Artenschutzmaßnahmen im Bereich 
von Gewässern, Erwerb bzw. langfristige An­
pachtung von Uferstreifen an Gewässern 3. 
Ordnung),

-  keine Drainung noch bestehender Feuchtwie­
sen im Rahmen von Flurbereinigungsverfah­
ren. Natürlich dient auch die Abwasserrei­
nigung in Kläranlagen letztlich Naturschutzzie­
len.

Straßenbau

Von den verschiedenen Bereichen des öffentli­
chen Bauwesens greift sicherüch der Straßenbau 
am häufigsten und schwersten in den Naturhaus­
halt ein. Das gilt zumal für den staatlichen Stra­
ßenbau (Bundesautobahnen, Bundesstraßen, 
Staatsstraßen), der sich zum überwiegenden Teil 
in der freien Landschaft vollzieht.

Der entsprechend dem Vorsorgeprinzip des Um­
weltschutzes vorrangigen Vermeidung von Ein­
griffen tragen folgende Grundsätze Rechnung:

-  Anlegung eines strengen Maßstabes bei der Er­
mittlung des Neubau- und Ausbaubedarfs (am 
umweltfreundlichsten ist in der Regel die Stra­
ße, die nicht gebaut werden muß - doch gibt es 
auch hier Ausnahmen!),

-  Vermeidung zusätzlicher Zerschneidungen 
ökologisch noch halbwegs intakter Räume 
durch Ausbau vorhandener Straßen anstelle 
von Neubau. (Der echte Neubau beschränkt 
sich heute meist auf die Schließung der Lücken 
im Autobahnnetz sowie Ortsumgehungen. Bei 
den Staats- und Kreisstraßen dominiert der 
Ausbau!),

-  Entsiegelung und ggf. Rückbau alter, entbehr­
licher Straßenflächen, soweit möglich Schaf­
fung naturnaher Flächen anstelle von Rekul­
tivierung,

-  Reduzierung von Ausbaugeschwindigkeit und 
Querschnitt auf das nach der Funktion der je­
weiligen Straße unverzichtbare Maß zur Ver­
ringerung von Flächenbedarf und Landschafts­
verbrauch,

-  flexible Handhabung der technischen Richtli­
nien für die Straßenplanung (die Grenze hegt 
dort, wo die Verkehrssicherheit unvertretbar 
beeinträchtigt wird!),

-  Vermeidung der Inanspruchnahme oder Tan- 
gierung für Naturhaushalt und Artenschutz 
wertvoller Flächen und Strukturen soweit mög­
lich.

Kann auf einen Straßenbau nicht verzichtet wer­
den und ist der Entwurf hinsichtlich Linienfüh­
rung, Querschnittsgestaltung, Lage und Aus­

bildung der Knotenpunkte, Anordnung und Ge­
staltung der Kunstbauwerke (Brücken, Durchläs­
se, Stützmauern, evtl, auch Tunnel), im Sinne von 
Naturschutz und Landschaftspflege optimiert, 
dann sind die verbleibenden Eingriffe funktions­
gerecht auszugleichen. Solche Ausgleichs- bzw. 
Ersatzmaßnahmen können z.B. sein:

-  Schaffung von Ersatzbiotopen im Straßenum­
feld und auch abseits der Straße (z.B. Feucht­
bereiche, Sukzessionsflächen, Neubegründung 
von Laubmischwald, Magerstandorte, Feldge­
hölze und Feldhecken),

-  naturnahe Gestaltung der Straßengrünflächen 
(z.B. feldheckenartige Bepflanzung, Anlage 
von Wildkraut- und Hochstaudenfluren, Fels­
bereichen, Blumenwiesen, Anlage neuer Wald­
säume),

-  gezielte Maßnahmen zur Verminderung von 
Trennwirkungen auf die Tierwelt (z.B. Amphi­
biendurchlässe, Wildunter- und -Überführun­
gen, Grünbrücken),

-  naturnahe Gestaltung von Regenrückhalte- 
und Sickerbecken (mit Tief- und Flachwasser­
zonen, Buchten, Inseln, Röhrichten und Ge­
büschen),

-  ökologisch ausgerichtete Unterhaltung und 
Pflege der Straßengrünflächen, insbesondere 
der Extensivpflegeflächen (Verzicht auf Dün­
ger und Herbizide, Mahd nicht öfters als erfor­
derlich bzw. in geeigneten Fällen überhaupt 
nicht mehr, gelegentliche Entbuschung von 
Magerrasenflächen, Durchforstung von Ge­
hölzpflanzungen) .

Verfahrensmäßige Aspekte

Bei allen Verwaltungsverfahren, die Naturschutz­
belange berühren, werden die Naturschutzbehör­
den als zuständige Stellen eingeschaltet. Darüber 
hinaus sucht die Staatsbauverwaltung meist schon 
früher, bei den ersten Planungsüberlegungen, den 
Kontakt mit dem amtlichen Naturschutz, damit 
von Anfang an die Naturschutzerfordernisse in die 
Planung einfließen und spätere Planungsänderun­
gen vermieden werden. So wirkt die untere Natur­
schutzbehörde bereits bei der Suche nach Stra- 
ßentrassen mit, wird zusammen mit der höheren 
Naturschutzbehörde im Raumordnungsverfah­
ren, bei der Ausarbeitung des Entwurfs und 
schließlich im Planfeststellungsverfahren beteiligt. 
Die Zusammenarbeit zwischen Straßenbauver­
waltung und Naturschutzbehörden ist in einer ge­
meinsamen Bekanntmachung der Staatsmini­
sterien des Innern und für Landesentwicklung und 
Umweltfragen geregelt, die in nächster Zeit neu 
gefaßt wird. Die Erfahrungen aus der Praxis 
zeigen, daß sich bei den Planungsentscheidungen 
das Gewicht der Naturschutzbelange in den letz­
ten Jahren, insbesondere wohl auch als Folge der 
Aufnahme des Umweltschutzes als Staatsziel in 
die Bayerische Verfassung 1984, spürbar erhöht 
hat.
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Fläche der
Bundesfern- und Staatsstraßen 

ln Bayern

Wald und 
Gewässer

35,4 Jé

Flächennutzung ln Bayern 
(7o ooo km2)

BAB, B, St o,8 Jé 
Verkehr Insgs. 3,8 Jé 

—  Gebäude, Freifl. 3,7 Jé 
-Sonstiges 2,9 Jé

Landwirtschaft 
54,2 Jé

Flächenaufteilung 
der Bundesfern- und Staatsstraßen 
(insges. 34 ooo ha - ca. o,8 Jé von Bayern)

befestigte
Fläche

Gehölze
9 ooo ha 

- 17 Jé

Intens ivpf1ege- 
flächen (Rasen)
11 ooo ha - 2o Jé

Grünfläche Insges. 
36 ooo ha ■ 67 Jé

Extensiv gepflegter 
Rasen
16 ooo ha « 3o Jé

Extensivpflegefläche 
Insges. 23 ooo ha - 47 Jé

Abbildung 4

Umwidmung landwirtschaftlicher Flächen

Entsprechend dem zunehmenden Grad der Be­
darfsdeckungverlagert sich in allen Bereichen des 
Bauwesens der Schwerpunkt folgerichtig von 
Neubau und Neuerschließung auf Sanierung und 
Ausbau vorhandener Anlagen und Gebäude. Da­
mit wird der Flächenverbrauch (vgl. Abb. 4) - was 
sicherlich nur zu begrüßen ist - künftig abnehmen.

Aus der Grunderwerbsstatistik für den staatlichen 
Straßenbau in Bayern (siehe Abb. 5) ist dieser 
Trend bereits ablesbar.
Er wird sich allerdings erst dann erheblich verstär­
ken, wenn der Ausbau unseres Autobahnnetzes 
weitgehend abgeschlossen sein wird, was aber 
bereits absehbar ist. Eine Entlastung der landwirt­
schaftlichen Überproduktion durch Überbauung

landwirtschaftlicher Flächen mit Siedlungen, In­
dustrie- und Verkehrsanlagen könnte ohnehin 
kein erstrebenswertes Ziel sein. Eine Verringe­
rung der landwirtschaftlichen Fläche ist heute aus­
schließlich zugunsten von naturschutzbezogenen 
Nutzungen denkbar. Hier könnten Straßenbau 
und Wasserwirtschaft möglicherweise einen Bei­
trag dadurch leisten, daß zwischen Straßen und 
Gewässern einerseits und landwirtschaftlichen 
Flächen andererseits breitere Pufferzonen ge­
schaffen werden, auf denen keine intensive Be­
wirtschaftung mehr stattfindet. Solche Flächen 
würden dem Gewässerschutz, dem Schutz stra­
ßennaher Nutzflächen vor Schadstoffimmissio­
nen, der Gestaltung des Landschaftsbildes und 
nicht zuletzt der Biotopvernetzung in der Land­
schaft dienen (eine Möglichkeit im Straßenbau 
zeigt Abb. 6)
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Grunderwerb für Bundesfern- und Staatsstrassen in Bayern (1969-1986)
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Abbildung 6

Wie eine solche Flächenextensivierung in die 
Praxis umgesetzt und für den einzelnen betroffe­
nen Landwirt tragbar gemacht werden könnte, ist 
jedoch eine Frage, die den Aufgabenbereich der 
Staatsbauverwaltung übersteigt.

Anschrift des Verfassers:
Min.-Rat Lothar Schultz-Pernice 
Oberste Baubehörde im Bayer. Staats­
ministerium des Innern 
- Sachgebiet Landschaftspflege - 
Karl-Scharnagel-Ring 60 
D-8000 München 22
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Bibliographie: Naturschutzpolitik und Landwirtschaft
Hannelore Vogel

Anmerkungen zur Bearbeitung des Themas:

Die Literaturrecherchen zur Bibliographie "Na­
turschutzpolitik und Landwirtschaft" ergaben, daß 
nur wenige Veröffentlichungen vor liegen, die 
dieses Thema umfassend betreffen. Aus diesem 
Grund war es notwendig, die Teilaspekte des 
Themas zusammenzustellen und die Literaturre­
cherchen jeweils zu diesen Teilbereichen durchzu­
führen. Die Zusammenschau ergibt dann ein Bild 
des Gesamt-Themenkomplexes. Die Einzelaspek­
te entsprechen gleichzeitig den Gliederungspunk­
ten der Bibliographie (siehe Anhang).

Die Literatur-Recherchen erfolgten hauptsächlich in der Bi­
bliothek der Bundesforschungsanstalt für Naturschutz und 
Landschaftsökologie, Bonn-Bad Godesberg. Die Verfasserin 
sowie die Herausgeberin (ANL) danken den Herren Prof. Dr. 
W. MRASS, Prof. Dr. W. ERZ und Dr. R. FLÜECK für die 
freundliche Unterstützung der Arbeit.
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